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Kurzfassung

Die meisten Menschen wissen, dass wir in einer Zeit un-
terschiedlicher Umweltkrisen leben. Dazu gehören ins-
besondere der Biodiversitätsverlust, der Klimawandel 
und die übermäßigen Einträge schädlicher Stoffe. Was 
jedoch vielen nicht bewusst ist: Eine intakte Umwelt ist 
eine Grundvoraussetzung für die Gesundheit und das 
Wohlergehen der Menschen. Umweltschutz kann Krank-
heiten vorbeugen und die Gesundheit fördern. Die Über-
schreitung von ökologischen Belastungsgrenzen hat 
auch erhebliche gesundheitliche Auswirkungen. Trotz 
der jüngsten Hitzewellen, Dürren, Starkregenereignisse 
und der COVID-19-Pandemie nehmen Politik und Ge-
sellschaft diesen Zusammenhang noch immer nicht 
ernst genug. Die multiplen Umweltkrisen führen zu 
grundlegend neuen systemischen Anforderungen an 
Politik und Gesellschaft und machen tiefgreifende Ver-
änderungen erforderlich. Bei den anstehenden Trans-
formationen, beispielsweise der Verkehrs-, Energie-, 
Agrar- und Ernährungssysteme, sowie den Maßnahmen 
zur Klimaanpassung ist es wichtig, die Gesundheits-
chancen konsequent mitzudenken und zu nutzen. Ge-
sundheit in alle Politikfelder (Health in All Policies – 
HiAP) zu integrieren, erfordert eine Zusammenarbeit 
unterschiedlicher wissenschaftlicher Disziplinen und 
Sektoren.

In Europa sind etwa 15 % der Todesfälle auf umweltbe-
dingte Risikofaktoren zurückzuführen. Auch in Deutsch-
land sind weiterhin viele Menschen von umweltbeding-
ten Erkrankungen betroffen – trotz großer Fortschritte 
im gesundheitsbezogenen Umweltschutz. So geht die 
Europäische Umweltagentur (EEA) davon aus, dass im 
Jahr 2020 28.900 zurechenbare Todesfälle auf die Be-
lastung mit Feinstaub zurückzuführen sind. Die Belas-
tungen und die daraus resultierenden Krankheiten sind 
zudem vielfach sozial ungleich verteilt. Das gilt ebenso 
für den Zugang zur Natur, die eine wichtige Ressource 
für die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen 
darstellt.

Menschen haben ein Recht auf Lebensverhältnisse, die 
Gesundheit und Wohlergehen ermöglichen. Ob sie diese 
vorfinden, liegt auch an politischen Entscheidungen, die 
außerhalb der Ressorts Umwelt oder Gesundheit getrof-
fen werden. Daher gilt es, die Potenziale in allen Sekto-
ren zu nutzen, um Umwelt und Gesundheit zu schützen. 

Damit die Gesundheitsdimensionen des Umweltschutzes 
stärker als bisher in relevante Politikentscheidungen 
integriert werden, sind verschiedene rechtliche und 
politische Weichenstellungen notwendig (Abb. 1). Als 
Orientierungsrahmen dafür schlägt der Sachverständi-
genrat für Umweltfragen (SRU) das Leitbild Ökosalute 
Politik vor.

Umweltschutz ist auch 
Gesundheitsschutz 

Für ein gesundes Leben ist es nicht nur erforderlich, 
Krankheiten zu behandeln, sondern auch, Krankheiten 
durch Prävention zu verhindern und Gesundheit zu 
fördern. In Deutschland sind laut Robert Koch-Institut 
(RKI) 74 % der Todesfälle auf nicht übertragbare Krank-
heiten (Noncommunicable Diseases – NCDs) zurück-
zuführen. Damit machen nicht übertragbare Krank
heiten wie die des Herz-Kreislauf-Systems den Großteil 
der Krankheitslast aus. Sie verlaufen häufig chronisch 
und stehen in einem engen Bezug zum Verhalten sowie 
den Lebensverhältnissen. Während Menschen ihr 
Verhalten selbst ändern können, lassen sich Lebensver-
hältnisse vor allem gesamtgesellschaftlich modifizieren 
und liegen nicht im Gestaltungsbereich der Einzelnen. 
Zu den Lebensverhältnissen gehören auch die vielfälti-
gen Einflüsse der natürlichen und der gebauten Umwelt. 

Eine besonders große Bedeutung für die Gesundheit hat 
die Belastung der Luft mit Schadstoffen, insbesondere 
mit Feinstaub – speziell auch Ultrafeinstäuben – und 
Stickstoffoxiden, aber auch Lärm. Mit dem Klimawandel 
verbunden ist die Zunahme von Extremwetterereignis-
sen wie etwa Hitzewellen, die eine Gefahr für Leben und 
Gesundheit darstellen können. 

Die Schadstoffbelastungen der Menschen nimmt seit 
Jahren zwar ab, insbesondere bei Stoffen, die bereits seit 
längerem reguliert sind wie Polychlorierte Biphenyle 
und Schwermetalle. Allerdings werden immer wieder 
neue Schadstoffe freigesetzt und es verdichten sich die 
Erkenntnisse, dass Stoffe auch aufgrund ihrer Persis-
tenz und Fähigkeit zu akkumulieren ein Gesundheits-
problem darstellen können, wie zum Beispiel per- und 
polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS). 
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Der gesundheitsbezogene Umweltschutz verfolgt zwei 
übergeordnete Ziele: erstens Menschen vor Umwelt
belastungen zu schützen und zweitens wichtige Natur-
ressourcen zu erhalten, damit alle selbstbestimmt ihre 
Gesundheit und ihr Wohlbefinden stärken können.

Umweltbelastungen haben auch 
eine soziale Dimension

Sozial benachteiligte Menschen in Stadtquartieren sind 
oft überdurchschnittlichen Umweltbelastungen ausge-
setzt. Dies sind vor allem Lärm und Luftschadstoffe, die 

vom Straßenverkehr verursacht werden. Problematisch 
ist das insbesondere für Bevölkerungsgruppen, die anfäl
liger gegenüber den jeweiligen Umweltbelastungen sind 
(z. B. Kleinkinder, Ältere, Menschen mit Vorerkrankun-
gen). Häufig gibt es in sozial benachteiligten Quartieren 
aber auch zu wenig qualitativ hochwertige, innerstädti-
sche Grünräume und Gewässer. Da Menschen ihre Umwelt 
aber nur begrenzt selbst gesundheitsförderlich gestalten 
können, ist es Aufgabe der Politik, gesunde und gerech-
te Umweltbedingungen für alle Menschen zu schaffen.

Das normative Leitbild der Umweltgerechtigkeit bietet 
der Politik und der Verwaltung Orientierung. Umwelt-

gerechtigkeit befasst sich mit der Vermeidung und dem
Abbau der sozialräumlichen Konzentration gesundheits-
relevanter Umweltbelastungen sowie der Gewährleis-
tung eines sozialräumlich gerechten Zugangs zu Umwelt
ressourcen. Um diese Ziele zu erreichen, werden zwei
Gerechtigkeitsdimensionen in den Mittelpunkt gestellt.
Erstens bezieht sich Umweltgerechtigkeit auf Fragen der
Verteilungsgerechtigkeit, das heißt, wie gesundheits
relevante Umweltressourcen und -risiken sozialräum-
lich verteilt sind. Zweitens stellt sie auch Fragen der
Verfahrensgerechtigkeit, also inwiefern Betroffene in
gesundheits- und umweltbezogene Politik- und Verwal-
tungsprozesse eingebunden werden. Wenn Politik und
Verwaltung Umweltgerechtigkeit erhöhen, verbessern
sie die gesundheitlichen Chancen aller Menschen und
tragen dazu bei, dass niemand aufgrund des Wohnortes
oder der sozialen Lage benachteiligt wird.

Gesundheitsfolgen für politisches 
Handeln wissenschaftlich
quantifizieren

Die Konsequenzen von Umweltbelastungen für die Ge-
sundheit lassen sich quantitativ darstellen: Erkrankun-
gen, Verletzungen und Risikofaktoren begrenzen die
Lebensjahre, die Menschen in Gesundheit verbringen.
Das Konzept der umweltbedingten Krankheitslasten
ermöglicht es, Umwelt- und Gesundheitsdaten zu
verknüpfen und statistisch auszuwerten. Die Methodik
macht nicht nur umweltbedingte Gesundheitsbelas
tungen, sondern auch Gesundheitsgewinne durch Um-
weltschutzmaßnahmen sichtbar. Gesundheitsgewinne
zahlen sich auch volkswirtschaftlich aus, indem sie
Kosten der medizinischen Versorgung einsparen und
Fehlzeiten im Bildungs- und Berufsleben verringern.
Die Quantifizierung der umweltbedingten Gesundheits-
folgen kann politisches Handeln unterstützen. Die ermit-
telten Daten können beispielsweise helfen, Maßnahmen
zu priorisieren und begrenzte Ressourcen effektiv ein-
zusetzen.

Beispiele für gesundheits­
bezogene Umweltbelastungen

Es gibt eine Reihe von gesundheitsbezogenen Umwelt-
belastungen, die dringend verringert werden sollten.
Im Folgenden wird auf vier ausgewählte Beispiele ein-

	ɦ 	Abbildung 1
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gerechtigkeit befasst sich mit der Vermeidung und dem 
Abbau der sozialräumlichen Konzentration gesundheits-
relevanter Umweltbelastungen sowie der Gewährleis-
tung eines sozialräumlich gerechten Zugangs zu Umwelt
ressourcen. Um diese Ziele zu erreichen, werden zwei 
Gerechtigkeitsdimensionen in den Mittelpunkt gestellt. 
Erstens bezieht sich Umweltgerechtigkeit auf Fragen der 
Verteilungsgerechtigkeit, das heißt, wie gesundheits
relevante Umweltressourcen und -risiken sozialräum-
lich verteilt sind. Zweitens stellt sie auch Fragen der 
Verfahrensgerechtigkeit, also inwiefern Betroffene in 
gesundheits- und umweltbezogene Politik- und Verwal-
tungsprozesse eingebunden werden. Wenn Politik und 
Verwaltung Umweltgerechtigkeit erhöhen, verbessern 
sie die gesundheitlichen Chancen aller Menschen und 
tragen dazu bei, dass niemand aufgrund des Wohnortes 
oder der sozialen Lage benachteiligt wird.

Gesundheitsfolgen für politisches 
Handeln wissenschaftlich 
quantifizieren

Die Konsequenzen von Umweltbelastungen für die Ge-
sundheit lassen sich quantitativ darstellen: Erkrankun-
gen, Verletzungen und Risikofaktoren begrenzen die 
Lebensjahre, die Menschen in Gesundheit verbringen. 
Das Konzept der umweltbedingten Krankheitslasten 
ermöglicht es, Umwelt- und Gesundheitsdaten zu 
verknüpfen und statistisch auszuwerten. Die Methodik 
macht nicht nur umweltbedingte Gesundheitsbelas
tungen, sondern auch Gesundheitsgewinne durch Um-
weltschutzmaßnahmen sichtbar. Gesundheitsgewinne 
zahlen sich auch volkswirtschaftlich aus, indem sie 
Kosten der medizinischen Versorgung einsparen und 
Fehlzeiten im Bildungs- und Berufsleben verringern. 
Die Quantifizierung der umweltbedingten Gesundheits-
folgen kann politisches Handeln unterstützen. Die ermit-
telten Daten können beispielsweise helfen, Maßnahmen 
zu priorisieren und begrenzte Ressourcen effektiv ein-
zusetzen.

Beispiele für gesundheits­
bezogene Umweltbelastungen 

Es gibt eine Reihe von gesundheitsbezogenen Umwelt-
belastungen, die dringend verringert werden sollten. 
Im Folgenden wird auf vier ausgewählte Beispiele ein-
gegangen, die für die Gesundheit eine hohe Bedeutung 
haben: Feinstaub in der Außenluft, Antibiotikaeinsatz 

in der Tierhaltung, PFAS und Hitzestress. An diesen 
Beispielen wird zudem offensichtlich, dass sehr unter-
schiedliche Sektoren für Gesundheitsrisiken verant-
wortlich sind.

Hohe Krankheitslasten durch 
Feinstaub

Obwohl die europäischen Grenzwerte in Deutschland 
weitestgehend eingehalten werden, verursachen Fein-
staubbelastungen in der Außenluft die höchsten um-
weltbezogenen Krankheitslasten. Feinstaub trägt zu 
Atemwegserkrankungen bei und kann auch andere 
Organe und Organsysteme wie das Herz-Kreislauf-
System beeinträchtigen. Ein besonderes Augenmerk 
liegt auf den kleinsten Partikeln, dem Ultrafeinstaub. 
Dieser kann besonders tief in den menschlichen Körper 
eindringen und unterschiedliche negative Wirkungen 
auf die Gesundheit verursachen. Bisher gibt es keinen 
gesonderten Grenzwert für Ultrafeinstäube. Verur
sacher von Feinstaubbelastungen sind insbesondere der 
Verkehr sowie Verbrennungsprozesse in der Industrie 
und den Haushalten. Die höchsten Belastungen werden 
an verkehrsnahen Stellen, meist in Städten, gemessen. 
Um die Luftqualität zu verbessern, sind daher speziell 
Maßnahmen im Verkehrssektor notwendig. Insbeson-
dere sollten Fuß- und Radverkehr sowie der ÖPNV 
gestärkt und der motorisierte Verkehr in der Stadt re-
duziert sowie entschleunigt werden. Darüber hinaus 
empfiehlt es sich, die europäischen Feinstaubgrenz-
werte stärker an die aktuellen Empfehlungen der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) anzupassen.

Verbreitung von Antibiotika­
resistenzen durch die Tierhaltung 

Die Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen gehört 
sowohl national als auch international zu den großen 
Herausforderungen der Gesundheitsversorgung. Resis-
tenzen führen dazu, dass viele bakterielle Infektions-
krankheiten immer schwerer behandelt werden können. 
Gegen einige multiresistente Erreger gibt es keine Wirk-
stoffe mehr. Der übermäßige Einsatz von Antibiotika in 
der Tierhaltung fördert die Entstehung und Ausbreitung 
resistenter Bakterienstämme. Deshalb muss die Verwen-
dung von Antibiotika in diesem Bereich weiter begrenzt 
werden. Ein transparenter Wirkstoffeinsatz und dem 
Tierwohl entsprechende Haltungsbedingungen helfen 
dabei. Außerdem sollten sogenannte Reserveantibiotika, 
also solche Wirkstoffe, die beim Menschen eingesetzt 
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werden, wenn Standardbehandlungen fehlschlagen, in 
der Tierhaltung keine Anwendung finden. Der Beitrag 
der Tierhaltung zur Entstehung von Antibiotikaresis-
tenzen zeigt die Relevanz des One Health-Ansatzes, das 
heißt die Notwendigkeit, die Gesundheit von Menschen, 
Tieren und ihrer Umwelt gemeinsam zu betrachten.

Gesundheitsrisiken von Chemikalien 
am Beispiel der PFAS 

Menschen kommen mit einer Fülle von Chemikalien in 
Kontakt, die ein Risiko für die Gesundheit darstellen 
können. Die PFAS sind ein prominentes Beispiel hierfür. 
Mehr als 4.500 Vertreter dieser Stoffgruppe befinden 
sich derzeit in der Anwendung. Sie werden in einer Viel-
zahl von Produkten eingesetzt, zum Beispiel als Textil-
beschichtungen, in Löschschäumen oder in Lebens
mittelverpackungen. PFAS sind in der Regel schwer bis 
nahezu gar nicht abbaubar, reichern sich in Organismen 
an und sind inzwischen in allen Umweltmedien und im 
Menschen nachweisbar. Bei einzelnen Vertretern der 
Stoffgruppe wurde nachgewiesen, dass sie sich negativ 
auf die menschliche Gesundheit auswirken können, bei-
spielsweise auf die Fruchtbarkeit und auf die Immun
abwehr von Kindern. Die Verwendung einzelner PFAS 
samt ihrer Salze, Vorläuferverbindungen und Polyme-
ren ist durch die europäische Chemikalienverordnung 

bereits beschränkt worden. Dies führt aber oft dazu, 
dass auf ähnliche Verbindungen ausgewichen wird, die 
toxikologisch zu wenig untersucht sind. Deshalb unter-
stützt der SRU den Vorschlag, PFAS als Stoffgruppe zu 
regulieren, mit dem Ziel, alle nicht notwendigen An
wendungen von PFAS zu beschränken. Einen solchen 
Vorschlag haben nationale Behörden aus fünf europäi-
schen Ländern am 13. Januar 2023 der Europäischen 
Chemikalienagentur (ECHA) vorgelegt.

Gesundheitsfolgen von Hitze

Durch den Klimawandel nehmen Häufigkeit und Intensi
tät von Hitzewellen in Deutschland zu. Im Sommer 2022 
starben in Deutschland schätzungsweise 4.500 Menschen 
an Hitze. Hohe Temperaturen können Erkrankungen 
wie Hitzeerschöpfung, Hitzekrämpfe oder Hitzschlag 
verursachen, aber auch Atemwegs-, Herz-Kreislauf- und 
Nierenerkrankungen auslösen oder verschlechtern. 
Schwangere, Kinder, Ältere und Kranke sind besonders 
anfällig. Obdachlose Menschen und Menschen, die im 
Freien arbeiten, sind überdurchschnittlich belastet. 
Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen sind 
wirksame Mittel, um Hitzestress in der Zukunft zu 
begrenzen. Hitzeaktionspläne, die unterschiedliche 
Maßnahmen zur Klimaanpassung bündeln, sind ein zen-
trales Instrument des Hitzeschutzes (Abb. 2). Laut der 

	ɦ 	Abbildung 2

Kernelemente der WHO-Empfehlungen zur Erstellung von Hitzeaktionsplänen 

SRU, eigene Darstellung; Datenquellen: WHO – Regional Office for Europe 2008; BMUB 2017a
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Gesundheitsministerkonferenz sollen Kommunen und 
Länder bis zum Jahr 2025 – unter Berücksichtigung 
regionaler Besonderheiten – flächendeckend Hitze
aktionspläne aufstellen. Der SRU befürwortet dieses 
Vorhaben. Der Bund kann Kommunen und Länder 
dabei unterstützen, indem er personelle und finanzielle 
Ressourcen bereitstellt, beratende und informierende 
Aufgaben übernimmt und die rechtlichen Rahmen
bedingungen für den Hitzeschutz in Deutschland 
schafft.

Die Natur ist eine zentrale 
Ressource für die menschliche 
Gesundheit

Die Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen 
sind fundamental von der Natur abhängig. Ökosysteme 
sichern nicht nur die Versorgung mit Lebensmitteln und 
anderen materiellen Gütern. Sie können auch vor Um-
weltgefahren und schädlichen Umwelteinflüssen schüt-
zen, beispielsweise vor Hochwasser oder Luftschadstof-
fen. Außerdem können Ökosysteme mit einer hohen 
Artenvielfalt das Risiko für die Entstehung und Verbrei-
tung von bestimmten Krankheiten senken. Zu diesen 
gehören insbesondere Infektionen, die durch Parasiten 
wie Stechmücken, Zecken oder Flöhe übertragen wer-
den können. Der Kontakt mit der Natur kann außerdem 
die Vielfalt der Mikroorganismen erhöhen, die den 
menschlichen Körper besiedeln. In ihrer Gesamtheit 
bilden diese Mikroorganismen das menschliche Mikro-
biom. Vermehrt sprechen wissenschaftliche Studien 
dafür, dass ein diverses Mikrobiom die Immunabwehr 
des Menschen stärkt. Naturerlebnisse können zudem 
positive Emotionen auslösen, Stress lindern und die Auf-
merksamkeitsfähigkeit wiederherstellen. Auch gehen 
Aufenthalte „im Grünen“ häufig mit körperlicher Bewe-
gung und positiven zwischenmenschlichen Interak
tionen einher. Die Natur kann also das körperliche, 
mentale und soziale Wohlbefinden über verschiedene 
Pfade fördern und ist somit eine wichtige Gesundheits-
ressource (Abb. 3).

Synergien zwischen Naturschutz 
und Gesundheit besser nutzen
Die positiven Gesundheitswirkungen der Natur sind 
unter anderem durch die intensivierte Landnutzung und 
den Biodiversitätsverlust gefährdet. Außerdem führen 
zunehmend naturferne Lebensstile dazu, dass Menschen 

weniger Gelegenheiten haben, vom gesundheitsförder-
lichen Potenzial der Natur zu profitieren. Viele Umwelt-
probleme wie der Klimawandel und die Chemikalien
belastung, aber auch ein stark auf tierische Produkte 
setzender Ernährungsstil, können die Natur und die 
menschliche Gesundheit schädigen. Daher dient der 
Naturschutz oft auch der menschlichen Gesundheit und 
der umweltbezogene Gesundheitsschutz häufig auch 
der Natur.

Natur als Gesundheitsressource 
sichern: Naturschutzziele 
konsequent umsetzen

Nur wenn die Natur wirksam geschützt wird, kann sie 
ihre positiven Gesundheitswirkungen dauerhaft ent
falten. Auch zum Wohl der menschlichen Gesundheit 
sollte die Bundesregierung daher globale, europäische 
und nationale Naturschutzziele konsequent umsetzen. 
Mit dem Beschluss von Montreal zum Schutz der Natur 
(Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework) 
wurde im Jahr 2022 ein wichtiger globaler Rahmen 
zum Schutz der Biodiversität festgelegt. Auf EU-Ebene 
sind für den Biodiversitätsschutz insbesondere das 
bestehende EU-Naturschutzrecht, die EU-Biodiversitäts
strategie bis 2030 und die geplante EU-Verordnung 
über die Wiederherstellung der Natur bedeutsam. 
Zudem verfügt Deutschland mit der Nationalen Biodi-
versitätsstrategie, der Nationalen Moorschutzstrategie 
sowie dem Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz 
über eigene ambitionierte Programme, um den Verlust 
der Biodiversität aufzuhalten. Um diese Strategien und 
Ziele auf nationaler Ebene umzusetzen, sind unter 
anderem ausreichend Finanzmittel und personelle Res-
sourcen notwendig.

Damit beeinträchtigte Ökosysteme wiederhergestellt 
werden können, bedarf es häufig langfristiger und groß-
flächiger Maßnahmen. Der Bund sollte in Abstimmung 
mit den Bundesländern dringend die rechtlichen, finan-
ziellen und administrativen Rahmenbedingungen dafür 
schaffen: Flächen zur Verfügung stellen, getroffene 
Maßnahmen dauerhaft rechtlich absichern und, wo 
nötig, Eingriffe in bestehende Nutzungsrechte finan
ziell ausgleichen. Finanzielle Mittel für einen effektive-
ren Naturschutz könnten durch einen Abbau umwelt-
schädigender Subventionen erschlossen werden.
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Naturerlebnisse fördern und eine 
gerechte Teilhabe ermöglichen

Viele positive Gesundheitswirkungen der Natur setzen
voraus, dass sie erlebt wird. Der Kontakt mit der Natur
sollte daher in jedem Lebensalter noch intensiver als
bisher gefördert werden. Dies erfordert, entsprechende
Bildungs-, Freizeit- und Erholungsangebote auszuwei-
ten. Beispielsweise wäre es förderlich, mehr Natur
erfahrungsräume zu schaffen und für verschiedene
Nutzergruppen attraktiv zu gestalten. Damit Naturer-
lebnisse potenziell allen zugutekommen, sind wohn
ortnahe Grünräume und Gewässer in allen Stadtquar-
tieren erforderlich. Diese sollten gut erreichbar und
qualitativ hochwertig sein. Außerhalb von Städten sind
naturnahe Ökosysteme und vielfältige Kulturlandschaf-
ten von überregionaler Bedeutung für das Naturerleben.
Sie sollten auch im Sinne der menschlichen Gesundheit
erhalten bzw. biodiversitätsfördernd bewirtschaftet
werden.

Leitbild Ökosalute Politik – 
ein Orientierungsrahmen für
die gesundheitsbezogene
Umweltpolitik

Um den beschriebenen Herausforderungen gerecht zu
werden, benötigt gesundheitsbezogene Umweltpolitik
einen Orientierungsrahmen. Die gesundheitsbezogene
Umweltpolitik hat im Lauf ihrer Geschichte eine Viel-
zahl von Konzepten, Leitbildern und Idealen hervor
gebracht, die teils explizit formuliert wurden, teils
dem politischen Handeln implizit zugrunde lagen. Sie
transportieren wichtige Erkenntnisse über den Zu
sammenhang von Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft.
Es bietet sich deshalb an, sie miteinander zu verknüp-
fen. Dazu hat der SRU ein neues Leitbild, das Leitbild 
Ökosalute Politik, formuliert, welches ein Kernelement
dieses Gutachtens darstellt. Das Wort „ökosalut“ ist
abgeleitet vom altgriechischen „oikos“ (dt. „Haus“),
wie in „Ökologie“, und vom lateinischen „salus“
(dt. „Gesundheit“).

Das Leitbild Ökosalute Politik baut auf zentralen Aussa-
gen bestehender Konzepte wie One Health, EcoHealth
oder Planetary Health auf. Im Kern zielt es darauf ab,
eine Umwelt zu schaffen, in der alle gut und gesund

	ɦ 	Abbildung 3

Positive Gesundheitswirkungen der Natur 

SRU, eigene Darstellung

Naturschutz und Gesundheit auch 
außerhalb des Umweltsektors 
effektiv zusammenbringen
Die positiven Gesundheitswirkungen der Natur sollten 
in allen relevanten Sektoren stärker berücksichtigt 
werden. Unter anderem besteht in der Stadt- und Land-
schaftsplanung, der Land- und Forstwirtschaft, der Was-
serwirtschaft sowie dem vorbeugenden Hochwasser- und 
Katastrophenschutz die Notwendigkeit, gemeinsame 
Handlungsfelder mit dem Natur- und Gesundheits-
schutz zu identifizieren. Dies gilt insbesondere auch 
bei Maßnahmen des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung. 

Auf EU-Ebene ist es für die Erhaltung der biologischen 
Vielfalt und ihres gesundheitsförderlichen Potenzials  

unerlässlich, die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) stär-
ker ökologisch auszurichten. Die Bundesregierung sollte 
hierfür die neu ermöglichten nationalen Spielräume 
für eine weitergehende Ökologisierung ausschöpfen. Die 
GAP sollte künftig auch genutzt werden, um die groß-
flächige Renaturierung auf landwirtschaftlichen Flächen 
finanziell zu honorieren bzw. zu kompensieren. 

Auch international ist es angezeigt, den Naturschutz 
strategischer mit Gesundheitsbelangen zu verknüpfen. 
Beispielsweise sollte neben bewährten Strategien zur 
Infektionsvorbeugung (z. B. Hygiene, Bekämpfung von 
tierischen Vektoren, Einschränkung des Wildtierhan-
dels) der Naturschutz und die damit verbundene Er
haltung der Biodiversität als eine weitere Säule der 
Pandemieprävention etabliert werden.
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Naturerlebnisse fördern und eine 
gerechte Teilhabe ermöglichen

Viele positive Gesundheitswirkungen der Natur setzen 
voraus, dass sie erlebt wird. Der Kontakt mit der Natur 
sollte daher in jedem Lebensalter noch intensiver als 
bisher gefördert werden. Dies erfordert, entsprechende 
Bildungs-, Freizeit- und Erholungsangebote auszuwei-
ten. Beispielsweise wäre es förderlich, mehr Natur
erfahrungsräume zu schaffen und für verschiedene 
Nutzergruppen attraktiv zu gestalten. Damit Naturer-
lebnisse potenziell allen zugutekommen, sind wohn
ortnahe Grünräume und Gewässer in allen Stadtquar-
tieren erforderlich. Diese sollten gut erreichbar und 
qualitativ hochwertig sein. Außerhalb von Städten sind 
naturnahe Ökosysteme und vielfältige Kulturlandschaf-
ten von überregionaler Bedeutung für das Naturerleben. 
Sie sollten auch im Sinne der menschlichen Gesundheit 
erhalten bzw. biodiversitätsfördernd bewirtschaftet 
werden.

Leitbild Ökosalute Politik –  
ein Orientierungsrahmen für 
die gesundheitsbezogene 
Umweltpolitik

Um den beschriebenen Herausforderungen gerecht zu 
werden, benötigt gesundheitsbezogene Umweltpolitik 
einen Orientierungsrahmen. Die gesundheitsbezogene 
Umweltpolitik hat im Lauf ihrer Geschichte eine Viel-
zahl von Konzepten, Leitbildern und Idealen hervor
gebracht, die teils explizit formuliert wurden, teils 
dem politischen Handeln implizit zugrunde lagen. Sie 
transportieren wichtige Erkenntnisse über den Zu
sammenhang von Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft. 
Es bietet sich deshalb an, sie miteinander zu verknüp-
fen. Dazu hat der SRU ein neues Leitbild, das Leitbild 
Ökosalute Politik, formuliert, welches ein Kernelement 
dieses Gutachtens darstellt. Das Wort „ökosalut“ ist 
abgeleitet vom altgriechischen „oikos“ (dt. „Haus“), 
wie in „Ökologie“, und vom lateinischen „salus“  
(dt. „Gesundheit“).

Das Leitbild Ökosalute Politik baut auf zentralen Aussa-
gen bestehender Konzepte wie One Health, EcoHealth 
oder Planetary Health auf. Im Kern zielt es darauf ab, 
eine Umwelt zu schaffen, in der alle gut und gesund 
leben können. Dazu umfasst das Leitbild folgende 
Grundsätze:

	ɦ Umweltschutz ist eine Voraussetzung für Gesund-
heit und Freiheit: Um sein Leben in Freiheit und 
Würde führen zu können, bedarf der Mensch nicht 
nur einer freiheitlichen, demokratischen und sozial 
gerechten Gesellschaft, sondern auch einer Umwelt, 
die seine Gesundheit bestmöglich unterstützt. Der 
Zugang zu einer sauberen, gesunden und nachhal
tigen Umwelt ist als universelles Menschenrecht 
anerkannt. Gesundheitsbezogene Umweltpolitik in 
Deutschland sollte sich dafür einsetzen, dass für alle 
Menschen in der Bundesrepublik, in Europa und welt-
weit sowie für die zukünftigen Generationen dieses 
Recht Wirklichkeit wird.

	ɦ Schutz der lokalen und der planetaren Umwelt: Die 
Gesundheit des Menschen wird durch die Umwelt-
bedingungen beeinflusst, mit denen er in unmittel-
barem Austausch steht. Gesundheitsbezogene Um-
weltpolitik beginnt deshalb beim Schutz der Umwelt 
vor Ort. Da diese lokale Umwelt jedoch auch von Um-
weltveränderungen auf planetarer Ebene beeinflusst 
wird, muss gesundheitsbezogene Umweltpolitik 
ebenso dafür Sorge tragen, dass die planetaren Be-
lastungsgrenzen eingehalten werden.

	ɦ Umwelt als Risiko und Chance für die Gesundheit: 
Umweltbezogene Krankheitsprävention basiert auf 
dem Gedanken, dass Gesundheit vor schädlichen Um-
welteinflüssen geschützt werden muss. Zusätzlich 
müssen jedoch auch die positiven Einflüsse der na
türlichen und baulichen Umwelt gestärkt werden. 
Umweltbezogene Krankheitsprävention und umwelt-
bezogene Gesundheitsförderung ergänzen einander.

	ɦ Gesundheitsressource Natur: Der Mensch ist ver
bunden mit anderen Organismen (z. B. Pflanzen, 
Tieren und Mikroorganismen) und den Ökosyste-
men, in denen und durch die er lebt. Deren Erhalt ist 
entscheidend, um die menschliche Gesundheit zu 
schützen und zu fördern.

	ɦ Gesundheitsbezogene Umweltpolitik für alle: Der Zu-
stand der Umwelt hat Auswirkungen auf die gesund-
heitliche Chancengleichheit. Menschen sind unter-
schiedlich anfällig für schädliche Umwelteinflüsse. 
Außerdem beeinflussen die sozioökonomischen Res-
sourcen und Privilegien einer Person, inwieweit sie 
sich vor schädlichen Umwelteinflüssen schützen und 
mit deren Folgen umgehen kann. Ziel der gesund-
heitsbezogenen Umweltpolitik sollte es daher sein, 
für alle Menschen möglichst sichere und gesundheits-
fördernde Lebensbedingungen zu schaffen.

ɦ Abbildung 3

Positive Gesundheitswirkungen der Natur
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	ɦ Gesundheitsbezogene Umweltpolitik mit allen: Ge-
sundheitsbezogener Umweltschutz ist Aufgabe von 
Staat und Politik. Dabei liegen die Hebel, um die 
Umwelt gesünder zu machen, oftmals außerhalb des 
Umweltressorts. Gesundheitsbezogener Umwelt-
schutz muss deshalb ein zentrales Anliegen aller 
Politikbereiche und -ebenen sein. Die Politik sollte 
in sämtlichen Sektoren geeignete Rahmenbedin
gungen für ein umwelt- und gesundheitsgerechtes 
Leben und Wirtschaften setzen. Dabei lässt sich nur 
gemeinsam mit der Zivilgesellschaft eine gesunde 
Umwelt für alle erreichen.

Instrumente für eine ökosalute 
Politik anwenden und weiter­
entwickeln

Im gesundheitsbezogenen Umweltschutz hat sich über 
Jahrzehnte hinweg eine Reihe wichtiger Instrumente 
etabliert, um Umweltbelastungen zu erkennen, zu be-
obachten und zu reduzieren. Dazu zählen insbeson-
dere das Monitoring, die Grenzwertsetzung sowie die 
Umwelt- und Gesundheitsfolgenabschätzung. Diese 
Instrumente haben sich bewährt, müssen aber fortent-
wickelt werden. Weitere Instrumente und Maßnahmen, 
die dazu dienen können, das Leitbild Ökosalute Politik 
in die Praxis zu überführen, werden nachfolgend jeweils 
themenbezogen vorgestellt. Das betrifft die Handlungs-
felder nachhaltige Chemikalienpolitik, umwelt- und 
gesundheitsbezogene Stadtentwicklung und gesund-
heitsbezogener Umweltschutz als politische Quer-
schnittsaufgabe. 

Das Monitoring dient insbesondere dazu, Risiken zu 
erkennen und zu beobachten sowie die Wirkung von 
Schutzmaßnahmen zu überprüfen. Es sollte weiter 
gestärkt und zu einem integrierten und Risiken früh 
erkennenden System weiterentwickelt werden. Dazu 
ist es hilfreich, neue Technologien wie das Non-Target 
Screening (NTS, nicht zielgerichtete Suche nach Stoff-
belastungen) zu etablieren. Darüber hinaus sollten 
Ergebnisse aus unterschiedlichen Monitoringprogram-
men verstärkt zusammengeführt werden, unter ande-
rem um Mehrfachbelastungen etwa durch Lärm und 
Luftschadstoffe frühzeitiger und besser als bisher zu 
erkennen.

Grenzwerte konkretisieren qualitativ umschriebene 
Schutzmaßstäbe, wie etwa „schädliche Umwelteinwir-
kungen“, in Gesetzen. Sie vereinfachen und vereinheit-

lichen dadurch das Verwaltungshandeln zum gesund-
heitsbezogenen Umweltschutz. Werden Grenzwerte 
festgesetzt, ist dabei stets der Stand der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse auszuwerten und einzubeziehen. 
Zugleich muss die Grenzwertsetzung aber auch demo-
kratisch legitimiert sein, wenn sie dazu dienen soll, 
gesetzlich verankerte Schutz- und Vorsorgeanforde
rungen zu konkretisieren. Grenzwerte entstehen dem-
entsprechend in einem wissensbasierten Prozess, in 
welchen wissenschaftlich-technisches Wissen, Umgang 
mit Unsicherheit und politische Erwägungen der Zu-
mutbarkeit und Verhältnismäßigkeit Eingang finden. All 
dies vollzieht sich jedoch weitgehend in einer „Black 
Box“. Rechtliche Verfahrensregelungen könnten sicher-
stellen, dass die Verfahren der Grenzwertsetzung stets 
den nötigen Anforderungen an Transparenz, Partizi
pation und Wissenschaftlichkeit entsprechen. Diese 
Regelungen sollten in den jeweiligen Fachgesetzen oder 
einem übergreifenden „Standardsetzungsverfahrens
gesetz“ festgeschrieben werden. 

Um die Gesundheitsfolgen eines Umwelteingriffs zu 
prognostizieren, sind Daten über die Vulnerabilität der 
betroffenen Bevölkerungsgruppen vor Ort, die beste-
henden Mehrfachbelastungen und Mischexpositionen 
sowie die sozialräumliche Lage notwendig. Umweltprü-
fungen, insbesondere die Strategische Umweltprüfung 
(SUP) und die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), 
sollten einen größeren Fokus auf diese gesundheits
relevanten Faktoren legen. Damit deren Aufwand jedoch 
verhältnismäßig bleibt, sollte der Umfang der zu er
hebenden Daten abhängig vom Vorhabentyp, der Be
völkerungsdichte oder besonderen Umständen des Ein-
zelfalls sein. Die Daten könnten in Planungs- und 
Genehmigungsverfahren Berücksichtigung finden, in 
denen ein Beurteilungs-, Ermessens- oder Abwägungs-
spielraum besteht oder unbestimmte Rechtsbegriffe 
zur Anwendung kommen, die nicht durch Grenzwerte 
konkretisiert sind.

Idealerweise sollte eine Gesetzesfolgenabschätzung 
wissensbasiertes Handeln der Politik unterstützen und 
gesellschaftliche Akteure in die Lage versetzen, an der 
Erarbeitung von Gesetzen mitzuwirken. Dazu muss 
die Gesetzesfolgenabschätzung schon in der Erarbei-
tungsphase stattfinden sowie frühzeitig öffentlich 
dokumentiert und diskutiert werden. Die Bundesregie-
rung sollte deshalb die Folgenabschätzung schon auf 
Referentenentwürfe anwenden. Mittelfristig sollte die 
Gesetzesfolgenabschätzung nach dem Vorbild des 
Impact-Assessment-Verfahrens der EU weiterentwickelt 
werden.
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Nachhaltiges Chemikalien­
management für das Ziel einer 
schadstofffreien Umwelt 
Die Verschmutzung von Luft, Wasser und Boden gehört 
neben dem Klimawandel und dem Biodiversitätsverlust 
zu den großen Umweltkrisen unserer Zeit. Die Euro
päische Kommission hat deshalb in ihrem Aktionsplan 
„Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden“ den 
Schutz vor Umweltverschmutzung gleichrangig neben 
den Schutz vor den Folgen des Klimawandels und des 
Biodiversitätsverlusts gestellt. Bei den schädlichen 
Stoffeinträgen spielen Chemikalien eine zentrale Rolle. 
Für Deutschland und Europa zeigen Umweltbeobach-
tungen und Umweltsurveys, dass Mensch und Umwelt 
durch verschiedene, sowohl alte als auch neue Chemi-
kalien belastet sind. Gleichzeitig wachsen die Produk-
tionskapazitäten von Chemikalien in Europa und vor 
allem weltweit unvermindert an. Für das Ziel einer 
schadstofffreien Umwelt müssen daher neue Wege hin 
zu einer nachhaltigen Chemie beschritten werden. 

Konsequent auf inhärent sichere 
und nachhaltige Chemikalien 
setzen
Die Europäische Kommission hat dazu im Oktober 2020 
in ihrer Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit eine 
neue Hierarchie der Schadstofffreiheit vorgeschlagen 
(Abb. 4). Diese setzt primär auf inhärent sichere und 
nachhaltige Chemikalien und verfolgt konsequent das 
Ziel, die Verwendung von gesundheits- und umweltge-
fährlichen Stoffen zu minimieren. Dieser Ansatz ist auch 
eine wichtige Grundlage für die Kreislaufwirtschafts-
politik der EU. Der SRU begrüßt diese Neuorientierung. 
Ein entsprechender Rahmen für die Entwicklung von 
inhärent sicheren und nachhaltigen Chemikalien ist 
gerade für Deutschland als ein Land mit einer starken 
chemischen Industrie wichtig. Das Beispiel der PFAS 
zeigt nachdrücklich, dass eine stärker vorsorgeorien-
tierte Ausgestaltung der Chemikalienregulierung not-
wendig ist, um das Ziel einer schadstofffreien Umwelt 
zu erreichen.

	ɦ 	Abbildung 4

Die neue Hierarchie der Schadstofffreiheit beim Chemikalienmanagement 

Quelle: Europäische Kommission 2020e, S. 5, verändert

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7718– 21 –



Chemikalienverordnung REACH 
zügig und ambitioniert überarbeiten

Die Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit sieht unter 
anderem eine Überarbeitung der europäischen Chemi-
kalienverordnung REACH vor und enthält hierzu eine 
Reihe von Vorschlägen. So empfiehlt sie für den Fall, 
dass Unternehmen die erforderlichen Registrierungs-
dossiers nicht regelkonform abliefern, die Sanktions-
möglichkeiten zu verschärfen. Zudem wird empfohlen, 
den sogenannten generischen Ansatz auf weitere 
Stoffgruppen mit gesundheits- und umweltgefährlichen 
Eigenschaften auszuweiten. Das bedeutet, dass die Ver-
fahren zur Verwendungsbeschränkung für diese Stoffe 
schneller und einfacher durchgeführt werden können. 
Für wesentliche Verwendungen, die für die Gesundheit, 
die Sicherheit oder das Funktionieren der Gesellschaft 
notwendig sind, soll es Ausnahmen geben. Außerdem 
sollen die Kriterien für die Gruppe der besonders be-
sorgniserregenden Stoffe, die einer Zulassungspflicht 
unterworfen werden können, um weitere gefährliche 
Eigenschaften erweitert werden. Nicht zuletzt wird 
vorgeschlagen, bei der Bewertung von Chemikalien 
einen ergänzenden Bewertungsfaktor einzuführen, der 
die Umwelt- und Gesundheitsgefahren durch das Auf-
treten von Chemikalienmischungen in der Umwelt 
stärker berücksichtigt. 

Der SRU unterstützt diese Empfehlungen. Sie sind not-
wendig, um die großen Informationsdefizite bei der 
Registrierung von Chemikalien zu bewältigen und die 
vorsorgende und effiziente Bewertung von Chemikalien 
sowie die Abschätzung des Umwelt- und Gesundheits-
risikos durch Chemikalienmischungen zu verbessern. 
Die Bundesregierung sollte deshalb die in diesem Sinn 
geplante Überarbeitung von REACH im Rahmen des 
europäischen Gesetzgebungsverfahrens unterstützen 
und auf eine zügige Umsetzung drängen. 

Städte als Knotenpunkte  
einer gesundheitsbezogenen 
Umweltpolitik

Rund zwei Drittel der Menschen in Deutschland leben 
in Städten, davon die Hälfte in Großstädten mit mehr 
als 100.000 Einwohner:innen. Vor allem in großen 
Städten verdichten sich umweltbezogene Gesundheits-
belastungen wie Hitze, Lärm oder Luftschadstoffe. 
Außerdem fehlt es in zahlreichen Großstädten an 

wohnortnahen gesundheitsfördernden Ressourcen wie 
Grünräumen oder Gewässern. Auch sind in Städten 
die Umweltbelastungen und Umweltressourcen häufig 
sozialräumlich ungleich verteilt. Dies kann unterschied-
liche Gesundheitschancen begünstigen. Menschen, die 
in sozial benachteiligten Quartieren leben, weisen auch 
aus diesen Gründen eine durchschnittlich geringere 
Lebenserwartung auf. Zugleich sind Städte aber wegen 
ihrer hohen Bevölkerungsdichte und Wirtschaftskraft 
zentral für eine nachhaltige Entwicklung und bieten 
Chancen, gesundheitsfördernde und auf Umweltge
rechtigkeit bedachte Lebenswelten zu schaffen. Um dies 
zu fördern, können Bund und Länder die Städte und 
Gemeinden mit entsprechenden Rahmenbedingungen 
unterstützen.

Gesundheitsbezogenen Umwelt­
schutz und Umweltgerechtigkeit in 
der städtischen Planung stärken

Kommunen mit über 100.000 Einwohner:innen und 
einer Bevölkerungsdichte von mehr als 1.000 Ein
wohner:innen pro Quadratkilometer sollten dazu ver-
pflichtet und dabei unterstützt werden, ein räumlich 
differenziertes und integriertes, handlungsorientiertes 
Monitoring zu Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage 
aufzustellen. Zudem wäre es sinnvoll, dass Bund und 
Länder dem Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) 
langfristig ausreichend Ressourcen bereitstellen, damit 
Gesundheitsämter vor Ort eine aktivere Rolle bei den 
städtischen Planungsprozessen ausüben können. Dazu 
gehört auch, einen Fachplan Gesundheit zu erstellen, 
um aus gesundheitsbezogener Perspektive eigene Ziel-
vorstellungen mit räumlichem Bezug einzubringen. Eine 
gesunde Umwelt wird nicht nur für die Stadtbewoh
ner:innen entwickelt, sie muss auch mit ihnen geplant 
werden. Partizipation ist daher ein wesentliches Element 
der integrierten Stadtentwicklungsplanung. Dabei ist es 
wichtig, bei der formellen und informellen Öffentlich-
keitsbeteiligung Interessen aller Bevölkerungsgruppen 
aktiv einzubeziehen. Weitere Empfehlungen des SRU 
beziehen sich unter anderem darauf, den Aspekt Umwelt
gerechtigkeit in der Bauleitplanung, im „Besonderen 
Städtebaurecht“, in den Instrumenten des planerischen 
Umweltschutzes und bei Umweltprüfungen stärker zu 
verankern. Außerdem empfiehlt der SRU eine Verbes-
serung der Organisation und Kooperation auf Bundes- 
und Länderebene zum Thema „Umwelt und Gesundheit 
unter Berücksichtigung sozialer Belange“.

Drucksache 20/7718 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 22 –



Städtische Grünräume erhalten 
und ausbauen

Grünräume bilden – als grüne Infrastruktur – eine wich-
tige Ergänzung der baulichen Infrastruktur einer Stadt. 
Sie sind für die Gesundheit und Lebensqualität der 
Einwohner:innen von großer Bedeutung. Es ist deshalb 
notwendig, dass Grünräume erhalten und weiter ausge-
baut werden. Dieses Erfordernis trifft jedoch auf einen 
steigenden Bedarf nach Wohnraum. Erfolgt der Woh-
nungsneubau durch Nachverdichtung, so geht er viel-
fach zulasten der städtischen Grünräume. Werden die 
neuen Wohnungen jedoch am Stadtrand errichtet, dehnt 
sich der urbane Raum weiter aus und beeinträchtigt 
dadurch außerstädtische Ökosysteme und Bodenfunk-
tionen. Gemäß dem Konzept der sogenannten doppel-
ten Innenentwicklung sollten deshalb Flächenreserven 
im Siedlungsbestand einerseits baulich, andererseits als 
Grün- und Freifläche entwickelt werden. Das bedeutet, 
dass innerstädtische Flächenpotenziale wie Baulücken, 
Brachflächen oder Möglichkeiten im Bestand etwa für 
die Schaffung von Wohnraum genutzt werden können. 
Zugleich sind Grünräume beispielsweise als Parks oder 
begrünte Plätze zu erhalten, qualitativ (multifunktional) 
aufzuwerten und möglichst miteinander zu vernetzen.

Um die Kommunen beim Erhalt und Ausbau von Grün-
räumen zu unterstützen, sollte der Bund das Städtebau-
recht weiterentwickeln. Der SRU empfiehlt, gemeinsam 
mit den Ländern und Kommunen und auf wissenschaft-
licher Grundlage eine „Grünraumverordnung“ zu erar-
beiten. Eine solche Verordnung könnte Orientierungs-
werte für Grünräume enthalten, etwa hinsichtlich 
Qualität oder Erreichbarkeit. Sie würde unbestimmte 
Rechtsbegriffe konkretisieren, die Grünraumentwick-
lung in der städteplanerischen Abwägung vor Ort 
stärken und ein Mindestmaß an grüner Infrastruktur 
auch in sozial benachteiligten Stadtteilen garantieren. 
Außerdem sollte der Bund das Planungsrecht anpassen. 
Das Instrument des Bebauungsplans eignet sich nicht 
nur zur Entwicklung der baulichen, sondern auch der 
grünen Infrastruktur einer Stadt. Aufgrund seines fach-
übergreifenden und zugleich verbindlichen Charakters 
ist es dazu prädestiniert, vorhandene Grünräume mög-
lichst zu erhalten und eine Trendumkehr zum weiteren 
Ausbau der grünen Infrastruktur einzuleiten. Bebau-
ungspläne können dabei durch stadtübergreifende 
Grünraumkonzepte in Flächennutzungsplänen vorbe-
reitet werden. Der Vorteil der Bebauungsplanung liegt 
auch darin, dass sie Beiträge aus den bestehenden Fach-
planungen mit aufnehmen kann, wie etwa der örtlichen 

Landschaftsplanung, der Planung des Regenwasser
managements, der Luftreinhalteplanung oder der in 
Zukunft vorgesehenen Klimaanpassungsplanung. Des-
halb sollte der Bundesgesetzgeber es den Gemeinden 
erleichtern, Bebauungspläne aufzustellen, die der Grün-
raumentwicklung dienen. In innerstädtischen Bereichen, 
für die kein Bebauungsplan vorliegt, sollten Grün- und 
Freiflächen nur dann bebaut werden dürfen, wenn wei-
terhin eine ausreichende Versorgung des Gebietes mit 
Grünräumen gesichert bleibt. Der SRU empfiehlt der 
Bundesregierung deshalb, § 34 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) an die Herausforderungen der Grünraument-
wicklung anzupassen und mithilfe der Orientierungs-
werte der genannten Grünraumverordnung zu kon
kretisieren.

Gemeinschaftsaufgabe Klimaschutz 
und Klimaanpassung einführen

Der SRU begrüßt, dass der Bund die Kommunen bei der 
großen Herausforderung der Klimaanpassung finan
ziell unterstützt. Allerdings sollte bei den Förderpro-
grammen darauf geachtet werden, dass auch Mittel für 
Personal zur Verfügung gestellt werden. Zudem sind in 
Bezug auf die Grünraumversorgung und die urbanen 
Gewässer nicht nur Mittel für die Schaffung, sondern 
auch für den Erhalt und die Pflege erforderlich. Vorzugs-
würdig ist daher eine verstetigte Förderung, die die 
Planungssicherheit für die Kommunen verbessert. 
Sinnvoll wäre es, hierfür eine neue Gemeinschaftsauf-
gabe „Klimaschutz und Klimaanpassung“ zu schaffen. 
Dafür spricht auch, dass gerade bei der Klimaanpassung 
Bedarf an einer verstärkten inhaltlichen und prozedu-
ralen Kooperation von Bund, Ländern und Kommunen 
besteht. 

Den Lebensweltenansatz durch das 
Präventionsgesetz stärken

Das Präventionsgesetz ist ein wichtiger Ansatz, um die 
Prävention und die Gesundheitsförderung zu stärken. 
Dabei werden die Lebenswelten in den Mittelpunkt 
gestellt, das heißt insbesondere die sozialen Räume, in 
denen die Menschen wohnen, lernen und arbeiten. Das 
Gesetz legt die Grundlage für die Erarbeitung einer 
umfassenden Präventionsstrategie. Bei der Weiterent-
wicklung der Strategie sollte das Potenzial der Ver
hältnisprävention, die dazu dient, gesunde Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse zu schaffen, besser genutzt werden. 
Deutlicher als bisher müssen alle Verantwortlichen 
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einbezogen und zum gemeinsamen Handeln verpflich-
tet werden. Beispielsweise sollten Akteure aus den 
Bereichen Umwelt, Gesundheit, Soziales und Stadtpla-
nung bei der Fortentwicklung der Präventionsstrategie 
stärker eingebunden werden.

Gesundheitsbezogener 
Umweltschutz als politische 
Querschnittsaufgabe

Der gesundheitsbezogene Umweltschutz bedarf integra
tiver Ansätze, die unterschiedliche Politikfelder sowie 
Ressortgrenzen überbrücken können. Hierfür müssen 
zunächst die Herausforderungen und die Erfolgsbedin-
gungen für Politikintegration berücksichtigt werden.

Koordination und Integration 
ausbauen

Erfahrungen des HiAP-Ansatzes und der Umweltpoli-
tikintegration deuten auf mehrere Integrationshemm-
nisse in der Praxis hin. Die starke institutionelle Aus-
differenzierung über unterschiedliche Politikebenen 
und -felder hinweg erschwert Politikintegration, denn 
die fachliche Verantwortlichkeit und das Eigeninteresse 
jeder einzelnen Institution führen zu Silodenken und 
bürokratischer Konkurrenz. Zudem ist es grundsätzlich 
schwierig, vielschichtige Problemzusammenhänge ad-
äquat institutionell abzubilden und zu bearbeiten. Hier-
für bedarf es einer breiten Bewusstseinsbildung für 
gesundheitsbezogene Umweltrisiken gerade auch in den 
Ministerien und Behörden, die die risikoverursachen-
den Sektoren regulieren. 

Der integrative gesundheitsbezogene Umweltschutz 
basiert auf drei Erfolgsbedingungen: Erstens fördert 
ein klares Commitment durch politische Entscheidungs
träger integrative Ansätze auf allen Politikebenen. 
Zweitens können angepasste institutionelle Verantwort-
lichkeiten den gesundheitsbezogenen Umweltschutz 
stärken. So sollte etwa die Kontrolle von Umweltaufla-
gen nicht ausschließlich bei Behörden des verursachen-
den Sektors liegen, sondern auch bei Umweltbehörden. 
Drittens unterstützt politischer Druck aus der Zivil
gesellschaft die Politikintegration. Der SRU empfiehlt 
daher, die umweltrechtlichen Verbandsklagerechte auch 
auf Verbände auszuweiten, die sich für den Schutz der 
öffentlichen Gesundheit einsetzen.

Das Aktionsprogramm Umwelt und 
Gesundheit stärken

Das Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit (APUG) 
könnte als zentrales Instrument fungieren, um den ge-
sundheitsbezogenen Umweltschutz auf Bundesebene zu 
koordinieren. Hierzu sollte es deutlich gestärkt werden. 
Bislang stehen den am APUG beteiligten Institutionen 
keine eigens dafür ausgewiesenen Ressourcen zur Ver-
fügung. Der SRU empfiehlt ein klares politisches 
Commitment zum APUG, welches sich auch in finan
ziellen und personellen Ressourcen niederschlagen 
muss. Zudem sollte das im Rahmen der deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie neu geschaffene, ressortüber-
greifende Transformationsteam „Menschliches Wohl-
befinden und Fähigkeiten; soziale Gerechtigkeit“ zur 
Integration der Themenfelder Umwelt und Gesundheit 
beitragen. Schließlich können die Kommunikations
aktivitäten des APUG einen wichtigen Beitrag leisten, 
um das öffentliche Wissen über die elementaren Zusam-
menhänge von Umwelt und Gesundheit zu verbessern. 
Der SRU rät daher, die bestehenden Informationsange-
bote sowie die Öffentlichkeitsarbeit des APUG gerade 
im digitalen Bereich auszubauen.

Fazit

Umweltschutz dient schon seit jeher auch der Gesund-
heit der Menschen. Angesichts aktueller Krisen wird die 
Abhängigkeit der Menschen von einer intakten Umwelt 
immer deutlicher. Dabei geht es nicht nur darum, Ver-
schmutzungen der Umwelt zu verhindern, die auch den 
Menschen gefährden können. Vielmehr muss der Wert 
der Natur für unser Wohlbefinden und unsere Gesund-
heit stärker in den Blick genommen werden. Es braucht 
ein neues Denken in Politik und Gesellschaft, das an
erkennt, wie stark die Gesundheit von Mensch und 
Umwelt miteinander verbunden sind. Nur wenn politi-
sches Handeln in allen relevanten Ressorts und Ebenen 
diesen Zusammenhang stärker berücksichtigt, wird es 
gelingen, eine Umwelt zu gestalten, die Gesundheit und 
Wohlergehen für alle ermöglicht. Dafür muss auch die 
soziale Dimension des gesundheitsbezogenen Umwelt-
schutzes gestärkt werden.
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1
Einleitung: Eine intakte  
Umwelt schützt und fördert 
die Gesundheit

Eine intakte Umwelt ist eine zentrale Voraussetzung für 
Gesundheit und Wohlergehen der Menschen. Umwelt­
schutz dient ganz wesentlich dazu, Krankheiten vorzu­
beugen und die Gesundheit zu fördern. Trotz großer 
Fortschritte sind in Deutschland weiterhin viele Men­
schen von umweltbezogenen Krankheiten betroffen. 
Umweltkrisen wie der Klimawandel und der Biodiver­
sitätsverlust, aber auch die Einträge schädlicher Stoffe 
verschärfen die umweltbezogenen Gesundheitspro­
bleme weiter. Zudem sind viele gesundheitsrelevante 
Umweltbelastungen ungleich verteilt. Wer in welchem 
Maß von umweltbezogenen Krankheiten betroffen ist, 
hängt auch von sozialen Faktoren ab, denn Menschen 
in  sozial schwächeren Lebensverhältnissen erkranken 
häufiger. Damit alle Menschen gut und gesund leben 
können, braucht es eine gesundheitsfördernde Gesamt­
politik.

1. Politik und Gesellschaft unterschätzen noch
immer, wie wichtig eine intakte Umwelt für die Gesund-
heit und Lebensqualität der Bevölkerung ist. Bereits vor
knapp 25 Jahren hat sich der Sachverständigenrat für
Umweltfragen (SRU) vertieft mit den Zusammenhän-
gen von Umwelt und Gesundheit auseinandergesetzt
(SRU 1999) und darauf aufmerksam gemacht, dass die
Bedeutung von Umweltproblemen für die Gesundheit
nicht ausreichend beachtet wird. Als vernachlässigte
und besonders relevante gesundheitsgefährdende
Umweltfaktoren identifizierte er Allergene, Lärm und
Ultraviolett-(UV-)Strahlung. Zudem stellte er Ansätze
eines integrierten Risikokonzepts vor. Seitdem hat sich

einiges verbessert, das Grundproblem besteht allerdings 
fort: Integrierte Ansätze des umweltbezogenen Gesund-
heitsschutzes haben in der Politik noch keine ausrei-
chende Priorität. Gegenüber anderen Interessen hat die 
Politik ökologische und gesundheitliche Belange in den 
letzten Jahrzehnten allzu oft vernachlässigt und so 
Chancen zur sozioökologischen Gestaltung einer nach-
haltigen Gesellschaft vergeben. 

2. Zwar konnten in unterschiedlichen Bereichen des
gesundheitsbezogenen Umweltschutzes einige Erfolge
erzielt werden. Beispielsweise haben sich die Trink
wasser- und Badegewässerqualität verbessert, viele
schädliche Stoffe sind reguliert und die Menge einiger
klassischer Luftschadstoffe wie Schwefeldioxid (SO2)
wurde reduziert. Dennoch resultieren auch in Deutsch-
land weiterhin erhebliche Krankheitslasten und zure-
chenbare Todesfälle insbesondere aus Feinstaub- und 
Stickstoffoxid-(NOx-)Emissionen (ORTIZ et al. 2021; 
TOBOLLIK et al. 2019; 2018b), Lärm (SRU 2020, Kap. 5; 
CLAßEN 2013) sowie Hitze (WINKLMAYR et al. 2022; 
s. Abb. 1-1). Dies ist auch das Ergebnis von nicht einge-
haltenen oder für den Gesundheitsschutz unzureichen-
den Grenzwerten. So ist beispielsweise für Luftschad-
stoffe wie Feinstaub wissenschaftlich belegt, dass sie
die menschliche Gesundheit auch unterhalb der derzeit 
geltenden EU-Grenzwerte massiv belasten (Kap. 3.1).
Etwa 15 % der Todesfälle in Europa sind auf umwelt
bedingte Risikofaktoren zurückzuführen. Zudem
schätzt die Europäische Kommission, dass die Luftver-
schmutzung durch ihre Auswirkungen auf die Gesund-
heit europaweit jährlich externe Kosten in Höhe von
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330 bis 940 Mrd. Euro verursacht (Europäische Kom-
mission 2013). Dazu zählen ökonomische Schäden durch 
verlorene Arbeitstage, Gesundheitskosten und Ernte-
verluste.

3. Die jüngsten Hitzewellen, Dürreperioden und
Starkregenereignisse, aber auch die COVID-19-Pan
demie sind erneute Weckrufe, die Gesundheitsdimen-
sionen des Umwelt-, Natur- und Klimaschutzes sowie
die hohe Gesundheitsrelevanz der Klimaanpassung
deutlich ernster als bisher zu nehmen. Theoretische
Konzepte wie Planetary Health, One Health oder Eco-
Health betonen die enge Verbindung zwischen mensch-
licher Gesundheit und dem Zustand von Ökosystemen.
Sie verweisen darauf, dass die für eine Transformation
zu einer nachhaltigen und klimaneutralen Gesellschaft 
notwendigen Veränderungen auch die menschliche
Gesundheit ins Zentrum stellen sollten (vgl. WBGU
2023). Bisherige Strategien und Ziele für nachhaltige
Entwicklung beziehen sich bereits prominent auf
Gesundheit und Lebensqualität. Allerdings werden die
Strategien nur in Ansätzen umgesetzt (vgl. z. B. SRU
2019a) und gerade Synergien zwischen Umwelt und
Gesundheit werden häufig nicht genutzt. Konkret fehlt

es in Deutschland beispielsweise in vielen Fällen an 
ambitionierten gesundheitsrelevanten Umweltregulie-
rungen. Zudem ist der Vollzug bestehender Regulierun-
gen oft unzureichend. Dabei sind Probleme häufig schon 
lange bekannt und vielfach Lösungen verfügbar. 

4. Die multiplen Umweltkrisen – Klimawandel, Bio-
diversitätsverlust und Einträge schädlicher Stoffe –
führen zu grundlegend neuen systemischen Anforde-
rungen und machen tiefgreifende gesellschaftliche
Veränderungen erforderlich. Die Folgen des Klimawan-
dels sind in Deutschland bereits heute stark spürbar und 
wirken sich negativ auf die physische und psychische
Gesundheit aus (BANWELL et al. 2018; WATTS et al.
2015, S. 4; McCALL et al. 2019). Zudem steigt die Zahl
der Infektionskrankheiten, neue Krankheitserreger und 
-überträger treten auf, die UV-Strahlungsbelastung
nimmt zu und Luftverschmutzung und Pollenbelastung 
erhöhen sich deutlich (KAHLENBORN et al. 2021; EIS
et al. 2010). Neben einer Zunahme von hitzebedingten
Todesfällen (WINKLMAYR et al. 2022) sind schon jetzt 
vielfältige gesundheitliche Folgen zu beobachten, die
noch weiter zunehmen werden (WATTS et al. 2019;
s. Kap. 3.4). Um Hitzestress zu mindern und damit die

	ɦ 	Abbildung 1-1

Ausgewählte Auswirkungen der Umwelt auf die menschliche Gesundheit 

 SRU, eigene Darstellung

Drucksache 20/7718 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 26 –



menschliche Gesundheit zu schützen, müssen Städte 
und deren Umland gesundheitsförderlich entwickelt 
werden. Hierfür ist eine nachhaltige klimaresiliente 
Stadt- und Regionalentwicklung wichtig, die mit den 
Maßnahmen der Mobilitätswende (Kap. 3.1) verschränkt 
sein sollte.

5. Darüber hinaus sind die Umweltmedien Boden,
Wasser und Luft durch zahlreiche schädliche Stoffe be-
lastet (Kap. 6). Als besonders problematisch haben sich 
Chemikalien erwiesen, die Lebewesen schädigen kön-
nen, schwer abbaubar sind oder sich in Organismen
anreichern. Die Europäische Union (EU) hat sich das
Ziel gesetzt, dieser besorgniserregenden Entwicklung
Einhalt zu gebieten. Sie will die Verschmutzung der
Umweltmedien auf ein Niveau senken, das nicht mehr
schädlich für die menschliche Gesundheit und die
natürlichen Ökosysteme ist, und eine schadstofffreie
Umwelt schaffen (Europäische Kommission 2021f).
Dafür hat sie den Aktionsplan „Schadstofffreiheit von
Luft, Wasser und Boden“ (Zero Pollution Action Plan –
ZPAP) und die Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 
(Chemicals Strategy for Sustainability) verabschiedet.
Von diesen Initiativen gehen wichtige konzeptionelle
Impulse aus. Ihre Ziele können sie allerdings nur errei-
chen, wenn sie viel stärker als bisher mit der Transfor-
mation der Verkehrs-, Energie-, Agrar- und Ernährungs-
politik verzahnt werden.

6. Nicht zuletzt gehen mit dem Rückgang der Bio
diversität und dem damit verbundenen Verlust von Öko-
systemleistungen auch wichtige Ressourcen verloren,
von denen die menschliche Gesundheit abhängig ist
(Kap. 4). Natur bietet einerseits Erholung, zum Beispiel 
in Wäldern (KOTERA et al. 2022; WEN et al. 2019) und 
anderen Landschaften. Sie ist anderseits auch essenziell 
für die Anpassung an den Klimawandel, etwa durch
Grünräume und Gewässer in Städten (ZHANG et al.
2020; SUGIYAMA et al. 2018; WHO 2016; s. Kap. 7.2).
Zukünftig wird es notwendig sein, insbesondere in den
Städten mehr Platz für Natur und ihre vielfältigen
Leistungen bereitzustellen, um die Auswirkungen des
Klimawandels abzumildern (IPCC 2018). Auch Verän-
derungen in der Land- und Forstwirtschaft können der
Gesundheit zugutekommen. Werden Schadstoffeinträge 
reduziert oder regulierende Prozesse in den Ökosyste-
men gestärkt, die zum Beispiel Luft, Wasser und Boden 
filtern oder das (lokale) Klima beeinflussen, profitieren 
Mensch und Natur. Es gibt zahlreiche Synergien zwi-
schen Naturschutz, Gesundheitsförderung, Klimaschutz 
und Klimaanpassung (CLAßEN 2008; McCALL et al.
2019). Das Bewusstsein für Gesundheitsgewinne, die

durch die Natur erreicht werden können, wächst seit 
einigen Jahren (z. B. VÖLKER et al. 2013; CLAßEN und 
BUNZ 2018; GASCON et al. 2016; van den BOSCH und 
ODE SANG 2017). Trotzdem ist dieses Wissen noch 
nicht ausreichend im Handeln von Politik, Verwaltung 
und Gesellschaft abgebildet.

7. Allerdings sind nicht alle Menschen gleicherma-
ßen von umweltbedingten Erkrankungen betroffen
(Kap.  2.2). Der Zusammenhang zwischen Umwelt
qualität, sozialer Lage und Gesundheit ist schon lange
bekannt (MOSSE und TUGENDREICH 1912). Bereits
in den 1970er- und 1980er-Jahren zeigten Studien, dass 
Umweltbelastungen und schädliche gesundheitliche
Folgewirkungen Bevölkerungsgruppen mit niedrigem
sozioökonomischen Status besonders stark belasten
(JARRE 1975; MIELCK 1985; JARRE 1976). Die soziale
Lage als ein wesentlicher Indikator für gesundheitliche
Beeinträchtigungen durch Umweltbelastungen hat in
Deutschland allerdings vergleichsweise spät Aufmerk-
samkeit erlangt. Bis heute sind sozioökonomisch be-
nachteiligte Bevölkerungsgruppen vielfach in höherem
Maße Umweltbelastungen ausgesetzt als andere Teile
der Bevölkerung. Zudem haben sie häufig einen schlech-
teren Zugang zu gesundheitsförderlichen Grünräumen. 

8. Maßnahmen, die die Gesundheit fördern, zielen
oftmals direkt auf das Verhalten ab. Das individuelle
Verhalten findet innerhalb der Rahmenbedingungen
und Lebenswelten der Menschen statt. Diese sind eben-
so zentral für die Gesundheit wie das Verhalten selbst
(LINDER et al. 2022; vgl. SRU 2023). Künftig geht es
darum, Maßnahmen, die das Verhalten und die Verhält-
nisse ändern wollen, besser zu kombinieren. Beispiels-
weise fördern Stadtquartiere mit fußgängerfreundlichen 
Strukturen die Bewegung und tragen so zu einer Ver-
besserung der individuellen Gesundheit, aber auch der
Gesundheit der Bevölkerung insgesamt bei. Maßnah-
men der Verhältnisprävention umfassen insbesondere
Anpassungen der Rahmenbedingungen (z. B. Ausbau
von Fahrradwegen, gesundes Kantinenessen, Schaffen
von Grünräumen oder Erhöhung der Tabaksteuer).

9. Damit Gesundheit nachhaltig und sozial gerecht
gefördert wird, braucht es eine Gesamtpolitik mit dem
Ziel, die Lebensverhältnisse aller Menschen gesünder
zu gestalten („Health for All“, WHO – Regional Office
for Europe 1998). Das World-Health-Organization-
(WHO-)Prinzip von „Gesundheit in allen Politikfeldern“ 
(Health in All Policies – HiAP) erfordert eine konse-
quente Zusammenarbeit unterschiedlicher wissen-
schaftlicher Disziplinen und Sektoren. Hier bietet der
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Green Deal der Europäischen Kommission eine große 
Chance, die Gesundheit aller Bevölkerungsgruppen zu 
fördern (HAINES und SCHEELBEEK 2020). Sowohl der 
Zustand der Umwelt als auch die menschliche Gesund-
heit werden maßgeblich durch andere Sektoren beein-
flusst (ZEEB 2018). So sind beispielsweise zu hohe 
Nitratwerte im Grundwasser vor allem auf die Land-
wirtschaft zurückzuführen (BMU und BMEL 2020). 
Lärmbelastungen entstehen insbesondere durch den 
Verkehr (UBA 2019a). Entsprechend tragen vor allem 
die jeweiligen Verursacher große Verantwortung – nicht 
nur für das Ausmaß der Umweltbelastungen und damit 
für die Gesundheit der Bevölkerung, sondern auch für 
die Lebensqualität. Dass es nur unzureichend gelingt, 
umweltbedingte Krankheitslasten zu vermeiden und die 
Umwelt- und Lebensverhältnisse für viele Menschen 
in bestimmten Lebenswelten zu verbessern, betrifft 
darüber hinaus auch die Raum- und Stadtentwicklung 
sowie die Bildungs- und Sozialpolitik.

10. Es zeigt sich, dass Gesundheit zu erhalten nicht
nur eine individuelle, sondern auch eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe ist. Der allgemeine Zugang zu einer 
intakten Umwelt und ihren gesundheitsfördernden Öko-
systemleistungen ist ein Gebot der Gerechtigkeit. Um
eine Umwelt zu erhalten oder zu schaffen, in der alle gut 
und gesund leben können, ist die Gesundheitsdimen
sion des Umweltschutzes viel stärker als bislang in die
relevanten Entscheidungen zu integrieren. Auch sollten 
gesundheitsbelastende Umwelteinflüsse minimiert und 
gesundheitsfördernde Lebensverhältnisse gestärkt wer-
den. Der SRU macht in diesem Sondergutachten Vor-
schläge, wie dies gelingen kann. Dafür schlägt er ein
Leitbild Ökosalute Politik vor, das der gesundheitsbe-
zogenen Umweltpolitik Orientierung geben will. Dazu
knüpft es an bestehende Konzepte zum Verhältnis von
Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft an, wie etwa One 
Health, EcoHealth und Planetary Health.
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2
Wie hängen Umwelt und 
Gesundheit zusammen?

Für den Schutz und den Erhalt der Gesundheit müssen 
Gesundheitsrisiken vermieden bzw. minimiert und 
gleichzeitig gesundheitsfördernde Faktoren gestärkt 
werden. Der Zustand der Umwelt spielt dabei eine wich­
tige Rolle. So beeinträchtigen zum Beispiel Schadstoff­
belastungen der Luft und Lärmimmissionen die Lebens­
qualität vieler Menschen und können unter anderem zu 
Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen führen. 
Die Umwelt bietet aber auch wichtige Ressourcen, die 
es den Menschen ermöglichen, selbstbestimmt ihre 
Gesundheit und ihr Wohlbefinden zu stärken. Dies ist in 
den Städten besonders wichtig. Die Auswirkungen von 
Umweltschäden auf die Gesundheit verursachen zudem 
hohe Kosten. Demgegenüber bringen Umweltschutz­
maßnahmen erhebliche ökonomische Gesundheitsge­
winne mit sich. Bei alledem muss berücksichtigt werden, 
dass die Empfindlichkeit für negative Umwelteinflüsse, 
die Belastungen und die Umweltressourcen in der Gesell­
schaft ungleich verteilt sind.

11. Die menschliche Gesundheit wird durch zahlreiche 
Faktoren beeinflusst. Dazu gehört zum Beispiel die Art
und Weise, wie wir uns ernähren, bewegen oder arbeiten, 
und nicht zuletzt auch das Umfeld, in dem wir leben.
Eine intakte Umwelt ist ein wichtiger Faktor für ein
gesundes Leben (Kap. 2.1). Der Zustand von Boden,

Wasser und Luft beeinflusst maßgeblich das Wohlbe-
finden und die Lebensqualität der Menschen.

12. Der Gesundheitsschutz beschäftigt sich damit, wie
Krankheitsgefahren (drohende Schädigung der Gesund-
heit) abgewendet und Risiken verhindert bzw. reduziert 
werden können (KUHN und BÖHM 2020). Die Gesund-
heitsförderung knüpft daran an und will die Selbst
bestimmung der Menschen über ihre Gesundheit ver-
bessern, damit sie ihre Gesundheit stärken können
(KABA-SCHÖNSTEIN 2018). Der umweltbezogene
Gesundheitsschutz greift beides in Bezug auf die Umwelt 
auf.

13. Nicht jeder Mensch ist in gleichem Maße von nega
tiven oder positiven Umwelteinflüssen betroffen, da
diese nicht gleichmäßig verteilt sind (Kap. 2.2). Möglich 
ist es auch, dass mehrere Einflüsse gleichzeitig wirken
und sich dabei gegenseitig verstärken. Zudem sind nicht 
alle Personen oder Gruppen gleich anfällig (vulnerabel) 
für schädliche Umwelteinflüsse oder im gleichen Maße
in der Lage, diese zu bewältigen (resilient).

14. Die Auswirkungen der Umwelt auf den Menschen
zu erfassen, ist anspruchsvoll (Kap. 2.3). Dafür wurden
wichtige Instrumente entwickelt, die mit einer Reihe
von Besonderheiten verbunden sind.
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2.1	 Gesundheit unter 
Umwelteinfluss und 
umweltbezogener 
Gesundheitsschutz

15. Dem Verständnis der WHO zufolge ist Gesundheit
der „Zustand eines umfassenden körperlichen, geisti-
gen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur des
Freiseins von Krankheit und Gebrechen“ (WHO o. J.,
eigene Übersetzung). Damit legt die WHO den Fokus
nicht nur auf die Entstehung (Pathogenese) und den
Verlauf von Krankheiten, sondern orientiert sich auch
an der Erhaltung und der Stärkung von Gesundheit
(Salutogenese, abgeleitet von lateinischen Wort „salus“ 
(dt. „Gesundheit“, „Wohlbefinden“) und dem altgrie-
chischen Wort „genesis“ (dt. „Geburt“, „Entstehung“)) 
(ANTONOVSKY 1997). Dabei ist der individuelle Ge-
sundheitszustand nicht nur dichotom, sprich krank oder 
gesund, sondern ein dynamischer Prozess. Eine Person
ist gesund, wenn sie „sich psychisch und sozial in Ein-
klang mit den Möglichkeiten und Zielvorstellungen und 
den jeweils gegebenen äußeren Lebensbedingungen
befindet“ (HURRELMANN und RICHTER 2013). Die
WHO folgt somit einem sehr breiten Verständnis von
Gesundheit. Im Folgenden stehen die durch die Umwelt 
vermittelten Einflüsse auf die Gesundheit der Menschen 
im Vordergrund.

16. Auch wenn in den letzten drei Jahren die COVID-
19-Pandemie die öffentliche Gesundheitsdiskussion
dominierte, sind die größten Krankheitslasten in
Deutschland auf nicht übertragbare Erkrankungen
(Noncommunicable Diseases – NCDs) zurückzuführen 
(WHO 2021a; bvpg 2021; WBGU 2023). Nicht übertrag-
bare Erkrankungen machen etwa 89 % der Krankheiten
und Ursachen für Sterbefälle aus (IHME 2023a). Dabei
handelt es sich unter anderem um Herz-Kreislauf- und
Atemwegserkrankungen, Krebs und Diabetes mellitus
Typ 2. Was das Krankheitsgeschehen betrifft, domi
nieren bei Kindern und Jugendlichen in Deutschland
Adipositas sowie Erkrankungen aufgrund von Allergien 
wie Heuschnupfen (GKV-Spitzenverband et  al. 2019;
THAMM et al. 2018). Diese vielfach chronischen Krank-
heitsbilder werden durch spezifische genetische, phy-
siologische, aber auch umwelt- und verhaltensbedingte
Risikofaktoren bestimmt.

17. Umweltbedingungen können allerdings auch Ein-
fluss auf Infektionskrankheiten haben. Das zeigt sich
beispielsweise darin, dass Luftverschmutzung das

Auftreten von Infektionskrankheiten der Atemwege 
begünstigen kann (Tz. 95). Ein anderes Beispiel ist der 
übermäßige Einsatz von Antibiotika in der Tierhaltung, 
der die Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen fördert 
und so die Behandlung von Infektionserkrankungen 
erschwert (Kap. 3.2). 

18. Besonders wichtige Faktoren, die Einfluss auf das
Krankheitsgeschehen haben, stehen mit dem Lebensstil 
im Zusammenhang und sind somit vom Menschen
beeinflussbar. Große Aufmerksamkeit erfahren dabei
die negativen Folgen einer ungesunden Ernährung und
mangelnder körperlicher Aktivität für das menschliche
Wohlbefinden (GKV-Spitzenverband et al. 2019). Neben 
den biologischen und lebensstilbezogenen Faktoren gibt 
es auch solche, die die Alltagsbedingungen betreffen,
innerhalb derer Menschen geboren werden, aufwach-
sen, lernen, arbeiten und alt werden (WHO – Commis-
sion on Social Determinants of Health 2008; Kasten 2-1).

Der Einfluss der Umwelt auf die Gesundheit
19. Die Umwelt ist eine der zentralen Determinanten
von Gesundheit. Umwelt kann verstanden werden als
die „gesamte belebte und unbelebte Umgebung ein-
schließlich der sozialen Umwelt“ (PÖSL et al. 2020). Bei 
diesem sehr breiten Verständnis wird zwischen natür-
licher Umwelt und einer soziokulturell technischen
Umwelt differenziert. In diesem Gutachten steht die
natürliche Umwelt im Vordergrund, mit allen Sphären
der Erde – Lithosphäre (Gesteinshülle der Erde), Atmo-
sphäre (Lufthülle der Erde), Hydrosphäre (Wasservor-
räte), Pedosphäre (Boden) und Biosphäre (Lebensraum 
von Pflanzen und Tieren) (ZAMG o. J.). Die Biodiver-
sität in all ihren Daseinsformen – das heißt die Vielfalt
an Ökosystemen, Arten und Genen – ist diesem Ver-
ständnis nach also nur ein Teil der natürlichen Umwelt. 
Dieser lebende Teil der natürlichen Umwelt wird in
diesem Gutachten auch als „Natur“ bezeichnet, wobei
dieser Begriff hier auch einzelne Naturelemente wie In-
dividuen einer bestimmten Tier- oder Pflanzenart sowie 
vom Menschen stark beeinflusste Ökosysteme umfasst
(Kap. 4). Neben der natürlichen ist auch die bebaute
Umwelt von hoher Relevanz für die Gesundheit, da sie
große Bedeutung für das Wohlbefinden der Menschen
hat und die natürliche Umwelt stark beeinflusst.

20. Bei den Umweltfaktoren, die die Gesundheit deter
minieren, kann zwischen lokalen Umweltveränderun-
gen und planetaren Umweltprozessen unterschieden
werden. Letztere beeinflussen indirekt über lokale
Umweltveränderungen die Gesundheit (Kasten 2-1). Ver
einfacht dargestellt tragen diese dynamischen Wechsel
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Kasten 2-1
Gesundheit im Wechselspiel lokaler und 
planetarer Umweltprozesse

Gesundheitsrisiken und gesundheitliche Chancen 
ergeben sich aus dem dynamischen Wechselspiel 
lokaler und planetarer Umweltprozesse (Abb. 2-1). 
Mit lokalen Umweltprozessen sind solche gemeint, die 
sich in einem abgrenzbaren kleinräumigen Gebiet der 
Erdoberfläche abspielen. Planetar sind Umweltprozes-
se hingegen, wenn sie sich über einen nicht abgrenz
baren weiten Teil der Erdoberfläche erstrecken. In der 
Realität gibt es noch viel mehr Ebenen, auf denen Um-
weltprozesse ablaufen. Diese reichen von der Perspek-
tive auf Atome und Moleküle bis hin zur Perspektive 
auf den gesamten Planeten und seine Prozesse. Auch 
wenn die Unterscheidung in lokale und planetare 
Ebene vor diesem Hintergrund eine vereinfachte Dar-
stellung der Realität ist, bietet sie aus analytischer 
Sicht einen geeigneten Zugang zur Komplexitäts

reduktion (DIAMOND et al. 2015). Ferner lässt sich 
Umwelt auch anhand ihrer Dimensionen differen
zieren. Die Umweltdimensionen mit den größten Aus-
wirkungen auf die menschliche Gesundheit sind das 
Klima (Klimakrise), die Biosphäre bzw. die Ökosys
teme (Biodiversitätskrise) und die Stoffströme bzw. 
die stofflichen Einträge in Boden, Wasser und Luft 
(Verschmutzungskrise).

Aus dem Zusammenspiel aller lokalen Umweltverände
rungen weltweit ergeben sich die planetaren Umwelt-
veränderungen. Auch zwischen diesen planetaren 
Umweltveränderungen bestehen Wechselwirkungen, 
die Eigendynamiken entwickeln können und auf die 
lokale Umwelt zurückwirken. Allerdings befindet sich 
der Mensch nur mit seiner lokalen Umwelt in einem 
unmittelbaren Austausch. Nicht die planetare Umwelt, 
sondern nur deren lokale Bestandteile wirken auf die 
menschliche Gesundheit ein. Daraus folgt zweierlei: 
Erstens hat die planetare Umwelt keine unmittelbaren 

	ɦ 	Abbildung 2-1

Die Gesundheitswirkungen der lokalen und planetaren Umwelt 

* �Weitere durch den Menschen beeinflusste Gesundheitsfaktoren lokaler Umwelt sind Lärm und Strahlung. Da diese 
ausschließlich lokal wirken und sich nicht auf globaler Umweltebene kumulieren, sind sie aus Gründen der 
Komplexitätsreduktion nicht im Schema enthalten.

SRU, eigene Darstellung

Lokale Umwelt* Planetare Umwelt

Menschliche
Gesundheit Ökosysteme

Wirtschaft
und

Gesellschaft
Biosphäre

Mikroklima

Lokale
Stoffeinträge

Erdklima-
system

Planetare
Stoff-
ströme

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7718– 31 –



beziehungen lokaler und planetarer Umweltprozesse zur 
Krankheitslast in Deutschland und Europa bei.

21. Im Bewusstsein der Bevölkerung ist bisher zu wenig
verankert, welchen Einfluss Umweltbedingungen auf
das Krankheitsgeschehen haben können (s. bspw.
BERGER et  al. 2019). Zu den bekanntesten umwelt
bezogenen Gesundheitsbelastungen gehören Luftschad-
stoffimmissionen sowie das in Kontakt kommen mit
(Exposition gegenüber) einer großen Vielzahl von
Chemikalien (SRU 2020; EEA 2020; s. Kap. 3). Luft-
schadstoffe sind sowohl in der Außenluft als auch in
Innenräumen von Bedeutung (Abschn. 3.1.1). Mit dem
Klimawandel verbunden ist die Zunahme von Hitze
perioden (Abschn. 3.4.1) und anderen Extremwetter
ereignissen, die auch die Gesundheit belasten. Weitere
wichtige physikalische Risikofaktoren sind Lärm – spe-
ziell Verkehrslärm –, ultraviolette und radioaktive Strah-
lung. Quelle für radioaktive Belastung ist insbesondere
das natürlich vorkommende Radon (BfS o. J.–a). Durch
die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl finden sich
regional immer noch hohe Cäsium-137-Werte in Pilzen
und Wildtieren, die über die Nahrungsaufnahme ein
Gesundheitsrisiko darstellen können (BfS o. J.–b).
Zu den biologischen Risiken gehören unter anderem die 
Ausbreitung von antibiotikaresistenten Erregern
(Abschn. 3.2.1), die Belastung der Luft mit biologischen 
Aerosolen (SRU 2004) sowie die Verbreitung invasiver,
gebietsfremder Arten, die zum Allergiegeschehen beitra
gen, wie das Beifußblättrige Traubenkraut (Ambrosia
artemisiifolia) (UBA und JKI 2015).

22. Neben stofflichen, physikalischen und biologischen 
Belastungen hat auch die Gestaltung unseres Lebens-
umfeldes Einfluss auf die Gesundheit. Zum Beispiel kann 
das Wohnumfeld durch die Bebauung, insbesondere
durch Straßen, die Mobilität von Fußgänger:innen und
den Aufenthalt im Freien einschränken oder weniger
attraktiv machen. Die Bereitschaft zu körperlicher
Aktivität wird maßgeblich durch das Lebensumfeld mit-
bestimmt (DISHMAN et al. 2013; SRU 2020). Ähnlich
wirkt sich das Fehlen von gut erreichbaren, naturnahen 
Erholungsgebieten aus (SRU 2018; s. Kap. 4.1). Diese
sind für das körperliche und psychische Wohlbefinden
wichtig (SRU 2018; s. Kap. 4). Grünflächen und urbane
Gewässer gehören somit zu den wichtigen Umweltres-
sourcen, die den Menschen dabei helfen, ihre Gesund-
heit zu erhalten und zu verbessern.

23. Die Bebauung hat auch einen indirekten Einfluss
auf die Gesundheit. Beispielsweise führt die Versiege-
lung dazu, dass Wasser schlechter versickern kann. Da-
durch werden Sturzfluten begünstigt, die eine direkte
Gefahr für Menschen darstellen. Große Betonflächen
tragen zudem zur Entstehung von Wärmeinseln bei.
Hitze beeinträchtigt Menschen zum Beispiel in Form
von Kreislauferkrankungen (Tz. 212 ff.).

Auswirkungen von Umweltbelastungen auf 
den Menschen 
24. In Europa sind etwa 15 % der Todesfälle auf um-
weltbedingte Risikofaktoren zurückzuführen (WHO –
Regional Office for Europe 2022). Die Europäische
Umweltagentur (European Environment Agency – EEA 

Gesundheitswirkungen. Nicht die Erhitzung des plane
taren, sondern des lokalen Klimas macht dem mensch-
lichen Körper zu schaffen, nicht der Zusammenbruch 
der planetaren Biosphäre, sondern der lokalen Öko-
systeme führt zum Verlust der Ökosystemleistungen. 
Zweitens kann der Mensch nicht unmittelbar auf die 
planetare Umweltebene einwirken, sondern nur in
direkt über eine Veränderung seiner eigenen lokalen 
Umwelt. Menschliche Eingriffe erfolgen an einem be-
stimmten Ort, also auf lokaler Ebene.

Die Gesamtheit lokaler Umwelteingriffe aggregiert 
sich auf planetarer Ebene (STEFFEN et al. 2015; 
WILBANKS und KATES 1999). Rückkopplungen zwi-
schen lokaler und planetarer Skala zu berücksichtigen, 
ist elementar für ein ganzheitliches Umweltverständ-
nis (FOLKE et al. 2011). Komplexe Interaktionen 

zwischen der lokalen und der planetaren Ebene finden 
etwa beim Erdklimasystem statt. Treibhauswirksame 
Gase werden zunächst in Form lokaler Emissionen 
freigesetzt (LAN et al. 2020), führen dann aber auf 
planetarer Ebene zur Veränderung der stofflichen 
Zusammensetzung der Atmosphäre und somit zur Er-
hitzung der Erde (IPCC 2022a). Der Anstieg der plane
taren Durchschnittstemperatur verändert wiederum 
das lokale Mikroklima und erhöht unter anderem die 
Wahrscheinlichkeit von Hitzewellen oder Starknieder-
schlägen (ebd.). Hinzu kommen die sich gegenseitig 
verstärkenden Effekte zwischen den Erdsystemen 
(LADE et al. 2021; 2020). Der Klimawandel schädigt 
Ökosysteme der planetaren Biosphäre und beeinträch-
tigt somit auch deren Fähigkeit, Kohlenstoff zu spei-
chern, was den Klimawandel wiederum beschleunigt 
(LADE et al. 2019).
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(dt. EUA)) geht davon aus, dass 12 % der Erkrankungen 
der Herzkranzgefäße (ischämische Herzerkrankungen) 
in Europa mit Belastungen der Außenluft im Zusam-
menhang stehen (EEA 2019b; Tab. 2-1). Das trifft eben-
falls für 17 % der Lungenkrebserkrankungen zu. Auch 
wenn nicht direkt vergleichbar, wurde für Deutschland 
berechnet, dass im Jahr 2019 7,5 % der verlorenen Le-
bensjahre aufgrund von ischämischen Herzerkrankun-
gen und 8 % aufgrund von Lungenkrebserkrankungen 
auf die Schadstoffbelastung der Luft zurückzuführen 
sind (IHME 2023b).

Umweltbezogener Gesundheitsschutz
25.	 Der umweltbezogene Gesundheitsschutz verfolgt 
das Ziel, Menschen vor negativen Einflüssen durch Um-
weltbelastungen zu schützen. Der Gesundheitsschutz 
umfasst konkrete Maßnahmen, die dazu dienen, Gefah-
ren für das Leben abzuwehren oder die Gesundheit der 
Menschen zu erhalten (KUHN und BÖHM 2020). Dazu 
gehört auch, Risiken frühestmöglich zu erkennen und 
Gefahren zu vermeiden. Dies entspricht der klassischen 
Primärprävention. Neben dem umweltbezogenen Ge-
sundheitsschutz gehören zum klassischen Gesundheits-
schutz zum Beispiel auch der Infektions- oder der Ar-
beitsschutz (Abb. 2-2). 

26.	 Ergänzt wird der Gesundheitsschutz durch die Ge-
sundheitsförderung. Sie will die persönlichen, sozialen 
und materiellen Ressourcen stärken, die notwendig sind, 
um sich gesund zu erhalten oder die Gesundheit zu 
steigern. Damit geht die Gesundheitsförderung über den 
Ansatz des Gesundheitsschutzes bzw. der Prävention 
hinaus. 

27.	 Zwischen den Maßnahmen des Gesundheitsschut-
zes, der Gesundheitsförderung und des Umweltschut-
zes gibt es eine Reihe von Schnittmengen (Abb. 2-2). 
Beispielsweise helfen Grünflächen in der Stadt dabei, 
Hitzeereignisse abzupuffern – sie dienen somit der 
Klimaanpassung. Da sie Luftschadstoffe filtern können, 
tragen sie zum Immissionsschutz bei. Gleichzeitig sind 
Grünflächen ein wichtiger Anreiz für die Menschen, sich 
im Freien zu bewegen, und damit auch Teil der Gesund-
heitsförderung. 

28.	 Die Krankheitsprävention als Teil des Gesundheits-
schutzes zielt auf die Vermeidung bzw. Reduktion ge-
sundheitsschädlicher Gefahren ab. Ihre Maßnahmen 
sollen dazu beitragen, Krankheitsrisiken zu vermeiden 
oder zu vermindern (Primärprävention; § 20 Abs. 1 
SGB V), Krankheiten frühzeitig zu erkennen (Sekundär

	ɦ 	Tabelle 2-1

Der Anteil der Luftbelastung an der Sterberate durch nicht übertragbare Krankheiten in Europa und 
weltweit

Erkrankungen Europa Global

Ischämische Herzerkrankungen

Innenraumluftbelastung 3 % 15 %

Außenluftbelastung 12 % 15 %

Lungenkrebs

Innenraumluftbelastung 2 % 17 %

Außenluftbelastung 17 % 25 %

Chronisch obstruktive Lungenerkrankung (Chronic Obstructive Pulmonary Disease – COPD)

Innenraumluftbelastung 3 % 29 %

Außenluftbelastung 3 % 8 %

SRU, eigene Darstellung; Datenquellen: WHO 2017a; EEA 2022a
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prävention) und ihre Folgen abzumildern (Tertiärprä-
vention). Präventions- und Gesundheitsförderungsmaß-
nahmen dienen dazu, das individuelle Gesundheits-  
bzw. Krankheitsverhalten oder die Lebensverhältnisse 
der Menschen gesünder zu gestalten. Beispielsweise 
fördert die Gestaltung von Stadtquartieren mit guter 
Walkability (Begehbarkeit) die Bewegung und trägt 
somit zu einer Verbesserung der individuellen, aber 
auch der bevölkerungsbezogenen Gesundheit bei. Es 
gibt Maßnahmen, die sowohl der Verhaltens- als auch 
der Verhältnisprävention dienen, die also einen Anreiz 
für die Menschen setzen, gesünder zu leben und ihnen 
zudem die dafür erforderlichen Ressourcen bereitstel-
len (LEPPIN 2018). Letzteres ist besonders wichtig für 
Kinder, Menschen mit besonderen Unterstützungsbe-
darfen und andere vulnerable Gruppen, die weniger frei 
bei der Ausübung ihres Gesundheitsverhaltens sind.

29. Der klassische Gesundheitsschutz und damit auch
die Prävention folgen einem eher krankheits- und risiko-

orientierten Ansatz. Demgegenüber nimmt die Gesund-
heitsförderung eine salutogenetische Perspektive ein, 
indem sie fragt, welche Umwelt- und Gesundheitsres-
sourcen für den Erhalt der menschlichen Gesundheit 
wichtig sind (ANTONOVSKY 1997). Das Ziel ist es, 
Individuen zu einem „selbstbestimmten, gesundheits-
orientierten Handeln“ zu befähigen (§ 20 Abs. 1 SGB V; 
zur umweltbezogenen Gesundheitsförderung s. Tz. 348). 
Eine ganze Reihe von Faktoren sind für die Prävention 
und Gesundheitsförderung wichtig. 

30. Der Umweltschutz dient zum einen dem Zweck,
die natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen zu
bewahren (anthropozentrischer Umweltschutz). Zum
anderen sieht er auch einen Mehrwert in der Erhaltung
der Natur um ihrer selbst willen (ökozentrischer Um-
weltschutz). In der Praxis jedoch verfolgt er oftmals das
Ziel, zum Gesundheitsschutz und der Gesundheitsför-
derung beizutragen (SCHLACKE 2021).

31. Je nach Fachrichtung dominiert entweder der Be-
griff des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes (Ge-
sundheitsperspektive) oder des gesundheitsbezogenen
Umweltschutzes (Umweltperspektive). Während der
umweltbezogene Gesundheitsschutz Gefahren durch
Umweltrisiken wie Lärm oder Luftschadstoffe abwehren
will und einer erweiterten Risikovorsorge dient, umfasst
der gesundheitsbezogene Umweltschutz zusätzlich
wichtige Aufgaben zur Stärkung gesundheitsförderlicher
Umweltressourcen.

32. Vielfach wird das institutionelle Verhältnis von
Umweltschutz und Gesundheitsschutz zueinander kri-
tisiert. So werden die Folgen von Umweltrisikofaktoren
für die Menschen einerseits sowie für die Tier- und
Pflanzenwelt andererseits weitgehend sektoral getrennt
voneinander erfasst und bewertet. Außerdem werden
soziokulturelle und sozioökonomische Aspekte von
Umwelt noch nicht ausreichend berücksichtigt (BÖHME
et al. 2022b).

33. Ökologische, gesundheitliche und soziale Belange
sind eng miteinander verknüpft und müssen daher auch
gemeinsam betrachtet werden (Abschn. 2.2.3). Außer-
dem sollte neben der Risikominimierung auch der Blick
auf die Bereitstellung von Umweltressourcen zur Ge-
sundheitserhaltung gerichtet werden. Dies dient dazu,
Prävention und Gesundheitsförderung zu stärken.

34. Der SRU stellt in diesem Gutachten den Begriff des
gesundheitsbezogenen Umweltschutzes in den Vorder-
grund, weil er die Bedeutung der Natur als wichtige
Gesundheitsressource mitberücksichtigt. Außerdem
beinhaltet der gesundheitsbezogene Umweltschutz die
Notwendigkeit, soziale Belange bei der Betrachtung
des Verhältnisses von Umwelt und Gesundheit stärker
als bisher zu beachten. Dem gesundheitsbezogenen Um-
weltschutz entspricht auf politischer Ebene die gesund-
heitsbezogene Umweltpolitik.

2.2 Ungleiche
Umweltbelastungen,
Gesundheitswirkungen
und Gesundheitschancen

35. Neben den sozialen und ökonomischen Faktoren
ist eine intakte Umwelt von zentraler Bedeutung für

	ɦ 	Abbildung 2-2

Umweltschutz, Gesundheitsschutz und Gesundheitsförderung 

 SRU, eigene Darstellung

Verbesserung 
der Wohn- und 

Arbeitsbedingungen

ArbeitsschutzKlimaschutz

Gewässerschutz

Kreislaufwirtschaft 
und Abfallentsorgung

Immissionsschutz

Naturschutz- und
Landschaftspflege

Bodenschutz

Infektionsschutz
Klimaanpassung

Anlagensicherheit
Arzneimittelsicherheit

Trinkwasserschutz
Katastrophenschutz

Verkehrssicherheit
Lebensmittelsicherheit 

und -hygiene
Strahlenschutz

Psychische Gesundheit stärken

Mobilitätsangebote

Bewegungs-, Freizeit- und 
Erholungsangebote

Soziale Netzwerke stärken

Gesunde Ernährung

Ges
undheit

sförderung

U
m
weltschutz Ges
un
dh

eit
ss
ch
ut
z

Drucksache 20/7718 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 34 –



31. Je nach Fachrichtung dominiert entweder der Be-
griff des umweltbezogenen Gesundheitsschutzes (Ge-
sundheitsperspektive) oder des gesundheitsbezogenen
Umweltschutzes (Umweltperspektive). Während der
umweltbezogene Gesundheitsschutz Gefahren durch
Umweltrisiken wie Lärm oder Luftschadstoffe abwehren 
will und einer erweiterten Risikovorsorge dient, umfasst 
der gesundheitsbezogene Umweltschutz zusätzlich
wichtige Aufgaben zur Stärkung gesundheitsförderlicher 
Umweltressourcen.

32. Vielfach wird das institutionelle Verhältnis von
Umweltschutz und Gesundheitsschutz zueinander kri-
tisiert. So werden die Folgen von Umweltrisikofaktoren 
für die Menschen einerseits sowie für die Tier- und
Pflanzenwelt andererseits weitgehend sektoral getrennt 
voneinander erfasst und bewertet. Außerdem werden
soziokulturelle und sozioökonomische Aspekte von
Umwelt noch nicht ausreichend berücksichtigt (BÖHME
et al. 2022b).

33. Ökologische, gesundheitliche und soziale Belange
sind eng miteinander verknüpft und müssen daher auch 
gemeinsam betrachtet werden (Abschn. 2.2.3). Außer-
dem sollte neben der Risikominimierung auch der Blick 
auf die Bereitstellung von Umweltressourcen zur Ge-
sundheitserhaltung gerichtet werden. Dies dient dazu,
Prävention und Gesundheitsförderung zu stärken.

34. Der SRU stellt in diesem Gutachten den Begriff des
gesundheitsbezogenen Umweltschutzes in den Vorder-
grund, weil er die Bedeutung der Natur als wichtige
Gesundheitsressource mitberücksichtigt. Außerdem
beinhaltet der gesundheitsbezogene Umweltschutz die
Notwendigkeit, soziale Belange bei der Betrachtung
des Verhältnisses von Umwelt und Gesundheit stärker
als bisher zu beachten. Dem gesundheitsbezogenen Um-
weltschutz entspricht auf politischer Ebene die gesund-
heitsbezogene Umweltpolitik.

2.2	 Ungleiche 
Umweltbelastungen, 
Gesundheitswirkungen 
und Gesundheitschancen

35. Neben den sozialen und ökonomischen Faktoren
ist eine intakte Umwelt von zentraler Bedeutung für
eine hohe Lebensqualität, da sie sowohl das Wohlbe
finden als auch die gesunde Entwicklung der Menschen 

fördert (UBA o. J.–a). Mit der Umwelt im Zusammen-
hang stehende Gesundheitschancen sowie gesundheit-
liche Belastungen und Krankheitsrisiken sind ungleich 
verteilt (RKI 2015b). Bildung, Einkommen, Migrations-
hintergrund und das soziale Umfeld beeinflussen, wie 
Menschen wohnen, welche Lebensstile sie haben, wel-
che Ressourcen ihnen zur Verfügung stehen und daher 
auch ihre Gesundheitsrisiken und -chancen (UBA 
2022i). Neben einem schlechteren Zugang zu Umwelt-
ressourcen können Menschen mehrfach von unter-
schiedlichen Umweltbelastungen betroffen sein. Durch 
solche Mehrfachbelastungen entstehen sich verstärken-
de Wechselwirkungen (Abschn. 2.2.1). Diese variieren 
häufig sozialräumlich, wodurch sozial benachteiligte 
Quartiere und Personengruppen überdurchschnittlich 
umweltbezogenen Gesundheitsrisiken ausgesetzt sind 
(Abschn. 2.2.3). Erhöhte Vulnerabilität und geringere 
Resilienz können ungleiche Umweltbelastungen und 
Gesundheitswirkungen verstärken (Abschn. 2.2.2). Sie 
tragen dazu bei, dass sich ungleiche Gesundheitschancen 
manifestieren. Eine soziallagenbezogene Prävention und 
Gesundheitsförderung können helfen, umweltbezogene 
gesundheitliche Ungleichheiten abzubauen.

2.2.1	 Mehrfachbelastungen und 
ihre Wechselwirkungen

36. Der Begriff der Exposition bezeichnet in der To-
xikologie und der Epidemiologie das Ausgesetztsein von 
Lebewesen gegenüber Umwelteinflüssen. Diese können 
physikalischer (z. B. Hitze, Kap. 3.4), chemischer (z. B.
per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen – PFAS,
Kap. 3.3) oder biologischer (Krankheitserreger, Tz. 265) 
Natur sein. Erhöht die Exposition das Risiko gesund-
heitlicher Beeinträchtigung, handelt es sich bei ihr um
einen Risikofaktor. Unter Schutzfaktoren werden alle
Merkmale eines Individuums, seines sozialen Umfelds
und der Gesellschaft verstanden, die das Wohlbefinden 
und die Gesundheit eines Menschen positiv beeinflussen. 

Exposition und Gesundheitswirkungen
37. Eine erhöhte Exposition gegenüber einem Risiko-
faktor führt zu einem höheren Gesundheitsrisiko. Aller
dings kann der Zusammenhang zwischen Exposition
und Gesundheitswirkung, je nach Umweltfaktor, unter-
schiedlich sein (zur Risikobewertung s. a. SRU 1999;
Abb. 2-3). So können Expositions-Risiko-Beziehungen,
die den Zusammenhang zwischen der Massenkonzen
tration und der statistischen Wahrscheinlichkeit des
Auftretens einer Erkrankung abbilden, als statistisch-
mathematische Funktionen verschiedene Formen an-

ɦ Abbildung 2-2
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nehmen. Bei einigen Umweltfaktoren besteht ein linea
rer Zusammenhang zwischen Expositionsniveau und 
Gesundheitseffekt (i in Abb. 2-3).

38.	 Die Exposition gegenüber anderen Umweltfaktoren 
kann sich auch durch einen nicht-linearen Zusammen-
hang zwischen Expositionsniveau und Gesundheits
effekt auszeichnen. So können die Gesundheitsrisiken 
bis zu einem bestimmten Expositionsniveau gering 
bleiben. Sobald eine Wirkungsschwelle jedoch über-
schritten wird, steigen die Risiken an (ii in Abb. 2-3).

39.	 Im Falle eines sogenannten j-förmigen Wirkungs-
zusammenhangs reduziert eine Expositionssteigerung 

bis zu einem bestimmten Niveau das Gesundheitsrisiko 
bzw. hat positive gesundheitliche Wirkungen (iii in 
Abb.  2-3). Wenn die Exposition über dieses Niveau 
hinaus weiter zunimmt, steigt das Gesundheitsrisiko 
jedoch wieder an.

40.	 Umweltfaktoren unterscheiden sich also unter 
anderem dadurch, ob sie als Gesundheitsrisiko wirken 
oder ob sie positive Gesundheitswirkungen haben und 
wie sich diese mit zunehmender Exposition verändern. 
Während einige Umweltfaktoren bevölkerungsbezogen 
(C in Abb. 2-4) erst bei hoher Exposition negative Ge-
sundheitseffekte bewirken (D in Abb. 2-4), führen bei 
anderen Umweltfaktoren schon relativ geringe Expo

	ɦ 	Abbildung 2-3

Lineare und nicht-lineare Wirkungszusammenhänge zwischen Umweltexposition und Gesundheitsrisiko

Anmerkung: Die dargestellten Expositions-Risiko-Beziehungen sind hypothetischer Natur und basieren nicht auf empirischen Daten. 
Die Expositions-Risiko-Beziehungen sind beispielhaft ausgewählt und ergeben kein abschließendes Bild aller möglichen Varianten. 

SRU, eigene Darstellung
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sitionen zu hohen Risiken (B in Abb. 2-4). Daraus ergibt 
sich eine Spannbreite oder ein Bereich an Umweltbedin-
gungen, der für die Menschen besonders risikoarm bzw. 
besonders gesundheitsförderlich ist (grüner Bereich in 
der Mitte von Abb. 2-4).

Expositionsvariation
41. In der Regel sind einige Teile der Bevölkerung stär-
ker exponiert als andere. Man spricht dabei von einer
Expositionsvariation. Diese kann sich auf einen einzel-
nen oder auch auf mehrere Umweltfaktoren beziehen.
Bevölkerungsgruppen, die gegenüber mehreren umwelt-
bedingten Risikofaktoren exponiert sind, erfahren
Mehrfachbelastungen.

42. Die Gesundheitseffekte von Mehrfachbelastungen
können sich gegenseitig verstärken (MAINKA und ŻAK 
2022; PICKFORD et al. 2020; ANENBERG et al. 2020).
Beispielsweise treten Luftschadstoffe nicht einzeln,
sondern als Gemisch auf. Verkehrsbedingt korrelieren
etwa NOx vor allem mit Ruß und ultrafeinen Partikeln 
(WICHMANN 2018). Solche Luftschadstoffgemische 
können die Gesundheitseffekte verstärken. Dies ist 
wichtig, weil der Mensch einem sich ändernden Gemisch 
an Luftschadstoffen ausgesetzt ist (PICKFORD et al. 
2020). Auch beim Lärm können einzelne oder mehrere 
Lärmquellen auf die Gesundheit der lokalen Bevölke-
rung einwirken. So berichteten im Jahr 2020 knapp die 
Hälfte der Menschen in Deutschland, dass sie sich 

	ɦ 	Abbildung 2-4

Integrative Darstellung der Expositions-Wirkungszusammenhänge zwischen Risiko- bzw. 
Schutzfaktoren und Gesundheitsrisiken bzw. -chancen

Anmerkung: Die Buchstaben A bis E stehen für umweltbezogene Gesundheitsfaktoren wie Hitze oder Feinstaub. Mit zunehmender 
Exposition gegenüber diesen umweltbezogenen Gesundheitsfaktoren steigen die Gesundheitsrisiken, wobei die Expositions-Risiko-
Beziehungen vom jeweiligen Faktor abhängen (s. Abb. 2-3).

SRU, eigene Darstellung
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durch Straßen-, Schienen- und Luftverkehr gestört oder 
belästigt fühlten (BMUV und UBA 2022a). Gerade im 
urbanen Raum häufen sich solche Mehrfachbelastungen 
(WOTHGE und NIEMANN 2020). 

43. Darüber hinaus können auch Mehrfachbelastun-
gen durch unterschiedliche Umweltfaktoren die Gesund-
heitsrisiken steigern (PICKFORD et al. 2020). So kann
zum Beispiel eine gesundheitsrelevante Luftschadstoff-
exposition das Herz-Kreislauf-System schwächen und
den menschlichen Organismus anfälliger für Lärmwir-
kungen machen (HUANG et al. 2013). Je nach Vorbe-
lastung durch andere Umweltrisiken können die Ge-
sundheitswirkungen durch einen zusätzlichen Stressor 
variieren. Dies zeigt sich auch beim Zusammenspiel von 
Hitze (Kap. 3.4) und bodennahem Ozon (KRUG et al.
2019; HERTIG et al. 2020; 2019). So kann das Reizgas
Ozon die Atemwege direkt schädigen, was wiederum

den Körper anfälliger gegenüber Hitzestress macht. Die 
negativen Gesundheitswirkungen von Hitze und Ozon 
verstärken sich so gegenseitig. Während für die Gesund-
heitseffekte der einzelnen Umweltstressoren häufig 
klare Evidenz vorliegt, sind für ihr Zusammenspiel noch 
nicht alle Fragen vollständig beantwortet worden. Dafür 
müssen unter anderem die (statistischen) Methoden 
der Risikoerfassung noch weiterentwickelt werden 
(PICKFORD et al. 2020).

Effektmodifikation
44. Bei gleicher Exposition gegenüber einem Umwelt-
faktor können die Gesundheitswirkungen bei verschie-
denen Menschen unterschiedlich ausfallen (Effekt
modifikation). Oder anders gesagt: Effektmodifikation 
liegt dann vor, wenn Menschen unterschiedlich anfällig 
gegenüber einer Exposition sind (Abb. 2-5). Einige
Menschen erfahren ein überdurchschnittlich hohes

	ɦ 	Abbildung 2-5

Effektmodifikation: Expositions-Wirkungszusammenhang in Abhängigkeit der individuellen Anfälligkeit 
und Resilienz

Anmerkung: Bei den dargestellten Expositions-Risiko-Beziehungen, die je Subgruppe innerhalb einer Bevölkerung variieren, handelt es 
sich um eine hypothetische Darstellung, die nicht auf empirischen Daten beruht.
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Gesundheitsrisiko durch eine Exposition gegenüber 
einem Risikofaktor, das heißt sie sind anfälliger für 
dieses Risiko. Andere Menschen haben bei gleicher 
Exposition ein geringeres Gesundheitsrisiko. Demnach 
sind sie resilienter gegenüber dem Risikofaktor. Indivi-
duelle Resilienz beschreibt die „Fähigkeit Einzelner, in 
einer Krise handlungsfähig zu bleiben und sie ohne 
substanzielle Schäden durchzustehen“ (SVR Gesundheit 
2023, S. 6). Die Summe der Resilienz aller Individuen 
einer Bevölkerung wird als  bevölkerungsbezogene oder 
gemeinschaftliche Resilienz bezeichnet (ebd.).

45.	 Merkmale wie Alter, Einkommen, Ethnie oder Ge-
schlecht können die individuelle Anfälligkeit bzw. Resi
lienz gegenüber Umweltfaktoren bestimmen. Schwange
re, Föten, Säuglinge und Kleinkinder sind beispielsweise 
überdurchschnittlich anfällig gegenüber gesundheits-
schädigenden Chemikalien (Abschn. 3.3.1), ältere Men-
schen gegenüber Hitze (Abschn. 3.4.1) und Kleinkinder 
sowie Menschen mit chronischen Atemwegs- oder Herz-
erkrankungen gegenüber Feinstaub (Abschn. 3.1.1).

2.2.2	 Vulnerabilität als 
Summenmaß für Exposition, 
Anfälligkeit und Resilienz

46.	 Der Begriff der Vulnerabilität trägt unterschied
licher Exposition, Anfälligkeit sowie Resilienz von Men-
schen Rechnung (KÖCKLER und HORNBERG 2012; 
HORNBERG und MASCHKE 2017; ADGER und BROWN 
2009, S. 110; CHAE et al. 2021). Dies entspricht einem 
erweiterten Verständnis von Vulnerabilität, welches 
über eine erhöhte Anfälligkeit oder Empfindlichkeit 
gegenüber Stressoren hinausgeht. Das bedeutet, dass 
vulnerable Bevölkerungsgruppen gegenüber Umwelt
belastungen sowohl überdurchschnittlich exponiert 
(Expositionsvariation, Tz. 41) als auch bei gleicher 
Umweltexposition in ihrer Gesundheit stärker beein-
trächtigt sind (Effektmodifikation, Tz. 44). 

47.	 Demnach setzen sich die individuellen Gesund-
heitsrisiken und -chancen aus der jeweiligen Exposi
tionsvariation sowie Effektmodifikation zusammen. So 
kann eine Person trotz einer geringen Exposition gegen-
über einem umweltbezogenen Risikofaktor ein erhöhtes 
Gesundheitsrisiko haben, wenn sie gegenüber diesem 
Risikofaktor besonders anfällig ist. (Abb. 2-6). Dass 
Menschen vulnerabel sind, gilt daher nie für all ihre 
Lebensbereiche und -abschnitte, denn es gibt keine all-
gemeine oder absolute Vulnerabilität (KÖCKLER und 

HORNBERG 2012, S. 76). Menschen sind stets vulnera-
bel gegenüber einer spezifischen Umweltexposition. Das 
Konzept der Vulnerabilität setzt daher voraus, dass man 
die Vielfalt der jeweiligen Lebenskontexte anerkennt 
und berücksichtigt.

48.	 Im Zuge der Vulnerabilitätsdiskussion hat es sich 
als sinnvoll erwiesen, eine Lebenslaufperspektive ein-
zunehmen (BOLTE et  al. 2018a; HORNBERG und 
MASCHKE 2017; KÖCKLER und HORNBERG 2012). 
Die verschiedenen Altersabschnitte beeinflussen in un-
terschiedlicher Art und Weise Gesundheit und gesund-
heitsrelevantes Verhalten. Schwangerschaft, Kindheit, 
Pubertät und Hochaltrigkeit sind Lebensphasen, die 
eine besondere Empfindlichkeit gegenüber potenziellen 
Gesundheitsrisiken mit sich bringen und Vulnerabili
täten verändern können (WHO – Regional Office for 
Europe 2021b; o. J.). Umgekehrt können Menschen in 
bestimmten Lebensphasen in besonderem Maße von ge-
sundheitsförderlichen Umweltressourcen wie innerstäd-
tischen Grünräumen und Gewässern im Wohnumfeld 
profitieren. Insbesondere ältere Menschen können so 
etwa ihre körperliche Aktivität erhalten oder belastende 
Klimafolgen wie Hitzestress kompensieren. Weitere Ein-
flussfaktoren bevölkerungsbezogener Vulnerabilität 
sind genetische Vorbelastung, physische und psychische 
Gesundheit sowie Gesundheitsverhalten (DeFUR et al. 
2007, S. 818). Aber auch natürliche, gebaute oder soziale 
Umweltbedingungen sowie bestehende Infrastrukturen 
und Versorgungssituationen der Menschen beeinflussen 
Vulnerabilität (ebd.). Auch die individuelle soziale Lage 
scheint Vulnerabilität ebenso mitzubestimmen. Daher 
müsste viel stärker als bisher in der Luftreinhalte- oder 
der Lärmaktionsplanung, aber auch in der Verkehrs
entwicklungsplanung eine soziale Differenzierung be-
rücksichtigt werden. 

2.2.3	 Sozialräumliche Unterschiede 
der Umweltrisiken und 
-ressourcen

49.	 Räume, in denen Menschen leben, lassen sich nicht 
nur durch natürliche oder administrative Grenzen (z. B. 
Flüsse oder Bezirke), sondern auch durch sozialräum
liche Grenzen einteilen. Sozialraum meint dabei den 
„sozial konstruierten Raum, der als Lebenswelt bedeu-
tend für ein Individuum oder eine Community ist“ 
(KÖCKLER 2019, S. 518). Umweltrisiken und -ressourcen 
können sich je nach Sozialraum unterscheiden. Dies be-
günstigt ungleiche Gesundheitschancen (Tz. 50–55) 
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und erfordert die verstärkte Umsetzung des normativen 
Leitbildes Umweltgerechtigkeit (Tz. 60–63).

Gesundheitliche Chancengleichheit
50. Gesundheitliche Chancengleichheit bezeichnet
„das Recht auf eine gerechte Verteilung von Zugangs- 
und Lebenschancen und definiert dieses Recht gesund-
heitsbezogen, d.h. als Herstellung gleicher Chancen,
gesund zu sein und gesund zu bleiben“ (ALTGELD 2010; 
zu gesundheitlicher Chancengleichheit s. a. WBGU 2023, 
Kap. 2.2.5). Zahlreiche Untersuchungen verdeutlichen

jedoch die bestehende gesundheitliche Chancenun-
gleichheit in Deutschland. Chronische Krankheiten wie 
Herz-Kreislauf-, Atemwegs- oder Krebserkrankungen 
treffen in stärkerem Maße sozial benachteiligte Grup-
pen (DORNER 2021). Beispielsweise zeigt sich, dass 
Frauen mit geringem Einkommen im Vergleich zu 
denjenigen mit hohem Einkommen im Durchschnitt 
4,4 Jahre kürzer leben (LAMPERT et al. 2019, S. 6). Bei 
Männern liegt der Unterschied sogar bei 8,6 Jahren 
(ebd.). Die soziale Ungleichheit ist daher eng mit der 
gesundheitlichen Ungleichheit verknüpft.

	ɦ 	Abbildung 2-6

Individuelle Gesundheitsrisiken und -chancen durch individuelle Expositionsvariation und 
Effektmodifikation

Anmerkung: In den Spalten sind beispielhaft drei Menschen mit jeweils individueller Expositions- und Effektmodifikation sowie 
individuellen Gesundheitsrisiken abgebildet. Die Darstellung erfolgt demnach auf individueller und nicht auf gruppenbezogener Ebene.

SRU, eigene Darstellung
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51. Sozial ungleiche Gesundheitschancen sind unter an
derem auf sozial ungleiche Umweltqualitäten zurückfüh
ren. Im Durchschnitt sind sozial benachteiligte Menschen 
höheren Umweltbelastungen ausgesetzt, weisen einen
schlechteren Gesundheitszustand auf und sind bei glei-
cher Exposition anfälliger gegenüber Umweltstressoren 
(LIEBIG-GONGLACH et al. 2020; BOLTE et al. 2018a).

52. Das liegt auch daran, dass sozial benachteiligte
Gruppen vielfach in benachteiligten Quartieren leben,
„die im Verhältnis zum gesamtstädtischen Durchschnitt 
einen hohen Anteil an baulichen und sozialen Problemen 
sowie häufig ein negatives Image aufweisen“ (MASSON 
2016, S. 19). Benachteiligte Quartiere haben in der Regel 
eine geringere Umweltqualität (SAMOLI et  al. 2019;
BRAUBACH und FAIRBURN 2010; WHO – Regional
Office for Europe 2010), denn in diesen Räumen sind
die Menschen – oftmals im Sinne einer Mehrfachbe
lastung – stärkerem Hitzeeinfluss, aber auch Lärm- und/
oder Luftschadstoffen ausgesetzt und haben meist einen 
schlechteren Zugang zu Stadtnatur (DREGER et al. 2019; 
FAIRBURN et al. 2019; DEGUEN und ZMIROU-NAVIER 
2010; SCHÜLE et al. 2019).

53. Oft sind benachteiligte Quartiere mehrfachen
Umweltbelastungen ausgesetzt (Tz. 41). Beispielsweise 
sind Menschen, die an stark befahrenen Straßen woh-
nen, häufig sowohl durch Luftschadstoffe als auch
durch Lärm belastet (KIM et al. 2012; ROSS et al. 2011; 
BOLTE et al. 2012). Dieselbe Emissionsquelle kann also 
mehrere gesundheitsrelevante Umweltbelastungen ver-
ursachen. Zugleich mangelt es benachteiligten Quar
tieren oftmals an Parks, Spielplätzen oder Freizeitan
lagen – sowohl in Quantität als auch in Qualität
(CLAßEN et al. 2012).

54. Der Anteil vulnerabler Menschen in sozial be
nachteiligten Quartieren ist überdurchschnittlich hoch 
(WHO – Regional Office for Europe 2010; BEN
MARHNIA et al. 2015; DEGUEN und ZMIROU-NAVIER 
2010). Dies tritt besonders deutlich hervor, sobald sich
unterschiedliche Dimensionen sozialer Lage überlagern 
(zum Begriff der sozialen Lage s. Kasten 2-2), beispiels-
weise, wenn hochaltrige Menschen mit einer geringen
Rente allein in einer unzureichend sanierten Wohnung
mit hoher Lärm- und Hitzebelastung im Sommer, aber
auch Kälte im Winter (Energiearmut) leben. Vulnerabi
lität und soziale Lage stehen in Wechselwirkung zuein-
ander. Dies ist unter anderem darauf zurückzuführen,
dass sozial benachteiligte Gruppen häufiger (mehrfach) 
exponiert und/oder gesundheitlich stärker vorbelastet
sind. Sie verfügen zudem vielfach über weniger Gesund-

heitsressourcen, um mit den Umweltstressoren selbst-
bestimmt umzugehen.

55. Sozial benachteiligte Gruppen könnten aber auch
stärker von Gesundheitsressourcen profitieren. Das
zeigt sich zum Beispiel bei der positiven Wirkung von
Grünflächen (z. B. TWOHIG-BENNETT und JONES
2018; Kap 4.1). Diese können je nach sozialer Lage vari-
ieren (RIGOLON et al. 2021; KABISCH 2019). Menschen 
mit einem niedrigen Sozialstatus profitieren stärker
von der Schutzwirkung von Grünräumen als Menschen 
mit einem hohen sozialen Status (ebd.; SRU 2018;
s. Abschn. 2.2.3). RIGOLON et al. (2021, S. 3) skizzieren 

Kasten 2-2
Soziale Lage und soziale Ungleichheit

Privilegien und Benachteiligungen können je nach 
Lebenskontext und -situation variieren. Daher 
werden Menschen häufig anhand ihrer individuellen 
sozialen Lage beschrieben. Die soziale Lage ist die 
zentrale Determinante, die die „(un)vorteilhaften 
Lebensbedingungen hauptsächlich bestimmt“ 
(KORTE und SCHÄFERS 2008, S. 229). Sie lässt sich 
durch vertikale Merkmale (wie Bildung, Einkommen 
oder Beruf) sowie horizontale Merkmale (wie Ge-
schlecht, Alter oder Migrationshintergrund) be-
schreiben. Die soziale Lage nimmt Bezug auf die 
ökonomischen, sozialen und kulturellen Faktoren, 
die in der Zusammenschau die Lebensverhältnisse 
ausmachen (HORNBERG und MASCHKE 2017). 
Diese Lebensverhältnisse schließen auch die gesund-
heitlichen Chancen ein.

Wenn Menschen aufgrund ihrer sozialen Lage un-
gleiche Chancen haben, am gesellschaftlichen Leben 
teilzunehmen, spricht man von sozialer Ungleich-
heit (KORTE und SCHÄFERS 2008, S. 187). Aus-
schlaggebend für soziale Ungleichheit sind einerseits 
die strukturell ungleiche Verteilung begehrter Res-
sourcen oder Positionen wie Bildung, Einkommen 
oder Macht (EMMERICH und HORMEL 2013, S. 24). 
Andererseits schreibt die Gesellschaft bestimmten 
Personen(gruppen) ungleichwertige soziale Rollen 
mit bestimmten Merkmalen zu, woraus Vor- oder 
Nachteile für die Betroffenen entstehen (ebd.). Etwa 
wenn einer Person aufgrund ihres Nachnamens 
bestimmte Fähigkeiten und Attribute unterstellt 
bzw. in Abrede gestellt werden, kann sie ungleich 
bessere oder schlechtere Chancen auf einen Arbeits-
platz oder eine Wohnung haben.
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hierfür drei mögliche, aber nicht abschließende Erklä-
rungen:

	ɦ 	Sozioökonomisch benachteiligte Bevölkerungsgrup-
pen weisen vielfach einen schlechteren Gesundheits-
zustand auf. Dadurch können sie mehr von gesund-
heitsförderlichen Interventionen wie Grünräumen 
profitieren.

	ɦ 	Sozioökonomisch benachteiligte Menschen sind 
meist weniger mobil und verbringen daher meist 
mehr Zeit in ihrem Quartier. 

	ɦ Benachteiligte Menschen haben seltener Zugang zu 
privaten Erholungs- und Sportmöglichkeiten wie 
Fitness-Centern oder Gärten und sind somit stärker 
auf öffentlich zugängliche Angebote angewiesen.

Segregationseffekt: Gründe für sozial
räumliche Unterschiede der Umweltqualität
56. Segregationseffekte führen dazu, dass die sozial-
räumliche Struktur einer Stadt oder Kommune je nach
sozioökonomischer, ethnischer oder demografischer
Zusammensetzung der Bevölkerung variiert. Man spricht 
von sozialer, ethnischer oder demografischer Segre
gation, wenn Teile der Bevölkerung über- bzw. unter
repräsentiert sind (MEYER 2010, S. 188).

57. Gründe für räumliche Segregationseffekte sind
vielfältig. Sie reichen von verfügbaren Ressourcen oder
Wohnpräferenzen über Stadtplanung, diskriminie
rende oder begünstigende Vermieterpraxis bis hin zur
staatlichen Wohnungspolitik und ökonomischen sowie
demografischen Entwicklungen (HÄUßERMANN und
SIEBEL 2004, S. 154). Ausgehend von der individuellen
Wohnortentscheidung gibt es demnach freiwillige oder 
unfreiwillige Segregation (MEYER 2010, S. 188). Letz-
tere tritt etwa dann auf, wenn Menschen sich keine
höheren Mieten in anderen Stadtteilen leisten können
(TAMMARU et al. 2020) oder sie durch die Vermieten-
den beispielsweise aufgrund ihrer ethnischen Herkunft, 
ihres Alters oder ihrer sozialen Stellung diskriminiert
werden (Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2021;
HINZ und AUSPURG 2016). Auch staatliche Verteilungs- 
oder Zuweisungsentscheidungen, wie die behördliche
Wohnsitzzuweisung asylsuchender Menschen, können
unfreiwillige Segregation verstärken (NOWAK et  al.
2022; BOZORGMEHR et al. 2017).

58. Diese sozialräumlich ungleiche Verteilung der Um-
weltqualität kann gesundheitliche und soziale Ungleich-
heit reproduzieren. Wer krank wird, ist in der Schule

oder am Arbeitsplatz nicht voll leistungsfähig und kann 
so Nachteile erfahren, die sich auf die gesamte Lebensper
spektive auswirken (Krankheit-macht-arm-Hypothese, 
s. HELMERT 1998). Zudem kann soziale Ungleichheit
wiederum gesundheitliche Ungleichheit begünstigen
(Armut-macht-krank-Hypothese), die auf Unterschiede 
bei den Belastungen und Ressourcen, dem Gesundheits-
verhalten sowie der gesundheitlichen Versorgung zu-
rückzuführen ist (MIELCK und JANßEN 2008).

59. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass einige 
Formen der Vulnerabilität durch biologische Eigen
schaften und Mechanismen bestimmt werden (z. B. An-
fälligkeit von Kleinkindern oder Älteren gegenüber
Hitze, Tz. 212). Diese kann als natürliche Vulnerabilität 
bezeichnet werden. Solche biologisch bedingten An
fälligkeiten sind kaum veränderbar. Veränderbar sind
demgegenüber die Formen von Vulnerabilität, die durch 
gesellschaftliche Strukturen geschaffen und verstetigt
werden (z. B. Mehrfachbelastungen sozial benachtei
ligter Menschen). Die Umwelt, in der man lebt, deter-
miniert die strukturellen, gemeinschaftlichen, nachbar-
schaftlichen und individuellen Ressourcen und Risiken
(GEE und PAYNE-STURGES 2004). So werden sozial-
bedingte ungleiche Umweltgefahren und -risiken zu
sozialbedingten ungleichen Umweltexpositionen und
Anfälligkeiten und schließlich zu sozialbedingten un-
gleichen Gesundheitschancen (ebd.). Sozialbedingte
Vulnerabilitäten zu berücksichtigen, bedeutet, ungleiche 
Gesundheitschancen anzuerkennen und ihnen wirksam 
zu begegnen. Das bevölkerungsbezogene Vulnerabilitäts
prinzip sieht daher den gesamten öffentlichen Sektor in 
der Verantwortung, vulnerable Gruppen besonders zu
schützen (SRU 2020, Tz. 452).

Umweltgerechtigkeit
60. Das Konzept der Umweltgerechtigkeit (BOLTE
et al. 2012; HORNBERG et al. 2011) oder auch der um-
weltbezogenen Gerechtigkeit (KÖCKLER 2020) bietet
einen Rahmen, um den empirisch belegten ungleich
verteilten Umweltbelastungen und -effekten etwas ent-
gegenzusetzen. Umweltbezogene Gerechtigkeit zielt
darauf ab, sozialräumlich ungleiche Verteilungen ge-
sundheitsrelevanter Umweltrisiken und -ressourcen zu
vermeiden bzw. zu reduzieren (BÖHME et al. 2015, S. 5; 
WBGU 2023, Kap. 4.3.4.1). Ungleichheit ist jedoch nicht 
zwangsläufig Ungerechtigkeit (SCHLÜNS 2007). Wel-
chen Zustand eine Gesellschaft erreichen bzw. dulden
möchte, muss politisch und gesellschaftlich verhandelt
werden. Umweltgerechtigkeit ist somit „ein normatives 
Leitbild, das einen gewünschten Zustand in der Zukunft 
beschreibt“ (BOLTE et al. 2012, S. 23). Das Konzept geht 

Drucksache 20/7718 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 42 –



daher über die bloße Beschreibung ungleicher Umwelt-
belastungen und -effekte hinaus (BOLTE et al. 2018a).

61. Um Umweltungerechtigkeit festzustellen, reicht es
also nicht aus, dass Ungleichheiten bestehen. Diese müs-
sen auch als ungerecht bewertet werden (KÖCKLER
2017, S. 14). Erst dann können Maßnahmen ergriffen
werden, um ungerechte Ungleichheiten zu beseitigen
oder zu reduzieren. Ungleiche Umweltbedingungen kön-
nen mithilfe unterschiedlicher ethischer Kriterien be-
urteilt werden (SCHRÖDER-BÄCK 2012). Zum Beispiel 
schlägt PREISENDÖRFER (2014) sieben Faktoren vor,
mit deren Hilfe Ungleichheit als Ungerechtigkeit einge-
schätzt werden kann. Demzufolge können etwa Fälle
unfreiwilliger Segregation in übermäßig lärm- und luft-
schadstoffbelastete Quartiere als ungerecht angesehen 
werden, während Fälle freiwilliger Segregation in solche 
Räume als weniger ungerecht zu bewerten wären.

62. Bei der Bewertung ungerechter Umweltbedingun-
gen spielen zudem die materielle Verteilungsgerech
tigkeit sowie die formelle Verfahrensgerechtigkeit eine
zentrale Rolle. Für Defizite der umweltbezogenen Ver-
teilungsgerechtigkeit spricht zunächst eine soziallagen-
abhängige Expositionsvariation, die benachteiligte
Quartiere und Personengruppen überdurchschnittlich
betrifft (BOLTE et al. 2018a). Wenn die nicht vermeid-
baren Umweltbelastungen hingegen alle Menschen glei-
chermaßen oder die Verursacher oder auch resilientere
Gruppen in stärkerem Maße belasten, könnte man eine
gerechte Verteilung annehmen.

63. Defizite der Verfahrensgerechtigkeit liegen vor,
wenn die Chancen zur Teilnahme und Beteiligung an
Politik- oder Verwaltungsprozessen abhängig von der
sozialen Lage ungleich sind. Dies ist etwa dann der Fall, 
wenn sozial benachteiligte Gruppen zwar durch Umwelt
belastungen betroffen sind, ihre Belange aber nicht ein-
bringen können oder sie keine Informationen erhalten
(BOLTE et al. 2018a). In diesem Zusammenhang wird
problematisiert, dass vor allem wohlhabende und privi-
legierte Bevölkerungsgruppen ihre Interessen frühzeitig 
vertreten (BOCK 2017, S. 114; Tz. 487). Demnach ver-
fügen vor allem privilegierte Personengruppen über
das Wissen, die Fähigkeiten und die Ressourcen, ihre
Positionen und Wünsche in die Entscheidungsprozesse 
einzubringen. Ziel muss es daher sein, vulnerable Grup-
pen in die Lage zu versetzen, ihre Lebenswelten selbst
mitzubestimmen bzw. deren Belange bei Gestaltung der 
Lebensumwelt zu berücksichtigen.

2.3	 Ermittlung umwelt
bezogener Gesundheits
risiken und -chancen

64. Umweltbezogene Gesundheitsrisiken zu erfassen
und im Vergleich zu anderen Risiken einzuordnen, ist
mit einer Reihe von Herausforderungen verbunden.
Dazu dienen verschiedene Instrumente, einige wichtige 
werden im Folgenden vorgestellt. Dabei wird exempla-
risch auch auf relevante Ergebnisse zu Gesundheits
risiken eingegangen.

65. Umweltstudien bzw. Umweltsurveys vermitteln
einen breiteren Überblick, inwieweit die menschliche
Gesundheit durch die Umwelt beeinflusst wird (Abschn. 
2.3.1). Die gesellschaftlichen Kosten von Umweltbe
lastungen zeigen sich anhand der Krankheitslasten
(Abschn. 2.3.2), die wiederum monetarisiert werden
können (Abschn. 2.3.3). Umgekehrt ist es ebenfalls
möglich, Gesundheitsgewinne von Umweltmaßnahmen 
zu ermitteln.

2.3.1	 Ergebnisse aktueller 
Umweltsurveys

66. Seit mehr als dreißig Jahren untersucht das Um-
weltbundesamt (UBA) in der Deutschen Umweltstudie
zur Gesundheit (German Environmental Survey –
GerES) regelmäßig mehrere tausend Menschen auf
umweltbezogene Gesundheitsrisiken (UBA 2020f). Ein 
Schwerpunkt dieser größten Human-Biomonitoring-
(HBM-)Studie in Deutschland liegt in der Analyse von
Blut- und Urinproben auf Schadstoffe (Abschn. 5.3.1).
Gleichzeitig wird der Lebensstil (wie bspw. die Wohn-
situation und Ernährungsgewohnheiten) in den Blick
genommen. Dazu gehört zum Beispiel auch die Erfas-
sung der Lärm- und Partikelbelastung in der Wohnung. 

67. Die im Rahmen der GerES durchgeführten Unter-
suchungen konnten unter anderem verdeutlichen, dass
Schimmelbewuchs in der Wohnung das Risiko für Kinder 
erhöht, an Allergien zu erkranken. Andere Ergebnisse
aus der Studie leisteten einen Beitrag dazu, den Weich-
macher Di(2-ethylhexyl)phthalat (DEHP) in Europa in
Babyartikeln und Kinderspielzeug zu regulieren. Doku-
mentiert wurde darüber hinaus, dass der soziale Status
und die Wohnsituation einen Einfluss auf die Schad-
stoffbelastung in den Innenräumen haben. Gleichzeitig 
zeigt sich aber auch, dass seit der ersten GerES in den
1980er-Jahren die Belastung mit den vielen Schadstoffen 
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(bspw. Blei im Blut oder Quecksilber im Urin) zurück-
gegangen ist, dafür aber neue Stoffe und andere Gesund-
heitsrisiken, wie zum Beispiel Lärm, vermehrt in den 
Blickpunkt rücken. 

68. Der letzte Survey, durchgeführt für die Jahre 2014 
bis 2017, legte den Fokus der Untersuchung auf Kinder
und Jugendliche. Die Ergebnisse zeigten im Vergleich
mit früheren Erhebungen unter anderem, dass die innere 
Belastung mit regulierten Phthalaten (Verbindungen,
die insbesondere als Weichmacher in Kunststoffen ver-
wendet werden) abnahm, mit deren Substituten dagegen 
anstieg (LEMKE et al. 2021). Die höchste Exposition
fand sich bei den jüngsten Kindern (3 bis 5 Jahre alt).
Mögliche Gründe hierfür sind neben der höheren Atem-
frequenz intensivere Bewegungsaktivitäten und die
Tatsache, dass kleinere Kinder mehr Gegenstände in
den Mund nehmen („Hand-zu-Mund-Aktivität“). Eine
auffällige interne Belastung dieser Gruppe zeigte sich
darüber hinaus auch bei den Abbauprodukten von poly
zyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK),
eine besonders schädliche Stoffgruppe, deren Vertreter 
unter anderem krebsauslösend (kanzerogen) sind
(MURAWSKI et al. 2020). Potenzielle Quellen für PAK
sind offene Feuerstellen wie Gasherde in der Wohnung
sowie Kunststoffartikel. Die Konzentrationen von
Bisphenol A im Urin haben zwar im Vergleich zu Proben 
aus den Jahren 2003 bis 2006 bei jüngeren Kindern ab-
genommen (TSCHERSICH et al. 2021), in Einzelfällen
wurde allerdings immer noch der Human-Biomonito-
ring-(Leit-)Wert I (HBM-I) von 0,1 mg/l überschritten.
Bisphenol A wird insbesondere in der Kunststoffherstel-
lung eingesetzt und weist eine endokrine (hormonelle) 
Wirkung auf (UBA 2021j).

69. Die Lärmerhebungen wiesen eine erhebliche
Gesundheitsbelastung nach (TOBOLLIK et  al. 2019).
Verantwortlich war insbesondere der Verkehrslärm, an
erster Stelle verursacht durch den Straßenverkehr,
gefolgt von Flug- und Schienenverkehr. So sind nach den 
Ergebnissen der turnusmäßigen Berichterstattung an
die EU zum Umgebungslärm mehr als 2,8 Millionen
Menschen (Erwachsene und Kinder) in Deutschland in
der Nacht Lärmpegeln von mehr als 50 dB ausgesetzt.
Das sind Werte, ab denen das Risiko für Herz-Kreis
lauf-Erkrankungen signifikant zunimmt (SRU 2020,
Kap. 5.3).

2.3.2	 Umweltbedingte 
Krankheitslasten berechnen

70. Während Umweltsurveys versuchen, umweltbe
zogene Gesundheitsrisiken zu erfassen, zielen die Be-
rechnungen umweltbedingter Krankheitslasten darauf
ab, die Erkrankungen und Todesfälle zu quantifizieren, 
die einer Exposition gegenüber einem umweltbeding-
ten Risikofaktor zugeschrieben werden können (engl.
environmental burden of disease – EBD) (UBA 2019b).
Unter Berücksichtigung der Limitationen und Unsicher-
heiten kann die Politik die Ergebnisse solcher EBD-Mo-
dellierungen nutzen, um verschiedene umweltbedingte 
Krankheitslasten zu vergleichen, zu priorisieren und
ihre Entscheidungen empirisch zu stützen (MURRAY
et al. 2020, S. 124).

71. Die bevölkerungsbezogene Krankheitslast infolge
unterschiedlicher Erkrankungen und Risikofaktoren
kann mithilfe der Kennzahl verlorener gesunder Lebens-
jahre (engl. disability-adjusted life years – DALY) quan-
tifiziert werden. Mit diesem Indikator kann die Krank-
heitslast bestimmter Krankheiten miteinander ins
Verhältnis gesetzt werden. Auch umweltbezogene Risi-
kofaktoren lassen sich miteinander vergleichen. Die
Kennzahl ermöglicht zudem Trendanalysen und hilft
der Politik und Verwaltung dabei, Prioritäten zu setzen. 
Ein DALY entspricht dabei einem verlorenen gesunden
Lebensjahr. Verlorene gesunde Lebensjahre vereinen
Sterblichkeit (Mortalität) und Erkrankungen (Morbi-
dität) innerhalb der Bevölkerung in einem Summenmaß 
(Abb. 2-7). Dafür werden die durch vorzeitiges Verster-
ben verlorenen Lebensjahre (engl. years of life lost due
to mortality – YLL) und die in eingeschränkter Gesund-
heit gelebten Lebensjahre (engl. years lived with dis
ability – YLD) aufsummiert. Die Lebensjahre verloren
durch vorzeitiges Versterben ergeben sich aus der
Multiplikation der Anzahl der Todesfälle mit der alters-
spezifischen Lebenserwartung zum Zeitpunkt des
Todes. Die Lebensjahre gelebt in eingeschränkter
Gesundheit werden ermittelt, indem die Anzahl er-
krankter Menschen in einem bestimmten Zeitraum mit 
einem Gewichtungsfaktor multipliziert wird (Prävalenz
ansatz). Der Gewichtungsfaktor wird eingesetzt, um die 
Erkrankungsschwere und den Grad der Einschränkun-
gen zu berücksichtigen. Die auf diese Weise berechneten 
verlorenen gesunden Lebensjahre beschreiben die
Krankheitslast durch eine bestimmte Erkrankung in
einer Bevölkerung.

ɦ Abbildung 2-7

Berechnung der umweltbedingten Krankheitslast

Quelle: SRU 2020, Abb. 5-3; modifiziert nach TOBOLLIK et al. 2018b, S. 748
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72. Mithilfe von Studien zur umweltbedingten Krank-
heitslast lässt sich näherungsweise abschätzen, welchen 
Einfluss definierte Umweltfaktoren auf die menschliche 
Gesundheit haben. So können unterschiedliche umwelt-
bedingte Risikofaktoren miteinander ins Verhältnis
gesetzt werden. Beispielsweise schätzten HÄNNINEN
et al. (2014) und HÄNNINEN und KNOL (2011), dass
jährlich 8.384 DALYs pro einer Million Menschen in
Deutschland auf Feinstaub (PM2,5, Kap. 3-1) zurückzu-
führen sind. Die Krankheitslast, die auf die Exposition 
gegenüber Feinstaub zurückgeht, ist demnach deutlich 
größer als die Krankheitslast durch Passivrauchen 
(1.235  DALYs pro einer Million Menschen), Ver-
kehrslärm (591  DALYs pro einer Million Menschen) 
sowie die sechs weiteren Umweltrisikofaktoren (Benzol, 
Dioxine und Polychlorierte Biphenyle, Formaldehyd, 
Blei, Ozon, Radon), die bei dieser EBD-Studie berück-
sichtigt wurden (HÄNNINEN und KNOL 2011, S. 91). 
Aber auch andere EBD-Studien (wie beispielsweise die 
VegAS-Studie, s. HORNBERG et  al. 2013) haben die 
DALYs von Umweltstressoren in Deutschland unter-
sucht.

73. Um diese umweltbedingt verlorenen gesunden
Lebensjahre zu berechnen, muss der sogenannte attri-
butable (zurechenbare) Anteil ermittelt werden, also
der Anteil an einer Krankheit in der Bevölkerung, der
durch einen definierten Umweltfaktor verursacht wird. 

Der attributable Anteil wird mithilfe von Daten zur 
Exposition und zur Expositionswirkungsbeziehung 
berechnet. Er kann herangezogen werden, um abzu-
schätzen, wie viele DALYs, YLDs oder YLLs statistisch 
auf die Exposition mit einem Risikofaktor zurückge-
führt werden können. Laut den Modellierungen von 
SCHNEIDER et al. (2018, S. 32) waren so zum Beispiel 
im Jahr 2014 rund 6.000 zurechenbare Todesfälle in 
Deutschland auf die Hintergrund-Stickstoffdioxid-
(NO2-)Exposition zurückzuführen. Dies entspricht etwa 
50.000 durch vorzeitiges Versterben verlorenen Lebens-
jahren (88 YLLs pro 100.000 Menschen, s. ebd.).

74. Ergebnisse von EBD-Studien sind Näherungswerte.
Wie jede andere Methodik sind auch sie mit gewissen
Unsicherheiten und Limitationen behaftet. Zunächst
sind DALYs eine stark verkürzte Darstellung einer kom-
plexen Wirklichkeit. So nimmt die Methodik an, dass
alle Menschen durch ihre Verletzungen, Krankheiten
und Behinderungen mit eingeschränkter Gesundheit
bzw. Funktionalität im gleichen Maße beeinträchtigt
sind. Menschen nehmen ihren Gesundheitszustand je
nach Ressourcen und Risiken jedoch unterschiedlich
wahr. Zudem fließt eine Reihe Annahmen in die Modelle 
einer EBD-Studie ein, zum Beispiel hinsichtlich der
Expositionswirkungsbeziehungen oder der alters
spezifischen durchschnittlichen Lebenserwartung.
Darüber hinaus fehlt der Methodik die soziale Perspek-
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tive auf die Entstehung und Verteilung der (umwelt
bedingten) Krankheitslast. Da dies nicht zur primären 
Zielsetzung von EBD-Studien gehört, sind ergänzende 
Untersuchungen erforderlich, die auch die strukturel-
len Determinanten sozialbedingter Ungleichheiten der 
Krankheitslasten analysieren. So sollten auch die gesell
schaftlichen Strukturen, die die Gesundheit beeinflus-
sen (Abschn. 2.2.3), stärker in gesundheitsförderliche 
und präventive Interventionen einfließen. Zuletzt sehen 
sich EBD-Studien immer wieder mit dem Problem feh-
lender oder unzureichender Eingangsdaten konfrontiert 
(z. B. Expositionsdaten zu perfluorierten Chemikalien, 
HORNBERG et al. 2016, S. 157), denn verlässliche Nähe
rungswerte der umweltbedingten Krankheitslast lassen 
sich nur mit verlässlichen Eingangsdaten abschätzen. 
Zudem können nur ausreichend beforschte und empi-
risch erfasste Umweltrisiken berücksichtigt werden. 

75. Zur Ermittlung der umweltbedingten Krankheits-
last in Deutschland wurde bereits eine Reihe von EBD-
Studien durchgeführt, etwa zu Lärm oder Feinstaub
(TOBOLLIK et al. 2018b). Zwar sind DALYs innerhalb
einer Studie vergleichbar, aufgrund abweichender
Methodiken und Datengrundlagen kommen verschie-
dene Studien allerdings teils zu sehr unterschiedlichen
Ergebnissen, was einen Vergleich zwischen Studien er-
schwert (CLAßEN 2013). Das Robert Koch-Institut
(RKI), das Wissenschaftliche Institut der AOK und das
UBA haben daher die nationale Burden of Disease-Studie 
„BURDEN 2020“ entwickelt. Sie liefert regional diffe-
renzierte Erkenntnisse zur Krankheitslast in Deutsch-
land und deren Risikofaktoren (RKI 2021a). Zu den um-
weltbezogenen Risikofaktoren zählen unter anderem
Feinstaub, Blei und Lärm. Da es sich um ein Pilotprojekt 
handelt, konnten nicht alle Erkrankungen und umwelt-
bezogenen Risikofaktoren berücksichtigt werden. Für
ein vollständigeres Bild zur Bewertung der umwelt
bedingten Krankheitslasten in Deutschland wäre es
beispielsweise sinnvoll, die Krankheitslasten durch
UV-Strahlung und Radon zu ermitteln. Bereits veröffent
lichte Daten der BURDEN 2020 belegen, dass koronare
Herzkrankheiten, Schmerzen im unteren Rücken und
Lungenkrebs die Erkrankungen sind, die am meisten
zur Krankheitslast in Deutschland beitragen (PORST
et al. 2022). Ergebnisse der BURDEN 2020 zur umwelt-
bedingten Krankheitslast stehen bislang noch nicht zur 
Verfügung.

76. Wenn qualitativ belastbare Gesundheits- und
Umweltdaten in ausreichendem Maße zur Verfügung
stehen, kann die Abschätzung der umweltbedingten
Krankheitslast vergleichende Informationen liefern,

welche Umweltrisiken besonders gesundheitsrelevant 
für die Bevölkerung sind. Durch Vergleiche zwischen 
den Auswirkungen unterschiedlicher Umweltrisiken 
können Politik und Verwaltung ihre Maßnahmen planen, 
überprüfen und bewerten. Damit diese Akteure EBD-
Studien interpretieren, bewerten und mögliche Ent-
scheidungen ableiten können, benötigen sie transparente 
Informationen zur Datenqualität und den Annahmen, 
die den Modellen zugrunde liegen. So kann die EBD-
Methodik trotz ihrer Limitationen ein hilfreiches 
Werkzeug sein, um umweltbedingte Krankheitslasten 
zu priorisieren und Ressourcen entsprechend zu ver
teilen.

77. Die EBD-Methode kann für einzelne Umwelt
stressoren (z. B. Feinstaub) ein wichtiger, jedoch nicht
alleiniger Baustein zur Vorbereitung politischer Ent-
scheidungen und Präventionsmaßnahmen im gesund-
heitsbezogenen Umweltschutz sein (HORNBERG et al.
2013). Die mit Feinstaub verbundenen Krankheitslasten 
lassen sich selbstverständlich auch als entsprechende
Gesundheitsgewinne verstehen, die entstehen, wenn
diese Belastung gesenkt werden kann. HORNBERG et al. 
(ebd.) schätzen, dass eine 10%ige Reduktion der Fein-
staubexposition (PM10) die Gesamtmortalität durch 
Kurzzeitexposition um 10 % verringern könnte (Zeit-
raum: 2005 bis 2009). Auch Gesundheitsfolgenabschät-
zungen können dazu beitragen, die gesundheitlichen 
Gewinne einer umweltfreundlichen und gesundheits-
förderlichen Politik zu quantifizieren (Tz. 399). Eine 
solche positive Wendung – auch in der Kommunikation 
– ermöglicht es, die Vorteile einer solchen Politik klarer
hervorzuheben.

2.3.3	 Umweltbedingte 
Krankheitslasten und 
Gesundheitsgewinne 
ökonomisch bewerten

78. Krankheitslasten bzw. Gesundheitsgewinne sind
auch aus ökonomischer Sicht von großer Bedeutung,
denn als Folge von Krankheit und zurechenbaren
Todesfällen entstehen nicht nur vermehrte Ausgaben
für das Gesundheitssystem, sondern es resultieren zum 
Beispiel infolge von Fehlzeiten auch relevante gesamt-
wirtschaftliche Einbußen. Daher bringt gesundheits
bezogener Umweltschutz hohe ökonomische Gewinne
mit sich, wie eine Vielzahl von Studien zeigt (s. etwa den 
Überblick von HORNBERG et al. 2016). Insbesondere
die ökonomischen Gesundheitsgewinne durch Luftrein-
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haltemaßnahmen sind breit erforscht. So schätzen zum 
Beispiel CHOMA et al. (2021) die zwischen 2008 und 
2017 in den USA erzielten Gesundheitsgewinne durch 
Luftverschmutzungsreduktion im Verkehrssektor auf 
190 bis 480 Mrd. USD pro Jahr. Die jährlichen Gesund-
heitsgewinne liegen damit eine ganze Größenordnung 
über den Ausgaben zur Luftreinhaltung (ebd., S. 5 f.). 
Komplementär dazu hat die WHO den ökonomischen 
Schaden geschätzt, der durch die langfristig erhöhte 
Mortalität infolge von Feinstaubbelastung  (PM2,5) in 
unterschiedlichen Ländern Europas entsteht (WHO 
Regional Office for Europe und OECD 2015). Für das 
Jahr 2010 gibt die WHO einen Schaden zwischen 0,3 
und 35,2 % des Bruttoinlandsprodukts des jeweiligen 
Landes an – bei kleinen Ländern mit hoher Luftver-
schmutzung fällt der Schaden besonders groß aus. In 
Deutschland entsteht durch attributable Todesfälle ein 
Schaden, der 4,5 % des Bruttoinlandprodukts entspricht 
(ebd., S. 27). In anderen Bereichen kommt dem 
gesundheitsbezogenen Umweltschutz ebenfalls ein 
hoher ökonomischer Wert zu. Bei der Chemikalien
regulierung führt die Chemikalienverordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 (sog. REACH-Verordnung) zu ökonomi-
schen Gesundheitsgewinnen von mindestens 700 Mio. 
Euro pro Jahr in Europa (ECHA 2016, S. 9). Insgesamt 
liegen die Gesundheitsgewinne wohl deutlich höher, da 
nach wie vor „nur sehr begrenzte Schätzungen zur 
Quantifizierung und Monetarisierung der mit REACH 
verbundenen Vorteile verfügbar sind“ (CIATTI et  al. 
2021, S. 15).

79.	 Da die ökonomische Bewertung von Krankheits-
lasten und Gesundheitsgewinnen ethische Fragen auf-
wirft, sollte ihr Zweck klar eingegrenzt werden: Die öko-
nomische Bewertung zielt darauf ab, verschiedene 
Politikmaßnahmen miteinander zu vergleichen und in 
eine ordinale Reihenfolge hinsichtlich ihres Kosten-
Nutzen-Verhältnisses bringen zu können (MARTUZZI 
und GEORGE 2020). Die Bewertung ist also Mittel 
zum Zweck, nicht Selbstzweck. Insbesondere geht es 
darum, Referenzpunkte für die Kosten-Nutzen-Be
wertung von Maßnahmen zu erhalten – nicht darum, 
den intrinsischen Wert menschlichen Lebens zu quan-
tifizieren. Ein Beispiel von HAMMIT et al. (2020, S. 693) 
verdeutlicht, wie Bewertungsergebnisse dargestellt und 
interpretiert werden sollten. Eine hypothetische Luft-
reinhaltemaßnahme in den USA führt zu einer Morta-
litätsreduktion für 200 Millionen US-Amerikaner:innen. 
Der durchschnittliche Gewinn von vier Monaten Le-
benserwartung (= um durchschnittlich 5/10.000 redu-
ziertes jährliches Mortalitätsrisiko) durch die Maßnahme 
entspricht einem ökonomischen Wert von durchschnitt-

lich 5.000 USD pro Person (Zahlen zur Illustration, ori-
entiert an typischen Schätzwerten, s. ebd., S. 689 ff.). 
Dieser Maßnahmennutzen (geteilt durch die Pro-Kopf-
Kosten) wäre anschließend mit alternativen Maßnah-
men zu vergleichen. Im Gegensatz dazu sind Gesamt-
werte (im Fallbeispiel jährlich 100.000 vermiedene 
Todesfälle im ökonomischen Gesamtwert von 1 Bill. 
USD) weniger hilfreich, da sie die irreführende Assozi-
ation auslösen können, der intrinsische Wert mensch-
lichen Lebens ließe sich ökonomisch berechnen. 

80.	 Im einfachsten Fall erfordert ein Vergleich der 
Kosteneffektivität von Maßnahmen keine Monetarisie-
rung von Gesundheitsgewinnen. Sind beispielsweise die 
Kosten zweier Maßnahmen mit demselben Ziel sowie 
ihre jeweilige Effektivität in vermiedenen YLL bekannt, 
wäre die Maßnahme mit größerem Verhältnis aus ver-
miedenen YLL/Kosten vorzugswürdig. In komplexeren 
Entscheidungskontexten erweist sich allerdings die öko
nomische Bewertung von Gesundheitsgewinnen als 
hilfreich (MARTUZZI und GEORGE 2020, S. 100 f.). 
Wenn etwa die Informationen zu Gesundheitsgewinnen 
nicht in derselben Einheit vorliegen, schafft die Verein-
heitlichung auf ein monetäres Maß Vergleichbarkeit. 
Zudem müssen Entscheidungen meist in einem weit 
unübersichtlicheren Kontext als der diskreten Wahl 
zwischen festgelegten Optionen getroffen werden: Inter
ventionen im Kontext von umweltbezogener Gesund-
heit können in unterschiedlicher Intensität durchgeführt 
und müssen womöglich gegen andere Maßnahmen 
abgewogen werden, die aber bereits in monetarisierter 
Form vorliegen. Die entsprechende Abwägung erfordert 
also die explizite ökonomische Quantifizierung der Ge-
sundheitsgewinne. Schließlich müssen sich Maßnahmen 
zum gesundheitsbezogenen Umweltschutz in einem 
Wettbewerb um knappe öffentliche Ressourcen be
währen. Insofern dient die Monetarisierung auch dazu, 
Gesundheitsgewinne politisch sichtbar zu machen, denn 
gerade die Interessen der verursachenden Sektoren 
(z.  B. Landwirtschaft und Verkehr) sind meist sehr 
stark repräsentiert (SCHNEIDER und KIRCHGÄSSNER 
2005).

81.	 Die ökonomische Bewertung von Krankheitslasten 
und Gesundheitsgewinnen darf sich dabei nicht nur 
auf direkt erfassbare Krankheitskosten stützen. Gerade 
die psychischen Aspekte, das durch Krankheit und Tod 
ausgelöste subjektive Leiden beziehungsweise der sub-
jektive Wert eines gesunden Lebens, blieben so unbe-
achtet. Um diese nicht über Märkte erfassten Effekte 
ebenfalls bewerten zu können, stützt sich die Ökonomik 
auf Studien zur Zahlungsbereitschaft (Willingness to 
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pay – WTP). Diese finden auch im Bereich umweltbe
zogener Gesundheit inzwischen breite Verwendung 
(ROBINSON et al. 2019). Konkret werden dabei Perso-
nen befragt, wie viel Geld sie bereit wären auszugeben, 
um – in jeweils konkret zu spezifizierenden Entschei-
dungskontexten – ihren Gesundheitszustand zu ver
bessern oder Krankheit zu vermeiden. 

82. Solche WTP-Studien können prinzipiell wertvolle
Informationen liefern, müssen dazu aber potenzielle
Fallstricke vermeiden (BEST et al. 2021). Zum Beispiel
hängt die individuelle Zahlungsbereitschaft von ver-
schiedenen Einflussfaktoren ab, wie etwa dem verfüg-
baren Einkommen (COMBES et al. 2018). Entsprechend 
wichtig ist es, Einkommensungleichheit zu berücksich-
tigen, da sonst insbesondere eine Unterschätzung der
gesamtgesellschaftlichen Zahlungsbereitschaft droht
(GUERRIERO und WRIGHT 2020; BAUMGÄRTNER
et al. 2017).

83. Zukünftig sollte vor allem die sogenannte delibe-
rative monetäre Bewertung zur ökonomischen Quanti-
fizierung von Gesundheitsgewinnen verwendet werden 
(LO und SPASH 2013; BARTKOWSKI und LIENHOOP
2018; SCHAAFSMA et  al. 2018). Diese Bewertungs
methode setzt auf den wiederholten Austausch von In-
formationen und Meinungen in Gruppendiskussionen,
bevor individuelle Zahlungsbereitschaften ermittelt
werden. Dadurch adressiert die deliberative monetäre
Bewertung auch grundsätzliche Bedenken, die gegen-
über WTP-Studien geäußert wurden – dass sich stabile
Präferenzen nur in sozialer Interaktion und auf Basis
ausreichender Beschäftigung mit dem jeweiligen Gegen-

stand bilden können (BARTKOWSKI und LIENHOOP 
2018, S. 103). Je stärker sich die Perspektive weg von 
Krankheitslasten und hin zu Gesundheitsgewinnen 
verschiebt (Tz. 28 f.), desto wichtiger wird die delibera
tive monetäre Bewertung. Um Verbesserungen der indi
viduellen Gesundheit auch jenseits akuter Erkrankungen 
(z. B. Resilienz gegenüber zukünftigen Belastungen) 
ökonomisch einordnen zu können, sind individuelle, 
gleichwohl deliberativ gebildete Bewertungen unerläss-
lich.

84. Insgesamt liefert die Quantifizierung von ökono-
mischen Gesundheitsgewinnen eine wichtige Infor
mationsgrundlage für politische Entscheidungen (BEST 
et  al. 2021, S. 181). Sie trägt dazu bei, den Einsatz
begrenzter Ressourcen möglichst effektiv zu steuern.
Bislang fehlen jedoch in vielen Teilbereichen ausreichende 
Daten zu Krankheitslasten und -kosten (GUERRIERO
2020). Hier ist weitere Forschung notwendig. Zudem
mag das Ausweisen von Gesamtwerten für die umwelt-
bezogene Gesundheit zwar die öffentliche Kommuni-
kation erleichtern, es kann jedoch auch zu dem Missver-
ständnis führen, die Ökonomik wolle den intrinsischen
Wert eines menschlichen Lebens quantifizieren. Öko-
nomische Bewertung sollte daher immer dazu dienen,
in konkreten Entscheidungssituationen zwischen ver-
schiedenen Politikmaßnahmen abzuwägen.
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3
Beispiele für umweltbezogene 
Gesundheitsbelastungen

Es gibt vielfältige gesundheitsbezogene Umweltrisiken. 
Besonders deutlich wird dies an den Beispielen Feinstaub 
in der Außenluft, Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung, 
per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) und Hitze
stress. Die Feinstaubbelastung ist das Umweltproblem, 
welches in Deutschland aktuell die höchsten Krankheits-
lasten verursacht. Antibiotika, die in der Tierhaltung nicht 
ausreichend sorgsam verwendet werden, tragen dazu bei, 
dass diese Wirkstoffe aufgrund von Resistenzen zuneh-
mend nicht mehr wirksam sind. Dass Menschen mit einer 
Fülle von Chemikalien in Kontakt kommen, die ein Risiko 
für die Gesundheit darstellen können, verdeutlicht die 
Stoffgruppe der PFAS. Der Klimawandel kann unmittel-
bar die menschliche Gesundheit beeinträchtigen, was sich 
am Beispiel der Hitze zeigt. Es gibt ganz unterschiedliche 
Gründe, weshalb diese und andere umweltbezogene 
Gesundheitsprobleme bisher nicht gelöst werden.

85. Umweltbezogene Gesundheitsbelastungen sind
vielfältig. Anhand vier ausgewählter Problemfelder mit
einer besonders hohen gesundheitlichen Relevanz in
Deutschland wird dies im Folgenden verdeutlicht. Zum
Teil wird dabei auch auf Empfehlungen zur Lösung
dieser Umweltprobleme eingegangen. Die Luftbelastung 
mit Feinstaub gehört zu den klassischen und entgegen
der öffentlichen Wahrnehmung noch nicht gelösten
Umweltproblemen, die weiterhin hohe Krankheitslasten 
verursacht (Kap. 3.1). Antibiotikaresistenzen stellen ein 
großes Problem der Gesundheitsversorgung dar, sowohl 

national wie global. Der Einsatz von Antibiotika in der 
Tierhaltung trägt dazu bei, dass diese Arzneimittel bei 
der Behandlung von bakteriellen Infektionskrankheiten 
bei Menschen und Tieren an Wirksamkeit verlieren 
(Kap. 3.2). Der Mensch kommt mit einer großen Zahl 
von Chemikalien in Kontakt. Ein besonders brisantes 
Beispiel hierfür sind die PFAS. Diese zum Teil sehr 
langlebigen Stoffe wurden in allen Umweltmedien nach­
gewiesen (Kap. 3.3). Zudem gibt es in Deutschland hun­
derte von Orten, wo Böden und das Grundwasser durch 
diese Stoffe stark kontaminiert sind. Mit dem fortschrei­
tenden Klimawandel werden Extremwetterereignisse 
wie lange Starkregenereignisse und Überflutungen, aber 
auch Hitzeperioden zunehmen. Der damit verbundene 
Hitzestress ist eine Gesundheitsbelastung, die beson­
ders die Bewohner:innen urbaner Räume trifft und in 
Zukunft weiter zunehmen wird (Kap. 3.4). Anhand der 
ausgewählten Beispiele wird sichtbar, dass umwelt­
bezogene Gesundheitsdeterminanten (Faktoren, die die 
Gesundheit beeinflussen) in den relevanten Politikfel­
dern nicht ausreichend berücksichtigt werden (Kap. 3.5). 

3.1	 Feinstaub

86. Die Luftschadstoffbelastung ist in Deutschland der
größte umweltbezogene Risikofaktor für die Gesundheit 
(PLASS et al. 2014; IHME 2023b). Besonders problema­
tisch sind die Feinstaubimmissionen (HÄNNINEN et al. 
2014; ROJAS-RUEDA et al. 2019). Bei Feinstaub handelt 
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es sich um luftgetragene Partikel, die einen aerodyna­
mischen Durchmesser ≤ 10 µm aufweisen (PM10) 
(Tz.  90; Kasten 3-1). Zwar werden die europäischen 
Grenzwerte für Feinstaub seit einigen Jahren in Deutsch­
land flächendeckend eingehalten (Abb. 3-4), dennoch 
sind die Krankheitslasten durch Feinstaubimmissionen 
immer noch sehr hoch (Tz. 102). So geht die EEA davon 
aus, dass 28.900 attributable Todesfälle in Deutschland 
(berechnet für das Jahr 2020) auf die Exposition 
gegenüber dem als lungengängig bezeichneten Anteil 
des Feinstaubs (PM2,5) (Abb. 3-1) zurückzuführen sind 
(EEA 2022b; s. Hintergrund zu entsprechenden Berech­
nungen Tz.  70 ff. und SCHULZ et  al. 2019a). Nach 
Auffassung des SRU sind die derzeitigen Grenzwerte 
nicht ambitioniert genug, insbesondere da sie nicht den 
WHO-Empfehlungen entsprechen (Tz. 126).

87. Feinstaubbelastung steht insbesondere im Zusam­
menhang mit Erkrankungen der Atemwege und des
Herz-Kreislauf-Systems, aber auch andere Organe
können betroffen sein. Gesundheitseffekte wurden auch 
bei Konzentrationen unterhalb der aktuellen Grenzwerte 
beobachtet (s. bspw. STRAK et al. 2021). Deshalb ist es
erforderlich, die Feinstaubbelastung weiter zu mindern, 
um die Gesundheit der Menschen, insbesondere der
Bewohner:innen der Ballungsräume, zu verbessern.

88. Die Menschen in Deutschland halten sich die
meiste Zeit in Innenräumen auf, davon im Durchschnitt
etwa zwei Drittel in ihrer eigenen Wohnung (UBA 2016). 
Die Feinstaubbelastung der Innenraumluft (speziell
der Feinstaubfraktion PM2,5) wird zumeist durch die 
Außenluftbelastung bestimmt (BAG 2008; Ad-hoc-
Arbeitsgruppe Innenraumrichtwerte der Innenraum­
lufthygiene-Kommission des UBA und der Obersten 
Landesgesundheitsbehörden 2008), ausgenommen, es 

befinden sich bedeutende Emissionsquellen wie ein 
offener Kamin in den Innenräumen.

3.1.1	 Gesundheitsrisiken

89. Die negativen Wirkungen von Feinstaub für die
menschliche Gesundheit sind umfangreich beschrieben, 
auch wenn es noch eine Reihe offener Fragen beispiels­
weise hinsichtlich bestimmter Wirkmechanismen gibt
(siehe z. B. WHO 2013a; 2021b; SCHULZ et al. 2019a;
2019b; 2019c; SRU 2008; 2012a). Im Folgenden werden
die wesentlichen Aspekte zusammengefasst und neue
Erkenntnisse ausgeführt.

Wichtige Eigenschaften von Partikeln bzw. 
Stäuben
90. Als Schwebstaub werden alle Partikel bezeichnet,
die von Luft umgeben sind und sich in einem gegebenen 
ungestörten Luftvolumen befinden (KRdL 2014). Fein­
staub ist eine Teilmenge bzw. bestimmte Fraktion des 
Schwebstaubs. So werden feste Partikel oder Aerosole 
in der Luft in die folgenden Größenklassen unterteilt: 

	ɦ 	Schwebstaub: Partikel mit einer Größe (aerodynami­
scher Durchmesser) von bis zu 70 µm (1 µm = 1 Mi­
krometer = 1 Tausendstel Millimeter; 100 µm ent­
sprechen der Dicke eines Haares). Der Anteil des 
Schwebstaubs, der nicht zum Feinstaub gerechnet 
wird, verbleibt meist im oberen Bereich der Atem­
wege (Nase und Rachenraum). 

	ɦ Feinstaub PM10: Partikel kleiner als 10 µm, gelangen 
bis in den oberen Bereich der Lunge.

	ɦ 	Feinstaub PM2,5: Partikel kleiner als 2,5 µm, dringen 
bis tief in die Atemwege bzw. bis in die Bronchiolen 
vor.

	ɦ 	Ultrafeinstaub PM0,1: Partikel kleiner als 0,1 µm, kön­
nen bis in die Lungenbläschen gelangen und von dort 
aus ins Blut und zu anderen Organen.

91. Je kleiner die Partikel sind, desto tiefer werden sie 
in die Atemwege aufgenommen (Abb. 3-1). Nach der
Größe unterscheidet sich auch der zentrale Wirkort der 
Partikel. Ultrafeinstäube können zum Beispiel besonders 
tief in den Respirationstrakt bzw. bis in die Lungen­
bläschen eindringen. Von dort aus ist es möglich,
dass sie über die Blut-Luft-Schranke (alveolokapilläre
Schranke) das Blutgefäßsystem erreichen und syste­
misch auf andere Organe, wie beispielsweise das Herz,

ɦ Abbildung 3-1

Aufnahme von Feinstaub in die Atemwege getrennt nach Fraktionen

Quellen: A Stadt Zürich – Gesundheits- und Umweltdepartement 2023; B US EPA 2022c, eigene Übersetzung 

Kasten 3-1
Größenbestimmung von Feinstäuben

Partikel in der Luft haben in der Regel sehr unter­
schiedliche Formen. Das macht es schwierig, ihre 
Größe zu bestimmen. Deshalb wird für die Größen­
bestimmung der aerodynamische Durchmesser eines 
Partikels zugrunde gelegt. Unabhängig von der 
Partikelform und -dichte entspricht dies einer Kugel 
mit einer Dichte von 1 (bzw. 1,0 g/cm3), die die 
gleiche Sinkgeschwindigkeit wie das Partikel hat, 
letzteres bei ruhender und laminar strömender Luft 
(MAK-Kommission 1997).
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es sich um luftgetragene Partikel, die einen aerodyna­
mischen Durchmesser ≤ 10 µm aufweisen (PM10) 
(Tz.  90; Kasten 3-1). Zwar werden die europäischen 
Grenzwerte für Feinstaub seit einigen Jahren in Deutsch­
land flächendeckend eingehalten (Abb. 3-4), dennoch 
sind die Krankheitslasten durch Feinstaubimmissionen 
immer noch sehr hoch (Tz. 102). So geht die EEA davon 
aus, dass 28.900 attributable Todesfälle in Deutschland 
(berechnet für das Jahr 2020) auf die Exposition 
gegenüber dem als lungengängig bezeichneten Anteil 
des Feinstaubs (PM2,5) (Abb. 3-1) zurückzuführen sind 
(EEA 2022b; s. Hintergrund zu entsprechenden Berech­
nungen Tz.  70 ff. und SCHULZ et  al. 2019a). Nach 
Auffassung des SRU sind die derzeitigen Grenzwerte 
nicht ambitioniert genug, insbesondere da sie nicht den 
WHO-Empfehlungen entsprechen (Tz. 126).

87.	 Feinstaubbelastung steht insbesondere im Zusam­
menhang mit Erkrankungen der Atemwege und des 
Herz-Kreislauf-Systems, aber auch andere Organe 
können betroffen sein. Gesundheitseffekte wurden auch 
bei Konzentrationen unterhalb der aktuellen Grenzwerte 
beobachtet (s. bspw. STRAK et al. 2021). Deshalb ist es 
erforderlich, die Feinstaubbelastung weiter zu mindern, 
um die Gesundheit der Menschen, insbesondere der 
Bewohner:innen der Ballungsräume, zu verbessern. 

88.	 Die Menschen in Deutschland halten sich die 
meiste Zeit in Innenräumen auf, davon im Durchschnitt 
etwa zwei Drittel in ihrer eigenen Wohnung (UBA 2016). 
Die Feinstaubbelastung der Innenraumluft (speziell 
der Feinstaubfraktion PM2,5) wird zumeist durch die 
Außenluftbelastung bestimmt (BAG 2008; Ad-hoc-
Arbeitsgruppe Innenraumrichtwerte der Innenraum­

	ɦ 	Abbildung 3-1

Aufnahme von Feinstaub in die Atemwege getrennt nach Fraktionen 

Quellen: A Stadt Zürich – Gesundheits- und Umweltdepartement 2023; B US EPA 2022c, eigene Übersetzung 

wirken. Außerdem gibt es Hinweise, dass sie über den 
Riechnerv (Nervus olfactorius) und das Passieren der 
Blut-Hirn-Schranke das Gehirn erreichen können 
(SCHRAUFNAGEL 2020).

92.	 Chemische Reaktionen von Partikeln mit ihrer Um­
gebung erfolgen primär über die Partikeloberfläche. Das 
gilt sowohl für andere Bestandteile in der Luft als auch 

für menschliches Gewebe, wenn die Partikel inhaliert 
und im Atemtrakt abgelagert werden. Die Partikel­
oberfläche ist somit ein wichtiger Faktor für mögliche 
negative Gesundheitseffekte. Je kleiner die Partikel sind, 
desto größer ist das Verhältnis von Oberfläche zum 
Volumen. Das bedeutet, dass die Anzahl und Größe der 
vorhandenen Partikel für die Wirkung von Feinstäuben 
in der Luft wichtiger ist als ihre Gesamtmasse.
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93. Generell ist für die Wirkung oder Nichtwirkung
von Stäuben neben der Größe auch die Zusammenset­
zung der Partikel bedeutend. Partikel aus Verbrennungs­
prozessen sind problematisch, da sie besonders schäd­
liche Verbindungen (bspw. Metalle oder PAK) auf der
Oberfläche tragen. Werden die Partikel eingeatmet,
tragen diese Verbindungen oder Ionen zusätzlich dazu
bei, dass reaktive Sauerstoffverbindungen im Atemtrakt 
bzw. auf der Epitheloberfläche gebildet werden (s. aus­
führlich u. a. SCHULZ et al. 2018).

Gesundheitseffekte von Feinstäuben und 
Ultrafeinstäuben
94. Feinstaub (PM10 und PM2,5) trägt nachweislich zu 
Atemwegserkrankungen (z.  B. Bronchitis) und Herz-
Kreislauf-Erkrankungen (z.  B. Zunahme des Risikos
eines Herzinfarkts) sowie geringerer Lungenfunktion
bei (WHO 2013b; 2021b; SRU 2008; SCHULZ et  al.
2018). Dies wurde für Kurzzeit- und Langzeitexpositio­
nen nachgewiesen. Beispielweise führt ein Anstieg der
Belastung mit PM10 zu einer vermehrten Symptomatik 
bei Asthmatiker:innen (GUARNIERI und BALMES 2014).

95. Ein wichtiger Mechanismus für das Auslösen von
Erkrankungen des Respirationstraktes und des Herz-
Kreislauf-Systems durch Feinstaub sind Entzündungs­
reaktionen (s. bspw. HOFFMANN et al. 2009; BROOK
et al. 2004; SCHULZ et al. 2019b). Ursachen für diese
Entzündungsreaktionen können unter anderem oxi­
dativer Stress (Überangebot an reaktiven Sauerstoff­
verbindungen) oder ein mechanisches Einwirken der
Partikel auf das Lungenepithel sein. Beides wiederum
kann Zellen und Gewebe schädigen (s. ausführlich u. a.
SCHULZ et  al. 2018). Diese Entzündungen werden
zunächst im Lungengewebe hervorgerufen, können sich 
dann aber systemisch auf das Herz-Kreislauf-System
ausweiten. Entzündungen in den Atemwegen beein­
trächtigen die Lungenfunktion oder führen dazu, dass
bestehende Vorerkrankungen zunehmen. Gleichzeitig
begünstigen sie, dass andere Stoffe leichter in das Lun­
genepithel eindringen, zum Beispiel Krankheitserreger
(u. a. Viren) und Allergene, die wiederum zu Atemwegs­
erkrankungen wie Heuschnupfen (allergische Rhinitis) 
oder Asthma beitragen. So haben Feinstäube eine
adjuvante, das heißt verstärkende Wirkung in Bezug auf 
Allergien, die die Atemwege betreffen (SOMPORN­
RATTANAPHAN et al. 2020). Des Weiteren gibt es Hin­
weise, dass Feinstaubbelastungen zu einem erhöhten
Risiko einer Typ-2-Diabeteserkrankung führen (siehe
u. a. EZE et al. 2015). Ähnliches gilt für negative Ein­
flüsse auf die fötale Entwicklung (siehe u. a. MYHRE
et al. 2018).

96. Außerdem wird die Luftverschmutzung – wie auch
der Feinstaub in der Außenluft – von der Internationalen 
Agentur für Krebsforschung (International Agency for
Research on Cancer – IARC) der WHO als krebserregend 
eingestuft (IARC 2015). Besonders bedenklich sind Ruß­
partikel aus Dieselmotoren als ein besonders kritischer
Bestandteil von Feinstaub (IARC 2014; s. Tz. 115).

97. Für Ultrafeinstäube wurden ebenfalls Wirkungen
in den Atemwegen, unter anderem Entzündungsreak­
tionen, und auf das Herz-Kreislauf-System nachge­
wiesen (SCHRAUFNAGEL 2020). Gelangen ultrafeine
Partikel in das Blutgefäßsystem, können sie das Herz-
Kreislauf-System beeinträchtigen, indem sie die Gerin­
nungsneigung des Blutes beeinflussen, zu vermehrtem
oxidativen Stress führen und Thrombozyten aktivieren 
(RÜCKERL et al. 2007; GRONEBERG et al. 2009). Letz­
teres kann beispielsweise die Bildung von Thrombosen
begünstigen.

98. Ultrafeinstäube können bis in das Gehirn gelangen.
Einige Studien weisen auf einen Zusammenhang zwi­
schen chronischer Feinstaubexposition und neurokog­
nitiver Fehlfunktion im Alter (Erkrankung an Demenz) 
sowie verzögerter neurokognitiver Entwicklung von
Kindern hin (siehe u. a. SUNYER et al. 2015; RANFT
et al. 2009). Nicht immer war eine klare Trennung zwi­
schen Ultrafeinstaub und Feinstaub in den Studien mög­
lich. Das Beispiel zeigt, dass noch viele Unsicherheiten
über das Auslösen von negativen Gesundheitseffekten
durch Ultrafeinstäube bestehen (OHLWEIN et al. 2018). 

99. Generell sind für die Gesundheitswirkungen von
Feinstäuben keine Schwellenwerte ableitbar, unterhalb
derer keine Effekte auftreten. Deshalb führen auch
Minderungen bei moderaten Belastungen zu positiven
Gesundheitseffekten (siehe z. B. LIU et al. 2019).

100. Säuglinge und Kleinkinder reagieren empfindlicher
auf Schadstoffe in der Luft, da sie eine höhere Aktivität
aufweisen (mehr Bewegung führt zu häufiger erhöhter
Atemfrequenz), die Lungen weniger ausgereift sind und 
sich ihr Immunsystem erst noch entwickelt. Das gilt
auch für die Exposition gegenüber Partikeln (GRIGG
2009; UBA 2021e; US EPA 2022b; s. a. Abschn. 2.2.2).
Besonders schädlich ist die Feinstaubbelastung zudem
für Menschen mit Vorerkrankungen der Atemwege und 
des Herz-Kreislauf-Systems. Als weitere vulnerable
Gruppen gelten das ungeborene Leben und ältere
Menschen, letztere insbesondere wegen möglicher
Vorerkrankungen (HEINRICH und SLAMA 2007;
BENTAYEB et al. 2012).
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101.	 Die hohe Dringlichkeit, die Belastung der Luft mit 
Schadstoffen zu mindern, verdeutlicht unter anderem 
eine Studie aus dem Jahr 2019, die ein Drittel der 
Asthmaerkrankungen bei Kindern in Europa auf die 
Außenluftbelastung zurückführt (KHREIS et al. 2019). 
Feinstaub (PM10) spielt als Verursacher dabei eine 
zentrale Rolle. 

102.	 Feinstaubbelastungen führen zu Krankheitslasten, 
die inzwischen berechenbar sind (Tz. 78 ff.). So kommen 
TOBOLLIK et al. (2022) zu dem Ergebnis, dass die Fein­
staubbelastung (PM2,5) in Deutschland im Jahr 2018 zu 
einem Verlust an 101.776 DALYs aufgrund von ischämi­
schen Herzerkrankungen und 60.843 DALYs aufgrund 
von Lungenkrebs geführt hat. 

3.1.2	 Situation in Deutschland

103.	 Bei der Entstehung von Feinstaub stehen Verbren­
nungsprozesse im Vordergrund. Aber auch natürliche 
Quellen wie Bodenerosion können zur Belastung beitra­
gen. Partikel werden zudem nicht nur direkt emittiert, 
sondern entstehen auch aus gasförmigen Substanzen 
wie NOx, SO2 oder Ammoniak (GDCh 2010). Diese so­

genannten Sekundärpartikel bilden sich durch verschie­
dene chemische Prozesse in der Atmosphäre. Für SO2 
sind insbesondere Industrieprozesse einschließlich 
solcher aus der Energiewirtschaft verantwortlich. Bei 
NOx spielt zusätzlich der Verkehr eine wichtige Rolle. 
Ammoniakemissionen stammen dagegen primär aus der 
Landwirtschaft (UBA 2022j). Somit trägt eine ganze 
Reihe von Sektoren, von der Industrie über den Straßen­
verkehr bis hin zur Landwirtschaft, zur Feinstaub­
problematik bei (UBA 2021g; s. Abb. 3-2).

Emissionen
104.	 Betrachtet man die Gesamtemissionen von PM10 
in Deutschland im Jahr 2020, so stammen 42,6 % aus 
Industrieprozessen, aus dem Verkehr noch 19,2 % 
(Abb. 3-2). Für PM2,5 liegt der Verkehrsanteil bei 21,5 %. 
Insgesamt haben die Emissionen von PM10 seit 1995 kon­
tinuierlich abgenommen (UBA 2022c).

105.	 Bei der Energiewirtschaft als Verursacherin stellt 
die Kohleverstromung einen besonders wichtigen Emit­
tenten dar, sowohl was die Menge als auch die Art der 
freigesetzten Partikel betrifft. So stammen etwa drei 
Viertel aller Stäube aus diesem Bereich der Energiewirt­
schaft (UBA 2017a). Neben Rußpartikeln werden auch 

	ɦ 	Abbildung 3-2

Feinstaub-(PM10-)Emissionen differenziert nach Quellkategorien in den Jahren 1995 bis 2020 

Quelle: UBA 2022c, angepasst
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NOx und SO2 emittiert, die Sekundärpartikel bilden kön­
nen, die wiederum zur Feinstaubbelastung beitragen. 
Auch Ultrafeinstäube gehören zu den Emissionen aus 
der Kohleverstromung.

106. Für die Emissionen des Straßenverkehrs sind neben
den Motoren auch Bremsen- und Reifenabrieb sowie Ab­
rieb und Partikelaufwirbelungen von der Straßenober­
fläche verantwortlich. Die Höhe des Reifenabriebs hängt 
von verschiedenen Faktoren ab, unter anderem von der
Art des Reifenmaterials, der Fahrweise und dem Ge­
wicht der Fahrzeuge. So ist bei schweren Fahrzeugen
die Reifenabnutzung und damit die Partikelbildung
besonders hoch. Dieselfahrzeuge standen in der Ver­
gangenheit bei den Feinstaubemissionen des Verkehrs
im Vordergrund, da sie besonders viele feine und ultra­
feine sowie schwere oder unlösliche Partikel aus den
Motoren freisetzten (STMUV Bayern o. J.).

107. Kleinfeuerungsanlagen (Anlagen mit einer Feue­
rungswärmeleistung unter 1.000 kW) sind ein nicht zu
vernachlässigender Emittent (UBA 2022b; s. Abb. 3-2).
Sie sind für etwa 22 % der Emissionen von PM2,5 ver­
antwortlich. Ein besonders hoher Anteil der Feinstaub­
mengen stammt aus der Verbrennung von Holz, wäh­
rend Öl- und Gasfeuerungen deutlich weniger feine 
Partikel freisetzen. Diese Emissionen sind an kalten 
Wintertagen bzw. in der Heizperiode besonders hoch 
und belasten die Luft bei sogenannten inversen Wetter­
lagen besonders stark.

Immissionen
108. Generell wird bei den Feinstaubimmissionen
zwischen Partikeln unterschieden, die vor Ort emittiert 
werden, und solchen, die aus fernen Quellen stammen
(Hintergrundbelastung) und mit den Luftmassen her­
antransportiert wurden. Die Hintergrundbelastung wird 
häufig durch Industrieprozesse und sonstige Feuerungs­
anlagen bestimmt (PESCH et al. 2008; HÜGLIN et al.
2012; UBA 2018b). Hinzu kommen noch Sekundärpar­
tikel (Tz. 103).

109. In Ballungsräumen bzw. Städten gehört der Stra­
ßenverkehr zu den wichtigsten Verursachern von Fein­
staubbelastungen (UBA 2018b; PESCH et  al. 2008;
s. Abb. 3-3). Dabei sind Brems-, Reifen- und Fahrbahn­
abrieb sowie Aufwirbelungen von der Straßenoberfläche 
im Hinblick auf die Masse inzwischen von größerer
Bedeutung als die motorischen Emissionen (LANUV
NRW 2022a). An Messstandorten in den Städten mit
besonders hohen Feinstaubwerten dominiert in der
Regel der motorisierte Verkehr die Immissionssituation. 

110. Auch bei der Belastung der städtischen Luft durch 
ultrafeine Partikel scheint der Straßenverkehr der
Hauptverursacher zu sein (King’s College London 2017). 
Schaut man sich die Größenverteilung der Luftbelas­
tung durch Feinstaub an, so macht Ultrafeinstaub in der 
Regel den Hauptanteil der Anzahl der Partikel aus. Etwas 
neuer ist die Erkenntnis, dass im Umfeld von Flughäfen 
auffällig hohe Ultrafeinstaubkonzentrationen auftreten, 
die insbesondere aus Abgasen von am Boden betriebenen 
Flugzeugturbinen stammen („Turbinenabgase am
Boden sind die größte Quelle für Ultrafeinstaub von
Flughäfen“, Pressemitteilung des UBA vom 15. März
2021; UNGEHEUER et al. 2022).

111. Da die Schadstoffe aus der Kohleverstromung meist
in großer Höhe freigesetzt werden, können sie sich weit 
verteilen und über große Entfernungen transportiert
werden. Sie tragen somit insbesondere zur Hintergrund­
belastung bei. Wie viel der Kohlesektor zur Feinstaub­
belastung an einzelnen Luftmessstandorten beiträgt,
lässt sich nur schwer ermitteln. Studien für den Braun­
kohletagebau kommen auf Maximalwerte von 11 %.
Hierbei stehen aber lokale Quellen durch den Kohle­
abbau im Vordergrund und nicht die Emissionen von
Kohlekraftwerken (Bezirksregierung Köln 2017).

112. Umweltbelastungen sind oftmals ungleich verteilt.
Das zeigt sich im Besonderen bei den Luftschadstoffen
(SRU 2018; s. Abschn. 2.2.3). So findet man in den
Städten besonders hohe Feinstaubimmissionen an stark 
befahrenen Straßen. Hier leben besonders häufig ein­
kommensschwache Personen. Die sozial ungleiche
Verteilung von Belastungen zeigt sich unter anderem
anhand der flächenhaften Darstellung der Feinstaub­
exposition in Berlin (GAFFRON und FREUDE 2021).
Allerdings ist diese Tendenz nicht immer ganz eindeu­
tig. Das liegt unter anderem daran, dass manche Innen­
stadtlagen, trotz vergleichsweise hoher Verkehrsbelas­
tung und damit auch hoher Luftbelastung, besonders
attraktiv für manche Menschen sind.

113. Feinstaubbelastungen der Außenluft treten in
den seltensten Fällen singulär auf. In der Regel ergibt
sich eine Expositionssituation aus einer Mischung
von Luftschadstoffen, neben Feinstaub zum Beispiel
noch NOx, flüchtige organische Verbindungen ohne 
Methan (non-methane volatile organic compounds – 
NMVOC) und Kohlenstoffmonoxid (CO) (UBA 2021a; 
s. Abschn. 2.2.1). Hinzu kommt, dass Orte mit hoher
Luftbelastung, gerade wenn der Verkehr der Haupt­
verursacher ist, oftmals auch hohen Lärmemissionen
ausgesetzt sind (SRU 2020). Dies verschärft die Gesund­

ɦ Abbildung 3-3

Aufschlüsselung der Feinstaubimmissionen nach Quellen an der verkehrsnahen Messstelle Stuttgart –
Am Neckartor (Bezugsjahr 2016)

Quelle: Regierungspräsidium Stuttgart 2019, angepasst
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heitsbelastung sehr deutlich. Kommen weitere negati­
ve Faktoren hinzu, wie im Nahbereich fehlende Er­
holungs- bzw. Grünflächen oder die Ausbildung von 
Wärmeinseln, so entstehen Hotspots für Umweltbe­
lastungen. 

3.1.3	 Aktivitäten und 
Handlungsbedarf

Belastungsminderungen
114. Auch wenn die Feinstaubimmissionen in Deutsch­
land stetig zurückgegangen sind (Abb. 3-4), ist die Fein­
staubbelastung weiterhin mit deutlichen Krankheits­
lasten verbunden. An Orten mit einer hohen Belastung, 
beispielsweise Straßenschluchten, dominiert in der
Regel der Straßenverkehr die Feinstaubsituation (UBA
2018b). Aus diesem Grund stand und steht dieser
weiterhin im Fokus, wenn es darum geht, Feinstaub in
der Außenluft zu reduzieren.

115. Besonders wichtig war es bisher, die Emissionen
von Dieselfahrzeugen zu mindern. Durch die Einfüh­
rung von Partikelfiltern konnte die Masse der emittier­
ten Partikel deutlich gesenkt werden. Damit wurde das
Problem der Emissionen von Dieselruß aber noch nicht
vollständig gelöst, da die unterschiedlichen Filtersys­
teme nur einen hohen Anteil der Masse und damit große 
Partikel zurückhielten, nicht aber die Anzahl der Parti­
kel deutlich reduzierten. Aus dem Grund wurde mit der 
Abgasnorm Euro 5 ein Grenzwert für die Anzahl von
Partikeln, die größer als 23 nm sind, eingeführt (UBA
2020d). Der SRU empfiehlt, diesen Grenzwert ent­
sprechend der Entwicklung von Techniken zur Partikel­
messung auf kleinere Partikel auszuweiten.

116. Problematisch ist aber weiterhin, dass bei Reini­
gungsprozessen der Filter im Fahrbetrieb in sehr kur­
zer Zeit große Partikelmassen freigesetzt werden. Dies
wird bei offiziellen Emissionstests nicht berücksichtigt. 
Untersuchungen an einigen Fahrzeugmodellen zeigten, 

NOx und SO2 emittiert, die Sekundärpartikel bilden kön­
nen, die wiederum zur Feinstaubbelastung beitragen.
Auch Ultrafeinstäube gehören zu den Emissionen aus
der Kohleverstromung.

106. Für die Emissionen des Straßenverkehrs sind neben
den Motoren auch Bremsen- und Reifenabrieb sowie Ab­
rieb und Partikelaufwirbelungen von der Straßenober­
fläche verantwortlich. Die Höhe des Reifenabriebs hängt
von verschiedenen Faktoren ab, unter anderem von der
Art des Reifenmaterials, der Fahrweise und dem Ge­
wicht der Fahrzeuge. So ist bei schweren Fahrzeugen
die Reifenabnutzung und damit die Partikelbildung
besonders hoch. Dieselfahrzeuge standen in der Ver­
gangenheit bei den Feinstaubemissionen des Verkehrs
im Vordergrund, da sie besonders viele feine und ultra­
feine sowie schwere oder unlösliche Partikel aus den
Motoren freisetzten (STMUV Bayern o. J.).

107. Kleinfeuerungsanlagen (Anlagen mit einer Feue­
rungswärmeleistung unter 1.000 kW) sind ein nicht zu
vernachlässigender Emittent (UBA 2022b; s. Abb. 3-2).
Sie sind für etwa 22 % der Emissionen von PM2,5 ver­
antwortlich. Ein besonders hoher Anteil der Feinstaub­
mengen stammt aus der Verbrennung von Holz, wäh­
rend Öl- und Gasfeuerungen deutlich weniger feine
Partikel freisetzen. Diese Emissionen sind an kalten
Wintertagen bzw. in der Heizperiode besonders hoch
und belasten die Luft bei sogenannten inversen Wetter­
lagen besonders stark.

Immissionen
108. Generell wird bei den Feinstaubimmissionen
zwischen Partikeln unterschieden, die vor Ort emittiert
werden, und solchen, die aus fernen Quellen stammen
(Hintergrundbelastung) und mit den Luftmassen her­
antransportiert wurden. Die Hintergrundbelastung wird
häufig durch Industrieprozesse und sonstige Feuerungs­
anlagen bestimmt (PESCH et al. 2008; HÜGLIN et al.
2012; UBA 2018b). Hinzu kommen noch Sekundärpar­
tikel (Tz. 103).

109. In Ballungsräumen bzw. Städten gehört der Stra­
ßenverkehr zu den wichtigsten Verursachern von Fein­
staubbelastungen (UBA 2018b; PESCH et  al. 2008;
s. Abb. 3-3). Dabei sind Brems-, Reifen- und Fahrbahn­
abrieb sowie Aufwirbelungen von der Straßenoberfläche
im Hinblick auf die Masse inzwischen von größerer
Bedeutung als die motorischen Emissionen (LANUV
NRW 2022a). An Messstandorten in den Städten mit

	ɦ 	Abbildung 3-3

Aufschlüsselung der Feinstaubimmissionen nach Quellen an der verkehrsnahen Messstelle Stuttgart – 
Am Neckartor (Bezugsjahr 2016) 

Quelle: Regierungspräsidium Stuttgart 2019, angepasst
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dass deshalb die Abgasnormen im Realbetrieb immer 
noch, zum Teil deutlich, überschritten werden (Trans­
port & Environment 2020). Die Einführung von Um­
weltzonen und damit der Ausschluss älterer Dieselfahr­
zeuge aus diesen Gebieten war eine weitere erfolgreiche 
Maßnahme (CYRYS et al. 2018; SRU 2015, Tz. 539). Sie 
beschleunigte zudem die Einführung von Partikelfiltern. 
Auch deshalb rücken inzwischen Baumaschinen, die oft­
mals nicht mit Partikelfiltern ausgerüstet sind bzw. für 
die geringere Umweltstandards gelten, in den Blickpunkt 
der verantwortlichen Behörden (Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2015). Da die 
Partikelanzahl im Abgasstrom inzwischen reguliert ist, 
steigt außerdem die Relevanz von Partikelemissionen, 
die von Bremsen- und Reifenabrieb stammen (UBA 
2022k). Die Europäische Kommission hat Ende 2022 
vorgeschlagen, mit der neuen Abgasnorm 7 auch die 
Emissionen, die durch Bremsen und Reifen entstehen, 
zu begrenzen („Kommission schlägt neue Euro-7-Nor­
men zur Verringerung der Schadstoffemissionen von 
Fahrzeugen und zur Verbesserung der Luftqualität vor“, 
Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 

10. November 2022), was aus Sicht des SRU sehr zu 
begrüßen ist. 

117.	 Da die Feinstaubbelastungen immer noch zu hoch 
sind, sind weitere Aktivitäten erforderlich. Alle Maß­
nahmen, die zur Mobilitätswende (Transformation des 
Verkehrs insbesondere aus Klimaschutz- und Gesund­
heitsgründen) beitragen, helfen auch dabei, die Fein­
staubemissionen zu mindern. Hierzu zählen beispiels­
weise die Stärkung der Alternativen zum motorisierten 
Individualverkehr (Fahrrad- und Fußverkehr sowie 
öffentlicher Personennahverkehr – ÖPNV), eine konse­
quente Parkraumbewirtschaftung und Entschleunigung 
des Verkehrs, zum Beispiel Tempo 30 in Städten unter 
Beibehaltung der Qualität des Verkehrsflusses (SRU 
2020; HEINRICHS et al. 2016).

118.	 In den letzten Jahren zeigt sich eine deutliche 
Tendenz, Benziner mit kleineren, aber dank Direkt­
einspritzung (Gasoline Direct Injection – GDI) und 
Turbolader leistungsstarken Motoren auszustatten. 
Diese Motoren sind zwar sparsam, emittieren aber deut­

	ɦ 	Abbildung 3-4

Entwicklung der Feinstaubbelastungen (PM2,5-Jahresmittelwerte) an den 3 Messstellenkategorien in 
den Jahren 2010 bis 2021 

Quelle: schriftliche Mitteilung des UBA vom 22. November 2022, mit Daten der Messnetze der Länder und des Bundes, angepasst
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lich mehr Rußpartikel als alte Benzinmotoren (KLOSE 
2017). Nicht nur die Partikelmenge, sondern auch die 
Zusammensetzung der Stäube ist vergleichbar mit den 
Emissionen von Dieselfahrzeugen. So finden sich auf 
der Oberfläche dieser Partikel ebenfalls bedenkliche 
Stoffe wie das krebserregende Benzo(a)pyren. Deshalb 
regten Wissenschaftler:innen an, diese Fahrzeuge eben­
falls mit Partikelfiltern auszustatten, was inzwischen 
speziell aufgrund des Partikelgrenzwertes für Direkt­
einspritzer zunehmend Praxis ist (KLOSE 2017; ADAC 
2022). Neu dagegen ist, dass jetzt herkömmliche Benzin­
fahrzeuge mit Saugrohreinspritzung aufgrund hoher 
Partikelemissionen in den Fokus der Aufmerksamkeit 
rücken werden (ADAC 2022). 

119. Eine zunehmende Elektrifizierung des Straßen­
verkehrs wird dazu führen, dass es langfristig weniger
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor gibt und dadurch
die Partikelemissionen ebenfalls reduziert werden.
Damit gehen insbesondere Rußpartikel zurück, die
besonders bedenklich für die Gesundheit sind. Aber auch 
E-Fahrzeuge emittieren aufgrund des Bremsen- und
Reifenabriebs Feinstäube. Zudem tragen sie wie andere
Fahrzeuge auch zur Straßenaufwirbelung von Stäuben
bei (OECD 2020a). Der Reifenabrieb bei schweren Fahr­
zeugen ist höher als bei leichten Fahrzeugen. Aus diesem 
Grund ist es sinnvoll, neben dem Argument der Ener­
gieeffizienz Anreize für leichte Fahrzeuge zu setzen.
Außerdem kann über entsprechende Normen und Qua­
litätssiegel Einfluss auf das Reifenmaterial genommen
werden.

120. Die Minderung der Feinstaubbelastungen weist
eine Reihe von Synergien mit anderen Umwelt- und
Gesundheitsbelangen auf. So tragen beispielsweise viele 
Maßnahmen, die den Straßenverkehr betreffen und der
Mobilitätswende dienen, dazu bei, neben Feinstaub auch 
andere negative Umwelt- und Gesundheitswirkungen
dieses Sektors zu mindern. Ein gutes Beispiel sind
Geschwindigkeitsbeschränkungen. Sie helfen, die Ver­
kehrssicherheit zu verbessern, und können zudem die
Emissionen von NOx sowie Lärm reduzieren (UBA 
2022e). Um es den Kommunen einfacher zu machen, 
Geschwindigkeitsbeschränkungen festzulegen, hat sich 
der SRU bereits 2005 dafür ausgesprochen, die Regel­
höchstgeschwindigkeit innerorts auf 30 km/h herab­
zusetzen (SRU 2005; s. a. 2020, Kap. 5). Attraktive Fuß- 
und Radwege erleichtern es, auf die Pkw-Nutzung zu 
verzichten, und fördern die Bewegung der Menschen, 
was sich positiv auf die körperliche und psychische Ge­
sundheit auswirkt (SRU 2020, Kap. 5). Darüber hinaus 
dienen solche Maßnahmen auch dem Klimaschutz.

121. Andere Sektoren tragen ebenfalls zu den Feinstaub­
immissionen bei. Auch bei diesen besteht erheblicher
Handlungsbedarf. Im Folgenden wird exemplarisch auf 
wichtige Maßnahmen eingegangen. Für ausführliche
Darstellungen des Handlungsbedarfs sei unter anderem 
auf frühere Veröffentlichungen des SRU verwiesen (SRU 
2020; 2015).

122. Der Ausstieg aus der Kohleverstromung ist ein
wichtiger Beitrag, die Feinstaubimmissionen, insbe­
sondere die Hintergrundbelastung, zu mindern (SRU
2017a, Tz. 22 ff.; AMANN et al. 2020). Auch wenn der
Klimaschutz bei diesem Ausstieg im Vordergrund steht, 
sollten Gesundheitsgewinne nicht vergessen werden.
Bei Kleinfeuerungsanlagen ist die Holzverbrennung ein 
besonderes Problem. Deshalb sollten für den Holz­
einsatz nur die modernsten und damit besonders
emissionsarmen Feuerungsanlagen eingesetzt werden.
In der sogenannten Kleinfeuerungsanlagenverordnung 
(1. BImSchV) hat die Bundesregierung allerdings alle
Altanlagen insofern privilegiert, als langjährige Über­
gangszeiten für das Einhalten von Grenzwerten festge­
legt worden sind (§ 25 der 1. BImSchV). Generell ist es
notwendig, im Wärmesektor aus Gründen des Klima­
schutzes auf regenerative Alternativen umzusteigen
(SRU 2019b). Die energetische Nutzung von Holzbio­
masse sieht der SRU in diesem Zusammenhang als eher 
kritisch (SRU 2022a).

123. Möglichkeiten, die Ultrafeinstaubimmissionen auf 
Flughäfen und in deren Umfeld zu mindern, sind die Re­
duktion des Schwefelanteils im Kerosin, das vermehrte
Schleppen der Flugzeuge auf dem Rollfeld und verbes­
serte Triebwerkstechnologien („Turbinen-Abgase sind
größte Quelle für Ultrafeinstaub von Flughäfen“, Presse­
mitteilung des UBA vom 15. März 2021). Ammoniak als 
ein Vorläufer von Sekundärpartikeln stammt insbeson­
dere aus der Landwirtschaft und dort an erster Stelle
aus der Tierhaltung. Zur Minderung dieser Emissionen
können eine ganze Reihe von Maßnahmen beitragen,
die unter anderem die Haltung der Tiere sowie die
Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdüngern
betreffen (UBA 2020c; SRU 2015).

Gesundheitsgewinne durch Belastungs
minderungen
124. Die Feinstaubbelastung gehört unter anderem
aufgrund ihrer hohen Relevanz zu den am besten un­
tersuchten umweltbezogenen Gesundheitsrisiken. Das
zeigt sich auch in Berechnungen zu Krankheitslasten
und wie sich diese aufgrund der Verbesserung der Luft­
qualität verändern (SCHRAUFNAGEL et al. 2019). Wie 
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solche positiven Effekte für die Gesundheit aussehen 
können, zeigt unter anderem die Studie von KHREIS 
et  al. (2019). Nach diesen Ergebnissen würden in 
Deutschland durch die Einhaltung eines Wertes von 
10  µg/m³ Luft für PM2,5 knapp 11 % neuer Asthma­
erkrankungen bei Kindern pro Jahr verhindert. Bezugs­
jahre hinsichtlich der Belastung waren die Jahre 2010 
bis 2012. Mehr als die Hälfte der Bevölkerung in Deutsch­
land war im Jahr 2018 noch Expositionen ausgesetzt, 
die über diesem Wert lagen (UBA 2022a). 

125. Generell sind die deutlichsten positiven Effekte bei
vulnerablen Gruppen, unter anderem Menschen mit
Vorerkrankungen, zu erwarten. Da Krankheitslasten
nicht nur mit teils erheblichen Einschränkungen der
Lebensqualität, sondern auch mit erheblichen Kosten
verbunden sind, führt eine Verminderung der Luft­
belastung auch zu gesundheitsökonomischen Entlas­
tungen für die Gesellschaft. Berechnungen von AMANN 
et al. (2020) kommen zu dem Ergebnis, dass Maßnah­
men zur Verbesserung der Luftqualität, die im Zusam­
menhang mit dem Erreichen der Ziele der sogenannten
NEC-Richtlinie (Richtlinie (EU) 2016/2284 über natio­
nale Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschad­
stoffe) und dem Klimaschutz stehen, zu einem deutlich 
größeren Nutzen im Vergleich zu den Kosten führen.
Eine große Rolle spielen dabei die Feinstaub-(PM2,5-)
Immissionen. 

Grenzwertsetzung
126. Bei der Feinstaubproblematik besteht Bedarf, die
Grenzwerte stärker an die bestehenden wissenschaft­
lichen Erkenntnisse anzupassen (s. a. KÖCK 2020a;
Europäischer Rechnungshof 2018). So hat die WHO erst 
kürzlich ihre Leitlinien für Luftschadstoffe überarbeitet. 
Sie empfiehlt zum Beispiel einen Luftqualitätswert für
PM2,5 von 5 µg/m3 Luft im Jahresmittel (WHO 2021b;
s. Tab. 3-1). Der aktuelle europäische Grenzwert liegt
dagegen bei 25 μg/m3 (SRU 2015, Abb. 3-14). Außerdem
gibt es bisher keinen Grenzwert für das Tagesmittel für 
PM2,5. Wie bereits erwähnt, sind Partikel dieser Größe 
für die Gesundheitswirkung von Feinstäuben besonders 
wichtig (Tz.  90 ff.). Deshalb empfiehlt es sich, den 
bestehenden PM10-Tagesmittelgrenzwert durch einen 
PM2,5-Tagesmittelgrenzwert zu ersetzen bzw. zu ergän­
zen (SRU 2015). Zudem sollte der aktuelle PM2,5-Jah­
resmittelgrenzwert abgesenkt werden. Die Europäische 
Kommission hat am 26. Oktober 2022 Vorschläge für 
die Revision der Luftqualitätsrichtlinie 2008/50/EG 
veröffentlicht (Europäische Kommission 2022h). Diese 
sehen unter anderem für PM10 eine Minderung des 
Tagesmittelgrenzwertes von 50 auf 45 μg/m³ – mit nur 
noch 18 statt 35 zulässigen Überschreitungen – und eine 
Reduzierung des Jahresmittelgrenzwertes um 50 % auf 
20 μg/m³ vor (Tab. 3-1). Für PM2,5 soll ein neuer Tages­
mittelgrenzwert von 25 μg/m³ eingeführt und der 
Jahresmittelgrenzwert auf 10 μg/m³ abgesenkt werden. 

	ɦ 	Tabelle 3-1

Aktuelle und von der Europäischen Kommission vorgeschlagene neue Grenzwerte für Feinstaub sowie 
Richtwerte der WHO (PM2,5 und PM10)

Grenzwert in µg/m3 (zulässige Überschreitungen in Tagen pro Jahr)

Luftqualitätsrichtlinie

Vorschlag der Euro
päischen Kommission 

für die Revision der 
Luftqualitätsrichtlinie

Luftgüteleitlinien der 
WHO (Stand 2021)

PM2,5

Tag – 25 µg/m3 (18) 15 µg/m3 (3–4)

Jahr 25 µg/m3 10 µg/m3 5 µg/m3

PM10

Tag 50 µg/m3 (35) 45 µg/m3 (18) 45 µg/m3 (3–4)

Jahr 40 µg/m3 20 µg/m3 15 µg/m3

SRU, eigene Darstellung; Datenquellen: Luftqualitätsrichtlinie; Europäische Kommission 2022h; WHO 2021b
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Diese Grenzwerte sollen ab dem Jahr 2030 gelten. Ziel 
ist es, bis zum Jahr 2050 in Übereinstimmung mit dem 
ZPAP die Luftbelastungen soweit zu mindern, dass keine 
Beeinträchtigungen der menschlichen Gesundheit mehr 
auftreten (Europäische Kommission 2021f). Die Vor­
schläge der Europäischen Kommission sind aus Sicht 
des SRU sehr zu begrüßen und die Bundesregierung 
sollte sich dafür einsetzen, dass die Grenzwerte auf dem 
Weg zur Richtlinie nicht aufgeweicht werden.

127. Weiterhin bilden die aktuellen Grenzwerte als Mas­
sengrenzwerte noch nicht ideal die Gesundheitswirkung 
von Feinstäuben ab. Deshalb gibt es bereits Überlegun­
gen, die bestehenden Grenzwerte durch einen weiteren 
Grenzwert zu ergänzen (King’s College London 2019).
Besonders geeignet wäre ein Luftqualitätswert für die
Partikelanzahl. Dadurch würden auch deutlich stärker
als bisher die Ultrafeinstäube berücksichtigt, da sie in
der Regel den größten Anteil an der Partikelanzahl
ausmachen. Als erster Schritt dafür muss ein standar­
disiertes Verfahren zur Messung der Partikelanzahl
etabliert werden. Dafür ist eine Reihe von technischen
Fragen zu beantworten (UBA 2018e). Ultrafeinstäube
in der Außenluft werden in Deutschland bisher nur an
wenigen Stationen kontinuierlich gemessen. Dieses Mo­
nitoring sollte weiter ausgeweitet werden. Der Vorschlag 
der Europäischen Kommission zur Revision der Luft­
qualitätsrichtlinie sieht vor, die Mitgliedstaaten zu ver­
pflichten, die Ultrafeinstaubbelastung zu überwachen
(Europäische Kommission 2022h). Der SRU begrüßt
diesen Vorschlag.

Kumulative Umweltbelastungen in den Blick 
nehmen
128. Das Feinstaubthema zeigt anschaulich, dass es beim 
Gesundheitsschutz wichtig ist, noch stärker als bisher
systemisch zu denken. Da die Menschen in der Regel
Luftschadstoffgemischen ausgesetzt sind (Tz. 36  ff.),
empfiehlt es sich, in Zukunft noch stärker als bisher
deren Wirkungen in der Summe zu betrachten. Hinzu
kommen oft noch andere Faktoren, beispielsweise Lärm 
oder soziale Lage, die die Gesundheit beeinflussen.
Zudem kann die Luftqualität das Krankheitsgeschehen
bei Allergien und Infektionserkrankungen der Atem­
wege beeinflussen. Für Letztere gibt es zum Beispiel
Hinweise aus Studien, die einen Zusammenhang vom
Infektionsgeschehen der COVID-19-Pandemie und der
Luftbelastungen aufzeigen (BRUNEKREEF et al. 2021). 
Gerade wenn es darum geht, räumliche Maßnahmen
zum Gesundheitsschutz zu ergreifen, sollten diese ver­
schiedenen Faktoren so gut es geht zusammen in den
Blick genommen werden.

3.2	 Antibiotika in der 
Tierhaltung

129. Die Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen gehört
zu den großen aktuellen und dynamisch wachsenden
Gesundheitsherausforderungen, sowohl national als
auch global (s. a. WBGU 2023). Das Europäische Zen­
trum für die Prävention und die Kontrolle von Krank­
heiten (European Centre for Disease Prevention and
Control – ECDC) geht davon aus, dass in Europa im
Jahr 2020 etwa 670.000 Infektionen mit resistenten
Bakterien auftraten und etwa 33.000 Menschen infolge
dieser Infektionen verstarben (ECDC 2022; s. a. ECDC
und WHO – Regional Office for Europe 2022).

130. Antibiotika sind Arzneimittel oder Wirkstoffe, die 
zur Behandlung von bakteriellen Infektionskrankheiten 
eingesetzt werden und seit langem nicht mehr wegzu­
denken sind. Sie tragen dazu bei, die Komplikationen
und die Sterblichkeit durch bakterielle Infektionskrank­
heiten entscheidend zu reduzieren. Eingesetzt werden
Antibiotika sowohl in der Human- als auch in der
Tiermedizin. Schon seit Jahren zeichnet sich ab, dass
Wirkstoffe durch die Ausbreitung von Antibiotikaresis­
tenzen zunehmend ihre Wirkung verlieren (SRU 2019a, 
Tz. 361 ff.). Bakterien, die nicht mehr sensibel auf ein
Antibiotikum oder mehrere Antibiotika reagieren,
nehmen deutlich zu. Insbesondere in Krankenhäusern
sind Besiedlungen oder Infektionen mit resistenten Bak­
terienstämmen keine Seltenheit mehr, darunter auch
mit multiresistenten Erregern (MRE), die nur noch mit 
sogenannten Reserveantibiotika (Antibiotika, die ins­
besondere bei Infektionen eingesetzt werden, bei denen
herkömmliche Wirkstoffe aufgrund von Resistenzen
nicht mehr wirksam sind) behandelbar sind (RKI 2019a). 
Bei vollständiger Resistenz entfällt jegliche Behand­
lungsmöglichkeit mit Antibiotika. Schon vor Jahren hat 
die WHO davor gewarnt, dass in Zukunft selbst ein­
fache Infektionskrankheiten nur sehr schwer behandelt 
werden können und selbst kleine invasive Eingriffe kaum 
durchführbar sind, wenn diese Entwicklung nicht ge­
stoppt wird (WHO 2011; 1998).

131. Antibiotikaresistenzen kommen auch natürlich, also 
ohne dass synthetisch hergestellte Antibiotika anwe­
send sind, in der Umwelt vor. Vor allem treten sie jedoch 
dort auf, wo Antibiotika häufig oder unsachgemäß einge­
setzt werden oder andere Schadstoffe vorhanden sind.

132. Ein Mechanismus für Resistenzen ist die Fähigkeit 
von Bakterien, Enzyme zu produzieren (z.  B. Beta-
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Laktamasen), die bestimmte Antibiotika (Beta-Laktam-
Antibiotika) abbauen bzw. hydrolisieren können. Der 
beschriebene Wirkmechanismus und dessen Ausbrei­
tung trug in der Vergangenheit dazu bei, dass Resistenzen 
gegenüber Cephalosporinen der 3. und 4. Generation in 
besorgniserregender Weise zunahmen (BfR 2019a; 
PFEIFER et al. 2013; NOLL et al. 2020). 

133.	 Die genetische Information über eine Resistenz 
kann von einem Bakterium auf ein anderes übertragen 
werden. So fördern Selektion und Gentransfer die Resis­
tenzausbreitung (Abb. 3-5). Viele Bakterien sind in der 
Lage, das für die Resistenz verantwortliche Genmaterial 
auf Individuen der eigenen Art oder auch spezies­
übergreifend zu übertragen, wodurch die Gefahr einer 
raschen Verbreitung deutlich zunimmt (BfR 2019a). 

134.	 Der Antibiotikaeinsatz in der Humanmedizin spielt 
für die Resistenzproblematik eine größere Rolle als der 
in der Tiermedizin. Das liegt unter anderem daran, dass 
dort, wo viele Antibiotika eingesetzt werden, beispiels­
weise in den Krankenhäusern, die Resistenzen entstehen 
und unmittelbar zum Problem für die Patient:innen wer­
den können. Antibiotikaeinsatz und Resistenzproblem 
haben somit einen engen räumlichen Bezug. Trotzdem 

leistet auch der Einsatz von antibiotischen Wirkstoffen 
in der Tierhaltung einen relevanten Beitrag für die Re­
sistenzproblematik bei humanpathogenen Erregern 
(siehe u. a. BfR 2019a). Dabei können die Resistenzen 
zum einen über Menschen, die mit den Tieren Kontakt 
haben, oder durch den Eintrag von Wirkstoffen und re­
sistenten Bakterien in die Umwelt verbreitet werden. Die 
Behandlung von Tieren mit Antibiotika zeigt zudem in 
anschaulicher Weise, dass die Gesundheit von Tieren 
durch die Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen im 
engen Zusammenhang mit der menschlichen Gesundheit 
steht. Außerdem ist dieses Problem ein Beispiel dafür, 
dass die Art der landwirtschaftlichen Produktion über die 
Bereitstellung von gesunden Lebensmitteln hinaus einen 
Einfluss auf die Gesundheit der Menschen haben kann.

3.2.1	 Gesundheitsrisiken

135.	 Mit der Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen 
steigt auch das Risiko für Menschen, mit diesen Erre­
gern in Kontakt zu kommen – auch mit solchen, die 
gegen mehrere Antibiotika resistent sind. In Kranken­
häusern der Maximalversorgung kommen besonders 
häufig (multi)resistente Bakterien vor. Patient:innen 

	ɦ 	Abbildung 3-5

Entwicklung von Antibiotikaresistenzen 

Blau = Bakterien ohne Resistenzen, Pink = Bakterien mit Resistenz(en)

Quellen: Europäischer Rechnungshof 2019, basierend auf CDC 2022
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mit offenen Wunden, Sonden oder Kathetern oder ge­
rade frisch Operierte, aber auch Bewohner:innen von 
Pflegeeinrichtungen und Altenheimen sind besonders 
durch multiresistente Erreger gefährdet. Grund hierfür 
sind die dortige hohe Behandlungsdichte und die meist 
hohe Vulnerabilität der Menschen, die mit dem Alter 
und den Vorerkrankungen im Zusammenhang steht. 
Besonders problematisch ist die Ausbreitung von Resis­
tenzen bei pathogenen Bakterien und der Transfer von 
Resistenzen auf diese potenziellen Erreger. 

136.	 Aktuelle Untersuchungen zur Resistenzlage in 
deutschen Krankenhäusern zeigen ein sehr heterogenes 
Bild (NOLL et al. 2020; s. Tab. 3-2). Bei einigen Erreger­
gruppen nahm das Vorkommen von bestimmten Resis­
tenzen ab, bei anderen Erregergruppen dagegen zu. So 
hat sich das Vorkommen des Vancomycin-resistenten 
Enterococcus faecium (VRE) in den Jahren 2016 bis 
2020 verdoppelt, während sich beim Methicillin-resis­
tenten Staphylococcus aureus (MRSA) seit Jahren ein 
rückläufiger Trend abzeichnet. Besonders problematisch 
ist es, wenn Resistenzen gegen Reserveantibiotika (so­
genannte Last Resort Antibiotika) zunehmen. Wie in 
Tabelle 3-2 erkennbar, werden Resistenzen gegen Anti­
biotika immer noch in relevanter Häufigkeit, zum Teil 
in mehr als 10 % der untersuchten Isolate, nachgewie­
sen. Im europäischen Vergleich ist die Entwicklung in 
Deutschland eher positiv, Ausnahme sind die VRE.

137.	 Infektionen, die im Zusammenhang mit einer me­
dizinischen Maßnahme stehen (nosokomiale Infektio­
nen), sind besonders bedrohlich, wenn es sich um resis­
tente Erreger handelt (RKI 2020). Laut RKI infizieren 
sich etwa 35.000 Menschen in Deutschland pro Jahr im 
Krankenhaus mit multiresistenten Krankheitserregern, 
bei circa 1.500 Betroffenen sind Erreger nachzuweisen, 
gegen die es kaum noch einen Wirkstoff gibt (RKI 
2019a). Die Folge sind oftmals schwere und langwieri­
ge Krankheitsverläufe, beispielsweise aufgrund von 
Lungen- oder Harnwegsentzündungen, die auch zum 
Tod führen können. Für Deutschland wurden 1.000 bis 
4.000 Todesfälle jährlich aufgrund von Infektionen mit 
multiresistenten Erregern geschätzt (GASTMEIER et al. 
2016).

138.	 Generell besteht ein besonderes Risiko für:

	ɦ 	Personen mit einer Autoimmunerkrankung,

	ɦ 	Menschen, die zum Beispiel aufgrund einer Medika­
mentenbehandlung ein geschwächtes Immunsystem 
haben, 

	ɦ 	Kinder, insbesondere Neugeborene, da sich deren 
Immunsystem noch entwickelt,

	ɦ 	ältere Menschen, da deren Immunsystem schwächer 
reagiert, sowie

	ɦ 	frisch Operierte und Patient:innen mit offenen 
Wunden, Sonden oder Kathetern (RKI 2019b; 
TACCONELLI und PEZZANI 2019).

139.	 Für Menschen, die in der Tierhaltung arbeiten, 
besteht ein besonderes Risiko durch den Kontakt mit 
Tieren und deren von resistenten Bakterien besiedelten 
Ausscheidungsprodukten. Eine Metastudie zur Kolo­
nisation mit MRSA-Stämmen zeigte, dass in diesem 
Bereich Arbeitende in deutlich höherem Maße als die 
Vergleichsgruppe, die keinen Kontakt mit Nutztieren 
hatte, mit MRSA besiedelt waren (CHEN und WU 2021). 
Obwohl diese Bakterien nur unter bestimmten Bedin­
gungen pathogen sind, besteht für diese Berufsgruppe 
ein höheres Risiko für entsprechende Infektionen. 
Gleichzeitig können Menschen mit engem Kontakt zu 
Tieren Resistenzen auf Bakterien anderer Menschen 
oder pathogene Bakterien übertragen und sind damit 
Vektoren für die Resistenzausbreitung.

140.	 Der Kontakt mit resistenten Bakterien in Bade­
gewässern − ein Thema, das vor einigen Jahren mit be­
sonderer Besorgnis diskutiert wurde (SRU 2019a, 
Tz. 326; EXNER et al. 2018) − führt wahrscheinlich bei 
gesunden Menschen zu keiner relevanten Besiedlung 
mit antibiotikaresistenten Krankheitserregern (UBA 
2018a). Allerdings hängt das von der Belastung des ein­
zelnen Gewässers ab. Trotzdem kann es in Folge solch 
diverser Kontaktszenarien zu klinisch unauffälligen 
Besiedlungen beispielsweise des Darms mit antibiotika­
resistenten Bakterien kommen. Ungeachtet der geringen 
Folgen für gesunde Menschen werden die Betroffenen 
jedoch unweigerlich zu möglichen Multiplikatoren von 
Resistenzen. Außerdem trägt das Vorkommen von Anti­
biotika, aber auch anderen Schadstoffen und antibiotika­
resistenten Bakterien in der Umwelt zur Entstehung 
neuer Resistenzen und Resistenzkombinationen bei.

141.	 Obwohl in den letzten Jahren die Verwendung von 
Antibiotika in der Veterinärmedizin sowohl in Deutsch­
land als auch Europa zurückgegangen ist, lässt sich 
(noch) keine wirkliche Abnahme der Gesundheitslasten 
durch Antibiotikaresistenzen erkennen (Europäischer 
Rechnungshof 2019). Somit sind die Maßnahmen zur 
Minderung der Resistenzausbreitung im veterinär- und 
humanmedizinischen Bereich bisher unzureichend. 
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	ɦ 	Tabelle 3-2

Resistenzsituation in Deutschland 2016 bis 2020 im europäischen Vergleich

Anteil resistenter (R) Isolate in allen getesteten Isolaten (in %)

Mikroorganismus x 
Antibiotikum/

Antibiotikaklasse

Deutschland EARS-Net

2016 2017 2018 2019 2020 Trend MW 2020 Trend

Escherichia coli

Fluorchinolone R 19,4 20,7 19,8 17,5 16,5 – 23,8 –

Cephalosporine 
3. Gen. R 11,1 12,3 12,2 11,5 10,3 – 14,9 –

Aminoglykoside R 7,0 7,0 6,9 8,3 7,5 + 10,9 +

Carbapeneme R < 0,1 < 0,1 < 0,1 < 0,1 < 0,1 0,2

kombinierte 
Resistenz** 3,4 3,7 3,4 3,1 2,7 – 5,7 –

Klebsiella pneumoniae

Fluorchinolone R 12,6 15,3 13,4 13,1 11,6 – 33,8 –

Cephalosporine 
3. Gen. R 13,6 14,6 12,9 12,2 11,0 – 33,9 –

Aminoglykoside R 7,7 8,2 6,2 7,3 5,6 – 23,7 –

Carbapeneme R 0,5 0,5 0,4 0,9 0,5 10,0

kombinierte 
Resistenz** 5,3 6,3 4,7 4,8 3,7 – 21,0 –

Peusodomonas aeruginosa

Piperacillin/TAZ R 15,0 12,6 12,4 11,7 11,7 – 18,8 –

Fluorchinolone R 12,4 13,9 12,4 13,4 10,6 19,6 –

Ceftazidim R 10,1 9,8 9,1 10,0 10,0 15,5

Aminoglykoside R 6,8 4,8 3,5 4,1 2,0 – 9,4 –

Carbapeneme R 14,5 12,6 12,1 12,9 13,8 17,8

kombinierte 
Resistenz** 7,3 6,6 5,8 6,3 6,6 12,1

Acinetobacter spp.

Aminoglykoside R 3,0 3,4 3,4 4,2 4,9 37,1
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Mikroorganismus x 
Antibiotikum/

Antibiotikaklasse

Deutschland EARS-Net

2016 2017 2018 2019 2020 Trend MW 2020 Trend

Fluorchinolone R 5,7 6,5 6,8 5,0 5,1 41,8

Carbapeneme R 4,9 4,1 4,4 2,2 3,5 38,0

kombinierte 



Resistenz** 2,3 1,2 2,2 1,4 2,5 34,1

Staphylococcus aureus

Oxacillin/Methicillin R 10,2 9,1 7,7 6,7 5,5 – 16,7 –

Enterococcus faecalis

HL Gentamicin R 25,2 25,3 22,9 18,0 16,3 – –

Enterococcus 



faecium

Vancomycin R 11,9 16,5 23,7 26,3 22,3 + 16,8 +

Streptococcus pneumoniae

Penicillin 



non-wildtype 4,6 4,5 5,2 5,7 6,1 15,6

Makrolide R 8,0 6,9 7,1 7,7 7,2 16,9

MW 2020*	 bevölkerungsgewichteter Mittelwert aller EARS-Net Teilnehmerstaaten 2020 

Farbcodierung Trends kombinierte Resistenz**:

< 1 % + signifikanter Anstieg E. coli: Resistenz gegenüber Fluorchinolonen UND
Cephalosporinen der 3. Generation UND Aminoglykosiden

1 % − < 5 % –	 Signifikanter Rückgang K. pneumoniae: Resistenz gegenüber Fluorchinolonen UND
Cephalosporinen der 3. Generation UND Aminoglykosiden

5 % − < 10 % P. aeruginosa: Resistenz gegenüber mindestens 3 der 5
Antibiotika(klassen) unter Surveillance

10 % − < 25 % Basis für Trendberechnungen sind 
die Daten jener Labore, die über den 
5-Jahres-Zeitraum kontinuierlich 
Daten übermittelt haben

Acinetobacter ssp.: Resistenz gegenüber Fluorchinolonen UND 
Carbapenemen UND Aminoglykosiden

25 % − < 50 %

> 50 %

Bearbeitung: RKI/ARS

Quellen: NOLL et al. 2022; ECDC und WHO − Regional Office for Europe 2022, angepasst
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Gleichzeitig wurden in jüngerer Zeit nur wenige neue 
antibiotische Wirkstoffe entwickelt bzw. zugelassen. Die 
Evolution der Erreger überholt die Entwicklung neuer 
Wirkstoffe und Reserveantibiotika zunehmend. Deshalb 
sind weitergehende Maßnahmen erforderlich, die im 
Speziellen dazu beitragen, den Wirkstoffeinsatz zu 
reduzieren (Abschn. 3.2.3). 

3.2.2	 Situation in Deutschland

142.	 Für den Eintrag von Antibiotika und Antibiotika­
resistenzen in die Umwelt spielt die Verwendung dieser 

Wirkstoffe in der Tierhaltung eine wichtige Rolle. In 
Deutschland sind die Mengen an Antibiotika, die von 
pharmazeutischen Unternehmen und Großhändlern an 
Tierärztinnen und Tierärzte abgegeben werden, in den 
letzten Jahren deutlich zurückgegangen (Abb. 3-6). Sie 
liegt inzwischen bei knapp 600 t antimikrobieller Sub­
stanzen („Tiermedizin: Antibiotikaabgabe sinkt 2021 
deutlich“, Pressemitteilung Nr. 111/2022 des Bundesmi­
nisteriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
vom 8. August 2022). Ein Rückgang der Therapiehäufig­
keit hängt mit einer Reihe von Maßnahmen zusammen, 
beispielsweise mit der Einführung einer Therapiemelde­
pflicht für tierhaltende Betriebe (KÖCK 2020a). Es wäre 

	ɦ 	Abbildung 3-6

Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung in Deutschland in den Jahren 2011 bis 2021 nach 
Wirkstoffgruppen 

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: BVL o. J. 
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zu prüfen, inwieweit Ausweichreaktionen durch den 
internationalen Onlinehandel eine Rolle beim Wirkstoff­
einsatz spielen. Insgesamt sind die jährlichen Abgabe­
mengen immer noch sehr hoch. Sie entsprechen in der 
Summe etwa der Menge, die im humanmedizinischen 
Bereich zum Einsatz kommt (SCHRÖDER et al. 2020; 
„Jedes zweite verordnete Antibiotikum ist ein Reserve­
medikament“, Pressemitteilung des Wissenschaftlichen 
Instituts der AOK vom 17. September 2020). Zudem sind 
die eingesetzten Mengen pro Kilogramm Nutztier erheb­
lich höher als in skandinavischen Ländern, beispielsweise 
etwa achtmal höher für alle Lebensmittel erzeugenden 
Tiere als in Schweden (ECDC et al. 2021). Bei der regio­
nalen Verteilung der Abgabemengen finden sich erwar­
tungsgemäß die größten Mengen dort, wo auch die 
Viehdichte am höchsten ist (Thünen-Institut o. J.; „Ab­
gabe an Antibiotika in der Tiermedizin sinkt weiter“, 
Pressemitteilung des Bundesamts für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit (BVL) vom 29. Juli 2020).

143.	 Der Antibiotikaeinsatz spielt in der Geflügelhaltung 
eine besonders große Rolle (AG Antibiotikaresistenz im 
BMEL 2018). Etwa 40 % der Verbrauchsmengen sind 
dabei Reserveantibiotika („Antibiotika in der Tiermast: 
Kabinett beschließt Änderung des Arzneimittelgeset­
zes (AMG)“, Pressemitteilung Nr. 114/2020 des BMEL 
vom 1. Juli 2020). Dies sind Antibiotikaklassen, die nur 
dann eingesetzt werden sollten, wenn andere Alter­
nativen aufgrund von Resistenzen inadäquat oder 
unwirksam sind. Dazu gehören zum Beispiel die Wirk­
stoffe bzw. Wirkstoffgruppen Cephalosporine der 4. und 
5. Generation, Oxazolidinone, Polymyxine und Aztreo­
nam (WHO 2017b). Beim Geflügel sind Minderungs­
erfolge bei den eingesetzten Antibiotikamengen im 
Vergleich zu anderen Tierarten, beispielsweise Rindern, 
ausgesprochen gering (Bundesregierung 2021b). So 
weist der Therapiehäufigkeitsindex für Puten zwar auf 
eine leicht abnehmende Tendenz in den Jahren 2014 bis 
2020 hin, bei Masthühnern dagegen auf einen Anstieg 
(BVL 2021). Gründe hierfür könnten die weiterhin 
hohen Bestandsdichten und fehlende Alternativen zum 
Antibiotikaeinsatz sein. 

144.	 Vergleicht man die Entwicklung der Antibiotika­
anwendung mit denen der Tierzahlen, so fällt auf, dass 
seit 2016 der Bestand an Schweinen und Rindern in 
Deutschland kontinuierlich abnimmt (bis Ende 2020 um 
etwa 7 % bzw. 9 %), der von Geflügel dagegen auf einem 
konstant hohen Niveau verweilt (Statistisches Bundes­
amt 2021). Letzteres ist wahrscheinlich ein weiterer 
Grund, warum die Anwendungsmengen bei der Geflügel­
haltung kaum zurückgegangen sind.

145.	 Auch bei den Abgabemengen für Reserveantibio­
tika ist in den Jahren 2011 bis 2021 ein rückläufiger 
Trend zu verzeichnen (Abb. 3-6). Als ein Grund für die 
positive Entwicklung seit 2018 wird eine Änderung in 
der Tierärztlichen Hausapothekenverordnung (TÄHAV) 
angenommen (KÖPER et al. 2020). Diese schreibt seit 
März 2018 vor, dass vor einer Behandlung mit bestimm­
ten Wirkstoffen, einschließlich einiger Reserveantibio­
tika, ein standardisierter Empfindlichkeitstest durch­
geführt werden muss, um eine Wirksamkeit zu belegen. 

146.	 Insbesondere über die Ausbringung von Wirt­
schaftsdünger und Weidehaltung gelangen Antibiotika, 
aber auch resistente Bakterien aus der Tierhaltung in 
die Umwelt (UBA 2018a; s. Abb. 3-7). Antibiotika und 
auffällige Häufigkeit von Resistenzen wurden bereits 
seit längerem in Deutschland in verschiedenen Um­
weltkompartimenten nachgewiesen, zum Beispiel in 
landwirtschaftlichen Böden und in Badegewässern 
(KNAPP et al. 2010; LfU Bayern 2016; BERGMANN et al. 
2011; UBA 2018a). Einzelne Wirkstoffe wie Sulfadimi­
din fanden sich im oberflächennahen Grundwasser 
(HANNAPPEL et al. 2016; 2014). Die Konzentrationen 
im Grundwasser lagen in der Regel im niedrigen Nano­
grammbereich. Das Auftreten von Antibiotikaresisten­
zen im Trinkwasser gilt aufgrund der guten Aufberei­
tung und Überwachung in Deutschland als sehr wenig 
wahrscheinlich (UBA 2018d). Derzeit schwer abschätz­
bar ist die Rolle von Abbauprodukten (Metaboliten) von 
Antibiotika, insbesondere auch aufgrund der großen 
Vielzahl möglicher Stoffmischungen (CLARA et  al. 
2010).

147.	 Der Transfer von antibiotikaresistenten Bakterien 
zum Menschen kann über Personen, die in der Tier­
haltung arbeiten, über Lebensmittel (insb. Milch- und 
Fleischprodukte) und über den Kontakt mit kontami­
nierten Umweltmedien erfolgen (siehe u. a. BfR 2019b; 
2017; AG Antibiotikaresistenz des BVL und des BfR 
2021). Allerdings ist die Bedeutung des letzten Pfades 
bisher nicht vollständig geklärt.

148.	 Dass der Einsatz von Antibiotika in der Tierhal­
tung einen Beitrag zur Resistenzausbreitung leistet, 
zeigt sich unter anderem anhand von resistenten Erre­
gern (z. B. Methicillin-resistente Stämme von Staphy­
lococcus aureus wie MRSA CC398), die primär auf Mast­
tieren und Menschen, die mit diesen Kontakt hatten, 
gefunden werden (RKI 2016). Somit trägt ein sorgsamer 
und reglementierter Umgang mit diesen Arzneimitteln 
in der Tierhaltung auch zum Schutz der Gesundheit der 
Menschen bei. 
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3.2.3	 Aktivitäten und 
Handlungsbedarf

149. Der Einsatz von Antibiotika in der Tierhaltung und
die damit einhergehende Resistenzausbreitung sind ein 
klassisches Beispiel dafür, wie entscheidend es ist, die
Gesundheit von Menschen und Tieren im Sinne eines
One Health-Ansatzes gemeinsam zu betrachten (Tz. 334 
ff.). Deshalb sind der Austausch und eine enge Abstim­
mung von Zielen und Maßnahmen zwischen Tier- und
Humanmedizin sowie der Landwirtschaft erforderlich. 

150. So hat die Deutsche Antibiotika-Resistenzstrate­
gie (DART), die 2015 vom Bundesministerium für
Gesundheit (BMG), Bundesministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL) und Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) erarbeitet und an­
schließend von der Bundesregierung verabschiedet

wurde, das Ziel, den One Health-Ansatz zu stärken 
(BMG 2023). Sie lehnt sich an die globale Strategie der 
WHO zur Eindämmung von Antibiotikaresistenzen an 
(WHO 2001). Mit der DART werden sechs Ziele verfolgt. 
Neben der Stärkung des One Health-Ansatzes sind dies: 
Resistenzentwicklungen frühzeitig erkennen, Therapie­
möglichkeiten erhalten und verbessern, Infektionen 
verhindern, mehr Bewusstsein für die Resistenzpro­
blematik schaffen und Kompetenzen aufbauen sowie 
Forschung und Entwicklung gezielt fördern. Dazu gehört 
unter anderem auch eine bessere Vernetzung relevan­
ter Institutionen. So haben sich zum Beispiel das Robert 
Koch-Institut (RKI), das Bundesinstitut für Risiko­
bewertung (BfR), das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) und 
das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) inzwischen in der 
German One Health Initiative (GOHI) zusammen­
geschlossen, um die Kooperationen zu verbessern und 
den Austausch von Informationen und Daten zu verein­
fachen (German One Health Initiative o. J.).

	ɦ 	Abbildung 3-7

Eintragspfade von Tierarzneimitteln in die Umwelt 

Quellen: VIDAURRE et al. 2016; UBA 2021d, verändert
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151. Eine der wichtigsten Maßnahmen zum Schutz vor
der Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen ist die
umsichtige Verwendung von Antibiotika. Diese sollten
in der Tierhaltung nur dann eingesetzt werden, wenn
keine anderen Alternativen bestehen. Außerdem muss
auch in der Tierhaltung der vorsorgende Gesundheits­
schutz gestärkt werden (BMEL 2019, Anhang 6).

152. Mit dem seit Januar 2022 neu eingeführten Tier­
arzneimittelgesetz (TAMG) wird der Gebrauch von
Arzneimitteln für Tiere erstmalig in einem eigenen
Gesetz und somit getrennt von der humanmedizinischen 
Anwendung geregelt. Das TAMG setzt die Verordnung
über Tierarzneimittel (EU) 2019/6, die auch den Einsatz 
von antimikrobiellen Stoffen regelt, sowie das nationale 
Antibiotika-Minimierungskonzept für die Tierhaltung
um. Es beinhaltet wichtige Veränderungen, zum Beispiel 
die Pflicht für Tierärztinnen und Tierärzten halbjährig
zu melden, wie viele Tiere mit welchen Arzneimitteln,
die antibakterielle Stoffe enthalten, behandelt wurden
(§ 56 TAMG). Zudem müssen diese Tierhalter gemäß
§ 58 TAMG ihren Einsatz von antibakteriellen Stoffen
mit der bundesweiten Therapiehäufigkeit abgleichen
und bei einem übermäßigen Einsatz diesen tierärztlich
überprüfen lassen. Dadurch soll die Behandlung mit anti­
bakteriell wirksamen Stoffen insgesamt verringert wer­
den. Reserveantibiotika wie der Wirkstoff Colistin (Kas­
ten 3-2) werden in der Berechnung stärker gewichtet,
indem die Anzahl der Therapierung mit einem erhöhten 
Faktor multipliziert werden muss. Dies ist ein Anreiz,
diese Wirkstoffe in geringerem Umfang einzusetzen.

153. In der Tierhaltung gibt es eine ganze Reihe weiterer
Möglichkeiten, Resistenzausbreitungen einzudämmen. 
Das UBA hat in einem Konzept zur Minderung von Tier­
arzneimitteleinträgen in die Umwelt im Jahr 2016 eine
Reihe von Anregungen gegeben (VIDAURRE et al. 2016). 
Die dort genannten Vorschläge betreffen unter anderem 
den präventiven Schutz der Tiergesundheit, die Art und 
Dauer der Antibiotikaanwendung, die Stallhygiene und
die Hygiene beim Umgang mit den Tieren. Für den
vorsorgenden Gesundheitsschutz werden Maßnahmen
zur Reinigung und Desinfektion der Haltungsanlagen,
Früherkennung von Gesundheitsrisiken, zum Gesund­
heitsmanagement einschließlich Monitoring und zur
bedarfsgerechten Fütterung sowie zu artgerechten
Haltungsbedingungen vorgeschlagen. Letztere helfen
zum Beispiel dabei, Stressoren zu begrenzen, was die
Widerstandskraft der Tiere gegen Infektionen erhöht
und folglich den Bedarf an Antibiotika senkt. Beispiels­
weise trägt ein mehr an natürliche Bedingungen ange­
passter Bodenbelag zum Erhalt der Klauengesundheit

bei und beugt somit Infektionen vor. Hier bestehen somit 
Synergien zwischen Tierwohlaspekten, anderen Umwelt­
belangen und der Minderung der Resistenzausbreitung 
(SRU 2023, Kap. 3.1). Ein Zugang zum Außenbereich ist 
aus Tierwohlaspekten ebenfalls zu befürworten, birgt 
aber neben Vorteilen für die Gesundheit auch Nachteile, 
beispielweise ein erhöhtes Risiko eines Parasitenbefalls. 
Diesen Risiken kann aber mit verschiedenen Maßnahmen 
begegnet werden. Zudem kann die Immunabwehr der 
Tiere durch Impfungen verbessert und somit Erkran­
kungen vorgebeugt werden. 

154. Andere Maßnahmen betreffen die Anwendung,
Dosierung und Therapiedauer von antibiotischen Wirk­
stoffen, die optimiert werden können. Beispielsweise
sollte die Behandlung – wenn unbedingt erforderlich –
ausreichend lang und sachgemäß durchgeführt werden,
um Resistenzbildung zu reduzieren (VIDAURRE et al.
2016).

155. Eine Studie aus den Niederlanden wies nach, dass
ein verbessertes Management, um den Arzneimittelein­
satz zu senken, nicht zu höheren Betriebskosten führen 
muss (ROJO-GIMENO et al. 2016).

156. Der Eintrag von Antibiotikawirkstoffen und -resis­
tenzen in die Umwelt kann auch durch eine längere
Lagerung von Wirtschaftsdünger vor der Ausbringung

Kasten 3-2
Beispiel Colistin

Colistin ist ein sogenanntes Polypeptidantibiotikum. 
Diese Gruppe von Wirkstoffen verändert die Zell­
membran der Bakterien. In der Nutztierhaltung wird 
Colistin insbesondere zur Behandlung von Darm­
erkrankungen eingesetzt. Der Wirkstoff kommt 
nicht sehr häufig zum Einsatz, auch da er weniger 
verträglich ist als die Alternativen, spielt aber eine 
große Rolle bei schweren Infektionen mit bestimm­
ten Bakterien, die bereits Resistenzen gegenüber 
anderen Reserveantibiotika aufweisen (z. B. Carba­
penem-resistenten Enterobakterien, s. BfR 2021). 
Infektionen mit diesen Erregern sind mit anderen 
Wirkstoffen kaum behandelbar („Alarmierend: Re­
sistenzen gegen eine neue Wirkstoffkombination 
schon vor dem Einsatz in Deutschland nachweisbar“, 
Pressemitteilung des Deutschen Zentrums für In­
fektionsforschung e. V. vom 1. September 2021) und 
stellen ein zunehmendes Problem dar (MISCHNIK 
et al. 2015).
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gemindert werden, da mit der Lagerungsdauer unter 
anderem die Keimbelastung sinkt. Diese Maßnahme 
kann aber mit anderen Belangen des Umweltschutzes 
im Widerspruch stehen, beispielsweise kann abhängig 
von den Lagerungsbedingungen gesundheitsschädliches 
Ammoniak freigesetzt werden (VIDAURRE et al. 2016). 
Zusätzlich bestehen verschiedene Möglichkeiten, Wirt­
schaftsdünger zu behandeln, unter anderem um ihn als 
Düngemittel besser nutzbar zu machen. Diese Behand­
lungen können zudem die Belastung mit Bakterien und 
Antibiotika verringern. Wird Wirtschaftsdünger ausge­
bracht, können ebenfalls Maßnahmen ergriffen werden, 
um die Belastung von Böden und Gewässern zu begren­
zen. Dazu zählen unter anderem eine an die Witterung 
angepasste Ausbringung, eine bedarfsgerechte Düngung 
(wie rechtlich vorgesehen) und eine schnelle Einarbei­
tung der Wirtschaftsdünger, um den Oberflächenabfluss 
zu reduzieren. 

157. Gewässerrandstreifen zu verbreitern, trägt dazu
bei, dass weniger Antibiotika und Antibiotikaresisten­
zen in Oberflächen- und somit auch Badegewässer ge­
langen. Damit wird die Abschwemmung und Abdrift der 
Stoffe während und nach der Gülleausbringung gemin­
dert. Bei den genannten Maßnahmen besteht eine Reihe 
von Synergien mit dem Gewässerschutz, insbesondere
was die Eutrophierung von Oberflächen- und Küsten­
gewässern betrifft (SRU 2015). Nicht zuletzt verhindert 
eine fachgerechte Entsorgung von Medikamentenresten 
und Altmedikamenten auch bei Tierarzneimitteln, dass 
diese in die Umwelt gelangen und zur Resistenzbildung
beitragen (VIDAURRE et al. 2016).

158. Da in der Geflügelhaltung besonders große Men­
gen Antibiotika − einschließlich Reserveantibiotika −
verwendet werden, besteht hier besonderer Handlungs­
bedarf. In einem Verbundprojekt aus Wissenschaft und 
Industrie wurde eine Reihe von Maßnahmen entwickelt, 
die helfen sollen, den Transfer und die Entstehung von
Antibiotikaresistenzen zu mindern (BLE 2018). Diese
betreffen neben der Stallhygiene und dem Umgang mit
den Produkten wie Fleisch und Eiern vor allem die
Fütterung und Haltung der Tiere. Verbesserungen der
Haltungsbedingungen, unter anderem hinsichtlich
Besatzdichte und Mastzeit, wurden allerdings in diesem 
Fall als wenig wirksam eingestuft (Top Agrar Online
21.06.2019).

159. Im ökologischen Landbau ist die Verwendung von
Arzneimitteln strenger geregelt als in der konventionel­
len Landwirtschaft (s. bspw. Verordnung (EU) 2018/848;
Demeter e. V. 2021). Entsprechend werden dort weni­

ger Antibiotika eingesetzt und folglich auch in geringe­
rem Maße Resistenzen nachgewiesen („Weniger Anti­
biotikaresistenzen in ökologischen Geflügelhaltungen“, 
Pressemitteilung des BVL vom 28. November 2017; AG 
Antibiotikaresistenz des BVL und des BfR 2021). Aller­
dings zeigten sich entsprechende Unterschiede insbe­
sondere bei Produkten aus der Geflügelhaltung, nicht 
aber bei solchen aus der Schweinehaltung (BVL 2020). 
Erklärungen für Letzteres fehlen bisher. Trotzdem stellt 
die Förderung des ökologischen Landbaus einen Beitrag 
dar, um die Eindämmung der Resistenzproblematik zu 
unterstützen. 

160. Eine Ausbreitung von Resistenzen gegenüber Re­
serveantibiotika muss unbedingt verhindert werden
(siehe u. a. WHO 2018; BfR 2019a; s. Tz. 136). Die Euro­
päische Kommission hat im Mai 2021 die delegierte
Verordnung (EU) 2021/1760 erlassen, in der Kriterien
festgelegt wurden, welche Antibiotika ausschließlich für 
die Behandlung von Infektionskrankheiten beim Men­
schen reserviert sein sollen. Diese delegierte Verord­
nung wurde von verschiedener Seite als unzureichend
bewertet (Europäisches Parlament 2021; „Lebens­
rettende Reserveantibiotika ausschließlich Menschen
vorbehalten“, Pressemitteilung der Bundesärztekam­
mer (BÄK) vom 8. September 2021). Grund dafür war
unter anderem, dass sie noch zu viele „Schlupflöcher“
offenließe. Problematisch bei den Kriterien der Euro­
päischen Kommission seien zum Beispiel Ausnahmen
für als essenziell für die Tiergesundheit eingestufte
Antibiotika (EPHA 2022). Zudem sei das in der Verord­
nung genannte Kriterium eines wissenschaftlichen
Nachweises, dass die Übertragung einer Resistenz vom 
Tier auf den Menschen erheblich ist, nicht einfach zu
erfüllen. 

161. Zusätzlich wurde mit der Durchführungsver­
ordnung (EU) 2022/1255 eine Liste mit Wirkstoffen,
die „der Behandlung bestimmter Infektionen beim
Menschen vorbehalten bleiben müssen“ (s. Anhang zur 
Durchführungsverordnung), veröffentlicht. Umwelt­
verbände kritisierten allerdings, dass diese Liste nicht
alle Wirkstoffe enthalte, die von der WHO als mit höchs­
ter oder hoher Priorität sowie als besonders wichtig für
die Anwendung beim Menschen klassifiziert wurden.
Dazu gehört zum Beispiel auch Colistin (Kasten 3-2).
Außerdem stehe kein Antibiotikum, welches in der
Tierhaltung eingesetzt wird, auf der Liste (German­
watch 2022; EPHA 2022). Der SRU sieht Bedarf, dass die 
angebrachten Kritikpunkte von der Europäischen
Kommission geprüft und die delegierten Verordnungen 
entsprechend überarbeitet werden.
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162.	 Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Ein­
satz von Antibiotika in der Tierhaltung zu den Resistenz­
ausbreitungen beiträgt (s. a. BfR o. J.). Wie hoch sein 
Anteil am Resistenzgeschehen beim Menschen bereits 
ist, lässt sich allerdings bisher nur schwer abschätzen. 
Es sind Maßnahmen erforderlich, die insbesondere dazu 
beitragen, die eingesetzten Mengen im veterinärmedi­
zinischen Bereich weiter abzusenken. Die DART ist ein 
sehr wichtiger Schritt, um sie auf den Weg zu bringen, 
beschränkt sich aber aktuell noch zu stark auf konzep­
tionelle Maßnahmen. Neben der Reduktion des Wirk­
stoffeinsatzes sollten Reserveantibiotika in der Tier­
haltung nur in sehr gut begründeten Ausnahmefällen, 
die lediglich eine Einzeltierbehandlung betreffen, ange­
wendet werden. Dies sollte national geregelt werden, 
soweit die Kriterien auf europäischer Ebene nicht 
gewährleistet sind. Besonders hoher Handlungsbedarf 
besteht in der Geflügelzucht und -veredelung (BLE 
2018). Hier müssen zeitnah die eingesetzten Wirkstoff­
mengen, insbesondere von Reserveantibiotika, deutlich 
gesenkt werden. Verbesserte Haltungsbedingungen und 
andere Tierschutzmaßnahmen sind Stellschrauben, um 
weitere und langfristig gesehen lebensrettende Fort­
schritte zu erzielen. Insgesamt ist ein Umbau der Land­
wirtschaft, wie er vor allem aus Gründen des Biodi­
versitäts- und Klimaschutzes gefordert wird, auch ein 
Beitrag, um das Gesundheitsrisiko durch Antibiotika­
resistenzen zu adressieren. 

163.	 Antibiotikaresistenzen sind sowohl in der Vete­
rinär- als auch in der Humanmedizin eine globale 
Herausforderung, der man – insbesondere vor dem 
Hintergrund weiter Tiertransportwege – nicht nur auf 
Länder- und Bundesebene, sondern grenzübergreifend 
begegnen muss. Dem One Health-Konzept kommt hier 
eine besondere Bedeutung zu, da die Gesundheit von 
Menschen eng mit der Gesundheit von Tieren und der 
Umwelt verbunden ist und das Problem der Antibiotika­
resistenzen nur fachübergreifend gelöst werden kann. 
Das bedeutet zugleich, dass nicht nur Maßnahmen in 
der Tierhaltung, sondern auch im humanmedizinischen 
Bereich notwendig sind. 

3.3	 Per- und polyfluorierte 
Alkylsubstanzen

164.	 Schadstoffeinträge in die Umwelt sind weiterhin 
von hoher Relevanz. Problematisch sind dabei insbeson­
dere Stoffe, die schwer abbaubar sind, sich in Organis­
men anreichern und weit verbreitet sind. Sie weisen zwar 
häufig nur eine geringe akute Toxizität auf, können aber 

gerade bei längerer (chronischer) Exposition durchaus 
ein Gesundheitsrisiko darstellen. Ein prominentes 
Beispiel für diese Stoffgruppen sind PFAS (s. a. WBGU 
2023). PFAS erfahren aktuell besonders viel Aufmerk­
samkeit, weil Hinweise über ihre gesundheitsschädigen­
den Eigenschaften zunehmen, gleichzeitig aber ihre 
Anwendung sehr verbreitet ist. Zudem ist das Wissen 
über einen Großteil der Vertreter dieser Stoffgruppe 
immer noch sehr begrenzt. Damit sind sie ein klassisches 
Beispiel für aktuelle Herausforderungen beim Umgang 
mit Chemikalien.

165.	 PFAS sind Chemikalien mit unterschiedlich langen 
Kohlenstoffketten, bei denen die Wasserstoffatome 
vollständig (perfluoriert) oder teilweise (polyfluoriert) 
durch Fluoratome ersetzt sind. Die Verbindung zwischen 
Kohlenstoff und Fluor ist extrem stabil und ein Grund 
für die hohe Persistenz der PFAS. Zudem sind die fluo­
rierten Kohlenstoffketten dafür verantwortlich, dass 
diese Chemikalien besonders schmutz-, wasser- und 
fettabweisend sind. Außerdem sorgen sie für reibungs­
freie Grenzflächen. Aufgrund dieser Eigenschaften sind 
sie für zahlreiche Anwendungen einschließlich in Ge­
genständen des alltäglichen Gebrauchs interessant 
(GLÜGE et al. 2020; Tz. 171 f.). Die Organisation for 
Economic Co-operation and Development (OECD) gibt 
aktuell die Zahl der genutzten PFAS mit 4.730 an (OECD 
2021). 

166.	 Seit den 1950er-Jahren hat sich die Produktion von 
perfluorierten Chemikalien für eine hohe Zahl von An­
wendungen entwickelt. PFAS sind einerseits Hilfsstoffe 
bei der Herstellung chemischer Endprodukte, anderer­
seits aber auch Bestandteil von vielen Produkten, zum 
Beispiel Textilien, Haushaltswaren und Löschschäumen 
(UBA 2020a). Genauso vielfältig wie ihre Anwendun­
gen sind auch die Wege, wie sie in die Umwelt gelangen. 
Dabei spielt neben der Herstellung der Chemikalien auch 
der gesamte Lebenszyklus der Produkte, in denen sie 
eingesetzt werden, eine Rolle: von der Weiterverarbei­
tung über die Verwendung bis hin zur Entsorgung. Sie 
werden somit sowohl aus Punktquellen als auch diffus 
in die Umwelt eingetragen. 

167.	 Besonders gut beschrieben sind einige langkettige 
PFAS, insbesondere Perfluoroctansulfonsäure (PFOS) 
und Perfluoroctansäure (PFOA), da sie schon seit den 
1950er-Jahren in der Anwendung sind (UBA 2020a). 
Ihre besorgniserregenden Eigenschaften und ihre all­
gegenwärtige (ubiquitäre) Verbreitung in der Umwelt 
wurden erst in den späten 1990er- und frühen 2000er-
Jahren erkannt (OECD 2015). Bei vielen der heute ver­
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wendeten PFAS oder auch Vorläuferverbindungen von 
PFAS (d. h. Verbindungen, die in der Umwelt zu PFAS 
umgewandelt werden) ist das Wissen zum Verhalten der 
Stoffe in der Umwelt und zu den Wirkungen auf Mensch 
und Umwelt dagegen noch rudimentär (UBA 2020a, 
S. 9). Für diese fehlen häufig schon die so wichtigen
Nachweismethoden. Neben der hohen Persistenz insbe­
sondere langkettiger Verbindungen sind einige, speziell
kurzkettige PFAS-Vertreter sehr mobil.

168. PFAS sind inzwischen in allen Umweltmedien
einschließlich Regenwasser, in der Nahrungskette und
im menschlichen Körper nachweisbar (EFSA 2020;
COUSINS et al. 2022). Die menschliche Aufnahme ist
aufgrund der Ubiquität der Verbindungen nicht vermeid­
bar. Negative Wirkungen auf die Gesundheit wurden
für eine Reihe von PFAS nachgewiesen, beispielsweise
eine Beeinträchtigung des Immunsystems (EFSA 2020; 
Tz. 171 ff.). Generell ist es aus gesundheitlicher Sicht
unerwünscht, dass sich chemische Verbindungen im
menschlichen Körper anreichern, ebenso wie das ubi­
quitäre Auftreten der Stoffe.

169. Der Umgang mit den PFAS kann exemplarisch
dafür sein, wie wir in Zukunft Chemikalien mit be­
stimmten Eigenschaften unter Berücksichtigung des
Vorsorgeprinzips nutzen oder auch nicht nutzen werden. 
Dabei stellt sich unter anderem die Frage, wie recht­
zeitig gehandelt werden kann, um zu verhindern, dass
Stoffe mit umweltschädlichen Eigenschaften in rele­
vanten Maßen in die Anwendung und schließlich in die
Umwelt gelangen (s. a. Abschn. 6.3.2).

170. Außerdem darf nicht vergessen werden, dass
Menschen nicht nur verschiedenen PFAS, sondern einer 
Vielzahl von Chemikalien ausgesetzt sind (s. EVANS
et  al. 2016). Eine summarische Betrachtung dieser
Expositionen erfolgt bei der Stoffrisikobewertung bis­
her nicht. Der Umgang mit Mischexpositionen ist ein
weiterhin ungelöstes Problem (Abschn. 6.3.3).

3.3.1	 Gesundheitsrisiken

Anwendung und Eintrag in die Umwelt 
171. Um einen Einblick zu bekommen, wie Menschen
mit PFAS in Kontakt kommen, ist es wichtig zu wissen,
in welchen Produkten sie angewendet werden. Eine
Studie von GLÜGE et al. (2020) zeigt beispielsweise,
dass PFAS in vielen Verbraucherprodukten zu finden
sind (z. B. Papier, Textilien einschließlich Polstermöbeln 
und Teppichen, antihaftbeschichtetem Kochgeschirr

sowie in Elektronikgeräten, Kosmetika oder Skiwach­
sen). Weitere Beispiele für die Verwendung von PFAS 
sind die Oberflächenbehandlung von Metallen und 
Kunststoffen, Reinigungs- und Pflanzenschutzmittel, 
die Fahrzeug- und Bauindustrie, der Energiesektor sowie 
Farben und Feuerlöschschäume (GLÜGE et  al. 2020, 
zitiert in BLAC 2021). Genauere Daten liegen für die 
skandinavischen Länder vor. Diese zeigen, dass die größ­
ten Mengen von PFAS und polyfluorierten Polymeren 
bei der Produktion von Plastik, in der Elektroindustrie 
sowie bei der Herstellung von Beschichtungen und Far­
ben sowie von Fetten und Schmierstoffen zum Einsatz 
kamen. Bei dieser Erhebung waren allerdings Kosme­
tika, Lebensmittelerzeugnisse und Medizinprodukte 
ausgenommen. Generell gehören zu den besonders ver­
brauchernahen Produkten Beschichtungen von Kleidung 
sowie die Verwendung in Kosmetika und Lebensmittel­
kontaktverpackungen (OECD 2020b; Danish Environ­
mental Protection Agency 2018). Allerdings ist bei 
beschichteter Kleidung in der Regel davon auszugehen, 
dass sich die Stoffe nicht so leicht von den Textilien lösen 
und zudem nicht ohne weiteres über die Haut vom 
Menschen aufgenommen werden (BfR 2020a). Sie kön­
nen aber durch das Waschen der Kleidung ins Abwasser 
und damit in die Umwelt gelangen.

172. Da PFAS in sehr unterschiedlichen Bereichen zum 
Einsatz kommen, gelangen sie auch über verschiedene
Pfade in die Umwelt. Besonders hohe Kontaminationen 
in der Umwelt, speziell von Böden und Gewässern,
traten unter anderem dort auf, wo PFAS produziert oder 
weiterverarbeitet bzw. für andere Produkte verwendet
wurden (UBA 2020a). Ein Beispiel für Letzteres ist die
Herstellung von Fluorpolymeren (z. B. Polytetrafluor­
ethylen – PTFE) unter Einsatz von PFOA als Emulgator 
(LfU Bayern o. J.). Da die PFAS nicht vollständig an das
Polymer gebunden sind, können sie bereits in der An­
wendungsphase freigesetzt werden oder auch dann,
wenn die Polymerprodukte in der Umwelt abgebaut
werden (UBA 2020a; OECD 2015; 2013). Ein weiteres
Beispiel ist der offene Einsatz von PFAS-haltigen Lösch­
schäumen.

Exposition und Stoffaufnahme im Körper
173. Die menschliche Aufnahme von PFAS erfolgt
insbesondere über die Nahrung und verunreinigtes
Trinkwasser (EFSA 2018; s. Abb. 3-8). In Deutschland
wurden in verschiedenen Lebensmitteln, insbesondere
in tierischen Produkten, PFAS gefunden (LGL Bayern
2020b; 2021a). In der Regel waren die dort nachge­
wiesenen Konzentrationen eher niedrig. Nur bei Unter­
suchungen von Fischen und Wildtieren wurden höhere
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Konzentrationen dokumentiert (LGL Bayern 2020a; 
2021b; RIEMENSCHNEIDER et al. 2021). Bei Letzteren 
ließen sich zum Beispiel hohe Konzentrationen in der 
Leber nachweisen (STAHL et al. 2012; RUPP et al. 2023). 
Auffällig hohe Werte von bis zu 1,5 mg PFOS pro 
Kilogramm des verzehrbaren Anteils wurden zudem bei 
Süßwasserfischen festgestellt, die aus Gewässern 
stammten, die durch die Verwendung von PFAS-haltigen 
Löschschäumen oder durch Emissionen aus Industrie­
anlagen besonders belastetet waren (LGL Bayern 2021b; 
NLWKN 2021; LANUV NRW 2023). Was die mensch­
liche Aufnahme von PFOA und PFOS betrifft, stehen 
folgende Lebensmittel, gelistet nach ihrer Bedeutung, 
im Vordergrund: Fisch und Meeresfrüchte, Eier und Ei­
produkte sowie Fleisch und Fleischprodukte (EFSA 
2020). Für Lebensmittel bzw. tierische Produkte gelten 
inzwischen Höchstgehalte für vier einzelne (PFOS, 
PFOA, Perfluornonansäure (PFNA) und Perfluorhexan­
sulfonsäure (PFHxS)) und die Summe dieser vier PFAS, 
die zwischen 0,2 und 50 µg/kg Frischgewicht liegen 
(VERORDNUNG (EU) 2022/2388).

174. In der Regel waren die PFAS-Konzentrationen im
Trinkwasser sehr gering (siehe u. a. LGL Bayern 2020c; 

RIEMENSCHNEIDER et al. 2021). Diese lagen in den 
überwiegenden Fällen unter dem gesundheitlichen 
Orientierungswert (GOW; lebenslange Duldbarkeit) von 
0,1 µg/l, der vom UBA auf Grundlage der Empfehlung 
der Trinkwasserkommission abgeleitet wurde (Trink­
wasserkommission des BMG 2006; LGL Bayern 2020c). 
Inzwischen wurden vom UBA aufbauend auf der Arbeit 
der LAWA-LABO-Kleingruppe „Ableitung von Gering­
fügigkeitsschwellenwerten für PFC“ für 7 Vertreter von 
13 PFAS, die eine hohe Relevanz für das Trinkwasser 
haben, Trinkwasserleitwerte (TWLW) ermittelt (UBA 
2017b). Für die anderen 6 Vertreter wurden die GOW 
an den aktuellen Kenntnisstand angepasst. Dies wurde 
aufgrund einer besseren Datenlage zur Toxizität der 
Stoffe möglich. Für PFNA lag der TWLW mit 0,06 µg/l 
etwas unter dem alten GOW, die anderen Werte liegen 
zwischen 0,1 und 10 µg/l. 

175. In einigen Fällen bzw. speziell in besonders belas­
teten Gebieten wurden allerdings deutlich höhere Werte, 
die oberhalb der GOW und TWLW lagen, festgestellt
(LGL Bayern 2020c; LANUV NRW 2021). Beispiels­
weise wurden im Sommer 2006 im Kreis Arnsberg im
Trinkwasser Werte von 0,56 bis 0,64 µg/l gemessen

	ɦ 	Abbildung 3-8

Typische Expositionspfade für PFAS 

Quelle: EEA 2021, eigene Übersetzung
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(HÖLZER und WILHELM 2007). Im Landkreis Rastatt 
und Stadtkreis Baden-Baden wurden im Jahr 2013 
ebenfalls Überschreitungen ermittelt (MUKE Baden-
Württemberg 2022). Auffällige Konzentrationen traten 
auch in privaten Trinkwasserbrunnen auf. Gründe für 
die Kontaminationen sind zum Beispiel der Einsatz von 
Löschschäumen, Lufteinträge in der Nähe von Industrie­
anlagen oder die großflächige Ausbringung von belas­
teten Düngemitteln (z.  B. Klärschlämme) auf Böden 
(Tz.  191). An solchen Hotspots der Belastung ist das 
Trinkwasser der bedeutendste Aufnahmeweg von PFAS 
für den Menschen. 

176.	 PFAS werden vom Menschen nach oraler Aufnah­
me schnell resorbiert. Sie verteilen sich insbesondere 
im Blutplasma und in der Leber. Die Halbwertzeit für 
die Elimination aus dem Körper wird für die beiden be­
kanntesten Verbindungen PFOS und PFOA mit zwei bis 
fünf Jahren angegeben, für kurzkettige PFAS allerdings 
deutlich kürzer – von einigen Tagen bis zu mehreren 
Monaten (EFSA 2020). 

177.	 Neben der oralen ist eine inhalative Stoffaufnah­
me ebenfalls möglich, beispielsweise durch die Luft­
belastung von Innenräumen. So finden sich PFAS auch 
in der Innenraumluft und im Hausstaub (siehe u. a. 
MORALES-MCDEVITT et  al. 2021; NADAL und 
DOMINGO 2014). Dorthin gelangen sie insbesondere 
durch die Verwendung von Produkten, die PFAS enthal­
ten. Beispiele dafür sind Teppiche und Heimtextilien 
(WHITING et al. 2015), aus denen flüchtige, meist kurz­
kettige Verbindungen ausgasen, andere durch Abrieb 
freigesetzt werden. Dies zeigen auch Untersuchungen 
von Kinderzimmern in Finnland. Sie wiesen darüber 
hinaus nach, dass die Werte im Staub durch das Vor­
handensein von Kunststoffbodenbelägen beeinflusst 
werden und dass die Stoffaufnahme über den Staub ähn­
lich bedeutend sein kann, wie über die Luft (WINKENS 
et al. 2018; 2017).

178.	 Bei Säuglingen ist aufgrund ihrer besonderen Emp­
findlichkeit gegenüber Schadstoffen die Aufnahme von 
PFAS besonders bedenklich. Im Nabelschnurblutserum 
wurden Konzentrationen von etwa einem Drittel der 
mütterlichen Belastung gemessen (INOUE et al. 2004). 
Der Übergang in die Muttermilch ist für PFOS und PFOA 
belegt (KÄRRMAN et al. 2007; KINGSLEY et al. 2018; 
EFSA 2020).

179.	 Untersuchungen zur Belastung des Menschen 
liegen insbesondere für die PFAS vor, die schon lange in 
der Anwendung sind. Dies trifft im Besonderen für PFOS 

und PFOA zu, die bereits seit Jahrzehnten in großen 
Mengen produziert und breit eingesetzt werden. PFOS 
und PFOA sind inzwischen in der EU weitestgehend 
verboten (Tz. 197). Entsprechend ergeben die Analysen 
der Proben aus der Umweltprobenbank, dass die Kon­
zentrationen seit Mitte der 1980er-Jahre kontinuierlich 
abnehmen (UBA 2020b; EEA 2019c; s. Abb. 3-9). Außer­
dem zeigt es sich, dass Männer in der Regel eine etwas 
höhere Belastung als Frauen aufweisen. Zudem nehmen 
die Konzentrationen mit dem Alter zu, allerdings nicht 
in dem Maße, wie man es aufgrund der langsamen 
Eliminationsraten der Stoffe erwarten würde (GÖCKE­
NER et al. 2020).

180.	 Der Rückgang von PFOS und PFOA im Menschen 
ist zwar positiv zu bewerten, allerdings werden diese 
Stoffe nicht selten durch andere PFAS ersetzt, die weit 
weniger gut charakterisiert sind. So kann man für eini­
ge andere Verbindungen (bspw. PFNA) einen leichten 
Anstieg der Konzentrationen im Blut von Menschen 
nachweisen (EFSA 2020; GÖCKENER et al. 2020). Oft 
sind Aussagen über die Humanbelastung durch neue 
Vertreter der Stoffgruppe nicht möglich, da keine 
Messungen vorliegen bzw. entsprechende Nachweis­
methoden fehlen.

181.	 Außerdem sind die Aufnahmeraten für die schon 
länger bekannten Verbindungen immer noch zu hoch. 
So wird die von der Europäischen Lebensmittelagentur 
(European Food Safety Authority – EFSA) festgelegte 
tolerierbare wöchentliche Aufnahmedosis (Tolerable 
Weekly Intake – TWI) von 4,4 ng/kg Körpergewicht für 
die Summe der vier wichtigsten PFAS (PFOA, PFOS, 
PFNA und PFHxS) (EFSA 2020) bei einem Teil der 
Bevölkerung überschritten. Speziell bei Säuglingen ist 
die Aufnahme über die Muttermilch verhältnismäßig 
hoch. Eine Studie zur inneren Exposition von Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland bestätigt die zu hohen 
Aufnahmedosen (DUFFEK et al. 2020). So lagen zum 
Beispiel die PFOA-Blutwerte von einem Fünftel der Kin­
der oberhalb des toxikologisch begründeten und noch 
als tolerabel geltenden Beurteilungswertes I (HBM-I) 
der Kommission Human-Biomonitoring (HBM-Kom­
mission des UBA 2020). Bei diesen Werten kann ein 
Gesundheitsrisiko mit entsprechender Sicherheit nicht 
mehr ausgeschlossen werden.

Mögliche Wirkungen auf die menschliche 
Gesundheit
182.	 Es gibt zahlreiche Studien zu möglichen negativen 
Effekten von PFAS (siehe u. a. EFSA 2018; 2020; U. S. 
Department of Health and Human Services 2021; 

	ɦ 	Abbildung 3-9

Belastung von menschlichem Blutplasma aus der Umweltprobenbank mit PFOS und PFOA 

Konzentrationen sind normiert auf den Wert der Höchstbelastung im Jahr 1986 = 100 %

Quelle: UBA 2020a, angepasst
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FENTON et al. 2021; EEA 2021; PELCH et al. 2021). 
Allerdings decken diese Studien nur sehr wenige Ver­
treter dieser Stoffgruppe ab, für den Großteil bestehen 
deutliche Wissenslücken. Im Folgenden werden einige 
wichtige Erkenntnisse zur Wirkung von PFAS zusam­
mengefasst. 

183.	 In Tierversuchen zeigte es sich, dass PFAS in der 
Regel meist nur eine geringe akute Toxizität besitzen, 
allerdings nach einer längeren bzw. chronischen Expo­
sition durchaus Effekte auftreten können. Diese reichen 
von einer reduzierten Schilddrüsenhormonausschüt­
tung, einer Zunahme des Lebergewichts, der beeinträch­
tigten Entwicklung der Brustdrüsen, Veränderungen an 
den männlichen Geschlechtsorganen über erhöhte 
Sterblichkeit oder Entwicklungsbeeinträchtigung des 
Nachwuchses bis zur Beeinflussung des Immunsystems 
(EFSA 2018; 2020).

184.	 Einen ersten kritischen Überblick über vorliegen­
de Ergebnisse aus epidemiologischen Studien gaben 
FROMME et al. (2009) und STEENLAND et al. (2010). 
In epidemiologischen Bevölkerungsstudien wurden 
statistisch gesicherte Zusammenhänge zwischen PFOA- 
und PFOS-Konzentrationen im Blutserum und einer 
Reihe von untersuchten gesundheitlichen Endpunkten 
ermittelt. Beim Studiendesign flossen Erkenntnisse aus 
Tierversuchen und arbeitsmedizinischen Untersuchun­
gen mit ein (OLSEN et  al. 2009). Dabei waren die 
Ergebnisse aus Studien zur gesundheitlichen Lage von 
Arbeitnehmer:innen aus Produktionsstätten für PFOA/
PFOS bzw. ihren Vorläufersubstanzen (mit z. T. sehr 
kleinen Teilnehmendenzahlen) nicht immer konsistent. 
Dennoch zeigte sich ein Zusammenhang zwischen einer 
höheren inneren Belastung und Beeinträchtigungen 
des Fett- (SAKR et al. 2007) und Insulinstoffwechsels 
(LEONARD et al. 2008) sowie Veränderungen der Harn­

und PFOA zu, die bereits seit Jahrzehnten in großen 
Mengen produziert und breit eingesetzt werden. PFOS 
und PFOA sind inzwischen in der EU weitestgehend 
verboten (Tz. 197). Entsprechend ergeben die Analysen 
der Proben aus der Umweltprobenbank, dass die Kon­
zentrationen seit Mitte der 1980er-Jahre kontinuierlich 
abnehmen (UBA 2020b; EEA 2019c; s. Abb. 3-9). Außer­
dem zeigt es sich, dass Männer in der Regel eine etwas 
höhere Belastung als Frauen aufweisen. Zudem nehmen 
die Konzentrationen mit dem Alter zu, allerdings nicht 
in dem Maße, wie man es aufgrund der langsamen 
Eliminationsraten der Stoffe erwarten würde (GÖCKE­
NER et al. 2020).

180.	 Der Rückgang von PFOS und PFOA im Menschen 
ist zwar positiv zu bewerten, allerdings werden diese 
Stoffe nicht selten durch andere PFAS ersetzt, die weit 
weniger gut charakterisiert sind. So kann man für eini­
ge andere Verbindungen (bspw. PFNA) einen leichten 
Anstieg der Konzentrationen im Blut von Menschen 
nachweisen (EFSA 2020; GÖCKENER et al. 2020). Oft 
sind Aussagen über die Humanbelastung durch neue 
Vertreter der Stoffgruppe nicht möglich, da keine 
Messungen vorliegen bzw. entsprechende Nachweis­
methoden fehlen.

181.	 Außerdem sind die Aufnahmeraten für die schon 
länger bekannten Verbindungen immer noch zu hoch. 
So wird die von der Europäischen Lebensmittelagentur 
(European Food Safety Authority – EFSA) festgelegte 
tolerierbare wöchentliche Aufnahmedosis (Tolerable 
Weekly Intake – TWI) von 4,4 ng/kg Körpergewicht für 
die Summe der vier wichtigsten PFAS (PFOA, PFOS, 
PFNA und PFHxS) (EFSA 2020) bei einem Teil der 
Bevölkerung überschritten. Speziell bei Säuglingen ist 
die Aufnahme über die Muttermilch verhältnismäßig 
hoch. Eine Studie zur inneren Exposition von Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland bestätigt die zu hohen 
Aufnahmedosen (DUFFEK et al. 2020). So lagen zum 
Beispiel die PFOA-Blutwerte von einem Fünftel der Kin­
der oberhalb des toxikologisch begründeten und noch 
als tolerabel geltenden Beurteilungswertes I (HBM-I) 
der Kommission Human-Biomonitoring (HBM-Kom­
mission des UBA 2020). Bei diesen Werten kann ein 
Gesundheitsrisiko mit entsprechender Sicherheit nicht 
mehr ausgeschlossen werden.

Mögliche Wirkungen auf die menschliche 
Gesundheit
182.	 Es gibt zahlreiche Studien zu möglichen negativen 

	ɦ 	Abbildung 3-9

Belastung von menschlichem Blutplasma aus der Umweltprobenbank mit PFOS und PFOA 

Konzentrationen sind normiert auf den Wert der Höchstbelastung im Jahr 1986 = 100 %

Quelle: UBA 2020a, angepasst

0

20

40

60

80

100

120

1980 1985 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7718– 73 –



säureausscheidung (COSTA et al. 2009; s. Abb. 3-10). 
Hinweise für negative Wirkungen ergaben sich auch bei 
dem Vergleich von unterschiedlich belasteten Bevölke­
rungsgruppen. Bei Untersuchungsgruppen, die hohe Ex­
positionen (überwiegend Trinkwasserkontamination) 
gegenüber PFOA aufwiesen, konnten Beeinträchtigun­
gen der Fertilität bzw. eine Verschiebung der Zeit bis 
zum Eintritt einer gewollten Schwangerschaft (FEI et al. 
2009; LA ROCCA et  al. 2012), der Spermienqualität 
(JOENSEN et al. 2009) sowie ein erhöhtes Risiko für 
die Entwicklung von Schwangerschaftsstörungen (Ges­
tose, z. B. schwangerschaftsbedingter Bluthochdruck) 
beobachtet werden (SAVITZ et al. 2012; HOLTCAMP 
2012). Zum Teil fanden sich auch Einflüsse auf das Ge­
burtsgewicht sowie die Geburtsgröße (FEI et al. 2007; 

2008; HAMM et  al. 2010; ANDERSEN et  al. 2010; 
SAVITZ et  al. 2012). BONEFELD-JØRGENSEN et  al. 
(2011) wiesen auf eine Verbindung zwischen der PFAS-
Belastung und einem erhöhten Brustkrebsrisiko von 
Inuit-Frauen hin. Die Analysen wurden überwiegend 
unter Kontrolle wesentlicher anderer Einflussfaktoren, 
wie zum Beispiel Body-Mass-Index (BMI), Verhaltens­
muster und Rauchen, durchgeführt (HORNBERG et al. 
2013). Embryonen können schon durch sehr geringe 
stoffliche Einflüsse in ihrer Entwicklung beeinflusst 
werden. So scheint eine erhöhte Aufnahme von PFAS 
durch die Mütter unter anderem zu einem reduzierten 
Geburtsgewicht beim Nachwuchs zu führen (EFSA 
2020; s. Abb. 3-10). Dies unterstreicht die besondere 
Vulnerabilität des ungeborenen Lebens.

	ɦ 	Abbildung 3-10

Mögliche Wirkungen von PFAS auf den Menschen 

Quelle: EEA 2021, eigene Übersetzung
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185. Des Weiteren wiesen epidemiologische Studien für 
einzelne PFAS Effekte am Immunsystem, insbesonde­
re auch bei Kindern, nach (s. a. ABRAHAM et al. 2020;
von HOLST et al. 2021). So zeigte sich bei Kindern mit
höheren PFOA-Konzentrationen im Blutserum eine ge­
ringe Immunantwort auf die Impfungen gegen Tetanus 
und Diphterie. Die EFSA bewertet diese Wirkung als die 
kritischste und stellt sie bei ihrer Bewertung der PFAS
in den Mittelpunkt (EFSA 2018; 2020). Generell sind
Kinder empfindlicher gegenüber der Aufnahme von
Schadstoffen als Erwachsene, unter anderem da sie eine 
höhere Stoffwechselrate besitzen und sich ihr Immun­
system in der Entwicklung befindet. In diese Richtung
weisen auch die Ergebnisse zur Immuntoxizität von
PFAS (BfR 2020b).

186. Außerdem stehen einzelne Vertreter aus der
Stoffgruppe, unter anderem PFOA und PFOS, in dem
Verdacht, Krebs auszulösen (Kategorie 2, s. Anhang 6
der Verordnung (EC) 1272/2008). Die IARC hat PFOA
als möglicherweise kanzerogen für den Menschen ein­
gestuft (Gruppe 2, Hoden- und Leberkrebs, s. IARC
2017). Neuere Studien zeigten zudem einen Zusam­
menhang zwischen Nierenkrebs und der Exposition
gegenüber PFOA (STEENLAND et al. 2022; s. Abb. 3-10).

187. Nach Schätzungen einer Studie, die vom Nordi­
schen Ministerrat veröffentlicht wurde, betragen die
gesundheitsbezogenen Kosten, die durch Exposition
gegenüber PFAS verursacht werden, in Europa 52 bis
84  Mrd. Euro jährlich (GOLDENMAN et  al. 2019).
Negative Gesundheitseffekte, die in die Berechnung
einflossen, betreffen zum Beispiel Beeinträchtigungen
des Immunsystems oder Leberschäden.

3.3.2	 Situation in Deutschland

188. In Deutschland gibt es eine ganze Reihe von Orten,
an denen auffällig hohe PFAS-Konzentrationen in der
Umwelt zu finden sind (siehe u. a. LANUV NRW 2021;
MUKE Baden-Württemberg 2022; UBA 2020a). Bei­
spielsweise wurden in Bayern durch einen Betrieb, der
Fluorpolymere hergestellt hat, erhebliche Mengen PFAO 
über das Abwasser und über die Luft in die Umwelt
freigesetzt. In der Folge kam es zu hohen Belastungen
der Böden (bis zu 600 µg/kg) und des Grundwassers
sowie des Flusses, in den die Abwässer eingeleitet wur­
den (s. HANGEN et al. 2010).

189. Die Ausbringung von PFAS-haltigen Klärschlämmen
oder anderen entsprechend belasteten Düngemitteln

auf landwirtschaftlichen Flächen ist ein weiterer Pfad, 
wie PFAS in die Umwelt gelangten (siehe u. a. Umwelt­
ministerium Baden-Württemberg 2007; Regierungsprä­
sidium Karlsruhe 2018; LANUV NRW 2021). So führte 
sehr wahrscheinlich die Düngung mit Komposten, die 
Schlämme aus der Papierindustrie enthielten, im Raum 
Rastatt und Mannheim zu großflächigen Kontami­
nationen von landwirtschaftlichen Böden. Auch das 
Grundwasser und die Trinkwassergewinnung waren 
betroffen (MUKE Baden-Württemberg 2022; Stadtwer­
ke Rastatt 2022). Allein in der Gegend um Rastatt und 
Baden-Baden wurden 1.215 ha Böden und 58 km2 Grund­
wasseroberfläche als belastet eingestuft (ebd.). Der 
Anbau von Lebensmitteln auf belasteten Böden sowie 
die Verwendung von belastetem Grundwasser zur 
Trinkwassergewinnung führte zu auffälligen inneren 
Expositionen beim Menschen (siehe u. a. LGA Baden-
Württemberg 2018; WILHELM et al. 2009; MUKE Ba­
den-Württemberg 2022). In der Folge mussten einzel­
ne Wasserwerke außer Betrieb genommen bzw. mit 
aufwendiger Technik nachgerüstet werden (MUKE 
Baden-Württemberg 2022). Zudem gab es umfangreiche 
Untersuchungen zu den Auswirkungen auf die Gesund­
heit. 

190. Seit 2015 gilt laut Düngemittelverordnung für
zur Düngung verwendete Klärschlämme ein maximal
zulässiger PFAS-Gehalt von 100 µg/kg Trockenmasse
(Summe PFOA + PFOS) (s. LANUV NRW 2022b). Ge­
nerell hatte der SRU in der Vergangenheit immer wieder 
empfohlen, Klärschlämme aufgrund von Schadstoffbe­
lastungen nicht zur Düngung zu verwenden (SRU 2015). 
Mit der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) aus dem
Jahr 2017 wurden erhebliche Beschränkungen für die
Verwendung von Klärschlämmen festgelegt (§ 15
AbfKlärV). Auch deshalb geht die stoffliche Verwertung 
von Klärschlamm in der Landwirtschaft stetig zurück
(Statistisches Bundesamt 2023).

191. Punktuelle Belastungen traten auch durch die Ver­
wendung von PFAS-haltigen Feuerlöschschäumen auf
(UBA 2020a; LANUV NRW 2021). Diese Löschmittel
wurden von den Feuerwehren insbesondere bei Flüssig­
keitsbränden eingesetzt. Es gibt zahlreiche Beispiele für 
Orte, an denen bei Löscharbeiten oder Übungen diese
Schäume zum Einsatz kamen, die anschließend in den
Boden versickerten oder in Oberflächengewässer ge­
langten. Das betrifft zum Beispiel Verbindungen wie
PFOS und PFHxS. Diese Kontaminationen stellen heute 
ein Altlastenproblem dar (s. a. HELD und REINHARD
2020). Die Sanierung von verunreinigten Böden und
Grundwasserkörpern ist sehr langwierig bzw. vielfach
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bis heute nicht gelöst (BMUB 2017b; HELD und REIN­
HARD 2020; BMUV 2022b; GEORGI und MACKENZIE 
2022).

192. Bisher gibt es keine amtliche Zusammenstellung
von PFAS-Schadensfällen in Deutschland (BMUV
2022a). Die Stadtwerke Rastatt haben zwar eine Auf­
stellung erstellt, die aber nicht vollständig ist. Der SRU
hält es für sinnvoll, dass eine entsprechende, öffentlich
zugängliche Übersicht geschaffen wird.

3.3.3	 Aktivitäten und 
Handlungsbedarf

193. Um die Belastung von Umweltmedien mit PFAS zu 
erfassen, bedarf es als ersten Schritt einer entsprechen­
den Stoffanalytik und Laborkapazitäten, um Messun­
gen durchzuführen. So hat das UBA im Jahr 2020 zum
Beispiel darauf hingewiesen, dass es noch nicht für alle
zwanzig PFAS, die in der Trinkwasserrichtlinie (EU)
2020/2184 gelistet sind, eine etablierte analytische
Methode gibt (UBA 2020e). Diese Lücken müssen un­
bedingt geschlossen werden. Außerdem sollte, soweit
nicht schon etabliert, ein regelmäßiges Monitoring von
einzelnen ausgewählten Vertretern der Stoffgruppe
eingeführt werden.

194. Monitoringdaten sind notwendig, um grundlegen­
de Daten und damit Argumente für eine mögliche Regu­
lierung von PFAS zu liefern (Ferntransport, Bioakku­
mulation, Mobilität, ubiquitäre Verteilung). Die Daten
können zudem die Verteilungsmuster in der Umwelt und 
die Emissionspfade (z. B. über Klärwerke und Deponien) 
sowie Expositionsquellen (z. B. Trinkwasser, Nahrungs­
mittel) zeigen (Umweltbundesamt 2020).

195. Im August 2022 hat die Europäische Kommission
(2022e) mit der Empfehlung (EU) 2022/1431 den Mit­
gliedstaaten ein Vorgehen zur Überwachung von PFAS
in Lebensmitteln bereitgestellt. Demnach sollen eine
Vielzahl an Lebensmitteln, wie zum Beispiel Obst,
Gemüse, Getreide und Beikost für Säuglinge und Klein­
kinder, in den Jahren 2022 bis 2025 auf das Vorkommen 
von PFAS getestet werden. Die Daten sollen erhoben
werden, um die Exposition gegenüber PFAS in Lebens­
mitteln konkreter abschätzen und gegebenenfalls wei­
tere Maßnahmen ableiten zu können. Mit der Empfeh­
lung werden neben maximalen Bestimmungsgrenzen
für die Analysemethoden in den verschiedenen Lebens­
mittelmatrizes zusätzlich Richtwerte für PFOS, PFOA,
PFNA und PFHxS für bestimmte Lebensmittel genannt. 

Werden diese Richtwerte überschritten, sollte eine 
weitergehende Untersuchung der Ursachen der Konta­
mination durchgeführt werden.

196. Zudem wurden in der Durchführungsverordnung
(EU) 2022/1428 der Kommission zur Festlegung der
Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die
Kontrolle auf PFAS in bestimmten Lebensmitteln de­
taillierte Anforderungen fixiert, um die Verlässlichkeit
und Kohärenz der amtlichen Kontrollen zu gewährleis­
ten. Diese Verordnung ist am 15. September 2022 in
Kraft getreten.

197. PFAS fallen als Chemikalien unter die Verord­
nung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (sog.
REACH-Verordnung – Registration, Evaluation, Autho­
risation and Restriction of Chemicals). Einzelne PFAS
(PFOA, C9-C14 PFCAs, PFHxS, PFHxA) samt ihren
Salzen, Vorläuferverbindungen und Polymeren sind
durch die REACH-Verordnung bereits beschränkt
worden. PFOS und PFOA werden darüber hinaus in zwei 
internationalen Übereinkommen reguliert: dem Stock­
holmer Übereinkommen über persistente organische
Schadstoffe (Persistent Organic Pollutants – POP) und 
dem POP-Protokoll der „Convention on Long-range
Transboundary Air Pollution“ (CLRTAP). Demnach sol­
len die Produktion, die Verwendung und die Freisetzung 
von PFOS und PFOA soweit wie möglich reduziert bzw. 
beendet werden (UNECE o. J.; UNEP 2009).

198. Die Beschränkungen einzelner PFAS führte aber
oft zu einer Substitution durch ähnliche Verbindungen, 
die vergleichbare bedenkliche Eigenschaften besitzen
oder über die man dann deutlich weniger weiß (BLAC
2021). Diese „regrettable substitutions“ zeigen deutlich, 
dass das Problem der PFAS umfassender angegangen
werden muss. Wenn wie bisher vorgegangen würde (d. h.
einzelne Stoffvertreter werden herausgegriffen und
mitsamt ihren Salzen und Vorläuferverbindungen und
Polymeren verboten), wäre das sehr aufwendig und
würde viel zu lange dauern. Sinnvoller scheint der
Ansatz, die ganze Stoffgruppe zu beschränken. Dies
wird von den nationalen Behörden aus fünf europäi­
schen Ländern (Deutschland, Niederlande, Norwegen,
Schweden und Dänemark) in einem gemeinsamen
Vorhaben vorgeschlagen, das am 13. Januar 2023 der
Europäischen Chemikalienagentur (European Chemi­
cals Agency – ECHA) vorgelegt wurde (ECHA 2023).
Ziel ist es, alle nicht notwendigen Anwendungen von
PFAS zu beschränken. Als nicht notwendig wird zum
Beispiel der Einsatz von PFAS in Einweggeschirr, Ein­
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wegtischdecken und Heimtextilien bezeichnet (UBA 
2020a, S. 29). Dagegen ist beispielsweise die PFAS-
Beschichtung der Arbeitsschutzbekleidung für die Feu­
erwehr essenziell, weil derzeit noch keine Alternativen 
existieren (ebd., S. 35). 

199. Der Beschränkungsvorschlag ist das Ergebnis einer
dreijährigen Untersuchung, während der die beteiligten 
Behörden festgestellt haben, dass die Risiken bei der
Herstellung, beim Inverkehrbringen und bei der Verwen­
dung von PFAS nicht ausreichend kontrolliert werden
und daher innerhalb der EU adressiert werden müssen
(ECHA 2023). Auch die Europäische Kommission hat
in ihrer 2020 veröffentlichten Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit (Europäische Kommission 2020e; s. a.
Kap. 6.2) ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen, in dem
sie unter anderem ein Verbot der Verwendung von PFAS 
in Feuerlöschmitteln plant, aber darüber hinaus auch
die Behandlung von PFAS als Gruppe im Rahmen der
einschlägigen Rechtsvorschriften für Wasser, nachhal­
tige Produkte, Lebensmittel, Industrieemissionen und
Abfälle vorschlägt (ebd.). Diese stoffgruppenbezogene
Regulierung wäre ein Novum. „Eine derart weit gefasste, 
stoffgruppenbezogene Regulierung hat es aufgrund des 
derzeit sehr aufwändigen Regulierungsprozesses noch
nicht gegeben“ (BLAC 2021). Von Seiten der Umwelt­
schutz- und Wasserverbände gibt es zudem eine Auf­
forderung an die EU, (bestimmte) PFAS sowohl in der
Anwendung als auch in der Produktion zu verbieten
(77 Organisationen der Zivilgesellschaft 2022).

200. Der SRU unterstützt das Vorhaben, die PFAS als
Gruppe zu verbieten, bzw. die Verwendung auf Bereiche
zu beschränken, in denen sie unentbehrlich sind. Bei
den PFAS handelt es sich um eine Stoffgruppe, die sehr
persistent ist, also in der Umwelt nur sehr langsam
abgebaut wird. Selbst wenn sich die einzelne Substanz
zunächst als nicht toxisch erwiesen hat, verbleiben PFAS 
doch auf Jahre und Jahrzehnte in der Umwelt und kön­
nen sich dort anreichern. Schädliche Effekte sind dann
nicht auszuschließen, gerade auch, solange das Wissen
über die Verbindungen noch rudimentär ist. Aus diesem
Grund empfiehlt der SRU, die Liste der Kriterien für die 
Anwendung des Zulassungsverfahrens unter REACH
unter anderem so zu erweitern, dass die Kombination
der Eigenschaften Persistenz und Mobilität stärkere Be­
rücksichtigung erfährt (Tz. 445).

201. Um die Verbraucher:innen der EU vor einer erhöh­
ten Aufnahme von PFAS in Lebensmitteln zu schützen,
wurde 2022 die Verordnung (EU) 2022/2388 hinsicht­
lich der Höchstgehalte an PFAS in bestimmten Lebens­

mitteln verabschiedet. Erstmalig wurden damit für die 
Summe aus PFOS, PFOA, PFNA und PFHxS, für die die 
EFSA 2020 eine gruppenbezogene TWI von 4,4 ng/kg 
Körpergewicht ermittelt hat (Tz. 181), Höchstgehalte 
für folgende Lebensmittel festgesetzt: Eier, Fische und 
Fischereierzeugnisse, Muscheln, Krebstiere, Fleisch 
und genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (Innereien) 
sowie Wild.

202. PFAS stellen auch eine Herausforderung für den
Grundwasserschutz dar. Dies hat für die Gesundheit
deshalb eine große Bedeutung, da in Deutschland etwa
70 % des Trinkwassers aus dem Grundwasser gewonnen 
werden (Statistisches Bundesamt 2022). Für das Grund­
wasser haben die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft
Wasser (LAWA) und die Bund/Länder-Arbeitsgemein­
schaft Bodenschutz (LABO) gemeinsam Geringfügig­
keitsschwellenwerte (GFS-Werte) abgeleitet, die auf den 
Trinkwasserleitwerten beruhen. Dies betrifft sieben
Vertreter der Stoffgruppe, die Schwellen liegen zwischen 
0,1 und 10 µg/l (LAWA 2017). Werden diese Werte über­
schritten, ist die Grundwasserbeschaffenheit schädlich 
verändert (LAWA 2016). Außerdem hat die Europäische 
Kommission einen Vorschlag zur Revision der Grund­
wasserrichtlinie 2006/118/EG vorgelegt, in dem ein Qua­
litätswert von 4,4 ng/l für die Summe von 24 PFAS ange­
regt wird (Europäische Kommission 2022c, Annex III). 
Dieser sehr niedrige Wert nimmt Bezug auf die aktuelle 
PFAS-Bewertung der EFSA.

203. Mit der Novellierung der Trinkwasserrichtlinie
(EU) 2020/2184 wurden zudem ein Parameterwert für
PFAS gesamt von 0,5 µg/l und ein Parameterwert für die 
Summe von 20 PFAS (PFAS 20) von 0,1 µg/l eingeführt. 
Bis zum 12. Januar 2026 ist zu gewährleisten, dass die
Parameterwerte im Wasser für den menschlichen Ge­
brauch eingehalten werden (Art. 25 Trinkwasserricht­
linie). Darüber hinaus soll mit der Novellierung der
Trinkwasserverordnung (TrinkwV) ein zusätzlicher
Grenzwert, gültig ab 2028, für die nach EFSA wichtigs­
ten vier PFAS von 20 ng/l eingeführt werden. Die
Wasserunternehmen sehen einige Probleme in der
relativ kurzfristigen Einführung dieses niedrigen Grenz­
wertes aufgrund fehlender standardisierter Messver­
fahren, unzureichender Maßnahmen zur Beschränkung 
der Stoffe und Ubiquität der Einträge (BDEW 2022).

204. Die Bewirtschaftung der Grundwasserkörper muss
nach Grundwasserrichtlinie die öffentliche Wasserver­
sorgung und den Schutz der menschlichen Gesundheit
berücksichtigen. Da an einigen Standorten zum Teil sehr 
deutliche Überschreitungen auftreten (bis zum Acht­
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fachen des oben genannten Leitwertes für PFAS gesamt) 
(Tz. 189), die auf punktuelle Freisetzungen zurückzu­
führen sind, besteht hier dringender Handlungsbedarf 
(s. bspw. Landeshauptstadt Düsseldorf o. J.; LfU Bayern 
o. J.). Generell ist eine Strategie zum Schutz der Gewäs­
ser vor PFAS-Belastungen, wie von der Europäischen
Kommission bereits angedacht, erforderlich (s. a. REESE 
2022; KÖCK 2022b; KÖCK und HENN 2020). Dabei
müssen aus Sicht des SRU sowohl der Schutz als auch
die Sanierung von belasteten Böden und Gewässern in
den Blick genommen werden.

3.4	 Hitze

205. Die Klimakrise gefährdet Ökosysteme (RENNER
et al. 2021; FRITSCH et al. 2021), Infrastrukturen (VOß 
et al. 2021) und die Wirtschaft (WOLF et al. 2021) in
Deutschland. Ihre Folgen wirken zudem direkt und in­
direkt auf die menschliche Gesundheit (IPCC 2022a,
Kap. 7; BANWELL et al. 2018; WATTS et al. 2015, S. 4;
s. Kasten 3-3). Hitzewellen zählen zu den gefährlichs­
ten Gesundheitsrisiken der Klimakrise in Europa (KEN­
DROVSKI und SCHMOLL 2019), denn der demografische 

Wandel lässt den Anteil älterer und chronisch erkrank­
ter Menschen ansteigen und macht europäische Bevöl­
kerungen so anfälliger gegenüber den Gesundheitsrisiken 
von Hitze (ROMANELLO et al. 2022). Die Gesundheits­
folgen reichen von eingeschränkter Leistungsfähigkeit, 
über Hitzeerkrankungen oder chronische Krankheiten 
bis hin zum Hitzetod (Abschn. 3.4.1). In dem besonders 
heißen Sommer 2003 starben knapp 10.000 Menschen 
in Deutschland an Hitze (WINKLMAYR et  al. 2022, 
S. 453; AN DER HEIDEN et al. 2020, S. 607; 2019, S. 577).
Ähnlich viele hitzebedingte Sterbefälle werden für die
Sommer der Jahre 1994 (8.100 bis 12.400 hitzebeding­
te Sterbefälle) oder 2018 geschätzt (6.700 bis 10.900)
(WINKLMAYR et al. 2022, S. 458; s. Abb. 3-11).

206. Die Hitzeexposition steigt rasant an (van DAALEN
et al. 2021). Hitzewellen über Europa haben drei- bis
viermal schneller zugenommen als in den übrigen nörd­
lichen mittleren Breitengraden wie etwa in den USA oder 
Kanada (ROUSI et  al. 2022). Mit zunehmender An­
fälligkeit einer alternden Bevölkerung in Deutschland,
steigenden Temperaturen und weiter anwachsenden
Städten verschärft sich auch die Problematik des städ­
tischen Wärmeinseleffekts. All diese Trends stellen auch 

ɦ Abbildung 3-11

Geschätzte Anzahl hitzebedingter Sterbefälle in Deutschland zwischen 1992 und 2021

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: WINKLMAYR et al. 2022, S. 452

Kasten 3-3
Direkte vs. indirekte Gesundheitswirkungen 
der Klimakrise

Die Klimakrise hat direkte und indirekte Auswirkun­
gen auf die menschliche Gesundheit. Wenn sie die 
menschliche Gesundheit unmittelbar beeinträchtigt, 
spricht man von direkten Gesundheitswirkungen der 
Klimakrise. Dazu zählen beispielsweise Ertrinken bei 
Flutkatastrophen (SINDALL et al. 2022), Rauchgas­
vergiftungen bei Waldbränden (SANDERFOOT et al. 
2021) oder posttraumatische Belastungsstörungen 
nach Überflutungen oder einem Sturm (LOWE et al. 
2019; MAMBREY et al. 2019). 

Indirekte Gesundheitswirkungen treten dann auf, 
wenn die Klimakrise zunächst die natürliche, gebau­
te oder soziale Umwelt verändert und sich diese Ver­
änderungen daraufhin auf die Gesundheit auswirken. 
Wenn zum Beispiel im Zuge einer Flutkatastrophe die 
Gesundheitsversorgung zusammenbricht, kann es zu 
medizinischer und pflegerischer Unterversorgung der 
betroffenen Region kommen (CURTIS et al. 2017). Ein 

tal und den angrenzenden Gebieten der Ahreifel. Dort 
mussten Einrichtungen des Gesundheitswesens kurz­
fristig evakuiert und teils langfristig geschlossen wer­
den (BÜHRING et al. 2022). Der zunehmende Klima­
wandel erhöht die Wahrscheinlichkeit solcher 
Flutkatastrophen (KREIENKAMP et al. o. J.) mit ent­
sprechenden Gesundheitswirkungen für die betroffe­
ne Bevölkerung (WOLF et al. 2015). Die ökologischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Klimakrise 
können zudem existenzielle Ängste mit Auswirkun­
gen auf die mentale Gesundheit der Menschen auslö­
sen (BOLUDA-VERDÚ et al. 2022; BROPHY et al. 2023; 
LÉGER-GOODES et al. 2022). Knapp drei Viertel der 
jungen Menschen in Deutschland im Alter von 14 bis 
22 Jahren stimmen der Aussage voll und ganz oder 
eher zu, dass sie Angst vor den Folgen des Klimawan­
dels haben (BMUV und UBA 2022b). In der Gesamt­
bevölkerung ab 14 Jahren treffen diese Ängste auf zwei 
Drittel zu (BMUV und UBA 2022a).

Weitere indirekte Gesundheitswirkungen der Klima­
krise sind etwa zunehmende pollenassoziierte Aller­
gien (DAMIALIS et al. 2019) oder die Ausbreitung von 
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das deutsche Gesundheitswesen vor enorme Heraus­
forderungen (SCHOIERER et  al. 2020). Die deutsche 
Politik muss handeln. Umfassende Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen sind dringend geboten 
(Abschn. 3.4.3; zur globalen Perspektive s. WBGU 2023, 
Kap. 2.3.2).

3.4.1	 Gesundheitsrisiken

207. Menschen haben physiologische, verhaltensbezo­
gene, infrastrukturelle sowie technologische Strategien, 
um sich an ihre klimatischen Bedingungen anzupassen
(HONDULA et  al. 2015). Wenn hohe Außentempera­
turen, insbesondere in Kombination mit hoher Luft­
feuchtigkeit, menschliche Anpassungsmechanismen
überfordern, kann Hitze die menschliche Gesundheit
gefährden und die Lebensqualität beeinträchtigen.

Thermoregulation und Akklimatisation
208. Damit sich der menschliche Körper kurzfristig an
Hitze anpassen kann, aktiviert er seine Thermoregula­

tion (GRAFE 2021, S. 28). Diese steuert den Wärme­
haushalt, damit die Körperkerntemperatur – auch bei 
sich verändernder Außentemperatur – im Bereich zwi­
schen 36 °C und 37,5 °C bleibt (SIEMS et al. 2009, S. 272; 
PERSSON 2019, S. 539). Dafür weiten sich zunächst die 
Blutgefäße und der Blutfluss steigt. Dadurch wird die 
überschüssige Hitze im Körperinneren zur Haut trans­
portiert und dort an die Umgebung abgegeben. Diese 
Wärmeabgabe beansprucht das Herz-Kreislauf-System. 

209. An heißen Tagen kann zudem Schwitzen den
Körper kühlen (TRAIDL-HOFFMANN und TRIPPEL
2021, S. 27 ff.). Hierfür sind ausreichende Wasser- und
Elektrolytreserven notwendig, um eine Dehydration zu 
vermeiden. Je mehr man schwitzt, desto höher ist der
Kühlungseffekt. Mit steigender Luftfeuchtigkeit kann
die Außenluft den Schweiß jedoch immer schlechter
aufnehmen. Die Luft saugt sich voll wie ein Schwamm
und der Kühlungseffekt des Schwitzens nimmt ab. Daher 
sind hohe Temperaturen in Kombination mit hoher
relativer Luftfeuchtigkeit besonders gefährlich für die
menschliche Gesundheit (DIFFEY 2018, S. 12).

Wandel lässt den Anteil älterer und chronisch erkrank­
ter Menschen ansteigen und macht europäische Bevöl­
kerungen so anfälliger gegenüber den Gesundheitsrisiken
von Hitze (ROMANELLO et al. 2022). Die Gesundheits­
folgen reichen von eingeschränkter Leistungsfähigkeit,
über Hitzeerkrankungen oder chronische Krankheiten
bis hin zum Hitzetod (Abschn. 3.4.1). In dem besonders
heißen Sommer 2003 starben knapp 10.000 Menschen
in Deutschland an Hitze (WINKLMAYR et  al. 2022,
S. 453; AN DER HEIDEN et al. 2020, S. 607; 2019, S. 577).
Ähnlich viele hitzebedingte Sterbefälle werden für die
Sommer der Jahre 1994 (8.100 bis 12.400 hitzebeding­
te Sterbefälle) oder 2018 geschätzt (6.700 bis 10.900)
(WINKLMAYR et al. 2022, S. 458; s. Abb. 3-11).

206. Die Hitzeexposition steigt rasant an (van DAALEN
et al. 2021). Hitzewellen über Europa haben drei- bis
viermal schneller zugenommen als in den übrigen nörd­
lichen mittleren Breitengraden wie etwa in den USA oder
Kanada (ROUSI et  al. 2022). Mit zunehmender An­
fälligkeit einer alternden Bevölkerung in Deutschland,
steigenden Temperaturen und weiter anwachsenden
Städten verschärft sich auch die Problematik des städ­
tischen Wärmeinseleffekts. All diese Trends stellen auch

	ɦ 	Abbildung 3-11

Geschätzte Anzahl hitzebedingter Sterbefälle in Deutschland zwischen 1992 und 2021 

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: WINKLMAYR et al. 2022, S. 452
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210. Bei der langfristigen Anpassung, auch Akklimati­
sation genannt, passt sich die Thermoregulation durch
eine andauernde Hitzebelastung – nach etwa zwei bis
drei Wochen – an regionale oder saisonale Klimaver­
hältnisse an (TRAIDL-HOFFMANN und TRIPPEL 2021, 
S. 31). Der Körper arbeitet nun effizienter und wird
resilienter gegenüber Hitzestress (KENNY et al. 2018,
S. 518; SAWKA et al. 2011, S. 1897). Zudem passen sich
Menschen auch durch ihr Verhalten (z. B. ausreichend
Trinken) oder technologische Ausstattung (z. B. klima­
gerechtes Bauen) an (EIS et al. 2010).

211. In der Folge kann eine akklimatisierte Person bes­
ser mit Hitze umgehen als eine nicht akklimatisierte
(GRAW et  al. 2019). Ausreichend hydrierte gesunde
Erwachsene können dank einer funktionierenden
Thermoregulation sogar extreme Hitzebelastungen be­
wältigen (CHONG und ZHU 2017). Doch selbst bei
gesunden Menschen stößt die Thermoregulation bei
andauernd hohen Temperaturen in Abhängigkeit von
der Luftfeuchtigkeit (Tz.  209) irgendwann an ihre
Grenzen (SHERWOOD und HUBER 2010, S. 9554). Bei
einer Luftfeuchtigkeit von 100 % liegt diese körperliche
Belastungsgrenze, die das Überleben von Menschen und 
anderen Säugetieren definiert, bei 35 °C. Wenn die Luft­
feuchtigkeit niedriger ist, liegt die Temperatur entspre­
chend höher (z. B. bei 46 °C bei einer Luftfeuchtigkeit
von 50 %).

Hitzeerkrankungen und -sterblichkeit
212. Besonders gefährlich ist Hitzebelastung vor allem
für Menschen, deren Thermoregulation entweder noch
nicht vollständig ausgebildet (SMITH 2019) oder alters- 
bzw. krankheitsbedingt beeinträchtig ist (MILLYARD
et al. 2020). Daher zählen Schwangere, Kinder, Ältere
und Kranke zu den vulnerablen Gruppen (WHO – Re­
gional Office for Europe 2021a, S. 99; s. Abschn. 2.2.2).
Die Rolle älterer Menschen ist dabei besonders hervor­
zuheben (KEMEN et al. 2020), denn sie leiden oft an
mehreren Erkrankungen und ihr Anteil an der Gesamt­
bevölkerung steigt im Zuge des demografischen Wan­
dels weiter an (RKI 2015a). Zusätzliche Risikofaktoren
sind Bettlägerigkeit, soziale Isolation, Einnahme be­
stimmter Medikamente oder Drogen und die Unfähig­
keit, für sich selbst zu sorgen (BOUCHAMA et al. 2007, 
S. 2170; LEVINE et al. 2012; KLINENBERG 2015).

213. Gesundheitsrisiken von Hitze variieren zudem
je nach individuellem sozioökonomischem Status
(BENMARHNIA et al. 2015). Dies kann daran liegen,
dass benachteiligte Menschen vulnerabler gegenüber
Hitze sind (REY et al. 2009). Eine mögliche Kausalkette 

besteht darin, dass sozial Benachteiligte überdurch­
schnittlich häufig in unzureichend gedämmten und 
damit besonders hitzeexponierten Räumen wohnen oder 
arbeiten (Expositionsvariation, Tz.  41; EEA 2018; 
GRONLUND 2014). Bisherige Untersuchungen legen 
jedoch nahe, dass sozial ungleiche Vulnerabilitäten 
gegenüber Hitze weniger durch Expositionsvariation, 
sondern vielmehr durch Effektmodifikation entstehen 
(OSBERGHAUS und ABELING 2022; HSIANG et  al. 
2019). Demnach haben sozial benachteiligte Menschen 
im Durchschnitt einen schlechteren Gesundheits­
zustand und verfügen über geringere Hitzeanpassungs­
kapazitäten. Dadurch sind sie insgesamt anfälliger 
gegenüber Hitze (Effektmodifikation, Tz. 44).

214. Gerade bei diesen Risikogruppen kann es zum Hitz­
schlag kommen (TRAIDL-HOFFMANN und TRIPPEL
2021, S. 27 f.). Dieser führt bei mehr als drei Viertel der
Fälle zu einem Multiorganversagen und zum Tod
(VARGHESE et al. 2005, S. 185). Überlebende tragen
häufig langfristige Organschäden (WALLACE et  al.
2007, S. 290) oder neurologische Schäden davon (DE­
MATTE et al. 1998, S. 177). Weitere Hitzeerkrankun­
gen oder -beschwerden sind Hitzeerschöpfung, -krämp­
fe, -kollaps, -ausschlag oder -ödeme (für eine Übersicht 
s. die Kampagne der Bundeszentrale für gesundheitli­
che Aufklärung „Klima | Mensch | Gesundheit“, BZgA
o. J.–b). Hitze kann zudem Herz-Kreislauf- oder Atem­
wegserkrankungen verursachen oder bestehende Krank­
heitszustände verschlechtern (MOGHADAMNIA et al.
2017; WITT et al. 2015; LIN et al. 2009). Auch akute
oder chronische Nierenerkrankungen können durch
Hitze entstehen (RONCAL-JIMENEZ et al. 2015, S. 10;
GARCÍA-TRABANINO et al. 2015, S. 751).

215. Hitzewellen können sich jedoch nicht nur direkt,
sondern auch indirekt auf die menschliche Gesundheit
auswirken. Hitze kann alle Einrichtungen des Gesund­
heitswesens betreffen und somit die stationäre und
ambulante medizinische und pflegerische Versorgung
der Menschen beeinträchtigen (SVR Gesundheit 2023). 
Betroffene sind sowohl Patient:innen als auch das
Personal der jeweiligen Einrichtungen (JEGODKA et al. 
2021). Während einer Hitzewelle kann der Bedarf an
gesundheitlicher Versorgung steigen, Krankheitssymp­
tome können zunehmen, Arbeitskräfte können ausfallen 
und die Wirkungen von Medikamenten können sich
verändern (MASON et  al. 2022; SCHOIERER et  al.
2020). Gerade in der Altersmedizin gilt es daher, bei
Hitzewellen die Dosierung der Medikamente entspre­
chend anzupassen (HAEFELI und CZOCK 2020).
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3.4.2	 Situation in Deutschland
216. Zahlreiche Untersuchungen gehen davon aus, dass
durch den Klimawandel auch in Deutschland vermehrt
mit extremen Hitzeereignissen mit teilweise drastischen 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit zu rech­
nen ist (SCHLEGEL et al. 2021; KAHLENBORN et al.
2021; KENDROVSKI et  al. 2017; CHRISTIDIS et  al.
2015). Eine steigende Exposition gegenüber Hitze drückt 
sich etwa durch die Zunahme heißer Tage oder Tropen­
nächte aus.

Heiße Tage und Tropennächte
217. Heiße Tage, also Tage an denen die höchste Luft­
temperatur oberhalb von 30 °C liegt (KRUG und
MÜCKE 2018, S. 67), sind ein Indikator, um die Hitze­
belastung zu erfassen. Zwischen 1951 und 2022 ist die
Anzahl heißer Tage in Deutschland kontinuierlich ge­
stiegen (Abb. 3-12). Innerhalb Deutschlands variiert die 
Hitzebelastung regional (MKRO 2016, S. 20). Beispiels­

weise treten heiße Tage häufiger in Süd- als in Ost- 
oder Norddeutschland auf (DEUTSCHLÄNDER und 
MÄCHEL 2017, S. 49). Besonders problematisch sind 
heiße Tage, wenn sie in Kombination mit Tropennäch­
ten auftreten, also Nächten bei denen die Minimum­
temperatur 20 °C nicht unterschreitet (DWD 2022). 
Tropennächte beeinträchtigen die Schlafqualität der 
Menschen (LAN et al. 2017), denn in einem aufgeheiz­
ten Schlafzimmer, das etwa durch hohe Lärmbelastung 
nachts nicht gelüftet werden kann, schlafen Menschen 
schlecht. Ein erholsamer Schlaf ist aber elementar für 
die Gesundheit und das Wohlbefinden (HALE et  al. 
2020). Zwischen 1951 und 2022 ist die Anzahl der Tro­
pennächte im Gebietsmittel in Deutschland konstant 
geblieben.

218.	Das jährliche Gebietsmittel, sprich der Flächen­
mittelwert der Tropennächte in Deutschland in einem
bestimmten Jahr, ist erwartbar niedrig. Grund dafür ist, 
dass die ländlichen Wettermessstationen in Deutsch­

	ɦ 	Abbildung 3-12

Anzahl heißer Tage und Tropennächte im Gebietsmittel in Deutschland zwischen 1951 und 2022 

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: DWD o. J.–b
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land überwiegen und Tropennächte vor allem im städ­
tischen Raum auftreten. Im jährlichen Gebietsmittel 
Deutschland werden die städtischen Tropennächte, wie 
sie etwa in Berlin oder Dresden auftreten (KRUG und 
MÜCKE 2018; s. Abb. 3-13), verdeckt. Durch Messungen 
stellten FENNER et al. (2015, S. 33) beispielsweise fest, 
dass Tropennächte in den dicht bebauten Stadtteilen 
Berlins im Vergleich zu den städtischen Freiflächen mehr 
als dreimal so häufig auftreten. Dies ist ein Zeichen, dass 
die unterschiedlichen Mikroklimate in der Stadt die 
Hitzebelastung räumlich variieren lassen (MATZARA­
KIS und FRÖHLICH 2020) und es so zum sogenannten 
Wärmeinseleffekt kommen kann.

Der Wärmeinseleffekt
219.	 Bei dem Wärmeinseleffekt heizt sich die Innen­
stadt deutlich stärker auf und kühlt langsamer ab als 
das Umland (DEILAMI et al. 2018). Dieser Effekt trägt 
wesentlich zur hitzebedingten Sterblichkeit während 
Hitzewellen bei (HEAVISIDE et  al. 2016; IUNGMAN 
et  al. 2023). Der Wärmeinseleffekt hat vier zentrale 
Ursachen. Erstens kommen wärmespeichernde Mate­
rialien wie dunkle Asphaltoberflächen oder Autos in der 
Stadt häufiger vor. Zweitens wird im urbanen Raum eine 
große Menge an Abwärme freigesetzt, beispielsweise 
aus den Bereichen Gebäude, Industrie oder Verkehr. 
Drittens werden lokale Kühlungsmechanismen, wie die 

	ɦ 	Abbildung 3-13

Anzahl Tropennächte an Messstationen in Berlin und Dresden zwischen 1961 und 2022 

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: DWD o. J.–b
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Luftzirkulation durch die dichte Bebauung, gehemmt 
(SRU 2018). Viertens führt der große Anteil versiegelter 
Fläche zu einer geringeren Verdunstung von Boden­
feuchte und Wasseroberflächen (NURUZZAMAN 2015, 
S. 68). 

220.	 Der Wärmeinseleffekt tritt vor allem in Großstäd­
ten auf, in denen rund ein Drittel der Menschen in 
Deutschland lebt (BMI 2021b, S. 7). Das UBA erfasst 
den Wärmeinseleffekt zum Beispiel für die Stadt Berlin 
(UBA 2019e). Demnach kommt es zwischen Juni und 
August durchschnittlich zu maximalen Temperatur­
unterschieden von 3 bis 4 Kelvin (3 bis 4 °C). In Ext­
remfällen kann Berlins Zentrum sogar knapp 9 Kelvin 
(9 °C) heißer werden als das direkte Umland (UBA 
2019e). Auch in Köln wurde ein vergleichbarer Wärme­
inseleffekt beobachtet (GROTHUES et al. 2013).

Gefühlte Temperatur, Wärmebelastung und 
Hitzewellen
221.	 Der menschliche Wärmehaushalt reagiert jedoch 
nicht nur auf die Lufttemperatur, sondern auch auf 
Windgeschwindigkeit, Luftfeuchtigkeit, Global- und 
Gegenstrahlung (GRAW et  al. 2019, S. 270). Zudem 
spielen auch die jeweilige Aktivität und Bekleidung des 
Individuums eine Rolle (ebd.). Hitzebelastung wird 
daher auch durch die sogenannte gefühlte Temperatur 
angegeben. Zur Berechnung der gefühlten Temperatur 
werden all diese genannten Faktoren in einem Sum­
menmaß zusammengeführt (DWD o. J.–c). Ab einer ge­
fühlten Temperatur von 32 °C ist die Hitzebelastung 
stark, ab 38 °C ist sie extrem (ebd., S. 2). Für ältere 
Menschen ist die Belastung bereits ab einer gefühlten 
Temperatur von 36 °C extrem. Wenn solch ungewöhn­
lich hohe Hitzebelastungen über mehrere Tage andau­
ern, spricht der Deutsche Wetterdienst (DWD) von einer 
Hitzewelle (DWD o. J.–d). 

3.4.3	 Aktivitäten und 
Handlungsbedarf

222.	 Hitzebedingte Erkrankungen und Todesfälle sind 
zu einem großen Teil vermeidbar (EBI et al. 2021, S. 698; 
WHO – Regional Office for Europe 2009). Modellierungen 
gehen davon aus, dass rund 37 % der Hitzetoten weltweit 
und 29 % der Hitzetoten in Deutschland (1991–2018) 
auf die menschengemachte Klimakrise zurückzuführen 
sind (VICEDO-CABRERA et  al. 2021, Suppl. Tab.  4). 
Fast jeder dritte hitzebedingte Sterbefall in Deutsch­
land hätte nach diesen Modellierungen verhindert wer­
den können.

223.	 Klimaschutz ist das wirksamste Mittel zur Bekämp­
fung der Ursachen hitzebedingter Gesundheitsrisiken. 
Gemeint sind alle Maßnahmen, die die planetare Er­
wärmung begrenzen, indem sie die durch menschliche 
Aktivitäten verursachten Treibhausgasemissionen min­
dern. Es braucht dazu eine entschlossene Klimaschutz­
politik (SRU 2020). Die derzeitigen Klimaschutz­
maßnahmen sind nicht ausreichend, um die nationalen 
Klimaziele zu erreichen (REPENNING et  al. 2021). 
Deutschland muss bis 2045 treibhausgasneutral werden, 
um einen gerechten Beitrag zur Einhaltung des Pariser 
Klimaabkommens zu leisten (SRU 2022b; 2020).

224.	 Neben der Reduktion von Treibhausgasen haben 
Klimaschutzmaßnahmen auch zusätzlichen ökologi­
schen, sozialen und gesundheitlichen Nutzen (IPCC 
2022b, Kap. 12). Beispielsweise reduziert die Vermei­
dung des motorisierten Individualverkehrs und die För­
derung aktiver Mobilität nicht nur CO2-Emissionen, sie 
dient auch dem Lärmschutz, der Luftreinhaltung sowie 
der Bewegungsförderung (SRU 2020). Solche Maß­
nahmen, die unabhängig vom Eintritt der Klimafolgen 
gesellschaftliche Zusatznutzen generieren (No-regret-
Maßnahmen, s. BECK et  al. 2011; NIANG-DIOP und 
BOSCH 2004), sind daher besonders vielversprechend.

Klimaanpassungsstrategien
225.	 Die Folgen des Klimawandels zeichnen sich bereits 
jetzt ab. Sie können wegen der Trägheit des Klimasys­
tems nicht vollständig vermieden werden, auch wenn 
weltweit ambitionierte Klimaschutzmaßnahmen greifen 
würden. Daher erfordert der Schutz der menschlichen 
Gesundheit nicht nur Klimaschutz, sondern zugleich 
auch Maßnahmen zur Klimaanpassung. Diese zielen 
darauf ab, die Empfindlichkeit natürlicher und mensch­
licher Systeme gegenüber tatsächlichen oder erwarte­
ten Auswirkungen der Klimakrise zu verringern (IPCC 
2007). 

226.	 Mit der Deutschen Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel (DAS) verfolgt Deutschland das langfristi­
ge Ziel, die natürlichen, gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Systeme an die unausweichlichen Auswirkungen 
des Klimawandels anzupassen (Bundesregierung 2008). 
Die Strategie wird fortlaufend mit Aktionsplänen unter­
legt (Aktionsplan Anpassung – APA) (Bundesregierung 
2011). Bislang wurden in den Jahren 2011, 2015 und 
2020 insgesamt drei Aktionspläne vorgelegt. Beispiels­
weise fördert die Bundesregierung Fort- und Weiterbil­
dungsprogramme für medizinisches und pflegerisches 
Fachpersonal oder Klimaanpassungsmaßnahmen in 
sozialen Einrichtungen. Viele der Maßnahmen sind 
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handlungsfeldübergreifend und werden deshalb durch 
mehrere Bundesministerien und -behörden beaufsich­
tigt und finanziert. 

227. Ein weiterer wichtiger Schritt auf Bundesebene
könnte das im Koalitionsvertrag angekündigte Bundes-
Klimaanpassungsgesetz sein (SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und FDP 2021). Laut Koalitionsvertrag ver­
pflichtet sich die Bundesregierung mit diesem Gesetz,
gemeinsam mit den Ländern messbare Ziele zum Hitze­
schutz und zu anderen Handlungsfeldern vorzulegen.
Ein Referentenentwurf wurde bereits veröffentlicht
(BMUV 2023c). Dieses Vorhaben begrüßt der SRU.

228. Hitzebelastungen und andere Klimafolgen variie­
ren regional. Daher ist es sinnvoll, dass die Länder auch 
eigene Klimaanpassungsstrategien entwickeln. Noch
ortsspezifischer wird es bei den kommunalen Klima­
anpassungskonzepten, denn die lokalen Anforderungen 
variieren teilweise von Kommune zu Kommune. Wäh­
rend einige Kommunen sich vermehrt auf Hochwasser
einstellen müssen, liegt der Fokus in anderen Kommu­
nen auf dem Hitzeschutz. Daher erstellen einige Städte
und Gemeinden lokale oder regionale Klimaanpas­
sungskonzepte (HÄUßLER et al. 2020; KOERTH et al.
2019).

229. Für die Ausgestaltung von Anpassungsmaßnahmen 
auf kommunaler Ebene existieren bereits verschiedene
Beratungs-, Vernetzungs- und auch finanzielle Angebote. 
Das am UBA angesiedelte Kompetenzzentrum Klima­
folgen und Anpassung (KomPass) unterstützt Kommu­
nen bei der Klimaanpassung seit 2006 mithilfe von
Anpassungswissen in Form von Leitfäden, Checklisten
und Online-Tools (UBA 2019d). Im Jahr 2021 hat das
Bundesumweltministerium das Deutsche Institut für
Urbanistik (Difu) und adelphi als Forschungs- und
Beratungsinstitut beauftragt, das Zentrum KlimaAn­
passsung (ZKA) aufzubauen („Zentrum KlimaAnpas­
sung treibt bessere Klimaanpassung in Kommunen
voran“, Pressemitteilung des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau­
cherschutz (BMUV) vom 7. Juli 2022). Es begleitet Kom­
munen und soziale Einrichtungen durch Beratungs-,
Fortbildungs- und Vernetzungsangebote im Bereich
Klimaanpassung (ZKA 2022). Im darauffolgenden Jahr
hat das BMUV das Sofortprogramm Klimaanpassung
verabschiedet. Dieses soll Städte und Gemeinden bei
der Anpassung an den Klimawandel unterstützen. Zum 
Beispiel fördert das BMUV befristete Personalstellen
für Klimaanpassungsmanager:innen, die durch das ZKA 
ausgebildet werden. Diese sollen die Umsetzung kommu­

naler Anpassungskonzepte verantworten und ressort­
übergreifend koordinieren (BMUV 2022d). Sie sollen 
dabei helfen, die Silostrukturen der Verwaltung zu über­
winden.

Hitzeschutz
230. Wirksamer Hitzeschutz beginnt mit Planung. Lang­
fristige Maßnahmen zielen darauf ab, die natürliche und 
gebaute Umwelt so zu gestalten, dass das Mikroklima
vor Ort möglichst hitzearm ist. Infrage kommen hierbei 
sowohl gebäudebezogene als auch stadt- und bauplane­
rische Maßnahmen (BMUB 2017a). Gebäudebezogene
Maßnahmen reichen von Vorgaben zu klimagerechten
Baustoffen über hitzeadäquate Gebäudeplanung im
Neubau bis hin zur Einrichtung kühler Orte in öffent­
lich zugänglichen Gebäuden (Difu 2017). Bäume, be­
grünte Dächer und Fassaden oder Außenjalousien bieten 
natürliche oder technische Optionen der Verschattung
(MARANDO et al. 2022; SCHWAAB et al. 2021; KOCH
et al. 2020; LI et al. 2019; BESIR und CUCE 2018). Bei
der Flächennutzungs- und Bauleitplanung ist die Be­
rücksichtigung der Klimaanpassung bereits gesetzlich
vorgeschrieben (§ 1 Abs. 5 S. 2 und § 1a Abs. 5 Bau­
gesetzbuch – BauGB). Stadt- und bauplanerische sowie
bauordnerische Maßnahmen beziehen sich etwa auf die 
Schaffung und Aufwertung von Grünräumen oder die
Entsiegelung von Böden (Deutscher Städtetag 2019; s.
Kap. 7.2). Städte und Gemeinden sollten zudem Freiluft­
schneisen erhalten, um die Luftzirkulation des Mikro­
klimas nicht einzuschränken und so den städtischen
Wärmeinseleffekt zu reduzieren. Dies gilt nicht nur für
den urbanen Raum, sondern auch für anliegende Um­
landgemeinden, denn durch den knappen Wohnraum in 
der Stadt ziehen viele Menschen ins Umland. Dieser
Trend erhöht jedoch den Druck auf die für das städti­
sche Raumklima so relevanten Freiraumflächen und
steht in Konflikt mit der Erhaltung von Freiluftschnei­
sen.

231. Insbesondere sensible Einrichtungen der Gesund­
heits- und Sozialversorgung, in denen sich oftmals
vulnerable Gruppen aufhalten (Abschn. 2.2.2), sollten
sich rechtzeitig auf Hitzewellen vorbereiten. Dies be­
trifft beispielsweise Alten- und Pflegeheime, Kranken­
häuser oder Kindertageseinrichtungen (BLÄTTNER und 
GREWE 2021). Konkret bedeutet dies etwa, Dächer zu
begrünen (O’HARA et  al. 2022), Personal fort- und
weiterzubilden (SCHOIERER et al. 2019) oder die Be­
troffenen mit ausreichend Trinkwasser zu versorgen
(DStGB 2021). Klimaanlagen können Räume kühlen
sowie Rückzugsorte schaffen und auf diese Weise vor
Hitzerisiken in Innenräumen schützen (HAJAT et al.
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2010, S. 859). Zugleich schaden sie jedoch dem planeta­
ren Klima durch ihren zusätzlichen Energieverbrauch 
(UNEP 2020). Daher sollten Klimaanlagen primär in 
Einrichtungen mit besonders vulnerablen Personen­
gruppen eingesetzt werden (WHO – Regional Office for 
Europe 2021a, S. 171). 

232.	 Aber auch die Menschen außerhalb stationärer und 
ambulanter Einrichtungen sind zentrale Zielgruppen. 
Alleinwohnende ältere oder obdachlose Menschen brau­
chen während einer Hitzewelle niedrigschwellige Unter­
stützung in Form von Verhaltenstipps oder Informa­
tionen zu kühlen Orten oder Trinkwasserspendern in 
ihrer Nähe (LOWE et al. 2011).

233.	 Weitere Maßnahmen während akuter Hitzewellen 
können darauf abzielen, die Hitzebelastung in Innen­
räumen zu reduzieren. Zunächst müssen staatliche 
Stellen die Menschen für die Gesundheitswirkungen 
sensibilisieren und ihnen Ratschläge zum Umgang mit 
der Hitze an die Hand geben. Betroffene bzw. Verant­
wortliche können Fenster tagsüber verdunkeln oder 
ausschließlich nachts lüften (KREBS et al. 2021; BZgA 
o. J.–a). 

234.	 Zudem sollten die Allgemeinbevölkerung, insbe­
sondere vulnerable Gruppen, sowie Einrichtungen 
rechtzeitig vor anstehenden Hitzewellen gewarnt wer­
den. Mithilfe seines 2005 etablierten Systems warnt der 
DWD, sobald für mindestens zwei aufeinanderfolgende 
Tage eine starke Wärmebelastung (Tz. 221) vorherge­
sagt wird (DWD o. J.–a). Allerdings werden die Hitze­
warnungen in Deutschland – je nach Bundesland – unter­
schiedlich weitergeleitet (CAPELLARO und STURM 
2015, S. XV): Einige Landesgesundheitsministerien war­
nen Alten- und Pflegeheime selbst, andere verpflichten 
diese Einrichtungen, sich zu informieren, und wieder 
andere Ministerien stellen es frei, ob und inwiefern 
Hitzewarnungen genutzt werden sollen. Damit Hitze­
warnungen alle betroffenen Menschen erreichen, bedarf 
es einheitlicher Kommunikationsstandards. Dazu zählt 
auch ein breiter Mix traditioneller und digitaler Medien­
kanäle.

235.	 Es bietet sich zudem an, Maßnahmen des Hitze­
schutzes mit Maßnahmen des UV-Schutzes zu integrie­
ren, denn Hitze und UV-Strahlung sind nicht nur mit 
Blick auf gemeinsame Ursachen verknüpft (Kasten 3-4). 
Viele der jeweiligen Maßnahmen liefern auch Co-Bene­
fits für den jeweils anderen Bereich. Dies betrifft einer­
seits verhaltenspräventive Maßnahmen wie Informa­
tionskampagnen, die beispielsweise darauf abzielen, 

dass sich Menschen bei hoher Hitze- und UV-Belastung 
in kühlen Innenräumen aufhalten. Andererseits können 
verhältnispräventive Maßnahmen auf Gebäude- oder 
Stadtteilebene, wie etwa Verschattung durch Bäume 
oder Sonnensegel, die Exposition gegenüber Hitze und 
UV-Strahlung reduzieren (UV-Schutz-Bündnis 2017). 
Weitere Maßnahmen zur Prävention UV-bedingter Er­
krankungen finden sich auch im APA III der DAS 
(Tz. 226).

236.	 Ein begleitendes Monitoring und Evaluationen 
können prüfen, ob die gewählten Maßnahmen und Ab­
läufe wirksam und kosteneffizient sind und von den zu 
erreichenden Zielgruppen angenommen werden (WHO 
– Regional Office for Europe 2008). Dafür müssen Ziele 
definiert sowie Hitze- und UV-Indikatoren gewählt 
und möglichst zeitnah erfasst werden. Auf diese Weise 
können Verantwortliche die akute Krankheitslast ermit­
teln (LO et al. 2022) oder bestehende Defizite, wie eine 
mangelnde Berücksichtigung sozialräumlicher Vulne­
rabilitäten, identifizieren (KOTHARKAR und GHOSH 
2022).

237.	 Informationen zu hitzebedingten Erkrankungen 
und Sterbefällen liegen erst Wochen nach den Hitze­
ereignissen vor. Auf diese Weise lassen sich rückwirkend 
Gesundheitsrisiken quantifizieren oder Hitzeschutz­
maßnahmen bewerten. Um frühzeitig auf akute Hitze­
wellen reagieren zu können, bedarf es jedoch einer zeit­
nahen Datenerfassung hitzebedingter Erkrankungen 
und Todesfälle (SVR Gesundheit 2023). Hier gilt es, die 
langen Meldewege der Sterblichkeitsstatistik zu ver­
kürzen (SIEBERT et al. 2019) und auf Echtzeitdaten, 
etwa aus der Notfallversorgung (RKI 2021b; STEUL 
et al. 2019), zurückzugreifen. Daher fordern etwa die 
BÄK, das Institut für Epidemiologie (EPI) des Helm­
holtz Zentrums München, die Charité – Universitäts­
medizin Berlin sowie das Potsdam-Institut für Klima­
folgenforschung (PIK) Strukturen zur Überwachung 
und Registrierung „hitzebedingter Sterblichkeit und 
Krankheitslast auf Landes- und kommunaler Ebene“ 
bereitzustellen und zu stärken (The Lancet Countdown 
on Health and Climate Change 2021).

Kommunen bei der Aufstellung von 
Hitzeaktionsplänen unterstützen
238.	Die hohe Hitzesterblichkeit im Sommer 2003 
(Tz. 205) war für viele europäische Staaten ein Weck­
ruf. Einige entwickelten in den darauffolgenden Jahren 
nationale Hitzeaktionspläne, wie beispielsweise Frank­
reich, Spanien und Italien. Hitzeaktionspläne sind ein 
zentrales Instrument des Hitzeschutzes und als Teil der 
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Klimaanpassungsstrategie zu verstehen. Durch verhal­
tens- und verhältnispräventive Maßnahmen können sie 
die Gesamtsterblichkeit, gerade bei älteren Personen, 
nachweislich reduzieren (NIEBUHR et al. 2021). 

239. Die WHO griff die europäischen Hitzeaktionspläne
auf. Sie bündelte und standardisierte deren Empfehlun­

gen in ihren 2008 erschienenen und 2019 aktualisierten 
Leitlinien (WHO – Regional Office for Europe 2008; 
2019). Nach den WHO-Leitlinien setzen sich Hitze­
aktionspläne aus acht Kernelementen zusammen 
(Abb. 3-14). Die Maßnahmen lassen sich anhand unter­
schiedlicher Zeithorizonte einteilen (WHO – Regional 
Office for Europe 2008): 

Kasten 3-4
Ultraviolette Strahlung, Klima und 
Gesundheit

Die Sonne spendet Licht, Wärme und ermöglicht 
Leben auf der Erde. Zugleich ist sie die Hauptquelle 
ultravioletter Strahlung (Wellenlängenbereich von 
100 bis 400 nm) (SCHNEEWEISS et al. 2020). Kurz­
wellige solare UV-Strahlung (UV-C-Strahlung: 100 bis 
280 nm) erreicht die Erdoberfläche nicht, da sie von 
der Ozonschicht vollständig absorbiert wird. Auch mit­
telwellige solare UV-Strahlung (UV-B-Strahlung: 280 
bis 315 nm) wird zum Großteil in der Stratosphäre ge­
filtert. Dagegen erreicht die langwellige solare UV-
Strahlung (UV-A-Strahlung: 315 bis 400 nm) beinahe 
ungehindert die Erdoberfläche. Eine Reihe von Fak­
toren kann die Intensität solarer UV-Strahlung beein­
flussen. Dazu zählen der Zustand der Ozonschicht, 
die Tages- und Jahreszeit, der Breitengrad, die Höhen­
lage sowie die unmittelbare Umgebung (z. B. reflek­
tierender Schnee). 

Menschen können UV-Strahlung zwar nicht wahrneh­
men, diese kann sich dennoch auf die menschliche Ge­
sundheit auswirken. Bei einer geringen solaren UV-B-
Strahlenexposition stößt der menschliche Körper die 
Bildung von Vitamin D an. Die körpereigene Vitamin-
D-Synthese ist jedoch die einzige bekannte positive
Gesundheitswirkung von UV-Strahlung. Ansonsten
gilt: Mit zunehmender Intensität, Dauer und Häufig­
keit der individuellen UV-Exposition, steigen die Ge­
sundheitsrisiken. Zunächst schädigt UV-Strahlung die 
Zellen des Körpers, insbesondere der Haut und der
Augen. Es kommt zu akuten Gesundheitswirkungen
wie Sonnenbrand oder Binde- und Hornhautentzün­
dungen. Da UV-Strahlung auch das Erbgut bestrahl­
ter Zellen verändern kann und sich die Strahlenbelas­
tung im Laufe des Lebens akkumuliert, wirkt
UV-Strahlung langfristig krebserregend. Im Jahr 2018 
erkrankten in Deutschland knapp 200.000 Menschen
zum ersten Mal an nicht-melanotischem Hautkrebs
(heller Hautkrebs) und weitere 23.000 Menschen am

malignen Melanom der Haut (schwarzer Hautkrebs) 
(ZfKD und GEKID 2021, S. 72 und 77). Schätzungen 
gehen davon aus, dass zwischen 63 und 85,9 % aller 
Melanome solarer UV-Exposition zurechenbar sind 
(OLSEN et al. 2015; PARKIN et al. 2011; ARMSTRONG 
und KRICKER 1993). UV-Strahlung ist daher der größ­
te Risikofaktor für Hautkrebserkrankungen.

Genau wie Hitze wird auch UV-Strahlung durch den 
Klimawandel beeinflusst. Veränderte Verhaltenswei­
sen der Menschen sind ein potenzieller Wirkpfad, wie 
sich der Klimawandel auf UV-bedingte Gesundheits­
schädigungen auswirken kann, denn der Klimawan­
del verändert die Bewölkungsdauer und somit die An­
zahl der Sonnenscheinstunden (NORRIS et al. 2016). 
Wenn sonnige Tage zunehmen und die gefühlten Tem­
peraturen im Komfortbereich bleiben, verbringen 
Menschen mehr Zeit im Freien und haben daher eine 
höhere UV-Exposition (LASCHEWSKI und MATZA­
RAKIS 2022; KNUSCHKE et al. 2007). Im Frühling 
sind solche Konstellationen in Deutschland besonders 
problematisch, weil es gerade im März und April immer 
wieder zu klimawandelbedingten Niedrigozonereig­
nissen kommt. Dabei lösen ozonarme Luftmassen 
kurzfristige und unerwartet hohe UV-Intensitäten aus 
(BALDERMANN 2022; BALDERMANN und LORENZ 
2019). Diese Kausalkette ist nur ein Beispiel, wie der 
Klimawandel und UV-Strahlung zusammenhängen 
(BAIS et al. 2019; LUCAS et al. 2019; BHARATH und 
TURNER 2009). Das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) bietet eine Übersicht, wie der Klimawandel die 
UV-Belastung in der Bevölkerung erhöht (BfS 2022). 
In der Klimawirkungs- und Risikoanalyse für Deutsch­
land 2021 wird das gegenwärtige Klimarisiko „UV-be­
dingter Gesundheitsschädigungen“ als „mittel“ und 
das Handlungserfordernis als „sehr dringend“ bewer­
tet (WOLF et al. 2021, S. 220). Mitte und Ende des 
Jahrhunderts bewertet die Klimawirkungs- und Risi­
koanalyse das Klimarisiko „UV-bedingter Gesund­
heitsschädigungen“ sogar als „hoch“ (pessimistisches 
Szenario) (ebd). 
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	ɦ 	Langfristige Entwicklung und Planung,

	ɦ 	Vorbereitungen rechtzeitig vor dem Sommer,

	ɦ Schutz während des Sommers,

	ɦ 	spezielle Maßnahmen während akuter Hitzeperioden/
Hitzewellen und

	ɦ Monitoring und Evaluation.

240.	 Umfragen zeigen, dass die Risikowahrnehmung 
von Hitze innerhalb der Bevölkerung in Deutschland 
zugenommen hat. Während im Jahr 2012 noch etwa 
28 % der Bevölkerung in Deutschland angab, dass ihr 
körperliches Wohlbefinden zukünftig stark oder sehr 
stark durch Hitzewellen beeinträchtigt werden könnte, 
stieg dieser Anteil im Jahr 2014 auf 47 % und 2016 auf 
50 % (UBA 2019g). Auch der Anteil derer, die anneh­
men, in ihrer Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz durch 
Hitzewellen stark oder sehr stark beeinträchtigt zu 
werden, stieg von 25 % im Jahr 2012 auf 44 % im Jahr 
2014 und 46 % im Jahr 2016 (UBA 2019f).

241.	 Ein weiterer Hitzesommer im Jahr 2015 machte 
mit geschätzt 6.000 hitzebedingten Sterbefällen jedoch 
klar (WINKLMAYR et al. 2022, S. 8), dass die bis dahin 
umgesetzten politischen Maßnahmen nicht ausreichen, 
um den zunehmenden hitzebedingten Gesundheits­
risiken der Klimakrise zu begegnen. Im Gegensatz zu 
einigen zentralistisch organisierten Staaten innerhalb 
der EU (z.  B. Frankreich) hat Deutschland bis heute 
keinen bundesweiten Hitzeaktionsplan (GREWE und 
BLÄTTNER 2011, S. 158 f.).

242.	 Auf der 85. Umweltministerkonferenz (UMK) im 
November 2015 erhielt die ehemalige Bund/Länder Ad-
hoc Arbeitsgruppe „Gesundheitliche Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels“ (GAK) jedoch das Mandat, 
eine Blaupause eines Hitzeaktionsplans als Handrei­
chung für Landkreise und Kommunen zu erstellen. Als 
Vorsitz der Ad-hoc Arbeitsgruppe hat das BMUV dafür 
vorgeschlagen, die WHO-Empfehlungen als Grundlage 
zu nutzen und auf die Gegebenheiten in Deutschland zu 
übertragen. Das Ergebnis sind die „Handlungsempfeh­
lungen für die Erstellung von Hitzeaktionsplänen zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit“, die auch die 

	ɦ 	Abbildung 3-14

Kernelemente der WHO-Empfehlungen zur Erstellung von Hitzeaktionsplänen

SRU, eigene Darstellung; Datenquellen: WHO – Regional Office for Europe 2008; BMUB 2017a
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Etablierung effektiver Schutzmaßnahmen vor intensiven 
UV-Strahlungsbelastungen thematisieren (Tz. 235). Sie 
bieten Kommunen und Ländern Hilfestellung bei der 
Erstellung von Hitzeaktionsplänen. Da sich einige Kom­
munen eine Konkretisierung der GAK-Leitlinien ge­
wünscht haben (BLÄTTNER et al. 2021), entwickelte 
die Hochschule Fulda die „Arbeitshilfe zur Entwicklung 
und Implementierung eines Hitzeaktionsplans für Städ­
te und Kommunen“ (BLÄTTNER und GREWE 2021). 
Dieses Dokument liefert Best-Practice-Erfahrungen und 
Materialien zur Umsetzung der GAK-Leitlinien. Aller­
dings bieten weder die GAK-Leitlinien noch die Arbeits­
hilfe der Hochschule Fulda eine sozialräumliche Per­
spektive auf die Verschränkung klimatischer und sozialer 
Belastungen. Daher können hitzebedingte Erkrankun­
gen und Sterbefälle nicht getrennt nach sozialen Indika­
toren wie Einkommen oder Bildung untersucht werden. 
Die soziale Dimension von Hitze und Gesundheit bleibt 
daher meist verborgen (MERTES et al. 2020).

243. Auf ihrer 85. Tagung hat die UMK zudem die Ge­
sundheitsministerkonferenz (GMK) gebeten, die Feder­
führung für das Thema Klimawandel und Gesundheit

zu übernehmen. Fünf Jahre später hat sich die GMK den 
Herausforderungen des Klimawandels für das deutsche 
Gesundheitswesen gewidmet. Demnach sind bis Ende 
2025 flächendeckend Hitzeaktionspläne aufzustellen 
(GMK 2020). Bei der Frage der Zuständigkeit verweist 
der GMK-Beschluss auf das Subsidiaritätsprinzip, 
wonach der Bund nicht zuständig sei. Vielmehr sollen 
„primär“ die Kommunen Hitzeaktionspläne aufstellen 
und umsetzen. Auf diese Weise sollen die spezifischen 
Bedarfe und Besonderheiten vor Ort in die Hitzeschutz­
konzepte einfließen. Die GAK-Leitlinien richten sich 
jedoch auch an die Länder. Im Februar 2023 hat bei­
spielsweise Hessen seinen landesweiten Hitzeaktions­
plan vorgestellt (HMSI 2023). Auch Brandenburg und 
Thüringen planen Hitzeaktionspläne auf Landesebene 
(MSGIV Brandenburg 2022; TMUEN o. J.).

244. Laut der 97. UMK bleibt die Umsetzung von Hitzeak­
tionsplänen in Deutschland eine „große Herausforderung“ 
(UMK 2021, TOP 11). In rund der Hälfte der Bundes­
länder sowie Städte und Gemeinden und in mehr als zwei 
Drittel der Landkreise waren laut einer Onlinebefragung 
des UBA keine Hitzeaktionspläne geplant (Abb. 3-15).

	ɦ 	Abbildung 3-15

Hitzeaktionspläne in Deutschland nach Verwaltungsebene

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: KAISER et al. 2021a, S. 20
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Dieses Forschungsprojekt fand zu Beginn der COVID-
19-Pandemie zwischen Mai und Juni 2020 statt, was den 
Rücklauf der Onlinestudie negativ beeinflusst haben
könnte. Befragt wurden insgesamt 116 Verwaltungsan­
gehörige der Bundesländer (n = 23), Städte und Gemein­
den (n = 59) sowie Landkreise (n = 34) (KAISER et al.
2021b, S. 29; 2021a, S. 19).

245. Um die Hitzeaktionsplanung voranzubringen, for­
dern der Marburger Bund sowie die BÄK einen natio­
nalen Hitzeaktionsplan („Besser auf Hitzewellen vor­
bereiten, Aufklärung intensivieren“, Pressemitteilung
des Marburger Bundes vom 18. Juli 2022; „Hitzewelle:
Reinhardt fordert nationalen Hitzeschutzplan“, Presse­
mitteilung der BÄK vom 18. Juli 2022). Wie ein solcher
Plan aussehen könnte und inwiefern der Bund zustän­
dig ist, soll in einem Forschungsvorhaben des BMUV
geprüft werden. Die Zeit bis zum Abschluss dieses Vor­
habens muss jedoch dringend genutzt werden, um die
flächendeckende Aufstellung von Hitzeaktionsplänen
voranzutreiben.

246. Erst, wenn die zuständigen Behörden die gesund­
heitliche Tragweite von Hitze und die Aufgaben des Hit­
zeschutzes als ihre Pflicht anerkennen, kann wirksamer 
Hitzeschutz gelingen (The Lancet Countdown on Health 
and Climate Change 2021). In dem UBA-Forschungs­
projekt gaben 46 % der Befragten in den Städten und
Gemeinden bzw. 59 % der Befragten in Landkreisen an,
die GAK-Leitlinien nicht zu kennen (KAISER et  al.
2021a, S. 20). Gerade bei der Entwicklung von Hitzeak­
tionsplänen teilen die Verantwortlichen mit, Informa­
tions- und/oder Beratungsbedarf zu haben (Abb. 3-16).
Die Verantwortlichen zu informieren und zu beraten,
wäre ein möglicher Ansatzpunkt, um die Hitzeaktions­
planung zu beschleunigen. Der SRU empfiehlt daher,
dass der Bund die Kommunen durch Informations- und 
Beratungsangebote zur Erstellung und Implementierung 
von Hitzeaktionsplänen unterstützt. Konkret müssen
informierende und beratende Kompetenzzentren, wie
das ZKA (Tz. 229), ihre Reichweite vergrößern und ihre 
Angebote möglichst niedrigschwellig und praxisnah
gestalten.

247. Informationen und Beratung sind jedoch nicht
alles. Vielen Kommunen fehlt es zudem auch an Finanz­
mitteln in der Haushaltssicherung (Abb. 3-16). Dies be­
trifft sowohl die Entwicklung von Hitzeaktionsplänen,
vor allem aber deren Implementierung (s. dazu auch AL­
BRECHT et  al. 2022). Bei der UBA-Onlinebefragung
konnten zudem auch Erfahrungen zur Finanzierung
abgeschlossener Klimaanpassungsprojekte zusammen­

getragen werden. Rund die Hälfte der bisherigen 
Klimaanpassungsprojekte vor Ort wurde laut den Stu­
dienteilnehmenden aus Eigenmitteln finanziert, ein 
Drittel aus Eigen- und Drittmitteln und nur jedes zehnte 
Projekt primär aus Drittmitteln (KAISER et al. 2021b, 
S. 34). Gerade langfristige und kostenintensive Maß­
nahmen, etwa im Bauwesen oder der Stadtplanung,
stellen Gemeinden und Städte vor finanzielle Heraus­
forderungen. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund 
(DStGB) fordert den Bund daher dazu auf, bauliche
innerstädtische Anpassungsmaßnahmen zu fördern
(„Kommunale Hitzeaktionspläne notwendig“, Presse­
mitteilung des DStGB vom 13. Juli 2022). Dazu zählt er
etwa Flächenentwicklung, Stadtgrün oder kühle Orte.

248. Der SRU befürwortet diese Forderung nach finan­
zieller Unterstützung der Kommunen (Kap. 7.3). An­
schubfinanzierungen von Hitzeaktionsplänen durch die 
Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) sind auszubauen 
und zu verstetigen (ZUG o. J.–a). Gleiches gilt für die
Bundesförderprogramme für Kommunen (z. B. BBSR
o. J.–a) und soziale Einrichtungen (z. B. ZUG o. J.–b)
zur Umsetzung der Anpassungsmaßnahmen. Um den
Mittelabfluss zu erhöhen und Wartezeiten der antragstel­
lenden Kommunen zu verkürzen, sollten die Fördergeber 
ihr Antragsmanagement optimieren. Noch weitergehend 
könnte eine teilweise Übernahme der Finanzierungs­
last durch den Bund die Realisierung von Klimaanpas­
sungsmaßnahmen voranbringen. Dazu müsste aller­
dings die Verfassung geändert werden (Abschn. 7.3.2).

249. Insbesondere kleinen Verwaltungen fehlt es oft­
mals auch an Personal und Zeit, um sich mit Hitzeak­
tionsplänen auseinanderzusetzen (Abb. 3-16). Eine Mög­
lichkeit wäre eine stärkere Einbindung des Öffentlichen
Gesundheitsdienstes (ÖGD), wenn dieser auf ausrei­
chendes Personal zurückgreifen könnte. Die Gesund­
heitsämter wären zwar durch die Gesundheitsdienst­
gesetze der Länder für den umweltbezogenen
Gesundheitsschutz, die Gesundheitsplanung sowie Prä­
vention und Gesundheitsförderung zuständig. Sie sind
jedoch auf diese Herausforderungen sehr unterschied­
lich eingestellt und oftmals nicht ausreichend in die
Hitzeaktionsplanung eingebunden. Das liegt auch daran, 
dass der ÖGD seit Jahrzehnten durch Umstrukturierun­
gen und Kürzungen im Gesundheitswesen immer stär­
ker unter Druck geraten (POHLE 2020, S. 38) und heute 
chronisch unterbesetzt ist (TINNEMANN et al. 2022).
Die COVID-19-Pandemie hat seine besondere Bedeutung 
einmal mehr sichtbar gemacht. Der Pakt für den Öffent­
lichen Gesundheitsdienst wurde im Juni 2020 von
der Bundesregierung und den Ländern in Deutschland
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aufgrund der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der 
COVID-19-Pandemie geschlossen. Dieser bietet die 
Chance, den ÖGD langfristig substanziell zu stärken 
und damit die Bevölkerungsgesundheit in Deutschland 
auch jenseits der aktuellen und künftigen Pandemien 
oder Epidemien zu schützen und zu fördern. Auch der 
125. Deutsche Ärztetag 2021 fordert, den ÖGD deutlich 
zu stärken, um die Gesundheitsgefahren von Hitze­
wellen abzumildern und das Gesundheitswesen klima­
resilienter zu gestalten. Ob diese große Forderung rea­
lisiert wird, hängt nicht zuletzt von der Ausgestaltung
und Umsetzung des Paktes ab (Zukunftsforum Public
Health 2020).

250. Der Pakt für den ÖGD ist jedoch eine Übergangs­
finanzierung. Das heißt, der Bund will zwischen 2021
und 2026 Finanzhilfen in Höhe von 4 Mrd. Euro bereit­
stellen. Im Anschluss liegt die Finanzierung des neu

eingestellten Personals wieder bei den Ländern und den 
Kommunen. Der Beirat Pakt ÖGD (2021) empfiehlt da­
her, die Personalaufstockung im ÖGD über das Jahr 2026 
hinaus zu verstetigen. Der SRU teilt diese Einschätzung. 
Nur wenn Bund und Länder gemeinsam eine ausreichen­
de Finanzierung des ÖGD sicherstellen, können Gesund­
heitsämter auch langfristig Hitzeschutz und andere 
umwelt- und klimabezogene Gesundheitsthemen voran­
bringen. 

251. Wenn Kommunen Hitzeschutz priorisieren und
finanziell ausreichend ausstatten wollen, bedarf es einer 
gesetzlichen Grundlage, auf die sie sich stützen können
(The Lancet Countdown on Health and Climate Change 
2021; s. Abb. 3-16). Neben der Zielsetzung kann ein
rechtlicher Rahmen vor allem auch Zuständigkeiten
festlegen. Dies betrifft etwa die zentrale Rolle der
Gesundheitsämter beim Hitzeschutz (Tz.  249). Die

	ɦ 	Abbildung 3-16

Benötigte Unterstützung in Ländern und Kommunen bei der Entwicklung und Implementierung eines 
Hitzeaktionsplans

Anmerkung: Im Mai/Juni 2020 wurden bei einer bundesweiten Online-Befragung 116 Verwaltungsfachangestellte aus Ländern 
(n = 23), Landkreisen (n = 34), Städten und Gemeinden (n = 59) in Deutschland befragt.

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: KAISER et al. 2021a, S. 24
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Klima(schutz)gesetze oder die Gesundheitsdienst­
gesetze der Länder sowie das Baugesetzbuch sind be­
stehende rechtliche Grundlagen für Verwaltungshan­
deln bei der Hitzeaktionsplanung (KAISER et al. 2021b, 
S. 33).

252. Der SRU begrüßt es vor diesem Hintergrund, dass
der Referentenentwurf des Bundes-Klimaanpassungs­
gesetzes sich auch auf die Hitzeaktionsplanung bezieht
(BMUV 2023c; SVR Gesundheit 2023, S. 1015). Bund
und Länder sollten weitergehend prüfen, wie über einen 
geänderten rechtlichen Rahmen die Aufstellung und
Umsetzung von kommunalen Hitzeaktionsplänen be­
fördert und geregelt werden kann.

3.5	 Warum wird das Thema 
Umwelt und Gesundheit 
unzureichend adressiert?

253. Die Beispiele in den Kapiteln 3.1 bis 3.4 stehen stell­
vertretend für eine ganze Reihe von umweltbezogenen
Gesundheitsproblemen. In vielen Bereichen bleiben
die Belastungen weiterhin hoch, in einigen Bereichen
nehmen sie sogar zu (Klimawandel, Chemikalien in
der Umwelt, Biodiversitätsverlust) (EEA 2019d). Die
Beispiele zeigen: Umweltschutzmaßnahmen werden oft­
mals nicht konsequent genug umgesetzt oder reichen
nicht aus, obwohl negative Wirkungen zum Teil lange
bekannt und bereits deutlich sichtbar sind. Der SRU hat 
strukturelle Hemmnisse für wirksamen Umweltschutz
bereits eingehend dargestellt (SRU 2019a, Kap 3.2). Die 
für den gesundheitsbezogenen Umweltschutz wichtigs­
ten Hemmnisse werden hier überblicksartig skizziert
(s. a. Kap. 8.2). Die Hemmnisse können in konkreten
Problemlagen in unterschiedlichem Maße zusammen­
wirken.

Risikomanagement hinkt Risikoproduktion 
strukturell hinterher
254. Schon in den 1980er-Jahren hat der Soziologe
Ulrich Beck beobachtet, dass die moderne „Risiko­
gesellschaft“ neue Risiken schneller erschafft, als sie
bestehende regulieren kann (BECK 1986). Die Politik
hat auf zunehmende Umwelt- und Gesundheitsrisiken
mit der Etablierung von Risikokontrollsystemen reagiert. 
Sachverständige Sonderbehörden wie BfR, UBA, BVL
etc. sollen sicherstellen, dass innerhalb der Entschei­
dungsverfahren Risiken zuverlässig ermittelt und kon­
trolliert werden (vgl. SRU 2012b, Tz. 439). Das Beispiel
der PFAS zeigt jedoch eindrücklich, dass Risiken oftmals 

erst erkannt werden, wenn die Stoffe bereits in die 
Umwelt gelangt sind (Kap. 3.3). Außerdem wurden ein­
zelne Vertreter der PFAS nach ihrem Verbot häufig durch 
andere PFAS ersetzt, die sich aber später als ebenfalls 
umwelt- oder gesundheitsgefährlich herausstellten 
(Tz. 198). Generell ist die Risikobewertung von Chemi­
kalien aufgrund der Vielfalt von Stoffen und ihrer 
Anwendungsmöglichkeiten eine Herausforderung be­
züglich Zeit und personeller Ressourcen (EEA 2019a, 
S. 238). Beispielsweise dauert die in der europäischen
Chemikalienverordnung REACH vorgesehene Bewer­
tung potenziell gefährlicher Chemikalien ungefähr
sieben bis neun Jahre (ebd., S. 249). Zudem führt die
Exposition gegenüber mehreren Schadstoffen dazu, dass 
sich Gesundheitswirkungen solcher Mischexpositionen 
gegenseitig verstärken und Risikoanalysen die Gesund­
heitsrisiken einzelner Stressoren systematisch unter­
schätzen. Die stoffbezogene Risikobewertung sollte
Mischexpositionen und deren Wechselwirkungen daher 
stärker berücksichtigen (Abschn. 6.3.3). Gerade bei
neuartigen Technologien, wie etwa Nanomaterialien,
besteht enormer Forschungsbedarf hinsichtlich mög­
licher Risiken (WBGU 2023; SRU 2012b).

Vollzug von Umweltrecht bleibt defizitär
255. Die Umsetzung der gesetzlich verankerten Umwelt­
politik bleibt in der Praxis oftmals hinter dem Gesetzes­
text zurück. Lückenhafter oder ungenügender Vollzug
von umweltrechtlichen Vorgaben wird seit Jahrzehnten 
immer wieder und für verschiedene Bereiche kritisiert
(MAYNTZ et al. 1978; GRAF 2002; SPARWASSER 2006; 
KRÄMER 2014; SRU 2016b; 2019a, Tz.  240–243;
CLAUSING 2019; Europäische Kommission 2022g). Bei­
spielsweise leidet die Luftreinhaltepolitik Deutschlands 
an mangelhaftem Vollzug. So ist die Luftreinhalteplanung 
den Behörden meist auf Landesebene, teils auch auf
kommunaler Ebene, übertragen worden. Nationale Luft­
reinhaltepläne bzw. -programme, die insbesondere auf
die Hintergrundbelastung zielen und damit die regio­
nalen und lokalen Anstrengungen entlasten könnten,
spielten viel zu lange kaum eine Rolle (KÖCK und LEH­
MANN 2013). Die Europäische Kommission leitete 2018 
formal ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch­
land wegen Nicht-Einhaltung von europäischen Luftqua­
litätsgrenzwerten ein. Auch der Europäische Rechnungs­
hof (2018) kritisierte die Praxis der Luftreinhalteplanung 
scharf. Die Ursachen mangelnder Luftqualität betreffen 
verschiedene Stoffe und Sektoren (Tz.  120 ff.). Zum
Beispiel erwies sich die Ursachenbekämpfung gerade
im Verkehrssektor als unzureichend: So wurde die NO2-
Problematik, verschärft durch die systematischen Ab­
gasmanipulationen der Dieselhersteller, in Deutschland 
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nicht konsequent adressiert, teils sogar politisch ver­
schleppt (FAßBENDER 2017; SAAR 2019, S. 7). Erst in 
Folge des Dieselskandals konnten Regulierungslücken 
auf der Ebene des EU-Rechts geschlossen werden, und 
erst durch neue Klagerechte der Umweltverbände konn­
te eine Diskussion der Problematik auf nationaler Ebene 
erzwungen werden (TÖLLER 2021). Seit 2020 werden 
die NO2-Grenzwerte zwar weitgehend eingehalten – was 
dafür ursächlich war (COVID-19-Pandemie, lokale Maß­
nahmen infolge der Luftreinhalteklagen der Deutschen 
Umwelthilfe e. V. (DUH) oder das im Jahr 2019 erlassene 
nationale Luftreinhalteprogramm), bleibt aber bislang 
unklar. Künftig ist allerdings mit einer Verschärfung 
der Grenzwerte zu rechnen (Europäische Kommission 
2022b).

Gesundheitsbezogener Umweltschutz oftmals 
gegenüber wirtschaftlichen Interessen 
benachteiligt
256. Grundsätzlich können sich wirtschaftliche Interes­
sen im umweltpolitischen Prozess häufig besser durch­
setzen als Umweltinteressen, was einen ambitionierten 
Umweltschutz regelmäßig bremst (SRU 2019a, Tz. 222
ff.). Wirtschaftsinteressen (oft Brancheninteressen)
stellen oftmals kleine Gruppen mit „Sonderinteressen“ 
dar, die besonders gut organisiert und repräsentiert und 
daher sehr einflussreich sind (grundlegend dazu
MUELLER 2003, S. 473 ff.), im Gegensatz zu Akteuren, 
die sich für öffentliche Güter wie den Umwelt- und
Naturschutz einsetzen (OLSON 1968; BECKER 1983).
Die Wirtschaftsverbände verfügen aufgrund der finan­
ziellen Leistungsfähigkeit ihrer Mitglieder über mehr
Ressourcen (KOLLMANN und SCHNEIDER 2010,
S. 3725), um Aktivist:innen zu bezahlen, Lobbyist:innen 
zu engagieren, Expertisen zu beauftragen etc., als
Umweltinteressengruppen, die von Mitgliedsbeiträgen
und Spenden abhängig sind (SRU 1996, S. 231; sowie
allgemein SPETH und ZIMMER 2015, S. 14) – wenn­
gleich sich dieser Befund unter anderem durch die
abnehmende Organisationsneigung in der Wirtschaft
(KOHLER-KOCH et al. 2022), die starke Mitgliederbasis 
der Umweltverbände sowie ein Umdenken in der Poli­
tik relativiert hat (SRU 2019a, Tz. 224 f.; TÖLLER 2020).

257. Zur Durchsetzungsfähigkeit der Wirtschaft trägt
zudem bei, dass Wirtschaftsverbände über die Argu­
mente der Arbeitsplatzschaffung bzw. -erhaltung, der
Wertschöpfung und der Wohlstandsentwicklung
(Wachstumsparadigma) politisch erfolgreich Gemein­
wohlaspekte ins Feld führen (zur opportunistischen
Argumentation der Autoindustrie s. a. MATTIOLI et al. 
2020, S. 12; CYRUS 2023). Damit versuchen Vertreter
ökonomischer Partikularinteressen, sich gegen die Kri­
tik an kurzfristigem Renditestreben zu immunisieren.
Im Vergleich dazu vertritt der Umwelt- und Gesund­
heitsschutz eindeutig langfristige Gemeinwohlinteressen 
auch zukünftiger Generationen. Hier steht die repräsen­
tative Demokratie vor der bislang ungelösten Heraus­
forderung, Langfristigkeit und Generationengerechtig­
keit als Leitbild adäquat institutionell zu verankern (SRU 
2019a, Tz. 267 f.; TÖLLER 2022).

258. In den Beispielen aus den Kapiteln 3.1 bis 3.4 zeigen
sich die politischen Vorteile ökonomischer Interessen.
So fallen etwa bei der Klimapolitik die Lobbying-
Ausgaben der fossilen Industrien in den USA um ein
Zehnfaches höher aus als die Lobbying-Ausgaben von
Umweltverbänden (BRULLE 2018, S. 301). Auch die
Anpassung an den Klimawandel erfolgt im jeweiligen
regionalen Kontext von politökonomischen Interessen­
konstellationen und institutionellen Rahmenbedingun­
gen (GAWEL et al. 2018; ROGGERO und THIEL 2018).
In den Bereichen Antibiotikaresistenzen und Biodiver­
sität fordern Umweltverbände seit langem naturnahe
Anbau- und artgerechte Tierhaltungsmethoden. Inner­
halb eines von vielfältigen Interessen und konflikt­
behafteter Kommunikation geprägten Themenfelds
lassen sich die Rahmenbedingungen der Landwirtschaft 
jedoch nur sehr langsam ändern (z.  B. KÖCK 2021;
MENAUER und SCHWEIGER 2022; NISCHWITZ und
CHOJNOWSKI 2019). Im europäischen Vergleich zeigt
sich etwa, dass integrative Ansätze zur Reduktion des
Antibiotikaeinsatzes in der Tierhaltung nur dort um­
gesetzt werden, wo grüne Parteien die Interessen eines
starken Agrar- oder Viehzuchtsektors ausgleichen
(VOGELER et al. 2021).
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4
Natur als Gesundheitsressource

Die Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen sind 
fundamental von der Natur abhängig. Ökosysteme sichern 
nicht nur die Versorgung mit Lebensmitteln und anderen 
materiellen Gütern. Sie können auch vor Umweltgefah-
ren und schädlichen Umwelteinflüssen aus menschlichen 
Aktivitäten schützen sowie das Risiko für die Entstehung 
und Verbreitung von bestimmten Krankheiten senken. 
Der Kontakt mit der Natur kann außerdem die Vielfalt der 
Mikroorganismen erhöhen, die den menschlichen Körper 
besiedeln. Vermehrt sprechen wissenschaftliche Studien 
dafür, dass ein diverses Mikrobiom die Immunabwehr des 
Menschen stärkt. Naturerlebnisse können zudem positive 
Emotionen auslösen, Stress lindern und die Aufmerksam-
keitsfähigkeit wiederherstellen. Auch gehen Aufenthalte 
„im Grünen“ häufig mit körperlicher Bewegung und posi-
tiven zwischenmenschlichen Interaktionen einher. Die 
Natur kann also das körperliche, mentale und soziale 
Wohlbefinden fördern und ist somit eine wichtige Gesund-
heitsressource. Die positiven Gesundheitswirkungen der 
Natur sind aber unter anderem durch die intensivierte 
Landnutzung und den Biodiversitätsverlust gefährdet. 
Außerdem führen zunehmend naturferne Lebensstile 
dazu, dass Menschen weniger Gelegenheiten haben, vom 
gesundheitlichen Potenzial der Natur zu profitieren. Viele 
Umweltprobleme wie der Klimawandel und die Chemika-
lienbelastung, aber auch ein stark auf tierische Produkte 
setzender Ernährungsstil können sowohl die Natur als 
auch die menschliche Gesundheit schädigen. Daher dienen 
viele Maßnahmen des Naturschutzes auch der menschli-
chen Gesundheit und Maßnahmen des umweltbezogenen 
Gesundheitsschutzes häufig auch der Natur.

259. Die öffentliche Diskussion zu „Umwelt und Ge­
sundheit“ wird von der Frage dominiert, wie schädliche 
Umwelteinflüsse auf den Menschen reduziert werden
können (s. a. Fallbeispiele in Kap. 3). Dass die Umwelt
in vielerlei Hinsicht auch eine positive Gesundheits­
ressource darstellt, wird üblicherweise weniger bedacht. 
Die Natur (als Teil der natürlichen Umwelt, s. Tz. 19)
kann die menschliche Gesundheit direkt und indirekt
schützen und fördern. Daneben birgt sie aber selbst­
verständlich auch Gesundheitsrisiken, zum Beispiel in
Form von Krankheitserregern, Allergenen, für den Men­
schen potenziell gefährlichen Wildtieren und giftigen
Substanzen.

260. Die positiven Gesundheitswirkungen von Natur
begründen sich unter anderem darin, dass Ökosysteme
lebensnotwendige und gesunderhaltende Güter liefern
und essenzielle Regulierungsleistungen erbringen, wie
die Filtrierung von Oberflächenwasser oder die Be­
stäubung von Pflanzen. Die Natur besitzt aber auch ein
über materielle Bedürfnisse hinausgehendes gesund­
heitsförderliches Potenzial: Das Erleben von Natur tut
Menschen häufig gut (Kap. 4.1). Diese Erkenntnis macht 
man sich auch therapeutisch und stadtplanerisch zu­
nutze (Kap. 4.2). In der einschlägigen Forschungslite­
ratur wird der Begriff „Natur“ überwiegend in einem
weiten Sinne verstanden, der auch vom Menschen ge­
nutzte und gestaltete Ökosysteme einschließt. Legt man 
dieses weite Begriffsverständnis zugrunde, gibt es
vielfältige wissenschaftliche Belege dafür, dass Natur
positiv auf das körperliche, mentale und soziale Wohl­
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befinden des Menschen wirken kann. Die Mechanismen 
hinter diesen Zusammenhängen sind aber teilweise 
noch nicht ausreichend verstanden. Insbesondere ist 
bisher nicht hinreichend geklärt, inwiefern die Gesund­
heitswirkungen der Natur von ihren spezifischen Eigen­
schaften wie dem Grad ihrer anthropogenen Überfor­
mung und der repräsentierten Biodiversität abhängen 
(Kap. 4.3). Die fortschreitenden Umweltkrisen gefährden 
die Integrität und Funktionalität von Ökosystemen und 
somit auch ihre Fähigkeit, für den Menschen lebens­
notwendige und gesundheitsrelevante Güter und Leis­
tungen zu erbringen (IPBES 2019, S. 337 ff.; WBGU 
2023, Kap.  2.3.1). Um konzertiert möglichst hohe 
Gewinne für die Natur und gleichzeitig die Gesundheit 
der Bevölkerung zu erzielen, sollten Vereinbarungen 
zum Schutz der Natur konsequent umgesetzt, Natur­
schutz und Gesundheit auch außerhalb des Umwelt­
sektors effektiv zusammengebracht und Naturerlebnisse 
gefördert werden (Kap. 4.4).

4.1	 Positive Gesundheits­
wirkungen von Natur

261. Die Natur liefert dem Menschen lebensnotwendige 
Güter wie Lebensmittel, Rohstoffe für die Energie- und 
Wärmegewinnung, Baustoffe und andere Materialien
sowie pharmazeutische Substanzen. In welcher Menge
und Qualität sie vom Menschen genutzt werden (kön­
nen), beeinflusst maßgeblich seine Gesundheit. Die
Menschheit hat die Nutzung der Natur besonders wäh­
rend des letzten Jahrhunderts allerdings immer weiter
intensiviert. Dies hat global gesehen zu hohen Gesund­
heitsgewinnen geführt, aber auch die Klima-, die Bio­
diversitäts- und die Verschmutzungskrise mit herbei­
geführt, welche die menschliche Gesundheit gefährden 
(MYERS 2017). Die Intensivierung der Landnutzung
und die direkte Ausbeutung von Ökosystemen sind die
wichtigsten Ursachen für den fortschreitenden Bio­
diversitätsverlust (IPBES 2019, S. 106 ff.).

262. Die Bedeutung von Natur für die menschliche Ge­
sundheit geht weit über die Versorgung mit materiellen 
Gütern hinaus. Sie reicht von ökosystem-basierter
Vermeidung von Umweltgefahren (FAIVRE et al. 2018) 
bis hin zu Gewaltprävention durch mehr Stadtnatur
(BURLEY 2018; s. a. Übersichten in HARTIG et al. 2014; 
MYERS 2017; SANDIFER et al. 2015; WHO – Regional
Office for Europe 2023). Die Vielfalt der positiven Ge­
sundheitswirkungen der Natur und die Mechanismen,
die ihnen zugrunde liegen können, werden im Folgen­
den anhand von sechs Pfaden veranschaulicht: (1) Re­

duktion schädlicher Umwelteinflüsse aus menschlichen 
Aktivitäten, (2) Schutz vor Krankheiten, einschließlich 
Pandemieprävention, (3) Beeinflussung des mensch­
lichen Mikrobioms, (4) Anregung zu körperlicher 
Bewegung, (5) Förderung von positiven Emotionen, 
Entspannung und Erholung und (6) Stärkung zwischen­
menschlicher Interaktionen und sozialer Fähigkeiten 
(Abb. 4-1). Diese sechs Pfade sind nicht streng von­
einander abzugrenzen, sondern wirken teilweise auch 
gleichzeitig oder in Abhängigkeit voneinander. Ihnen 
liegt ein weites Verständnis von „Natur“ zugrunde, 
welches sowohl Ökosysteme und Landschaften entlang 
des gesamten Gradienten von natürlich bis künstlich 
als auch einzelne Naturelemente wie zum Beispiel 
Straßenbäume umfasst (für Implikationen dieses weiten 
Begriffsverständnisses sowie für die Bedeutung der 
Biodiversität und der Intensität des Naturkontakts 
s. Kap.  4.3). Zu wenig beachtet werden bisher – zu­
mindest außerhalb der entsprechenden Forschungs­
disziplinen – die positiven Gesundheitswirkungen von
schwer zugänglichen oder nicht sichtbaren Teilen der
Natur. Hierzu gehören die Böden und die hochdiversen
Gemeinschaften von Mikroorganismen (vgl. BANERJEE 
und van der HEIJDEN 2022; s. a. Pfad 1 bis 3).

Pfad 1: Reduktion schädlicher Umwelt­
einflüsse aus menschlichen Aktivitäten
263. Die Natur kann gesundheitsschützend auf Men­
schen wirken, indem sie schädliche Umwelteinflüsse aus 
menschlichen Aktivitäten reduziert. Straßenbäume kön­
nen beispielsweise zu einer verbesserten Luftqualität
beitragen, wenn sich Schadstoffpartikel an Blattober­
flächen ablagern, diese so aus der Luft gefiltert werden
und eine ausreichende Luftzirkulation gewährleistet
ist (KUMAR et  al. 2019). Außerdem spenden Bäume
und andere Bepflanzungen Schatten und schützen da­
durch vor Hitze und UV-Strahlung (Leitlinienprogramm 
Onkologie 2021). Für Kühlungseffekte sind insbeson­
dere auch Gewässer von Bedeutung (VÖLKER et  al.
2013). Gemeinsam mit Grünräumen schützen sie eben­
falls vor Hitze (ten BRINK et  al. 2016; CLAßEN und
BUNZ 2018; ZHANG et al. 2021; BOLUND und HUN­
HAMMAR 1999; SRU 2018; McCALL et al. 2020). Dies
wird während zunehmend heißer Sommer vor allem in
den Städten immer notwendiger (Abschn. 3.4.2).

264. Die gesundheitsfördernde Funktion der Natur lässt 
sich auch an der Reinigungsfunktion von Böden verdeut­
lichen. Für diese Reinigungsfunktion spielen neben den 
physischen und chemischen Bodeneigenschaften die
Bodenlebewesen eine entscheidende Rolle (CREAMER
et al. 2022). Bodenorganismen beeinflussen die Partikel- 

ɦ Abbildung 4-1

Positive Gesundheitswirkungen der Natur

SRU, eigene Darstellung
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duktion schädlicher Umwelteinflüsse aus menschlichen
Aktivitäten, (2) Schutz vor Krankheiten, einschließlich
Pandemieprävention, (3) Beeinflussung des mensch­
lichen Mikrobioms, (4) Anregung zu körperlicher
Bewegung, (5) Förderung von positiven Emotionen,
Entspannung und Erholung und (6) Stärkung zwischen­
menschlicher Interaktionen und sozialer Fähigkeiten
(Abb. 4-1). Diese sechs Pfade sind nicht streng von­
einander abzugrenzen, sondern wirken teilweise auch
gleichzeitig oder in Abhängigkeit voneinander. Ihnen
liegt ein weites Verständnis von „Natur“ zugrunde,
welches sowohl Ökosysteme und Landschaften entlang
des gesamten Gradienten von natürlich bis künstlich
als auch einzelne Naturelemente wie zum Beispiel
Straßenbäume umfasst (für Implikationen dieses weiten
Begriffsverständnisses sowie für die Bedeutung der
Biodiversität und der Intensität des Naturkontakts
s.  Kap.  4.3). Zu wenig beachtet werden bisher – zu­
mindest außerhalb der entsprechenden Forschungs­
disziplinen – die positiven Gesundheitswirkungen von
schwer zugänglichen oder nicht sichtbaren Teilen der
Natur. Hierzu gehören die Böden und die hochdiversen
Gemeinschaften von Mikroorganismen (vgl. BANERJEE
und van der HEIJDEN 2022; s. a. Pfad 1 bis 3).

Pfad 1: Reduktion schädlicher Umwelt­
einflüsse aus menschlichen Aktivitäten
263. Die Natur kann gesundheitsschützend auf Men­
schen wirken, indem sie schädliche Umwelteinflüsse aus
menschlichen Aktivitäten reduziert. Straßenbäume kön­
nen beispielsweise zu einer verbesserten Luftqualität
beitragen, wenn sich Schadstoffpartikel an Blattober­
flächen ablagern, diese so aus der Luft gefiltert werden
und eine ausreichende Luftzirkulation gewährleistet
ist (KUMAR et  al. 2019). Außerdem spenden Bäume
und andere Bepflanzungen Schatten und schützen da­
durch vor Hitze und UV-Strahlung (Leitlinienprogramm
Onkologie 2021). Für Kühlungseffekte sind insbeson­
dere auch Gewässer von Bedeutung (VÖLKER et  al.
2013). Gemeinsam mit Grünräumen schützen sie eben­
falls vor Hitze (ten BRINK et  al. 2016; CLAßEN und
BUNZ 2018; ZHANG et al. 2021; BOLUND und HUN­
HAMMAR 1999; SRU 2018; McCALL et al. 2020). Dies
wird während zunehmend heißer Sommer vor allem in
den Städten immer notwendiger (Abschn. 3.4.2).

264. Die gesundheitsfördernde Funktion der Natur lässt
sich auch an der Reinigungsfunktion von Böden verdeut­
lichen. Für diese Reinigungsfunktion spielen neben den
physischen und chemischen Bodeneigenschaften die

	ɦ 	Abbildung 4-1

Positive Gesundheitswirkungen der Natur

SRU, eigene Darstellung

und Porenbildung im Boden und somit seine Durch­
lässigkeit und Filtereigenschaften. Außerdem können 
Bodenorganismen den Böden direkt giftige Stoffe entzie­
hen und diese abbauen (Bioremediation, s. ALKORTA 
und GARBISU 2001). Nimmt die Bodenbiodiversität ab, 
kann dies die Selbstreinigungsfunktion von Böden 
stören, wodurch mehr Schadstoffe in ihnen verbleiben 
oder in Gewässer ausgewaschen werden. Diese Schad­
stoffe gefährden wiederum die bodenbewohnende und 
aquatische Biodiversität und über die Nahrungskette 
oder das Trinkwasser auch die menschliche Gesund­
heit. Dass dies eine reale Gefährdung darstellt, veran­
schaulichen Zahlen zur Bodenbelastung in der EU: In 
83 % aller Böden finden sich Rückstände von Pestiziden, 
in 21 % der Agrarböden erhöhte Cadmiumkonzentratio­
nen und 6 % sind so stark mit Schwermetallen belastet, 
dass sie sich nicht mehr für die Lebensmittelproduktion 
eignen (Europäische Kommission – Generaldirektion 
für Forschung und Innovation und Europäische Kommis­
sion – Generaldirektion für Landwirtschaft und länd­

liche Entwicklung 2020). In Deutschland werden Schad­
stoffe flächenhaft hauptsächlich durch die Ausbringung 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln oder den Nie­
derschlag von Luftschadstoffen (Deposition) in die 
Böden eingetragen (UBA 2015, S. 20). Auch finden sich 
immer mehr Rückstände von Arzneimitteln aus der 
Human- und Tiermedizin (bspw. Röntgenkontrastmit­
tel, Antidiabetika, Antiepileptika und Antibiotika, s. a. 
Kap. 3.2) sowie (Mikro-)Plastik in den Böden (RILLIG 
und LEHMANN 2020; MACHADO et al. 2018).

Pfad 2: Schutz vor Krankheiten, einschließlich 
Pandemieprävention
265. Die Natur beherbergt eine Vielzahl von Viren und
Mikroorganismen, die als potenzielle Krankheitserreger 
Pflanzen, Tiere oder Menschen infizieren können. Sie
kann aber auch Schutz vor Krankheiten bieten, denn in
der Natur leben ebenso die Konkurrenten, Antagonisten, 
Wirte und Überträger von pathogenen Organismen,
welche die Populationen der Krankheitserreger regulie­
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ren (GLIDDEN et  al. 2021; SHAW und CIVITELLO 
2021). Vor dem Hintergrund der voranschreitenden Bio­
diversitätskrise ist es äußerst bedeutsam zu ermitteln, 
unter welchen Umständen Ökosysteme die Entstehung 
von neuartigen Infektionskrankheiten und die Ausbrei­
tung von Krankheitserregern begünstigen oder hemmen 
und welche Rolle hierbei die Biodiversität spielt. 

266.	 Krankheitserreger werden in unterschiedlichem 
Ausmaß von Veränderungen im eigenen Habitat oder 
dem ihrer Wirtsorganismen beeinflusst. Veränderun­
gen der Biodiversität scheinen insbesondere für Erreger 
relevant, die nicht auf einen einzigen Wirt spezialisiert 
sind, sondern mehrere Arten infizieren können, kom­
plexe Lebenszyklen mit freilebenden Stadien durchlaufen 
oder Überträger (Vektoren) für ihren Transport zwi­
schen Organismen nutzen. Zoonotische, also zwischen 
Mensch und Tier übertragbare Erreger zählen daher zu 
den Pathogenen, die am wahrscheinlichsten durch 
Naturzerstörung und Biodiversitätsverlust beeinflusst 
werden (ROHR et al. 2020). 

267.	 Die detaillierten und komplexen Zusammenhänge 
zwischen Biodiversitätsveränderungen und (neu auf­
tretenden) Zoonosen werden aktuell intensiv beforscht. 
Einer derzeit verstärkt diskutierten Hypothese zufolge 
sinkt das Risiko für Zoonosen mit steigender Biodiver­
sität, da Erreger und kompetente Wirte in biologisch 
hochdiversen Artengemeinschaften seltener zusammen­
treffen als in weniger diversen Lebensräumen (Verdün­
nungseffekt, s. CIVITELLO et al. 2015). Wenn die Bio­
diversität in einem Ökosystem abnimmt (z.  B. durch 
anthropogene Veränderungen), die relative Häufigkeit 
kompetenter Wirtsorganismen dadurch jedoch steigt, 
können sich Erreger entsprechend effektiver ausbreiten 
und ihre Population wachsen. Dies wurde empirisch für 
das zwischen Mücken und Nagetieren zirkulierende und 
gelegentlich Menschen infizierende Everglades-Virus in 
Florida gezeigt: Nachdem Schlangen einer invasiven 
gebietsfremden Art (Python bivittatus) dort die Säuge­
tiervielfalt dramatisch reduziert hatten, blieb den 
Mücken (Culex cedecei), die sich vorher vom Blut meh­
rerer unterschiedlicher Säugetierarten ernährt hatten, 
vorwiegend eine bestimmte Rattenart (Sigmodon 
hispidus) als Nahrungsquelle. Da es sich bei dieser Art 
um den primären Reservoirwirt des Everglades-Virus 
handelte, führte dies zu besonders hohen Infektions­
raten bei den Mücken (BURKETT-CADENA et al. 2021).

268.	 Eine vergleichbare Situation kann auftreten, wenn 
eine veränderte Landnutzung sowohl die Biodiversität 
reduziert als auch die Ausbreitung bestimmter nicht-

menschlicher Wirte für eine Infektionskrankheit (so­
genannte Reservoirwirte) begünstigt. So gedeihen 
beispielsweise die Populationen kleiner Nagetiere häufig 
dort, wo naturnahe Ökosysteme durch Entwaldung oder 
Urbanisierung zerstört werden. Da kleine Nagetiere häu­
fig Reservoirwirte für Zoonosen sind, kann sich dadurch 
das Risiko für neuartige oder wiederkehrende bekann­
te Infektionskrankheiten erhöhen (BURKETT-CADENA 
et al. 2021; WHITE und RAZGOUR 2020). Andererseits 
können Infektionsraten mit zunehmender Biodiversität 
ansteigen (Amplifikationseffekt), beispielsweise wenn 
einem Erreger dadurch weitere kompetente Wirte zur 
Verfügung stehen (ROHR et al. 2020).

269.	 Zusätzlich werden Populationsdynamiken und 
Übertragungswahrscheinlichkeiten von Erregern auch 
maßgeblich von Arten innerhalb einer Gemeinschaft be­
stimmt, die nicht zu den potenziellen Wirten gehören. 
Diese Nichtzielarten können etwa mit Wirten oder 
Erregern um Nährstoffe konkurrieren oder mit ihnen 
in einer Räuber-Beute-Beziehung stehen (SHAW und 
CIVITELLO 2021). Auch dann können Biodiversitäts­
effekte auftreten. So nahm in einem Experiment die 
Häufigkeit von humanpathogenen Bakterien der Art 
Salmonella enterica in landwirtschaftlichen Böden zu, 
wenn die Diversität der übrigen Mikroorganismen ab­
nahm (SCHIERSTAEDT et al. 2020). Dieser Mechanis­
mus der mikrobiellen biologischen Kontrolle in Böden 
ist nachgewiesenermaßen für die Pflanzengesundheit 
von großer Bedeutung (DE CORATO 2020), mit indi­
rekten Konsequenzen für die menschliche Gesundheit 
(BANERJEE und van der HEIJDEN 2022). Er spielt aber 
auch für humanpathogene Parasiten mit freilebenden 
Stadien (z. B. Helminthen, Trematoden und Protozoen) 
im Boden und im Wasser eine Rolle (SHAW und 
CIVITELLO 2021; WALL et al. 2015). Wirken sich Bio­
diversitätsveränderungen auf die Empfänglichkeit von 
Wirtsorganismen oder die Infektiosität von Krankheits­
erregern aus, wird die Komplexität der Zusammenhänge 
zusätzlich erhöht (GLIDDEN et al. 2021).

270.	 Für fast alle neuartigen Infektionskrankheiten des 
Menschen (u. a. Ebola- und Zika-Viruserkrankungen, 
Gelb- und Dengue-Fieber, Lyme-Borreliose und die 
durch Coronaviren verursachten Erkrankungen SARS 
und MERS) legen wissenschaftliche Befunde nahe, dass 
ihre Entstehung und Verbreitung durch anthropogene 
Umweltweltveränderungen und sozioökonomische Ent­
wicklungen begünstigt wurden (IPBES 2020, S. 13). 
Hierzu gehören maßgeblich Landnutzungswandel (land­
wirtschaftliche Intensivierung, Verstädterung und Ent­
waldung), Landschaftszerschneidung, stark gestiegener 
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(globaler) Tourismus und Handel, bestimmte Formen 
der Tierhaltung und der Klimawandel (GLIDDEN et al. 
2021; HASSELL et al. 2017; MISHRA et al. 2021; WHITE 
und RAZGOUR 2020). Diese Faktoren beeinflussen 
neben der Biodiversität auch zahlreiche weitere gesund­
heitsrelevante Aspekte. Zu diesen zählen: Zugang zur 
Gesundheitsversorgung, Bevölkerungsdichte, Mobilität 
von Menschen, vorherrschende Außentemperaturen 
sowie die Häufigkeit und Intensität von Tier-Mensch-
Interaktionen. Auch wenn dies eine Aufklärung der 
ursächlichen Zusammenhänge zwischen Biodiversitäts­
verlust und Infektionskrankheiten erschwert, gilt im 
Umkehrschluss, dass ein nachhaltiger Umgang mit der 
Natur eine essenzielle Strategie ist, um das Risiko für 
die Entstehung und Verbreitung von Zoonosen zu senken 
(EVERARD et al. 2020; GIBB et al. 2020; IPBES 2020, 
S. 43 f.; WBGU 2023, Kap. 5.1.2.2). So können Schutz­
gebiete beispielsweise zur Pandemieprävention beitra­
gen, wenn sie die Biodiversität fördern und parallel 
Landnutzungswandel und Landschaftszerschneidung 
weitestgehend verhindern. Durch die Wiederherstellung 
bzw. Aufrechterhaltung solcher natürlicher Barrieren 
werden auch die Kontakte zwischen Menschen und Wild­
tieren bzw. zwischen Haus- und Wildtieren reduziert, 
was letztlich dem Auftreten neuer Infektionskrank­
heiten entgegenwirken kann (vgl. IPBES 2020, S. 3).

Pfad 3: Beeinflussung des menschlichen 
Mikrobioms
271.	 Die Umwelt des Menschen beeinflusst sein Mikro­
biom, also die Gesamtheit der Mikroorganismen, die 

seinen Körper besiedeln bzw. in den Körper eindringen 
(AHN und HAYES 2021). Diese Mikroorganismen haben 
eine herausragende Bedeutung für die individuelle Ge­
sundheit, da sie das Immunsystem maßgeblich be­
einflussen (ebd.) und verhindern können, dass sich 
Krankheitserreger übermäßig ansiedeln (Kolonisie­
rungsresistenz, s. BUFFIE und PAMER 2013). Es mehren 
sich die Hinweise darauf, dass das menschliche Mikro­
biom insbesondere in Industriestaaten verarmt, seine 
Diversität also abnimmt. Dies wird mit einer Zunahme 
von Allergien, Asthma und anderen Erkrankungen in 
Verbindung gebracht (HANSKI et al. 2012; HAAHTELA 
2019; MILLS und ROSS 2021). Diese sogenannte Bio­
diversitätshypothese wird intensiv beforscht. Sie postu­
liert, dass die Mikrobiom-Diversität eines Menschen 
abnimmt, wenn er weniger mit der mikrobiellen Vielfalt 
aus natürlicher Umgebung in Kontakt kommt, und dass 
dies zu Fehlfunktionen des Immunsystems führen kann 
(BLUM et al. 2019; NIELSEN et al. 2020; HAAHTELA 
et al. 2021; s. Abb. 4-2). Da die Stadtbevölkerung weltweit 
wächst – 2050 werden voraussichtlich zwei Drittel der 
Weltbevölkerung in Städten leben (UN DESA 2019) – 
könnte sich hieraus ein immenses Gesundheitsproblem 
ergeben. Tatsächlich stützen immer mehr Studien die 
Biodiversitätshypothese (MILLS und ROSS 2021). Die 
möglichen Mechanismen für einen ursächlichen Zusam­
menhang zwischen der Biodiversität der Umgebung, der 
Diversität des Mikrobioms und einer Zunahme bestimm­
ter Krankheiten sind allerdings noch nicht ausreichend 
verstanden (von MUTIUS 2018; WONG und OSBORNE 
2022). Erhärtet sich die empirische Evidenz für die 

	ɦ 	Abbildung 4-2

Die Biodiversitätshypothese 

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: HAAHTELA 2019
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Biodiversitätshypothese weiter, hätte dies möglicher­
weise weitreichende Implikationen, denn das Mikrobiom 
beeinflusst neben der Immunabwehr auch andere wich­
tige Prozesse im menschlichen Körper. Hierzu gehört 
das Zusammenspiel zwischen Darm und Gehirn, weshalb 
dem Mikrobiom auch eine Bedeutung für die Entstehung 
einiger psychischer Erkrankungen (Angststörungen, 
Depressionen, Autismus) und somit für die mentale Ge­
sundheit zugeschrieben wird (AHN und HAYES 2021). 

Pfad 4: Anregung zu körperlicher Bewegung
272.	 Natur kann dazu anregen, sich körperlich zu 
betätigen (SCHIPPERIJN et al. 2017). Hierin liegt ein 
großes gesundheitsförderliches Potenzial der Natur, 
denn die Bedeutung von körperlicher Aktivität für die 
menschliche Gesundheit kann kaum überschätzt wer­
den. Bewegung trainiert motorische Fähigkeiten, beugt 
kardiovaskulären, metabolischen und muskuloskeletta­
len Krankheiten vor und verringert das Risiko für Über­
gewicht/Adipositas (BZgA 2017, S. 24). Darüber hinaus 
fördert körperliche Aktivität die psychosoziale und 
geistige Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
sowie die mentale Gesundheit von Erwachsenen (ebd.; 
s. a. Tz. 285).

273.	 Untersuchungen dazu, wie Natur und körperliche 
Bewegung zusammenhängen, kommen allerdings zu 
gemischten Ergebnissen. Während einige Autor:innen 
schlussfolgern, dass Stadtbewohner:innen sich mehr 
bewegen, wenn sie in einer Nachbarschaft mit mehr 
Grünräumen leben (JAMES et al. 2015) und dies neben 
ihrer körperlichen auch ihre mentale Gesundheit för­
dert (ZHANG et al. 2021), halten andere Autor:innen 
die Erreichbarkeit von Grünräumen allein für noch keine 
hinreichende Bedingung für gesteigerte physische Akti­
vität. Vielmehr sei es bedeutsam, ob Grünräume tat­
sächlich genutzt werden (VEITCH et al. 2021) und dies 
bedürfe häufig zusätzlicher Anreize (LOVELL et  al. 
2018). Werden Naturräume tatsächlich aufgesucht, ist 
dies mit hoher Wahrscheinlichkeit mit einer Bewegungs­
steigerung verbunden (REMME et  al. 2021; LOVELL 
et al. 2018). Bei dieser Beobachtung bleibt der Ursache-
Wirkungs-Zusammenhang jedoch meist unklar; Men­
schen, die Parks oder naturnahe Landschaften für 
Aktivitäten nutzen, sind gegebenenfalls von vornherein 
bereits bewegungsfreudig.

274.	 Ähnlich ambivalent sind bisher die Erkenntnisse 
zu der Hypothese, dass positive Gesundheitseffekte von 
physischer Aktivität in der Natur stärker sind als die 
der gleichen physischen Aktivität in Innenräumen. 
Während eine ältere zusammenfassende Studie diese 

Hypothese stützt (THOMPSON COON et  al. 2011), 
wurde sie durch eine neuere Literaturauswertung nicht 
bestätigt (LAHART et al. 2019). Wie sich Natur- bzw. 
Grünräume auf die körperliche Bewegung von 
Anwohner:innen oder Besucher:innen auswirken, ist 
also noch nicht ausreichend ursächlich verstanden. Dass 
sie für eine gesundheitsförderliche Umgebung insbe­
sondere in Städten unerlässlich sind, ergibt sich aber 
bereits aus ihrem Potenzial, ein Ort für körperliche 
Bewegung zu sein, und ihrer hohen Bedeutung für 
Entspannung und soziale Interaktionen (Pfad 5 und 
Pfad 6) sowie für die Klimaanpassung (WBGU 2023, 
Kap. 4.3.3.4; Tz. 230 und Kap. 7.2).

Pfad 5: Förderung von positiven Emotionen, 
Entspannung und Erholung
275.	 Natur kann mit allen Sinnen erfasst werden und 
entsprechend vielfältig sind die Eindrücke und Emo­
tionen, die Naturerlebnisse auslösen. In der Umwelt­
psychologie wird angenommen, dass ein Naturerlebnis 
zunächst spontane, physiologisch gesteuerte Empfin­
dungen auslöst (bspw. Zu- oder Abneigung, Angst oder 
Interesse). Diese können sich dann im Zusammenspiel 
mit kognitiven Prozessen und unter dem Einfluss des 
sozialen und kulturellen Kontextes zu komplexeren 
Gefühlen formen bzw. in Bewertungen resultieren 
(ULRICH 1983; MEIDENBAUER et al. 2020). Zu den 
meist positiv bewerteten Emotionen, die mit Natur­
erlebnissen assoziiert werden, gehören unter anderem 
Gefühle von Entspannung, Freiheit, Ehrfurcht, Leben­
digkeit und Verbundenheit (HINDS und SPARKS 2011). 

276.	 Menschen fühlen sich in der Regel in einer natür­
lichen Umgebung wohl, suchen diese bewusst auf und 
erleben sie als faszinierend und anregend (BARBIERO 
und BERTO 2021). In der Literatur wird dies häufig 
mit einem evolutiv entstandenen, bei allen Menschen 
vorhandenen Verbundenheitsgefühl mit der Natur 
(„Biophilia“) erklärt (E. O. Wilson 1984, zitiert nach 
FRUMKIN 2001). Andere Erklärungsansätze stellen 
stresslindernde oder regenerierende Wirkungen der 
Natur in den Vordergrund (Theorie der Stressbewäl­
tigung nach Ulrich und Aufmerksamkeits-Erholungs-
Theorie nach Kaplan, vgl. BRATMAN et  al. 2012). 
Gemeinsam ist diesen Hypothesen und Theorien, dass 
sie Naturerlebnisse ursächlich mit positiv wahrgenom­
menen psychologischen Zuständen verknüpfen und 
somit postulieren, dass Naturerlebnisse zur mentalen 
Gesundheit beitragen. 

277.	 Tatsächlich stützen zahlreiche wissenschaftliche 
Studien einen Zusammenhang zwischen Naturerlebnis­
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sen und mentaler Gesundheit (FRUMKIN 2003; ROE 
und ASPINALL 2011; HARTIG et al. 2014; Überblicke 
in BEUTE et al. 2020a; 2020b). Als Indikator für men­
tale Gesundheit wird häufig das selbst berichtete Wohl­
befinden herangezogen (für Beispiele s. ZHANG et al. 
2021). Aber auch objektiv messbare Biomarker legen 
einen Zusammenhang zwischen Naturerlebnissen und 
Stressreduktion nahe. So wurden während oder nach 
Naturerlebnissen beispielsweise geringere Kortisolspie­
gel im Speichel und ein niedrigerer Blutdruck gemessen 
(Überblicke in CLARK et al. 2014; SANDIFER et al. 2015; 
LOVELL et al. 2018; BRATMAN et al. 2019). Auch die 
Verschreibungshäufigkeit von bestimmten Medikamen­
ten wird als Indikator genutzt, um den Effekt von Natur 
auf die mentale Gesundheit zu ermitteln: MARSELLE 
et al. (2020) stellten fest, dass Stadtbewohner:innen mit 
geringem sozioökonomischen Status seltener Antide­
pressiva verschrieben bekamen, wenn es in Wohnort­
nähe einen dichten Baumbestand gab, als wenn dies 
nicht der Fall war.

278.	 Ob ein Naturerlebnis positive oder negative Emo­
tionen hervorruft, hängt unter anderem von den spezi­
fischen Eigenschaften der Natur ab, mit der eine Person 
in Kontakt kommt. Beispielsweise ist es bedeutsam, ob 
das Erlebte als potenziell gefährlich wahrgenommen 
wird. In naturnaher Umgebung könnte der Eindruck von 
Wildnis möglicherweise bedrohlich wirken. Im urbanen 
Kontext erzeugen Parks und andere Grünräume eher 
dann negative Gefühle, wenn sie schlecht einsehbar sind 
und daher als unsicher wahrgenommen werden (LIS 
et al. 2019).

279.	 Statt direkt auf positive Emotionen, Entspannung 
und Erholung zu fokussieren, widmet sich ein Teil der 
relevanten Forschung der Frage, wie Naturerlebnisse 
bzw. mehr oder weniger natürliche Umgebungen die 
Kreativität, Spiritualität, Identität oder Ortsverbunden­
heit von Menschen beeinflussen (BIELING et al. 2014; 
RUSSELL et al. 2013; MARTENS et al. 2022; IRVINE 
et  al. 2019). Diese Aspekte werden häufig unter dem 
Begriff kulturelle Ökosystemleistungen erforscht und 
beschrieben. Tätigkeiten, Gefühle und Gedanken sowie 
Prozesse der Persönlichkeitsentwicklung, die mit 
kulturellen Ökosystemleistungen im Zusammenhang 
stehen, sind für viele Menschen wiederum eine Quelle 
für positive Emotionen und können so ebenfalls zu 
mentalem Wohlbefinden beitragen.

280.	 In der deutschen Bevölkerung gibt es für die 
positive Wirkung von Natur auf Emotionen und Wohl­
befinden ein sehr hohes Bewusstsein: Im Rahmen einer 

durch das BMUV und das Bundesamt für Naturschutz 
(BfN) beauftragten Befragung bejahten 90 % der teil­
nehmenden Erwachsenen und 87 % der teilnehmenden 
Jugendlichen die Aussage, dass es glücklich macht, in 
der Natur zu sein. 89 % der Erwachsenen und 94 % der 
Jugendlichen gaben an, dass die Natur zu einem guten 
Leben dazu gehört (BMUV und BfN 2023, S. 43).

281.	 Während der COVID-19-Pandemie wurden vor 
allem in den großen und hochverdichteten Innenstäd­
ten die sonst oft kaum oder gar nicht wahrgenomme­
nen wohnortnahen Grünräume von Anwohner:innen 
enorm wertgeschätzt (LANGENBRINCK und SCHMIDT 
2022; KLEINSCHROTH und KOWARIK 2020, S. 319). 
Einwohner:innen Berlins gaben bei einer während der 
Pandemie durchgeführten Befragung sogar an, dass sie 
sich mit wohnortnahen Grünräumen stärker verbunden 
fühlen als mit ihrer Nachbarschaft oder der gesamten 
Stadt Berlin („connectedness“, s. MARTENS et  al. 
2022).

Pfad 6: Stärkung zwischenmenschlicher 
Interaktionen und sozialer Fähigkeiten
282.	 Naturerlebnisse bieten häufig Anlass dafür, andere 
Menschen zu treffen und zwischenmenschliche Bezie­
hungen zu vertiefen. Da das soziale Umfeld und die 
persönlichen Beziehungen eines Menschen seine Ge­
sundheit maßgeblich beeinflussen (COHEN und WILLS 
1985), ist zu vermuten, dass Naturerlebnisse auch auf­
grund ihrer sozialen Komponente positiv auf die mensch­
liche Gesundheit wirken (HARTIG et al. 2014). Tatsäch­
lich zeigen einige Studien, dass Naturkontakte positiv 
mit sozialem Zusammenhalt korrelieren (ZHANG et al. 
2021). Nachbarschaftliche Beziehungen waren beispiels­
weise dort stärker, wo den Bewohner:innen lokale Stadt­
parks zur Verfügung standen (KAZMIERCZAK 2013).

283.	 Aufenthalte und Aktivitäten in der Natur sind auch 
für das Sozialverhalten von Kindern und Jugendlichen 
förderlich (MARTENS und MOLITOR 2020; SCHÄFFER 
und KRAFTL 2017). So wurde bei Kindern im Waldkin­
dergarten beobachtet, dass sie Naturräume im Freispiel 
vielfach durch Fantasie als unterschiedliche Umgebun­
gen interpretieren und dass darüber viel Kommunika­
tion erfolgt. Diese häufig kooperativen Spielsituationen 
fördern den sozialen Zusammenhalt und auch die 
sprachliche Entwicklung (SCHÄFFER und KISTEMANN 
2012). Für Jugendliche sind zudem öffentliche Grün­
flächen häufig wichtige Orte, an denen sie Freunde und 
Bekannte treffen und neue – gegebenenfalls auch inter­
kulturelle – Kontakte knüpfen können (SEELAND et al. 
2009).

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7718– 99 –



284.	 Dass Naturräume soziale Beziehungen und damit 
soziales (Gesundheits-)Kapital stärken können, verdient 
im Hinblick auf sozioökonomisch benachteiligte oder 
vulnerable Bevölkerungsgruppen besondere Beachtung 
(BRAUBACH et al. 2017). Gerade diese haben allerdings 
teilweise einen schlechteren Zugang zu Grünräumen in 
der Stadt (Tz. 52).

Zusammenwirken verschiedener Pfade
285.	 Körperliche, mentale und soziale Gesundheit sind 
miteinander verwoben. Eine getrennte Beschreibung 
dieser Gesundheitsdimensionen und ihrer Beeinflussung 
durch die Natur erhellt daher stets nur einen Teil der 
relevanten Ursache-Wirkungs-Beziehungen. So wirken 
Naturerlebnisse häufig sowohl physisch/physiologisch 
als auch psychologisch und sozial, also über mehrere der 
hier vorgestellten Pfade. Beispielsweise können städti­
sche Grünräume und Gewässer in Hitzeperioden sowohl 
Schutz vor zu hohen Temperaturen bieten als auch 
gesundheitsförderlichen Mikroorganismen als Habitat 
dienen. Beides könnte – auf unterschiedlichen Wirk­
pfaden – der Gesundheit von Menschen zugutekommen, 
die städtische Grünräume aufsuchen (vgl. AERTS et al. 
2018). Auch könnte der Befund, dass Naturerlebnisse 
mit niedrigeren Inzidenzen von Typ-2-Diabetes korre­
lieren (TWOHIG-BENNETT und JONES 2018), sowohl 
auf eine gesteigerte körperliche Aktivität als auch auf 
eine effektivere Stressreduktion zurückzuführen sein. 
BEUTE und de KORT (2014) veranschaulichen dies 
anhand der positiven Gesundheitswirkung eines Natur­
erlebnisses, welches sowohl mit körperlicher Bewegung 
als auch mit einer hohen Tageslichtdosis einhergeht. 
Dieselben Erlebnisse können außerdem Möglichkeiten 
zur sozialen Interaktion bieten bzw. von der sozialen 
Einbettung eines Menschen beeinflusst sein.

4.2	 Natur als Therapie und als 
Element der Stadtplanung

286.	 Dass sich das Erleben von Natur auf so vielfältige 
Weise auf die Gesundheit des Menschen auswirkt, macht 
man sich sowohl therapeutisch als auch stadtplanerisch 
zunutze. Das Konzept der „therapeutischen Landschaf­
ten“, welches auf der Erkenntnis basiert, dass die emo­
tionale und affektive Bindung an Orte eine wichtige 
Komponente für das individuelle Wohlbefinden darstellt 
(KISTEMANN 2016; RATHMANN 2020), wird inzwi­
schen von unterschiedlichen Disziplinen aufgegriffen. 
Es wird beispielsweise in der Psychoonkologie ange­
wandt, um Begleiterscheinungen einer Krebserkrankung 
wie depressive Verstimmungen, Ängste und Erschöp­

fungszustände durch Aufenthalte in der Natur zu lin­
dern (RATHMANN und BRUMANN 2017).

287.	 Im Rahmen von Therapien zur Behandlung men­
taler oder körperlicher Beschwerden ist es in einigen 
Ländern möglich, dass Patient:innen Spaziergänge oder 
anspruchsvollere sportliche Aktivitäten in Parks oder 
naturnaher Umgebung explizit verordnet bekommen. 
Solche „grünen Verschreibungen“ (Green Prescriptions) 
sollen unter anderem Krankheiten vorbeugen oder 
lindern, die durch einen bewegungsarmen Lebensstil 
begünstigt werden (KONDO et al. 2020). Da hierzu prak­
tisch alle sogenannten Zivilisationskrankheiten zählen 
(einschließlich Adipositas, Typ-2-Diabetes, Herz-Kreis­
lauf-Erkrankungen, Depressionen) könnte das gesund­
heitswirksame Potenzial der Natur einen enormen Bei­
trag zur Gesundheitsförderung sowie zur Prävention 
und Behandlung von Krankheiten leisten (WBGU 2023, 
Kap.  4.2; vgl. Tz.  272). Auch verspricht man sich von 
grünen Verschreibungen hohe umweltbezogene, öko­
nomische und soziale Co-Benefits (ROBINSON und 
BREED 2019).

288.	 In Japan ist das sogenannte Waldbaden (Shinrin-
Yoku) als eine wichtige Komponente der Gesundheits­
prävention anerkannt und inzwischen ist es auch inter­
national populär (KOTERA et  al. 2022). Wesentlich 
dabei ist ein völliges Eintauchen in die Natur, der dabei 
mit allen Sinnen nachgespürt wird. Dem Waldbaden 
zugeschriebene positive Gesundheitseffekte, die auch 
auf die physiologische Wirkung von ätherischen Ölen 
zurückgeführt werden, betreffen unter anderem das Im­
munsystem, das Herz-Kreislauf-System, den Atemtrakt 
sowie die mentale Gesundheit (HANSEN et al. 2017).

289.	 Untersuchungen zur Effektivität von naturba­
sierten Gesundheitsinterventionen bekräftigen häufig 
ihren Nutzen (s. bspw. Überblick in BIKOMEYE et al. 
2022). Sie basieren allerdings teilweise auf kleinen Stich­
proben sowie einer nicht zufälligen Auswahl an 
Proband:innen und schließen nicht immer adäquate 
Kontrollgruppen ein (KONDO et al. 2020). Eine rando­
misiert-kontrollierte Studie in Singapur stellte fest, dass 
grüne Verschreibungen tatsächlich unter bestimmten 
Umständen effektiv sein können, aber nicht bei allen 
Patient:innen den erhofften Erfolg erzielen (MÜLLER-
RIEMENSCHNEIDER et  al. 2020). Letzteres könnte 
unter anderem an einer mangelnden Bereitschaft liegen, 
die grüne Verschreibung auch über einen längeren Zeit­
raum zu verfolgen (ebd.). Auch könnte die (schlechte) 
Erreichbarkeit von Grünräumen eine Rolle spielen 
(Tz. 52).
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290.	 Im urbanen Raum kann die Stadtplanung einen 
bedeutenden Beitrag dazu leisten, dass sich Naturschutz 
und Gesundheitsförderung gegenseitig verstärken. Hier­
zu gehören insbesondere die Entwicklung von Stadt­
natur (Kap. 7.1 und 7.2) und eine gesundheitsförderliche 
Mobilitätsplanung. Zu den europäischen Städten, die 
Vorreiter bei der Förderung einer gleichzeitig natur­
verträglichen und gesunden Mobilität (zu Fuß oder per 
Fahrrad) sind, gehört beispielsweise Kopenhagen. Dort 
hat die Nutzung des Fahrrads über die vergangenen drei 
Jahrzehnte um etwa 30 % zugenommen, was die Bevöl­
kerungsgesundheit positiv beeinflusst (PENG et  al. 
2021). Gefördert wurde der Radverkehr unter anderem 
durch das Anlegen eines Netzwerks grüner Fahrrad­
routen. Diese leisten gemeinsam mit weiteren urbanen 
und peri-urbanen Grünräumen und Gewässern einen 
wichtigen Beitrag zur Erhaltung der Stadtnatur. Gleich­
zeitig ermöglichen sie Naturerfahrungen, die wiederum 
– zusätzlich zum Fahrradfahren an sich – positiv auf die 
menschliche Gesundheit wirken können (BEERY et al. 
2017; vgl. WBGU 2023, Kap. 4.2.4.2).

291.	 Ein weiteres eindrucksvolles Beispiel dafür, welche 
Gesundheitsgewinne erreicht werden könnten, wenn 
Natur als Baustein städtischer Umgestaltung genutzt 
wird, liefert Barcelona. Dort sollen zukünftig über 
500 begrünte und gleichzeitig verkehrsberuhigte Quar­
tiere im Stadtgebiet entstehen. Es wird erwartet, dass 
sich durch diese sogenannten Superblocks (Ajuntament 
de Barcelona o. J.) mittelfristig die Luftverschmutzung, 
der Verkehrslärm, die Menge an Grünflächen sowie 
die Hitzebelastung und die physische Aktivität der 
Menschen in Barcelona ändern. Eine Modellierung, die 
alle diese Effekte berücksichtigt, ergab, dass die voll­
ständige Umsetzung des Plans schätzungsweise über 
650 vorzeitige Todesfälle pro Jahr verhindern und die 
durchschnittliche Lebenserwartung der erwachsenen 
Bevölkerung in Barcelona um fast 200 Tage steigern 
könnte (analysiert mittels quantitativer Health Impact 
Assessments (HIA) unter Berücksichtigung von pro­
jizierten Verhaltens- und Expositions-Veränderungen, 
s. MUELLER et al. 2020).

4.3	 Verschiedene 
Naturkonzepte und  
offene Fragen

292.	 Um Zusammenhänge zwischen Natur und mensch­
licher Gesundheit wissenschaftlich zu untersuchen, 
fokussieren entsprechende Studien auf bestimmte 

Aspekte der natürlichen Umwelt. Das Spektrum reicht 
hierbei von naturnahen Ökosystemen sowie land- und 
forstwirtschaftlich geprägten Landschaften über Fried­
höfe und Parks bis hin zu stark technisch-anthropogen 
geprägten „Naturelementen“ wie Straßenbegleitgrün 
oder begrünten Dachflächen. Häufig, aber nicht immer, 
nutzen diese Studien den Begriff „Natur“, um hiermit 
den betrachteten Aspekt der natürlichen Umwelt zu be­
zeichnen. Diesem Begriff können in der einschlägigen 
Forschungsliteratur also sehr unterschiedliche Natur­
konzepte zugrunde liegen. Prinzipiell kann hierzu jeder 
Teil der belebten Umwelt zählen, selbst Zimmerpflanzen 
können als Natur gewertet werden (BROWNING et al. 
2021; FRUMKIN et al. 2017). Manche Studien, die für 
die beschriebenen Zusammenhänge relevant sind, nut­
zen allerdings nicht den Naturbegriff, sondern engen 
den Fokus beispielsweise auf die urbane Umgebung ein 
und fassen die untersuchten biologischen Strukturen 
unter dem Schlagwort Grünräume.

293.	 Diese große Vielfalt an Naturverständnissen reflek­
tiert einerseits, dass die Natur-Gesundheitszusammen­
hänge komplex sind und die Forschung darauf mit einer 
angemessenen Vielfalt an Perspektiven und Methoden 
reagiert. Anderseits setzt diese Variabilität die Vergleich­
barkeit von Studienergebnissen herab und erschwert 
generelle Schlussfolgerungen (TWOHIG-BENNETT 
und JONES 2018; KNOBEL et  al. 2019; BROWNING 
et al. 2021). Um aufzuklären, wieso und auf welche Weise 
sich Natur gesundheitsfördernd auswirken kann, er­
scheint es nötig, die untersuchten Naturkomponenten 
differenzierter zu erfassen und auszuwerten (HOLLAND 
et al. 2021; SANDIFER et al. 2015). Zusätzlich könnte 
es relevant sein, die Intensität des Kontakts (bspw. 
anhand der Größe des besuchten Gebiets oder der 
Dauer des Aufenthalts) spezifischer zu berücksichtigen 
(MARSELLE et al. 2021).

294.	 Angesichts der fortschreitenden Biodiversitätskrise 
ist die Frage zentral, ob die Gesundheitswirkungen von 
Naturerlebnissen auch davon beeinflusst werden, wie 
biodivers die erlebte Natur ist. Für viele Ökosystem­
leistungen ist empirisch robust belegt, dass biodiver­
sitätsreiche Ökosysteme durchschnittlich höhere und 
zeitlich stabilere Leistungen erbringen als biodiver­
sitätsärmere (CAMPBELL et al. 2005; MA 2005; DÍAZ 
et al. 2018; WHO – Regional Office for Europe 2023; 
HARRISON et al. 2014; IPBES 2019, S. 346 ff.). Dieser 
positive Zusammenhang zwischen Biodiversität und 
Ökosystemleistungen ist mindestens für jene hier be­
schriebenen Pfade relevant, denen regulierende Öko­
systemleistungen zugrunde liegen, zum Beispiel Pfad 1 
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„Reduktion schädlicher Umwelteinflüsse aus mensch­
lichen Aktivitäten“ (Tz. 263 f.) oder Pfad 2 „Schutz vor 
Krankheiten, einschließlich Pandemieprävention“ 
(Tz. 265 ff.). Auch wird für Pfad 3 „Beeinflussung des 
menschlichen Mikrobioms“ ein positiver Einfluss von 
Biodiversität auf die Gesundheit angenommen (Biodi­
versitätshypothese, Tz. 271). Für die Pfade 4 bis 6 („An­
regung zu körperlicher Bewegung“, „Förderung von 
positiven Emotionen, Entspannung und Erholung“, 
„Stärkung zwischenmenschlicher Interaktionen und 
sozialer Fähigkeiten“) sind ursächliche Zusammen­
hänge mit der Biodiversität noch weitgehend ungeklärt 
(Tz.  272 ff.). Fortschritte sind hier in den nächsten 
Jahren von einer Forschungsinitiative des BMBF zu 
erwarten, welche zum Ziel hat, „Wissen darüber zu 
erlangen, ob und wie die Potenziale der Biodiversität für 
die Gesundheitsförderung eingesetzt werden können“ 
(BMBF 2022).

295. Es erscheint durchaus plausibel, dass die Biodiver­
sität auch für die letztgenannten Pfade eine entschei­
dende Rolle spielen könnte. Beispielsweise wird ein bio­
logisch diverserer Ort möglicherweise als entspannender 
oder attraktiver empfunden als ein Ort mit weniger
Vielfalt (LINDEMANN-MATTHIES und MATTHIES
2018; MARTENS et  al. 2022). Andererseits sind viele
andere Einflussfaktoren auf die mentale Gesundheit
womöglich stärker als ein etwaiger Effekt der Biodiver­
sität (bspw. von Biodiversität unabhängige Ästhetik,
s. LINDEMANN-MATTHIES und MARTY 2013). Hier­
zu zeichnen vorliegende Studien bisher kein klares Bild
(METHORST et al. 2021; FISHER et al. 2021; MARSELLE 
et  al. 2021). Teilweise werden entsprechende Unter­
suchungen durch methodische Herausforderungen
erschwert. So ist die Erfassung und Kategorisierung von 
Biodiversität (z. B. als Vielfalt von Genotypen, Arten,
funktionellen Gruppen, Ökosystemen, Landschaften
oder Elementen grüner Infrastruktur) häufig nicht tri­
vial. Mikroorganismen und (andere) Bodenorganismen 
sind überhaupt nur zu einem kleinen Teil erforscht.

296. Systematische Übersichtsarbeiten zeigen zudem,
dass trotz der umfänglichen Bearbeitung des Themas
Natur und Gesundheit deutliche Verzerrungen zuguns­
ten bestimmter Fragestellungen, Methoden, geogra­
fischer Räume oder Proband:innen bestehen. So fokus­
sieren die Studien zur Wirkung von Naturerlebnissen
deutlich häufiger auf städtische Grünräume als auf
natürliche oder naturnahe Ökosysteme und selten auf
Gewässer. Des Weiteren mangelt es an Studien, die auf
kausale Zusammenhänge und längerfristige Effekte
schließen lassen (bspw. Experimente und Längsschnitt­

studien). Eingeschränkt wird der Erkenntnishorizont 
zu Natur-Gesundheitsbeziehungen auch dadurch, dass 
die meisten empirischen Daten in Ländern des Globa­
len Nordens erhoben wurden. Zudem sind in den rele­
vanten Studien einige Bevölkerungsgruppen unterre­
präsentiert, beispielsweise Kinder oder Ältere sowie 
Personen mit Zuwanderungsgeschichte und dadurch 
potenziell unterschiedlichen kulturellen Zugängen zur 
Natur (SANDIFER et  al. 2015; LOVELL et  al. 2018; 
BEUTE et al. 2020b; AERTS et al. 2018).

297. Trotz des weiter bestehenden Forschungsbedarfs
sprechen sowohl empirische Studien als auch noch
weiter zu untersuchende Hypothesen (bspw. die Bio­
diversitätshypothese zum menschlichen Mikrobiom)
dafür, Naturräume zu erhalten, wiederherzustellen oder 
neu zu schaffen. Da sie neben der Biodiversität auch das 
Klima schützen und – insbesondere in Städten – sowohl 
die biophysikalischen als auch die gesundheitlichen
Auswirkungen des Klimawandels lindern, haben natur­
nahe Lebensräume sowie urbane Grünräume und Ge­
wässer gleich mehrfachen Nutzen. Maßnahmen, die sie
schützen, pflegen oder ausweiten, können daher auch
als „No regret“-Maßnahmen bezeichnet werden (BECK 
et  al. 2011; NIANG-DIOP und BOSCH 2004; vgl.
Tz. 224).

4.4	 Synergien zwischen 
Naturschutz und 
Gesundheit besser nutzen

298. Zahlreiche Gefährdungen der Natur und der
menschlichen Gesundheit sind letztlich auf die gleichen 
Ursachen zurückzuführen und voneinander abhängig
(FRUMKIN und HAINES 2019; WBGU 2023, Kap. 2.3;
s. Kap. 2.1). Beispielsweise trägt Feinstaub in der Au­
ßenluft (Kap. 3.1) gleichzeitig zur Schadstoffdeposition 
in Ökosystemen (mit negativen Auswirkungen auf
Ernten) und zur Schadstoffexposition des Menschen
bei. Pharmazeutika sowie Chemikalien in der Umwelt
(Kap. 3.2 und 3.3) können sowohl für den Menschen als
auch für die Biodiversität ein Risiko darstellen. Der
Klimawandel verstärkt den Biodiversitätsverlust und
erhöht die Wahrscheinlichkeit für gesundheitliche
Belastungen durch Hitzeereignisse und UV-Strahlung
(Kap. 3.4).

299. Ein weiteres Beispiel sind die Produktions- und
Konsummuster Deutschlands. Sie verursachen aufgrund
globaler Warenströme auch in anderen Regionen der
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Welt enorme Schäden an der Natur und sind in vielen 
Fällen zusätzlich dafür verantwortlich, dass Menschen 
dort gesundheitlichen Risiken ausgesetzt sind. Beson­
ders relevant ist in diesem Zusammenhang, dass der 
westliche Lebensstil den Import und die Verarbeitung 
großer Mengen von Rohstoffen sowie von land- und 
forstwirtschaftlichen Produkten erfordert. In den Her­
kunftsregionen befeuert ihr Abbau bzw. ihre Erzeugung 
den Landnutzungswandel, den Eintrag von Schad- und 
Nährstoffen in die Umwelt sowie einen hohen Wasser­
verbrauch (DITTRICH et al. 2021; JUNGMICHEL et al. 
2021). Besonders anschaulich wird dies am Beispiel des 
Fleischkonsums: Der Verzehr von zu viel Fleisch gilt in 
Deutschland als ein ernstzunehmendes Krankheitsrisiko 
und ist gleichzeitig eine Hauptursache für Landnut­
zungswandel und Verschmutzung in Erzeugerländern 
(WBAE 2020, S. 114 und 163 ff.). Die Umstellung auf 
eine deutlich stärker pflanzenbasierte Ernährung ist 
daher eine wichtige Strategie, die sowohl Gesundheits- 
als auch Naturschutzzielen dient (IPES-Food 2017; 
WBGU 2020; 2023, Kap. 4.1.3 ; FESENFELD et al. 2022; 
s. a. SRU 2023, Kap. 5.1).

300.	 Großflächige Landnutzungsänderungen, insbeson­
dere in hochdiversen, tropischen Ländern, und ein fort­
schreitendes Eindringen des Menschen in naturnahe 
Lebensräume von Wildtieren können auch das Risiko 
erhöhen, dass Krankheitserreger von Tieren auf Men­
schen übergehen, also neuartige Zoonosen entstehen 
(IPBES 2020, S. 18 ff.; GLIDDEN et al. 2021; WHITE 
und RAZGOUR 2020). Neben bewährten Strategien zur 
Infektions- und Krankheitsvorbeugung (z. B. Hygiene, 
Bekämpfung von tierischen Vektoren, Einschränkung 
des Wildtierhandels) sollte daher der Naturschutz und 
die damit verbundene Erhaltung der Biodiversität als 
eine weitere Säule der Pandemieprävention etabliert 
werden (Tz. 270).

301.	 Darüber hinaus gibt es auch in vielen anderen 
Bereichen, unter anderem in der Stadtplanung, zahl­
reiche Maßnahmen, die sowohl der menschlichen Ge­
sundheit als auch dem Naturschutz zugutekommen 
(CLAßEN 2008; FRUMKIN und HAINES 2019; Kap. 7.2). 
Entsprechend synergistische Maßnahmen werden teil­
weise unter dem Schlagwort „naturbasierte Lösungen“ 
(nature-based solutions) diskutiert, ihre mehrfach 
positiven Effekte als „Co-Benefits“ bezeichnet. Sie sind 
auch im Zusammenhang mit Klimaschutz und Klima­
anpassung äußerst relevant (PÖRTNER et  al. 2021; 
SEDDON 2022; SHIN et  al. 2022; NAUMANN et  al. 
2014). 

302.	 Gleichwohl bestehen auch Konflikte zwischen 
Naturschutz- und Gesundheitsinteressen. So können 
gesundheitsförderliche Freizeitaktivitäten beispielswei­
se Ökosysteme überbeanspruchen und die biologische 
Vielfalt schädigen (FORST et al. 2019). In Einzelfällen 
können sich Naturschutzmaßnahmen negativ auf die 
Gesundheit auswirken (wenn z.  B. Wiesen mit blü­
henden Gräsern oder bestimmte Straßenbäume Aller­
giebeschwerden hervorrufen, s. CLAßEN und BUNZ 
2018). Ganz überwiegend ist aber davon auszugehen, 
dass sich die Erhaltung und Wiederherstellung von 
Natur positiv auf die Gesundheit der Bevölkerung aus­
wirken (ten BRINK et al. 2016; CLAßEN und BUNZ 2018; 
MARSELLE et al. 2021).

Natur als Gesundheitsressource sichern: 
Naturschutzziele konsequent umsetzen 
303.	 Nur wenn die Natur effektiv geschützt wird, kann 
sie ihre positiven Gesundheitswirkungen dauerhaft ent­
falten. Auch zum Wohl der menschlichen Gesundheit 
sollte die Bundesregierung daher globale, europäische 
und nationale Vereinbarungen zum Schutz der Natur 
konsequent umsetzen. Mit dem Montreal-Kunming-
Beschluss (CBD 2022), dem im Dezember 2022 alle 
196 Vertragsstaaten des Übereinkommens über die 
Biologische Vielfalt zugestimmt haben, wurde ein wich­
tiger globaler Rahmen zum Schutz der Biodiversität fest­
gelegt. Auf EU-Ebene sind für den Biodiversitätsschutz 
insbesondere das EU-Naturschutzrecht und die EU-Bio­
diversitätsstrategie bis 2030 (Europäische Kommission 
2020h) bedeutsam. Zudem verfügt Deutschland mit der 
Nationalen Biodiversitätsstrategie (BMU 2007), die bis 
2024 weiterentwickelt und an die neuen internationalen 
Ziele angepasst wird, der Nationalen Moorschutzstra­
tegie (BMUV 2022c) sowie dem Aktionsprogramm 
Natürlicher Klimaschutz (BMUV 2023a) über eigene 
ambitionierte Programme, um den Verlust der Biodiver­
sität aufzuhalten. Um diesen Strategien und Zielen auf 
nationaler Ebene Geltung zu verschaffen, ist es unter 
anderem notwendig, dass die Bundesregierung sie 
ausreichend mit Finanzmitteln und personellen Res­
sourcen untersetzt.

304.	Das EU-Naturschutzrecht ist ein wesentlicher 
Motor für den Schutz unserer natürlichen Lebensgrund­
lagen in der gesamten EU. Die Bundesregierung sollte 
sich aus Sicht des SRU entschieden dafür einsetzen, dass 
es effektiv umgesetzt und vollzogen wird. Bestrebungen, 
Errungenschaften des Naturschutzes oder noch not­
wendige Ökologisierungen im Zuge der Umsetzung des 
European Green Deal, der EU-Biodiversitätsstrategie 
oder der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) infrage zu 
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stellen, sollte die Bundesregierung entgegentreten. Dies 
gilt auch angesichts des Angriffskriegs Russlands auf 
die Ukraine und der dadurch ausgelösten weltweiten 
Energie-, Düngemittel- und Lebensmittelkrise. Zudem 
ist angezeigt, einen wesentlichen Anteil der degradierten 
Ökosysteme in Europa zu renaturieren, wie es der 
Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Ver­
ordnung über die Wiederherstellung der Natur vorsieht 
(Europäische Kommission 2022i). Dies kann nur mit 
langfristigen und großflächig angelegten Renaturie­
rungsmaßnahmen gelingen. Eine der dringendsten Auf­
gaben der Bundesregierung ist es nach Ansicht des SRU 
daher, gemeinsam mit den Bundesländern die recht­
lichen, finanziellen und administrativen Rahmenbe­
dingungen zur Wiederherstellung von Ökosystemen ent­
sprechend zu gestalten. Hierzu gehört unter anderem, 
Flächen zur Verfügung zu stellen, getroffene Maßnah­
men dauerhaft rechtlich abzusichern und Eingriffe in 
bestehende Nutzungsrechte finanziell auszugleichen, 
soweit nur auf diese Weise die Zumutbarkeit des Eingriffs 
gewährleistet werden kann. 

305. Darüber hinaus sollte das europäische Schutz­
gebietsnetz ausgeweitet und für die Herausforderungen 
des Klimawandels ertüchtigt werden (VOHLAND et al. 
2013; STAGL et al. 2015; SCHLEGELMILCH et al. 2018). 
Mögliche Anpassungsmaßnahmen sind beispielsweise
eine moderate Vergrößerung der Gebiete, die Auswei­
tung einer nachhaltigen Landbewirtschaftung, die
Verbesserung der Biotopvernetzung sowie eine höhere
Ausstattung des Naturschutzes mit Finanzmitteln sowie 
deren effektivere Verwendung (MÖCKEL und KÖCK
2009). Verbessert sich dadurch der allgemeine Natur­
zustand, werden auch die Puffer- und Senkenfunk­
tionen von Ökosystemen für Schadstoffe gestärkt, der
Klimaschutz und die Klimaanpassung gefördert sowie
Möglichkeiten für Naturerlebnisse dauerhaft gewähr­
leistet.

306. Damit der Schutz der Gesundheitsressource Natur
gelingt, ist es entscheidend, dass Fachpersonal be­
schäftigt sowie ausreichend und langfristig finanziert
wird (SRU und WBW beim BMEL 2017). Finanzielle
Ressourcen für einen effektiveren Naturschutz auf
internationaler, europäischer und nationaler Ebene
könnten durch einen Abbau umweltschädigender Sub­
ventionen erschlossen werden, denn noch immer werden 
erhebliche öffentliche Gelder in Maßnahmen investiert, 
die sich negativ auf die Umwelt auswirken. Sie beliefen
sich im Jahr 2018 insgesamt auf 65,4 Mrd. Euro (UBA
2021i, S. 98 ff.) und haben nicht nur negative Effekte
auf die Artenvielfalt und die Landschaft, sondern auch

auf die menschliche Gesundheit. Ein Abbau oder eine 
ökologische und soziale Neuausrichtung dieser Zahlun­
gen ist also dringend geboten.

Naturschutz und Gesundheit auch außerhalb 
des Umweltsektors effektiv zusammenbringen
307. Die positiven Gesundheitswirkungen der Natur
sollten in allen relevanten Sektoren stärker berücksich­
tigt werden. Unter anderem besteht in der Stadt- und
Landschaftsplanung, der Land- und Forstwirtschaft,
der Wasserwirtschaft sowie dem vorbeugenden Hoch­
wasser- und Katastrophenschutz die Notwendigkeit,
gemeinsame Handlungsfelder mit dem Natur- und
Gesundheitsschutz zu identifizieren. Dies gilt insbe­
sondere auch bei Maßnahmen des Klimaschutzes und
der Klimaanpassung (s. a. Kap. 7).

308. Auf EU-Ebene ist es für die Erhaltung der biolo­
gischen Vielfalt und ihres gesundheitsförderlichen
Potenzials unerlässlich, die GAP stärker ökologisch aus­
zurichten, wie der SRU bereits mehrfach herausgestellt
hat (SRU 2013, Tz. 33 ff.; 2021, S. 2). Dies erfordert, den 
begonnenen Weg hin zu einer Honorierung von öffent­
lichen Klima- und Umweltleistungen fortzusetzen.
Entsprechende Anpassungen sollten bereits während
der laufenden GAP-Förderperiode erfolgen. Die Bundes­
regierung sollte hierfür die neu ermöglichten nationalen 
Spielräume für eine weitergehende Ökologisierung aus­
schöpfen. Die GAP sollte künftig auch genutzt werden,
um die großflächige Renaturierung auf landwirtschaft­
lichen Flächen finanziell zu honorieren bzw. zu kom­
pensieren.

309. Der Naturschutz und seine strategische Verknüp­
fung mit Gesundheitsbelangen müssen also sowohl in
internationalen und europäischen Politiken als auch in
Ressorts und Querschnittsbereichen auf nationaler
Ebene stärker verankert werden (Kap. 8.1). Einige EU-
Strategien oder -Ziele versprechen bereits hohe Syner­
gien mit dem Naturschutz.  Hierzu gehören beispiels­
weise der ZPAP (Kap.  6.1), einige Ziele der neuen
EU-Waldstrategie für 2030 (Europäische Kommission
2021e) und das 50%-Pestizid-Reduktionsziel der Farm
to Fork-Strategie („vom Hof auf den Tisch“) (Europä­
ische Kommission 2020d). Die Bundesregierung sollte
sich engagiert dafür einsetzen, dass diese Strategien
umgesetzt werden und dadurch maßgeblich zur Er­
haltung bzw. nachhaltigen Nutzung der Biodiversität
beitragen.

310. Politische Entscheidungen, die die Natur schädi­
gen, sollten hingegen nicht getroffen bzw. zurückge­
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nommen werden. Beispielsweise ist im Zusammenhang 
mit der Energiewende zu befürchten, dass die Bioener­
gieziele des Maßnahmenpakets „Fit for 55“ (Europäische 
Kommission 2021d) großflächige Landnutzungsände­
rungen sowohl innerhalb der EU als auch global zur 
Folge haben. Da der Anbau von Bioenergiepflanzen mit 
der Produktion von Nahrungs- und Futtermitteln kon­
kurriert, wird eine Umsetzung des Maßnahmenpakets 
mit hoher Wahrscheinlichkeit eine zusätzliche Bean­
spruchung von Agrarflächen im außereuropäischen Aus­
land für innereuropäischen Konsum auslösen und so 
auch die Entwaldung global weiter vorantreiben (ELCI 
2022). Die dadurch entstehenden Treibhausgasemis­
sionen haben das Potenzial, den Klimawandel weiter zu 
verstärken, mit entsprechend negativen Folgen für die 
menschliche Gesundheit. Aus Sicht des SRU ist daher 
die im Maßnahmenpaket „Fit for 55“ vorgenommene 
Einstufung von Biomasse als „kohlenstoffneutral“ nicht 
fachgerecht (SRU 2020, Abschn. 2.3.4).

311. Für eine stärkere Integration von Umwelt- und
Gesundheitsthemen setzen auf nationaler Ebene das
Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit (APUG,
Kap.  8.4) und der Masterplan Stadtnatur wichtige
Impulse. Das APUG könnte eine Chance bieten, dass
Synergien zwischen Gesundheit und Naturschutz in
allen bis zu zwölf beteiligten Ressorts mehr Beachtung
finden (Tz. 631). Der Masterplan Stadtnatur sieht unter
anderem vor, Kooperationsmöglichkeiten zwischen
Sozialversicherungsträgern, Ländern und Kommunen
unter anderem auf Basis des Präventionsgesetzes zu prü­
fen, um den Nutzen der Stadtnatur für die Gesundheit
zu erhöhen (BMU 2019, S. 11 f.). Dies erscheint aller­
dings als nicht ausreichend angesichts der umwelt­
bezogenen und nicht-umweltbezogenen Gesundheits­
belastungen für die Stadtbevölkerung (s. Tz. 597).

312. Schließlich sind gute Aus-, Fort- und Weiter­
bildungsmöglichkeiten im Naturschutz sowie im The­
menfeld „Natur als Gesundheitsressource“ nötig. Die
Gesundheitswirkungen der Natur sollten nicht nur ver­
stärkt in den Ausbildungscurricula von Mediziner:innen 
und Ökolog:innen verankert werden, sondern auch in
jenen anderer relevanter Berufe (z. B. in der Ausbildung
von Fachkräften für die Land- und Forstwirtschaft sowie 
von Berufsschullehrkräften, s. SRU und WBW beim
BMEL 2017).

Naturerlebnisse fördern und eine gerechte 
Teilhabe ermöglichen
313. Viele positive Gesundheitswirkungen der Natur
setzen das Erleben von Natur voraus. Der Kontakt mit
ihr sollte daher in jedem Lebensalter noch intensiver
als bisher gefördert werden. Dies erfordert eine Aus­
weitung von entsprechenden Bildungs-, Freizeit- und
Erholungsangeboten, einschließlich der Schaffung und
Gestaltung von Naturerfahrungsräumen. Besonders
Kinder brauchen Naturerfahrungen für eine gute psy­
chische, physische und soziale Entwicklung (MARTENS 
und MOLITOR 2020).

314. Damit Naturerlebnisse potenziell allen zugutekom­
men, sind wohnortnahe Grünräume und Gewässer in
allen Stadtquartieren in ausreichender Menge und Qua­
lität erforderlich (SRU 2018, Abschn. 4.1.4; s. a. Kap. 7.2). 
Im Masterplan Stadtnatur (BMU 2019) sind diese An­
sprüche verankert, es bedarf aber einer entsprechenden 
Stadt- und Verkehrsplanung, die dort formulierte Ziele
auch konsequent verfolgt.

315. Die Pflege und Gestaltung von Naturräumen soll­
te biodiversitäts- und gesundheitsförderlich erfolgen,
beispielsweise ohne Pestizideinsatz oder durch die
Pflanzung heimischer, aber allergologisch unbedenk­
licher Arten. Der Besucherdruck auf biologisch wert­
volle Ökosysteme sollte überwacht und gegebenenfalls
gesteuert werden. Großflächige naturnahe Gebiete, zu
denen beispielsweise auch die Großschutzgebiete
Deutschlands gehören, sowie vielfältige Kulturland­
schaften sind von überregionaler Bedeutung für das
Naturerleben (BTE Tourismus- und Regionalberatung
2016; JOB et al. 2016).
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5
Leitbild Ökosalute Politik:  
Für eine Umwelt, in der alle  
gut und gesund leben können

Die Umweltverhältnisse beeinflussen die menschliche 
Gesundheit auf vielfältige Weise. Ein zentrales Element 
gesundheitsbezogener Umweltpolitik ist daher, das Ver­
hältnis von Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft mit­
zugestalten. Diese Aufgabe ist nicht neu, in Anbetracht 
der sich zuspitzenden ökologischen Krisen ist sie jedoch 
drängender denn je. Gesundheitsbezogene Umwelt­
politik benötigt einen konzeptionellen Orientierungs­
rahmen, um den Herausforderungen des 21. Jahrhun­
derts gerecht zu werden. Integrierte Gesundheitskon­
zepte, wie die in diesem Kapitel erläuterten Konzepte One 
Health, EcoHealth und Planetary Health, können dabei 
hilfreich sein, betonen jedoch stets nur bestimmte 
Aspekte. Um die unterschiedlichen Perspektiven zusam­
menzuführen, schlägt der SRU das Leitbild Ökosalute 
Politik als Orientierungsrahmen vor. Es zielt darauf ab, 
eine Umwelt zu schaffen, in der alle gut und gesund leben 
können.

316. Bereits 1986 skizzierte die WHO im Rahmen der
Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung „die enge
Bindung zwischen Mensch und Umwelt“ als Grundlage
„für einen sozial-ökologischen Weg zur Gesundheit“
(WHO 1986). Gesundheitsförderung meint dabei auch, 
die Gesundheitsrisiken, die von ökologischen Verände-
rungen ausgehen, zu identifizieren und ihnen dadurch
zu begegnen, dass natürliche Ressourcen erhalten
werden (MALSCH 2021). Das Umweltverständnis der
Ottawa-Charta knüpft damit an die Vorüberlegungen
zur nachhaltigen Entwicklung an.

317. Die gesundheitsbezogene Umweltpolitik blickt zu-
rück auf eine lange Tradition verschiedener Konzepte,
die das Verhältnis von Umwelt, Gesundheit und Gesell-
schaft einordnen. Das Leitbild Ökosalute Politik bündelt
die Stärken dieser unterschiedlichen Perspektiven und
bietet der gesundheitsbezogenen Umweltpolitik einen
neuen Orientierungsrahmen (Kap.  5.1). Der Begriff
„ökosalut“ ist eine Neuschöpfung und setzt sich zu
sammen aus dem altgriechischen „oikos“ (dt. „Haus“),
wie in „Ökologie“, und dem lateinischen „salus“ (dt.
„Gesundheit“).

318. Um diesen Orientierungsrahmen für die politische 
Praxis zu konkretisieren, werden Prinzipien herange
zogen, die bereits seit vielen Jahren aus den Bereichen
der Gesundheits-, der Sozial- oder der Umweltpolitik
bekannt sind (Kap.  5.2). Prävention, Gesundheitsför
derung, Gerechtigkeit, Kostenübernahme durch den
Verursacher, Vorsorge sowie Systemdenken und Inte
gration sind wesentliche Prinzipien des Leitbildes Öko-
salute Politik. Zu den bestehenden Instrumenten gesund-
heitsbezogener Umweltpolitik gehören Monitoring und 
Surveillance, die Festlegung von Umweltstandards durch 
Grenzwerte sowie die Umwelt- und Gesundheitsfolgen-
abschätzung. Diese Instrumente sind für den gesund-
heitsbezogenen Umweltschutz zentral und seit Jahr-
zehnten etabliert. Sie unter dem Leitbild Ökosalute
Politik kritisch zu würdigen und weiterzuentwickeln
(Kap.  5.3), stärkt die gesundheitsbezogene Umwelt
politik und fördert so Gesundheit und Lebensqualität
aller Menschen.
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5.1	 Ein Orientierungsrahmen 
für die gesundheits­
bezogene Umweltpolitik

319. Im Unterschied zu Gesundheitsrisiken wie etwa
dem Tabak- oder Alkoholkonsum hat das Individuum
auf umweltbedingte Gesundheitsrisiken und -chancen
nur wenig Einfluss. Die Aufgabe, umweltbedingte Ge-
sundheitsbelastungen zu verringern und umweltbeding-
te Gesundheitsförderung zu betreiben, kann deshalb
nicht dem Individuum überlassen werden. Es handelt
sich im Wesentlichen um eine Aufgabe der Politik.

320. Für die nur sehr begrenzten individuellen Einfluss-
möglichkeiten gibt es verschiedene Gründe. Zunächst
können Individuen ihre Umweltexposition (Tz. 36–43)
nur in begrenztem Ausmaß beeinflussen. Sie können
sich gesundheitsschädlichen Umweltfaktoren tenden
ziell nur schwer entziehen. Das gilt insbesondere für
Menschen mit geringen Ressourcen und geringen ge-
sellschaftlichen Privilegien, die es sich etwa nicht leisten 
können, in Stadtteile mit weniger belasteter Luft zu
ziehen (Tz.  50–59). Zugleich sind Individuen in aller
Regel auch nicht dazu in der Lage, die Umweltbedin
gungen, in denen sie leben, selbstständig gesünder zu
gestalten. Die Bewohner:innen einer Stadt können als
Individuen und ohne staatliche Unterstützung weder
die Feinstaubbelastung vor Ort senken noch den Klima-
wandel und damit die Häufigkeit und Schwere von
Hitzewellen maßgeblich beeinflussen noch Parks an
legen oder Straßenbäume pflanzen. Zu guter Letzt
können Individuen auch nur teilweise beeinflussen, wie 
anfällig sie gegenüber bestimmten Umwelteinflüssen
sind (Tz. 44–48). Dieselben umweltbedingten Gesund-
heitsbelastungen wirken sich bei alten Menschen,
Schwangeren, Kindern, Vorerkrankten sowie sozial
Benachteiligten oftmals schwerer aus als im Mittel der
Gesamtbevölkerung.

321. In globaler Perspektive wird die ungleiche Vertei-
lung der Belastungen, der Gestaltungsmöglichkeiten
und der Anpassungsressourcen noch einmal deutlicher: 
Menschen, die im Globalen Süden leben, sind von den
Gesundheitsrisiken planetarer Umweltschäden in der
Regel stärker betroffen als diejenigen im Globalen Nor-
den (ECKSTEIN et al. 2021; BUTLER und HANIGAN
2019). Sie können tendenziell schlecht verhüten, dass
der Globale Norden diese Schäden anrichtet, und haben
häufig geringere Möglichkeiten, sich vor ihnen zu
schützen (GEORGESON et al. 2016).

Gesundheitsbezogener Umweltschutz zu 
Zeiten der Aufklärung und Industrialisierung
322. Gesundheit wird nicht nur durch die Gesundheits-
politik, sondern auch durch andere Politikbereiche,
insbesondere durch die Umweltpolitik, beeinflusst. Die 
Einsicht, dass Umwelt und Gesundheit eng miteinander 
verbunden sind, musste sich erst mit der Zeit entwickeln. 
Diese historischen Entwicklungen nachzuvollziehen,
bedeutet, ihre Ursprünge anzuerkennen und zu würdi-
gen. Ein tieferes Verständnis der Geschichte ermöglicht
zudem, Treiber und Hemmnisse der heutigen gesund-
heitsbezogenen Umweltpolitik zu identifizieren und zu
verorten.

323. Erst in jüngerer Zeit hat sich die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass der umweltbezogene Gesundheitsschutz
eine politische Aufgabe ist. Zuvor waren es lediglich ein-
zelne Pioniere, die darauf hinwiesen, dass die Umwelt
die menschliche Gesundheit prägt. Der italienische Arzt 
und Epidemiologe Giovanni Maria Lancisi (1654–1720) 
wies im 18. Jahrhundert auf die Rolle der Umwelt bei
der Krankheitsübertragung zwischen Tieren und
Menschen hin (ANONYM 1964). Christian Rickmann
(1741–1772) forderte im Jahr 1771 eine „vollständige
medicinische Policey“ (PIEPER 2003). Diese neue Diszi
plin sollte wirksame Konzepte entwickeln, um die
öffentliche Gesundheit positiv zu beeinflussen (ebd.).
Damit hatte Rickmann das Programm formuliert, wel-
ches Johann Peter Frank (1745–1821) als Wegbereiter
der Sozialmedizin in seinem Hauptwerk „System einer
vollständigen medizinischen Polizey“ aufnahm. In
Band 3 dieses Werkes formulierte FRANK (1787) unter 
anderem, wie wichtig die Wohnverhältnisse und sani-
tären Umweltbedingungen für die Krankheitspräven
tion seien. Indem er den allgemeinen Gesundheits
zustand der Bevölkerung zum Politikum machte, legte
er den Grundstein für die öffentliche Gesundheit
(EXNER 2013; PIEPER 2003).

324. Im 19. Jahrhundert postulierte der britische
Ingenieur und Wegbereiter der Stadthygiene Edwin
Chadwick (1800–1890), dass die physischen Umwelt
bedingungen und die sanitären Infrastrukturen eine
zentrale Einflussgröße für die Gesundheit der Arbeiter-
klasse darstellen (FEE und BROWN 2005). Weil saube-
res Trinkwasser, Kanalisations- und Abwassersysteme
sowie Abfallentsorgung fehlten, waren die Menschen
schweren Gesundheitsbelastungen ausgesetzt (CHAD-
WICK 1965). Das Königreich Preußen erkannte die
gesundheitlichen Risiken industrieller Immissions
belastungen. Die preußische Regierung integrierte daher 
im Jahr 1845 eine Immissionsschutzregelung in eine
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ihrer Gewerbeordnungen und erließ 1895 die erste 
„Technische Anleitung Luft“ zur Verminderung von 
Luftschadstoffen (KLOEPFER et al. 1994).

325. Neben diesen risikoorientierten Ansätzen gab es,
obwohl damals noch nicht explizit benannt, bereits erste
Ideen, die umweltbezogene Gesundheitsressourcen
stärken sollten. Der amerikanische Landschaftsarchitekt 
Frederick Law Olmsted (1822–1903) erkannte, dass sich 
Menschen in Parks treffen, dort erholen und frische Luft 
atmen könnten (FISHER 2010). Parks sollten allen Men-
schen unabhängig von ihrem sozialen Status zugänglich 
sein. Nach diesen Idealen plante Olmsted gemeinsam
mit Calvert Vaux (1824–1895) zum Beispiel den Central 
Park oder den Prospect Park in New York City (ROSEN-
ZWEIG und BLACKMAR 1992).

326. Zu jener Zeit spielten Infektionskrankheiten eine
entscheidende Rolle in Europa. Zu den Erregern dieser
Infektionskrankheiten zählten auch solche, die zwischen 
Tieren und Menschen übertragen werden. Für diese Art
der Infektionskrankheiten prägte der deutsche Arzt und 
Pathologe Rudolf Virchow (1821–1902) den Begriff der
„Zoonosen“ (Tz.  266). Virchow, der Wegbereiter der
Sozialmedizin, wird darüber hinaus auch mit dem
Konzept der One Medicine in Verbindung gebracht. One 
Medicine besagt, dass die Human- und die Veterinär-
medizin miteinander verknüpft und voneinander abhän-
gig sind (KING 2021, S. 650). Virchow warnte bereits
Mitte des 19. Jahrhunderts davor, die Human- und
Tiermedizin getrennt voneinander zu betrachten (HILL-
CAWTHORNE 2019). Zu jener Zeit nahm das Fach
wissen stark zu und es bildete sich ein disziplinspezi
fisches Silodenken in Forschung, Politik und Praxis
heraus (AGUIRRE et al. 2019; MANLOVE et al. 2016;
ZINSSTAG et al. 2012).

327. One Medicine wurde von Virchows Schüler, dem
kanadischen Arzt und Pathologen Sir William Osler
(1849–1919), weitergeführt (DUKES 2000, S. 231) und
später von Calvin Schwabe (1927–2006) erneut aufge-
griffen. SCHWABE (1984) schlug eine Brücke zwischen 
der humanen Gesundheit und der Tiergesundheit (s. a.
MANTOVANI 2008), insbesondere mit Blick auf zoo
notische Erkrankungen (KAHN et al. 2008). Unberück-
sichtigt bleiben bei diesem primär klinisch orientierten 
Ansatz jedoch ökologische und soziale Prozesse außer-
halb der Gesundheitsversorgung, die die Gesundheit
von Menschen und Tieren entscheidend mitbestimmen 
(ZINSSTAG et al. 2011).

Die Anfänge der heutigen gesundheits­
bezogenen Umweltpolitik in Deutschland
328. Nicht nur an der Schnittstelle zwischen mensch
licher Gesundheit und Tiergesundheit mussten sich
Wissen und politischer Wille erst herausbilden, dies galt 
auch für den Bereich des gesundheitsbezogenen Umwelt
schutzes. Bis in die 1950er-Jahre fand dieser in Deutsch-
land kaum politische Beachtung. Gesundheitsbezogene
Umweltprobleme, wie die Verschmutzung der Luft und
der Gewässer, wurden jedoch immer deutlicher. Die
Politik reagierte darauf mit Regelungen zum Schutz der 
Umwelt. Nennenswert ist das Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) zum Trinkwasserschutz, welches im Jahr 1960
in Kraft trat.

329. Obwohl sich die wissenschaftliche Evidenz zu
gesundheitlichen Risiken von Pestiziden und anderen
Schadstoffen verdichtete (CARSON 1962), blieb das
Umweltbewusstsein in Politik und Gesellschaft auch bis 
in die späten 1960er-Jahre nur schwach ausgeprägt
(HUBER 2011, S. 83).

330. In den 1970er-Jahren begann in Deutschland ein
gesellschaftliches Umdenken (HUBER 2011). Dieses
manifestierte sich in einer politischen Kehrtwende weg 
von eher technischen Maßnahmen (z.  B. „Politik der
hohen Schornsteine“, s. SCHULZ-WALDEN 2013) hin
zu einem flächendeckenden Umweltrecht (SCHLACKE 
2021). So verabschiedete die sozial-liberale Regierungs-
koalition unter Bundeskanzler Willy Brandt und Innen-
minister Hans-Dietrich Genscher im Jahr 1970 zunächst 
das Sofortprogramm für den Umweltschutz und ein Jahr 
später das erste Umweltprogramm (Deutscher Bundes-
tag 1971). Damit legte sie den Grundstein für eine Reihe 
gesundheitsbezogener Umweltgesetze. Dazu zählen
etwa das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
von 1974 oder das Chemikaliengesetz (ChemG) aus dem 
Jahr 1980.

331. Die gesundheitsbezogene Umweltpolitik dieser Zeit 
war sich der planetaren Dimension der Umweltproble-
me zwar bewusst (z. B. Lebensmittelbelastung durch
Biozide weltweit, s. Deutscher Bundestag 1971), richtete 
ihren Fokus aber auf lokale Umwelt- und Gesundheits-
probleme (z. B. Luft- und Lärmschutz). Dass der Schutz 
eines Moores oder eines Waldes dank der vielseitigen
Ökosystemleistungen auch eine Gesundheitsressource
sein kann (Kap. 4.1), blieb damals weitestgehend un
beachtet. Die gesundheitsbezogene Umweltpolitik im
letzten Drittel des 20. Jahrhunderts war im Wesent
lichen auf die Erhaltung und Wiederherstellung der
lokalen Umweltmedien (Gewässerschutz, Luftreinhal-
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tung, Bodenschutz, Lärmschutz) ausgerichtet (zum Be-
griff der lokalen Umwelt s. Kasten 2-1). Sie hat dabei 
große Erfolge errungen. Seit 1990 sind beispielsweise 
Luftschadstoffe wie SO2, Gesamtstaub (total suspen-
ded particles – TSP), Kohlenstoffmonoxid (CO) oder 
flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 
(NMVOC) um mehr als 70 % zurückgegangen (UBA 
2022h).

332. In den 1980er-Jahren gewann die gesundheits
bezogene Umweltpolitik auf internationaler und euro-
päischer Ebene an Bedeutung. Aus der Erkenntnis, dass 
ein intakter Zustand des Planeten Grundvoraussetzung 
für Gesundheit und Leben ist, entstanden die Wachs-
tumskritik (MEADOWS 1972) und das Konzept der
Nachhaltigen Entwicklung (WCED 1987). Völkerrecht-
lich wurden daher etwa das Wiener Übereinkommen
zum Schutz der Ozonschicht (1985) sowie das Montreal-
Protokoll (1987) beschlossen. Diese Abkommen haben
entscheidend dazu beigetragen, die planetare Ozon-
schicht zu schützen (CHIPPERFIELD et  al. 2015).
Dadurch wurde die lokale UV-Strahlung, die die
Erdoberfläche erreicht, verringert und damit die UV-
bedingte Krankheitslast reduziert (ebd.). Ein weiterer
wichtiger Schritt der umweltbezogenen Gesundheits-
politik war das Gesetz über die Umweltverträglich
keitsprüfung (UVPG), welches im Jahr 1990 zur Um-
setzung der UVP-Richtlinie 85/337/EWG in Kraft trat
(Abschn. 5.3.3).

333. In zahlreichen Abkommen bekannte sich die Welt-
gemeinschaft dazu, sich den planetaren Umwelt- und
Gesundheitsproblemen gemeinsam zu stellen. Zu den
wichtigsten Abkommen zählen beispielsweise die Bio-
diversitätskonvention und die Klimarahmenkonvention. 
Die UN-Mitgliedstaaten unterzeichneten diese beiden
Konventionen auf der Rio-Konferenz im Jahr 1992
(UN 1992a; 1992b). Bei dieser Konferenz etablierten
die UN-Mitgliedstaaten mit ihrem Aktionsprogramm
Agenda 21 auch die Leitlinien einer nachhaltigen Ent-
wicklung (UN CED 1992). Mit dem Protokoll von Kyoto 
(UNFCCC 1997), dem Klimaabkommen von Paris (UN 
2015a) und schließlich der Agenda 2030 (UN 2015b)
bekannte sich die Weltgemeinschaft zu verbindlichen
Klimaschutz- und Nachhaltigkeitszielen (Kasten 5-1).

One Health, EcoHealth und Planetary Health: 
Ganzheitliche Gesundheitskonzepte im Vergleich
334. Ganzheitliche Gesundheitskonzepte setzen die
menschliche Gesundheit in Bezug zu ihrer Umwelt und
den anderen Lebewesen auf diesem Planeten. One
Health, EcoHealth und Planetary Health zählen zu den

wichtigsten ganzheitlichen Gesundheitskonzepten in 
Politik und Wissenschaft. Diese werden nachfolgend 
vorgestellt und miteinander ins Verhältnis gesetzt, um 
die jeweiligen Stärken und Schwächen herauszuarbei-
ten.

335. One Health ist ein integrierter, vereinigender
Ansatz, der darauf abzielt, die Gesundheit von Men-
schen, Tieren und Ökosystemen nachhaltig in Einklang 
zu bringen und zu verbessern (OHHLEP 2022, S. 2;
MWANGI et  al. 2016). Seinen Ursprung hat das One
Health-Konzept in dem kurativ ausgerichteten One
Medicine-Konzept (ZINSSTAG et al. 2011; s. Tz. 326).
Unter Berücksichtigung der gegenseitigen Abhängigkeit 
von menschlicher Gesundheit, Tiergesundheit und der

Kasten 5-1
Umwelt und Gesundheit in der Agenda 2030 
und den globalen Nachhaltigkeitszielen

Die Agenda 2030 zielt darauf ab, die Strategie der 
Agenda 21 für nachhaltige Entwicklung fortzufüh-
ren und weiterzuentwickeln. Dafür unterlegt die 
Agenda 2030 die Nachhaltigkeitsstrategie mit 17 glo-
balen Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Develop-
ment Goals – SDGs). Das dritte Ziel ist „ein gesun-
des Leben für alle Menschen jeden Alters [zu] 
gewährleisten und ihr Wohlergehen [zu] fördern“ 
(SDG 3). Daran anknüpfend hat die Staatengemein-
schaft eine Reihe von Unterzielen und Indikatoren 
definiert. So soll unter anderem die Anzahl der Ver-
kehrstoten bis 2020 halbiert und die Anzahl chemi-
kalien- und verschmutzungsbedingter Todesfälle 
und Erkrankungen bis 2030 erheblich verringert wer-
den.

Die Nachhaltigkeitsziele sind nicht isoliert vonein-
ander zu betrachten, denn zwischen ihnen besteht 
eine Vielzahl von Wechselwirkungen. Einige Ziele 
können sich gegenseitig verstärken (Synergien), an-
dere im Widerspruch zueinander stehen (Trade-
Offs). SDG 3 „Gesundheit und Wohlbefinden“ ist 
eines der Nachhaltigkeitsziele mit ausgeprägten 
Interaktionen (HOWDEN-CHAPMAN et al. 2017) 
und einem hohen Synergiepotenzial (PRADHAN 
et al. 2017). Synergien entwickelt dieses SDG insbe-
sondere mit den SDGs „Weniger Ungleichheiten“ 
(SDG 10), „Keine Armut“ (SDG 1) und „Geschlechter
gleichheit“ (SDG 5). Dies verdeutlicht den engen 
Zusammenhang zwischen sozialer und gesundheit-
licher Chancengleichheit (Abschn. 2.2.3).
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„Gesundheit“ der Ökosysteme ergibt sich eine über
greifende Betrachtung (SHAIKH 2018; MWANGI et al. 
2016). Ökonomische, soziale und politische Systeme 
beeinflussen den Zustand der Ökosysteme und die 
Gesundheit der Lebewesen (SUBRAMANIAN und 
PAYYAPPALLIMANA 2020). In der gesundheitsbe
zogenen Umweltpolitik ist One Health national wie 
international etabliert. Zuletzt haben sich etwa einige 
UN-Organisationen zum One Health-Konzept bekannt. 
Um Synergien zu bündeln, haben die Weltgesundheits-
organisation (World Health Organization – WHO), die 
Weltorganisation für Tiergesundheit (World Organisa-
tion for Animal Health – WOAH), die Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 
(Food and Agriculture Organization of the United 
Nations – FAO) sowie das Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen (United Nations Environment Pro-
gramme – UNEP) einen gemeinsamen One Health-
Aktionsplan (2022–2026) aufgestellt (FAO 2022). 

336.	 EcoHealth versucht zu verstehen, wie soziale, wirt-
schaftliche und ökologische Faktoren und ihre Wechsel
wirkungen die „Gesundheit“ von Ökosystemen beein-
flussen (MI et  al. 2016). EcoHealth zählt zu den 
Ökosystemansätzen, die den One Health-Ansatz um das 
Prinzip der Nachhaltigkeit ergänzen (DOYLE et  al. 
2020b; WALTNER-TOEWS 2009). Nur wenn die Ge-
sundheit der Menschen und Tiere sowie der Zustand der 
Ökosysteme gleichermaßen berücksichtigt werden, kann 
eine nachhaltige Entwicklung gelingen (ZINSSTAG et al. 
2011). Alle Spezies, inklusive der Menschen, sind auf 
funktionierende Ökosysteme angewiesen (LEBEL 2003). 
Die Analogie zwischen der Gesundheit der Menschen 
und der „Gesundheit“ der Ökosysteme wurde erstmals 
durch den Begriff Ecosystem Medicine geprägt (RAP-
PORT et al. 1979). Aus den Überlegungen der Ecosystem 
Medicine entstand zunächst Ecosystem Health (ebd.; 
SCHAEFFER et  al. 1988) und später EcoHealth 
(CHARRON 2012).

337.	 Genau wie bei One Health, handelt es sich auch bei 
EcoHealth um einen systemischen und transdiszipli
nären Ansatz (AGUIRRE et al. 2019). EcoHealth betont 
die engen Zusammenhänge zwischen Ökosystemfunk-
tionalität, menschlicher Gesundheit und sozialen Verän
derungen (CBD 2017; MI et al. 2016, S. 12). Die Einbin-
dung und Partizipation betroffener Menschen ist ein 
weiterer wichtiger Baustein des EcoHealth-Konzepts 
(CHARRON 2012). Die Politik soll frühzeitig mit den 
von Umweltzerstörung betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen in den Austausch treten und gemeinsame Lösungen 
erarbeiten (HILL-CAWTHORNE 2019).

338.	 EcoHealth und One Health ähneln sich stark (HAR-
RISON et al. 2019; LERNER und BERG 2017; ROGER 
et  al. 2016; ZINSSTAG 2013; ZINSSTAG et  al. 2012). 
Beide Ansätze haben ihre Stärken und Schwächen und 
können voneinander profitieren (ZINSSTAG et al. 2012). 
Beispielsweise könnte sich der EcoHealth-Ansatz die 
Erkenntnisse zunutze machen, die aus der langen 
Tradition der Tiergesundheit im Bereich des One Health-
Ansatzes erwachsen sind. Da One Health vor allem aus 
der Human- und Veterinärmedizin hervorging, zeigt 
sich auch heute noch ein starker biomedizinischer 
Fokus, insbesondere auf Zoonosen, Antibiotikare
sistenzen und Lebensmittelsicherheit (ROGER et  al. 
2016). Andererseits bleibt im One Health-Konzept die 
Rolle der ökologisch-biologischen Umwelt unterre
präsentiert (HARRISON et  al. 2019), auch wenn sich 
der Anwendungsbereich des Konzeptes kontinuierlich 
weitet (VROEGINDEWEY 2017). Dasselbe gilt für 
sozialwissenschaftliche Elemente (LAPINSKI et  al. 
2015). Mit Blick auf die Ökologie und die sozialwissen-
schaftliche Perspektive zeigt das EcoHealth-Konzept 
seine Stärken: Im Kern ebneten Erkenntnisse aus 
Ökologie, Anthropologie, Soziologie und Humanöko
logie den Pfad zu einer sozioökologischen Betrachtung 
der Gesundheitsdimensionen von Menschen und Öko-
systemen sowie der Integration sozialer Belange von den 
Betroffenen. Daraus ergibt sich ein breiteres Verständ-
nis von Gesundheit und Wohlbefinden (ZINSSTAG et al. 
2012).

339.	 Planetary Health hat das Ziel, den maximal erreich-
baren Standard an Gesundheit, Wohlbefinden und Ge-
rechtigkeit weltweit innerhalb der planetaren Grenzen 
zu erreichen (WHITMEE et  al. 2015). Dafür müssen 
menschlich geprägte Systeme wie Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft genau wie die natürlichen Systeme der 
Erde berücksichtigt werden (ebd.). Planetary Health 
entstand Mitte der 2010er-Jahre in der Public Health-
Wissenschaft. Es basiert auf der Erkenntnis, dass die 
atemberaubende Geschwindigkeit der Prozesse von 
Naturverbrauch und -belastung die Erde an ihre Belas-
tungsgrenzen bringt (ROCKSTRÖM et  al. 2009) und 
somit Gesundheit und Lebensqualität überall gefährdet 
(HORTON et al. 2014). Folgt die gesundheitsbezogene 
Umweltpolitik in Deutschland diesem Konzept, so 
schützt und fördert sich nicht nur die Gesundheit der 
Menschen vor Ort, sondern auch der Menschen in 
Ländern, welche von den planetaren Auswirkungen öko-
logischer Krisen in besonderem Maße betroffen sind. 
Planetary Health betont also, wie wichtig planetare 
Umweltprozesse für die Gesundheit sind. Vor diesem 
Hintergrund wird deutlich, dass auch Maßnahmen, die 
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dem planetaren Umweltschutz dienen, einen starken 
Gesundheitsbezug haben.

340.	Gegenüber One Health zeichnet sich Planetary 
Health konzeptionell dadurch aus, dass es auch die 
Gesundheit künftiger Generationen berücksichtigt 
(WHITMEE et al. 2015). So fordert Planetary Health 
einen schonenden Umgang mit den zur Verfügung 
stehenden natürlichen Ressourcen. Eine intakte Umwelt 
ist die Grundlage aller gesellschaftlichen und ökono
mischen Aktivitäten (s. a. Leitbild der ökologischen 
Nachhaltigkeit in SRU 2019a). Planetary Health richtet 
seinen Blick nicht nur auf intergenerationelle, sondern 
auch auf intragenerationelle Gerechtigkeit, das heißt auf 
Gerechtigkeit innerhalb einer Generation. Einerseits 
möchte Planetary Health gesundheitliche Chancenun-
gleichheiten reduzieren, die auf Einkommen, Bildung, 
Geschlecht oder Wohnort zurückzuführen sind (HOR-
TON et  al. 2014). Andererseits spielen auch Aspekte 
internationaler Gerechtigkeit eine wichtige Rolle. 
Während Industriestaaten den Planeten aktuell und his-
torisch in besonderem Maße beanspruchen, fällt der 
Ressourcen- und Energieverbrauch in den Staaten des 
Globalen Südens deutlich geringer aus (HICKEL 2020). 
Zudem sind die ökologischen, sozialen und gesund
heitlichen Auswirkungen der Umweltübernutzung im 
Globalen Süden dramatischer (BUTLER und HANIGAN 
2019). Ziel sowohl von One Health als auch von Planeta
ry Health ist es, der Belastung natürlicher Ressourcen 
und den damit einhergehenden Gesundheitsproblemen 
Rechnung zu tragen (PATTANAYAK et al. 2017).

341.	 Das Planetary Health-Konzept legt einen besonde-
ren Fokus auf die Gesundheitswirkungen planetarer 
Umweltprozesse wie Klimawandel und weltweites 
Artensterben. Es stellt damit eine wichtige Ergänzung 
der gesundheitsbezogenen Umweltpolitik der 1960er- 
bis 1980er-Jahre dar, die vor allem die Gesundheitswir-
kungen der lokalen Umwelt in den Blick nahm (Tz. 331). 
Eine auf lokale Probleme ausgerichtete Umweltpolitik 
lässt sich durch eine am Planetary Health-Konzept orien
tierte Politik allerdings nicht ersetzen. Auch weiterhin 
existieren Gesundheitsrisiken, die allein auf einer 
Veränderung der lokalen Umwelten beruhen, wie etwa 
die Immissionen von Feinstaub oder der Nitrateintrag 
in das Grundwasser. Darüber hinaus können globale 
umweltbedingte Gesundheitsrisiken verstärkt oder ab-
geschwächt werden, je nachdem, in welchem Zustand 
die lokale Umwelt ist. So können Grünräume in Städten 
den Effekt der globalen Erderhitzung auf das lokale 
Mikroklima dämpfen, während versiegelte Flächen ihn 
befeuern (Tz. 230).

342.	One Health, EcoHealth und Planetary Health 
machen deutlich, dass der Schutz der Gesundheit vor 
Umweltrisiken wie Feinstaub, Antibiotikaresistenzen, 
PFAS oder Hitze nicht einzig durch die gesundheitsbe-
zogene Umweltpolitik erfolgen kann (Kap. 3). Vielmehr 
liegt die Verantwortung auch in weiteren Ressorts wie 
Bildung, Wohnen, Verkehr oder Landwirtschaft (WHO 
1986; WHO – Regional Office for Europe 1978). Es 
braucht eine gesundheitsfördernde Gesamtpolitik 
(GEENE et al. 2022). Das bedeutet, dass die vielfältigen 
Determinanten, welche Gesundheit und Lebensqualität 
beeinflussen (Tz. 18), in allen Politikbereichen berück-
sichtigt werden müssen (Health in All Policies – HiAP; 
nähere Informationen zur Konzeption und Umsetzung 
von HiAP s. Tz. 603–605).

343.	 Zusammenfassend zeigt sich, dass die Ideenge-
schichte gesundheitsbezogener Umweltpolitik (Tz. 322–
342; s. a. WBGU 2023, Kap.  3.3) eine Geschichte der 
Perspektivenerweiterung ist. Neue Konzepte lenken den 
Blick auf das, was die bisherigen Konzepte übersehen 
hatten. Das Verhältnis von Umwelt und Gesundheit, in-
klusive seiner politischen Gestaltungserfordernisse, 
wird wissenschaftlich untersucht. Im Kern geht es dabei 
um die Fragen, wie der Mensch körperlich – das heißt, 
als nicht nur „geistiges“, sondern auch „leibliches“ 
Wesen – mit der Welt um sich herum zusammenhängt 
und wie er sich folglich dieser Welt gegenüber verhalten 
sollte. Vor diesem Hintergrund lässt sich die Ideenge-
schichte gesundheitsbezogener Umweltpolitik als Teil 
des facettenreichen Projektes einer Aufklärung über das 
Mensch-Natur-Verhältnis verstehen. Hierzu zählen etwa 
Themen wie das Verhältnis des Menschen zu nicht-
menschlichen Lebewesen, die materiellen Grundlagen 
zivilisatorischer Gesellschaften, Eigenrechte der Natur, 
die Merkmale ökologischer Staatlichkeit oder umwel-
tethische Fragestellungen. Auch das Thema Umwelt und 
Gesundheit gehört – in seinen geistes- und sozialwis-
senschaftlichen Aspekten – in diese Kategorie.

Ökosalute Politik: Die Stärken der bisherigen 
Konzepte in einem neuen Leitbild zusammen­
führen
344.	Die gesundheitsbezogene Umweltpolitik hat im 
Laufe ihrer Geschichte eine Vielzahl von Konzepten, 
Leitbildern und Idealen hervorgebracht, die teils explizit 
formuliert wurden und teils dem politischen Handeln 
implizit zugrunde lagen (Tz.  322–343). Sie transpor
tieren wichtige Erkenntnisse über den Zusammenhang 
von Umwelt, Gesundheit und Gesellschaft. Es bietet sich 
deshalb an, sie in einem übergreifenden Orientierungs-
rahmen miteinander zu verknüpfen. Dazu hat der SRU 
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ein neues Leitbild, das Leitbild Ökosalute Politik, formu-
liert, das ein Kernelement des vorliegenden Gutachtens 
darstellt (vgl. auch die konzeptionellen Überlegungen 
in WBGU 2023, Kap. 3). Das Wort „ökosalut“ ist abge-
leitet vom altgriechischen „oikos“ (dt. „Haus“), wie in 
„Ökologie“, und vom lateinischen „salus“ (dt. „Gesund-
heit“).

345. Entsprechend dieses Leitbildes zielt ökosalute
Politik darauf ab, eine Umwelt zu erhalten oder zu schaf-
fen, in der alle gut und gesund leben können. Aufbau-
end auf den Kapiteln 2, 4 und 5 umfasst das Leitbild Öko-
salute Politik im Einzelnen folgende Grundsätze:

	ɦ Umweltschutz ist eine Voraussetzung für Gesundheit 
und Freiheit: Um sein Leben in Freiheit und Würde 
führen zu können, bedarf der Mensch nicht nur einer 
freiheitlichen, demokratischen und sozial gerechten 
Gesellschaft, sondern auch einer Umwelt, die seine 
Gesundheit bestmöglich unterstützt. Der Zugang zu 
einer sauberen, gesunden und nachhaltigen Umwelt 
ist als universelles Menschenrecht anerkannt. Ge-
sundheitsbezogene Umweltpolitik in Deutschland 
sollte sich dafür einsetzen, dass für alle Menschen in 
der Bundesrepublik, in Europa und weltweit sowie 
für die zukünftigen Generationen dieses Recht Wirk-
lichkeit wird.

	ɦ 	Schutz der lokalen und der planetaren Umwelt: Die 
Gesundheit des Menschen wird durch die Umwelt-
bedingungen beeinflusst, mit denen er in unmittel-
barem Austausch steht. Gesundheitsbezogene Um-
weltpolitik beginnt deshalb beim Schutz der Umwelt 
vor Ort. Da diese lokale Umwelt jedoch auch von Um-
weltveränderungen auf planetarer Ebene beeinflusst 
wird, muss gesundheitsbezogene Umweltpolitik 
ebenso dafür Sorge tragen, dass die planetaren Be-
lastungsgrenzen eingehalten werden.

	ɦ 	Umwelt als Risiko und Chance für die Gesundheit: 
Umweltbezogene Krankheitsprävention basiert auf 
dem Gedanken, dass Gesundheit vor schädlichen Um-
welteinflüssen geschützt werden muss. Zusätzlich 
müssen jedoch auch die positiven Einflüsse der na-
türlichen und baulichen Umwelt gestärkt werden. 
Umweltbezogene Krankheitsprävention und umwelt-
bezogene Gesundheitsförderung ergänzen einander.

	ɦ 	Gesundheitsressource Natur: Der Mensch ist verbun-
den mit anderen Organismen (z. B. Pflanzen, Tieren 
und Mikroorganismen) und den Ökosystemen, in 
denen und durch die er lebt. Deren Erhalt ist ent-

scheidend, um die menschliche Gesundheit zu schüt-
zen und zu fördern.

	ɦ 	Gesundheitsbezogene Umweltpolitik für alle: Der 
Zustand der Umwelt hat Auswirkungen auf die ge-
sundheitliche Chancengleichheit. Menschen sind 
unterschiedlich anfällig für schädliche Umweltein-
flüsse. Außerdem beeinflussen die sozioökono
mischen Ressourcen und Privilegien einer Person, 
inwieweit sie sich vor schädlichen Umwelteinflüssen 
schützen und mit deren Folgen umgehen kann. Ziel 
der gesundheitsbezogenen Umweltpolitik sollte es 
daher sein, für alle Menschen möglichst sichere und 
gesundheitsfördernde Lebensbedingungen zu schaf-
fen.

	ɦ 	Gesundheitsbezogene Umweltpolitik mit allen: Gesund-
heitsbezogener Umweltschutz ist Aufgabe von Staat 
und Politik. Dabei liegen die Hebel, um die Umwelt 
gesünder zu machen, oftmals außerhalb des Umwelt-
ressorts. Gesundheitsbezogener Umweltschutz muss 
deshalb ein zentrales Anliegen aller Politikbereiche 
und -ebenen sein. Die Politik sollte in sämtlichen 
Sektoren geeignete Rahmenbedingungen für ein 
umwelt- und gesundheitsgerechtes Leben und Wirt-
schaften setzen. Dabei lässt sich nur gemeinsam mit 
der Zivilgesellschaft eine gesunde Umwelt für alle 
erreichen.

5.2	 Prinzipien einer 
ökosaluten Politik

346. Ökosalute Politik zielt darauf ab, eine Umwelt zu
schaffen, in der alle Menschen gut und gesund leben
können. Um dieses Ziel zu erreichen, sind einige der aus
der Umweltpolitik, der Gesundheitspolitik, aber auch
der Sozialpolitik bekannten Handlungsprinzipien be-
sonders wichtig. Durch die Anwendung auf den umwelt-
bezogenen Gesundheitsschutz erhalten sie eine spezi-
fische Bedeutung.

Umweltbezogene Krankheitsprävention
347. Umweltbezogene oder auch ökologische Krank-
heitsprävention bezeichnet „alle präventiven Ansätze
[…], die – durch Modifikation von Individualverhalten
oder Lebensverhältnissen – dazu beitragen, Gesund-
heitsrisiken aus der physischen Umwelt zu mindern oder
zu beseitigen“ (FEHR et  al. 2005, S. 18). Umweltbe
zogene Krankheitsprävention verbindet Verhältnis- und 
Verhaltensprävention. Das heißt, dass Maßnahmen ent-
weder die Verhältnisse oder das individuelle Verhalten
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ändern sollen. Umweltbezogene Verhältnisprävention 
findet beispielsweise statt, wenn Mobilität in der Stadt 
emissionsarm gestaltet wird, um die Gesundheitsrisiken 
von Lärm- und Luftschadstoffimmissionen zu verrin-
gern (Tz. 8). Die umweltbezogene Verhaltensprävention 
adressiert dagegen das Individuum. So können Ge
sundheitsämter im Rahmen von Hitzeaktionsplänen 
etwa über Verhaltensweisen bei Hitze und gegenüber 
UV-Strahlenbelastung informieren, damit sich Kinder, 
Ältere, Vorerkrankte und andere Risikogruppen besser 
schützen können (Tz. 249). 

Umweltbezogene Gesundheitsförderung
348. Menschen sind immer wieder krankmachenden
Stressoren ausgesetzt. Gesundheitsressourcen helfen
ihnen, damit umzugehen. Die umweltbezogene Gesund-
heitsförderung versteht die Umwelt als eine wichtige
Ressource zur Bewältigung und zum Ausgleich von
Stressoren und versucht, gesundheitswirksame Lebens-
welten zu schaffen, zu erhalten oder wiederherzustel-
len, sodass Menschen ihre Gesundheit selbstbestimmt
stärken können (FEHR et  al. 2005, S. 19). Sie geht
demnach über die krankheits- bzw. risikoorientierte
Perspektive der Prävention hinaus und will die mensch-
liche Gesundheit fördern und erhalten. Ziel ist also, die
Menschen mit sauberer Luft, Trinkwasser oder Lebens-
mitteln zu versorgen und ihnen ökologische Grünräu-
me und Gewässer für Erholung, Freizeit und soziale In-
teraktion zu bieten (Kap. 4.2).

Gerechtigkeit
349. Im Bereich Umwelt und Gesundheit ergeben sich
eine Reihe von Gerechtigkeitsfragen. Diese lassen sich
mithilfe unterschiedlicher Gerechtigkeitsprinzipien
beantworten. Das Prinzip der Umweltgerechtigkeit
(Tz. 60–63) setzt sich dafür ein, umweltbezogene Ge-
sundheitsressourcen und unvermeidbare umweltbeding-
te Gesundheitsrisiken sozialräumlich gerecht zu ver
teilen (Verteilungsgerechtigkeit) sowie Betroffene bei
gesundheits- und umweltbezogenen Prozessen in Politik 
und Verwaltung einzubinden (Verfahrensgerechtigkeit) 
(HORNBERG et al. 2011; BOLTE et al. 2018a).

350. Die soziale Komponente der Umweltpolitik fällt
auch bei der Ausgestaltung umweltpolitischer Maß
nahmen ins Gewicht, da hierbei auch ökonomische Ver-
teilungseffekte entstehen können (JACOB et al. 2016).
Umweltpolitik kann also die Einkommens- und Vermö-
gensungleichheit in Deutschland verstärken oder ab
mildern. Es gilt, solche ökonomischen Verteilungseffek-
te bei der Planung und Umsetzung umweltpolitischer
Maßnahmen zu berücksichtigen. Aber auch unterlas

sener oder unzureichender Umweltschutz kann mit 
sozialen und gesundheitlichen Auswirkungen einher
gehen (HEYEN 2021). Beispielsweise könnte ein Tempo
limit auf Autobahnen die Verkehrssicherheit steigern 
sowie Luftschadstoff-, Treibhausgas- und Lärmemis
sionen reduzieren, was sich positiv auf die Gesundheit 
aller Menschen auswirken kann (UBA 2021c).

351. Schließlich beeinflussen wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Aktivitäten in Deutschland die Gesund-
heit und Lebensqualität der Menschen in anderen Tei-
len der Welt (internationale Gerechtigkeit) sowie in der 
Zukunft (intergenerationelle Gerechtigkeit) (KENNER 
et al. 2022). Diese Gesundheitswirkungen treten überall 
entlang wirtschaftlicher Prozesse auf: vom Ressourcen
abbau (SCHWARTZ et  al. 2021) bis hin zur Abfall
entsorgung (BINION und GUTBERLET 2012). Politi-
sche Maßnahmen, die Umweltschutz, Gesundheitsschutz 
und soziale Gerechtigkeit auf diese Weise zusammen-
denken, verwirklichen drei verfassungsrechtliche Auf-
gaben des Staates: die körperliche Unversehrtheit zu
schützen (Art. 2 Abs. 2 Grundgesetz – GG), die natür-
lichen Lebensgrundlagen zu bewahren (Art. 20a GG)
und soziale und sozialräumliche Gerechtigkeit zu ver-
wirklichen (Art. 20 Abs. 1 GG). Umweltpolitik trägt
dazu bei, gesundheitliche Chancengleichheit zu fördern.

Verursacherprinzip
352. Gemäß dem Verursacherprinzip müssen diejenigen,
die für Umweltbelastungen verantwortlich sind, die
Kosten für deren Verminderung, Beseitigung oder Kom-
pensation tragen. Dies entspricht dem allgemeinen Ge-
rechtigkeitsprinzip und wird ferner damit begründet,
dass die Verursacher auch diejenigen sind, die die
Umweltschädigungen am wirksamsten verhindern oder 
beseitigen können (RAMSAUER in: KOCH/HOFMANN/
REESE 2018, § 3 Rn. 38). In der Praxis sind Umweltschä-
den jedoch nur in jenem Umfang zurechenbar, den der
Gesetzgeber rechtlich konkretisiert (KAHL/GÄRDITZ
2021, § 4 Rn. 29). Das Gegenstück des Verursacherprin-
zips ist das Gemeinlastprinzip, wonach die Kosten der
Umweltschäden der Allgemeinheit angelastet werden.
Letzteres kommt vor allem dann zum Tragen, wenn dies 
politisch gewünscht ist (z. B.zum Erhalt von Arbeits-
plätzen) oder der Nachweis der unmittelbaren Ursäch-
lichkeit nur begrenzt möglich oder gar unmöglich ist
(KAHL/GÄRDITZ 2021, § 4 Rn. 31). Im Bereich des
gesundheitsbezogenen Umweltschutzes kann dieser
Nachweis insbesondere deshalb schwer zu führen sein,
weil es teilweise lange dauert, bis Umweltschäden sicht-
bar werden, und noch länger, bis sich diese Umwelt
schäden auf die Gesundheit der Menschen auswirken.
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Falls die Kosten weder von den Verursachenden noch 
von der Allgemeinheit getragen werden, sind die zufällig 
Geschädigten den Umweltschäden und ihren (gesund-
heitlichen) Konsequenzen selbst überlassen (Geschädig
tenprinzip, s. KLOEPFER 2016, § 4 Rn. 125 ff.). Aus Sicht 
gesundheitsbezogener Umweltpolitik sind solche Fälle 
möglichst zu vermeiden. Gesundheitsrelevante Umwelt-
eingriffe sollten von den Verursachern beseitigt oder 
kompensiert werden, wo immer es möglich ist. Europa-
rechtlich ist das Verursacherprinzip, genau wie das 
Vorsorgeprinzip (Tz. 353), in Art. 191 Abs. 2 S. 2 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) verankert.

Vorsorgeprinzip
353.	 Vorsorge bedeutet dem Wortsinn nach, einen „Vor-
rat an Sicherheit“ zu schaffen (CALLIESS 2021). Unter-
schieden wird in der deutschen Umweltpolitik zwischen 
der Ressourcenvorsorge und der Risikovorsorge. Res-
sourcenvorsorge beinhaltet nach deutschem Verständ-
nis, stoffliche Belastungsgrenzen bzw. Ressourcennut-
zungskapazitäten nicht auszuschöpfen. Es verpflichtet 
insbesondere dazu, eine Ressource schonend zu nutzen 
und Abstand zu den Belastungs- und Kapazitätsgrenzen 
einzuhalten. Das Prinzip der Ressourcenvorsorge drückt 
sich etwa in Vermeidungs- und Verschlechterungs
geboten, Alternativenprüfungen sowie „Stand der 
Technik“-Anforderungen aus.

354.	 Im Unterschied zur Ressourcenvorsorge beinhaltet 
Risikovorsorge, unsicheren und ungewissen Schadens-
befürchtungen Rechnung zu tragen (SRU 1999; 2012b; 
APPEL 2004; KÖCK 2022c; 2011; 2005; 2023; SCHERZ-
BERG 1993; BVerfGE 49, 89, 143 – Kalkar). Mit Blick auf 
den Umwelt- und Gesundheitsschutz bedeutet das, 
präventiv tätig zu werden, anstatt erst abzuwarten, bis 
Ursache-Wirkungs-Beziehungen geklärt sind, Eintritts-
wahrscheinlichkeiten feststehen sowie Art und Umfang 
von Schäden bekannt sind. Das Prinzip der Risikovor-
sorge verlangt es, schon dann Maßnahmen zu ergreifen, 
wenn noch nicht sicher ist, ob umweltbedingte Ge
sundheitsschäden entstehen können oder werden, aber 
bereits Gründe zur Besorgnis bestehen (sog. Besorgnis-
potenzial). Demgemäß ermächtigt und verpflichtet das 
Vorsorgeprinzip unter anderem schon dann zum ein-
greifenden Handeln, wenn künftige Beeinträchtigungen 
noch nicht mit der gebotenen Evidenz prognostiziert 
werden können (BVerfGE 56, 54, 77 f. – Fluglärm; 
BVerfG, Beschl. v. 29.11.1995, 1 BvR 2203/95 – 
Ozongesetz; KÖCK 2023b, S. 75).

355.	 Umweltpolitik und auch der gesundheitsbezogene 
Umweltschutz sind insbesondere auf die Risikovorsor-
ge angewiesen. In einer freien Gesellschaft, die auf In-
novationen durch Marktkräfte setzt, läuft die Generie-
rung von Risikowissen strukturell den Risiken hinterher. 
Der Staat kann sich aber auch nicht auf bloße Nachsorge, 
also auf die Beseitigung eingetretener Umweltschäden, 
verlassen. Diese ist meist nicht nur aufwendiger und 
teurer als Risikovorsorge. Häufig können Eingriffe in 
die Umwelt gar nicht mehr rückgängig gemacht werden 
(Irreversibilität) oder es dauert lange, bis ein Ökosys-
tem wieder in seinen Ausgangszustand zurückgefunden 
hat (insb. bei persistenten Stoffen, s. SRU 2012b, 
Tz. 752). In vielen wichtigen Bereichen des gesundheits-
bezogenen Umweltschutzes hat der Gesetzgeber das 
Vorsorgeprinzip ausdrücklich auf der einfachgesetzli-
chen Ebene verankert, um vorsorgendes Handeln regel-
haft vorzuschreiben. Das gilt beispielsweise im Bereich 
der Gentechnik, der Reaktorsicherheit oder des Strah-
lenschutzes, aber auch im Gefahrstoffrecht, wie zum 
Beispiel bei der Risikobeurteilung von Chemikalien oder 
der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln (PSM). Hier 
werden Politik und Verwaltung schon dann tätig, wenn 
nur ein begründeter Verdacht auf eine Gesundheits
gefahr vorliegt. Rechtlich stützen sich Strategien der 
Risikovorsorge auf das Vorsorgeprinzip, das in Art. 20a 
GG und Art. 191 AEUV verankert ist.

Systemisches Denken und integratives Handeln
356.	 Das Thema Umwelt und Gesundheit bietet enor-
mes Synergiepotenzial zwischen den unterschiedlichen 
Politikressorts. Ressortübergreifende Politik bietet eine 
Vielzahl an Co-Benefits für die Gesundheit und die 
gesundheitliche Chancengleichheit der Menschen. Ge-
sundheitspolitik, die sich am Leitbild Ökosalute Politik 
ausrichtet, geht darüber hinaus und sieht im Erhalt und 
Wiederaufbau einer gesundheitsförderlichen Umwelt 
einen zentralen Baustein auch der Gesundheitspolitik. 

357.	 Um erfolgreich zu sein, muss ökosalute Politik über 
Ressortgrenzen hinweg systemisch gedacht und inte
griert werden. Systemdenken ist ein Konzept, das sich 
mit der Lösung komplexer Probleme auseinandersetzt 
(DUBOZ et al. 2018). Es beschreibt einen analytischen 
Ansatz, um Umwelt- und Gesundheitsprobleme zu iden-
tifizieren, wechselseitige Mensch-Umwelt-Dynamiken 
zu verstehen, mögliche Veränderungen vorherzusagen 
und so die gewünschten Effekte zu erzielen (ARNOLD 
und WADE 2015; MEADOWS 2008). Integriertes Han-
deln zielt auf eine disziplin-, ressort- und sektorüber-
greifende Zusammenarbeit ab (DUBOZ et  al. 2018). 
Diese übergreifende Bearbeitung gesundheitsbezogener 
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Umweltprobleme setzt die substanzielle Kooperation 
zwischen allen betroffenen Institutionen und Disziplinen 
voraus.

5.3	 Wichtige Instrumente zur 
Umsetzung einer 
ökosaluten Politik

358. In der Vergangenheit haben sich bestimmte In
strumente etabliert, die heute für die Umsetzung des
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes von zentraler
Bedeutung sind. Mit ihrer Hilfe lassen sich umweltbezo
gene Gesundheitsrisiken ermitteln, bewerten, managen 
und reduzieren. Dabei dient Monitoring (Abschn. 5.3.1) 
insbesondere dazu, Risiken zu erkennen und zu be
obachten. Konkrete Anforderungen zum Schutz der
Gesundheit vor Umweltrisiken werden durch Umwelt-
standards, insbesondere in der Form von Grenzwerten
(Abschn. 5.3.2), eingeführt. Die Folgen von staatlichem 
Handeln auf Umwelt und Gesundheit lassen sich durch
spezielle Verfahren der Umwelt- und Gesundheits
folgenabschätzung auf Ebene der Verwaltung und der
Politikentwicklung ermitteln (Abschn. 5.3.3). Weitere
Instrumente und Maßnahmen, die dazu dienen können, 
das Leitbild Ökosalute Politik (Kap. 5.1) und die dazuge
hörigen Prinzipien (Kap. 5.2) in die Praxis zu überführen, 
werden in den Kapiteln 6, 7 und 8 jeweils themenbezogen 
vorgestellt. So ist eine nachhaltige Chemikalienpolitik
notwendig, um gesundheitsschädliche Stoffeinträge in
die Umwelt zu reduzieren und so umweltbezogene
Krankheitsprävention zu betreiben (Kap. 6). Die Stadtent
wicklungspolitik bietet hingegen große Potenziale zur
umweltbezogenen Gesundheitsförderung, etwa durch den 
Erhalt und den Ausbau innerstädtischer Grünräume
(Kap. 7). Zuletzt eröffnen sich für die Politik auch viele
Optionen, um das ökosalute Prinzip des systemischen
Denkens und integrativen Handelns zu fördern (Kap. 8).

5.3.1	 Monitoring und epidemio­
logische Überwachung 
(Surveillance)

359. Umweltbeobachtung und -monitoring sind essen-
ziell, um umweltbezogene Risken und Gefahren für die
Gesundheit und für die Umwelt zu erfassen, Maßnah-
men zu planen, deren Wirksamkeit zu überwachen sowie
das Erreichen oder Verfehlen von politischen Zielen zu
dokumentieren. Überwacht werden unter anderem

Schadstoffbelastungen und Pathogene in Lebensmit-
teln, im Grundwasser, im Trinkwasser, in der Luft, in 
Böden, in Badegewässern und im menschlichen Orga-
nismus. Zu den biologischen Risiken, die dokumentiert 
werden, gehören zum Beispiel die Ausbreitung von resis
tenten Bakterienstämmen (Kap. 3.2) oder die Belastung 
von Badegewässern mit Blaualgen oder E. coli-Bakte
rien. Die Langzeiterfassung der Luft- und Wassertempe
raturen ist wichtig, um klimatische Veränderungen zu 
dokumentieren. Erfasst wird zudem die UV-Strahlung 
sowie Radon und Radioaktivität in der Umwelt. Ein 
besonders wichtiger physikalischer Stressor ist die 
Schallbelastung. Lärm, insbesondere Verkehrslärm, wird 
nicht nur gemessen, sondern auch modelliert. Hierfür 
ist unter anderem eine Verkehrserfassung erforderlich 
(SRU 2020; BMU 2014). Diese Modellierungen sind die 
zentrale Grundlage, um Lärmminderungsmaßnahmen 
zu planen und deren Wirkung zu verifizieren. 

360. Da der Mensch einer Vielzahl unterschiedlicher
umweltbezogener Stressoren ausgesetzt ist (s. a.
Kap. 2.1), ist das gesundheitsbezogene Umweltmonito-
ring entsprechend divers und umfangreich. Dies zeigt
sich insbesondere am Beispiel der Chemikalien. Bis Ok-
tober 2021 waren unter REACH mehr als 23.000 Einzel-
stoffe registriert, die weltweit eingesetzte Stoffzahl wird
auf mehr als 100.000 geschätzt (ECHA 2021; BAFU
2022). Hinzu kommen noch andere Stoffe, wie zum
Beispiel PSM, Verbrennungsprodukte (u. a. PAK) oder
Arzneimittelwirkstoffe, die in die Umwelt gelangen
können. Zudem werden in die Umwelt eingetragene
Stoffe in der Regel verändert, wodurch wieder andere
Verbindungen entstehen, die wiederum andere Eigen-
schaften aufweisen können. Somit stellt das stoffliche
Monitoring allein aufgrund der Vielzahl der Stoffe, die
angewendet werden, eine besondere Herausforderung
dar (s. a. Tz. 415 ff.).

361. Nur ein Bruchteil der anthropogenen Stoffbelas-
tungen der Umwelt wird durch Monitoringprogramme
erfasst. Gleichzeitig ist es erforderlich, diese Program-
me immer wieder an neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse und politische Entwicklungen anzupassen. Ein
Beispiel für eine neue Methode, die dabei helfen kann,
die große Vielfalt an möglichen Stoffen in der Umwelt
zu adressieren, ist das Non-Target Screening (NTS)
(zielungerichtete Analyse von Proben mittels hoch
auflösender Massenspektrometrie, bei der auffällige
Massenspuren erst nachträglich bestimmt werden). Es
wird verwendet, um in verschiedenen Umweltmedien
nicht zielgerichtet nach möglichen Kontaminanten zu
suchen (JEWELL et al. 2021; HOLLENDER et al. 2019).
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362. Beim Umweltmonitoring gibt es zum einen Pro-
gramme, die klar das Ziel verfolgen, Belastungen und
Risiken für den Menschen zu dokumentieren und zu
beobachten. Das betrifft zum Beispiel die Messung von
Luftschadstoffen wie Feinstaub und NOx in der Außen-
luft. Andererseits kann die Umweltbeobachtung auch 
andere Ziele verfolgen, beispielsweise die Ausbreitung 
von gebietsfremden Arten zu dokumentieren. Darüber 
hinaus kann sie aber auch Hinweise für den Gesund-
heitsschutz geben, wenn es sich zum Beispiel um Pflan-
zenarten mit einem besonderen Allergiepotenzial 
handelt, wie das aus Nordamerika nach Europa ein
geschleppte Beifußblättrige Traubenkraut (Ambrosia 
artemisiifolia). Es gibt eine Reihe von indirekten Um-
weltwirkungen auf den Menschen (s. a. Kap. 4), weshalb 
eine generelle Überwachung des Zustands der Umwelt 
und der Biodiversität auch für die menschliche Gesund-
heit relevant ist. Ein neuerer Aspekt der Umweltbeob-
achtung ist die Dokumentation von umweltbezogenen 
Gesundheitsressourcen, wie zum Beispiel das Vor
handensein von ruhigen Grünräumen in Ballungszen
tren (SAINZ de la MAZA et al. 2021). Diese Darstellung 
ist für den präventiven Gesundheitsschutz und die 
Gesundheitsförderung von besonderer Bedeutung (s. a. 
Kap. 4.2).

363. Besonders wichtig ist es zudem, für neue Chemi-
kalien und sonstige Stoffe Messmethoden zu entwickeln, 
damit diese überhaupt erst in der Umwelt und im
Menschen nachgewiesen werden können. Um diesen
Prozess zu unterstützen, wurde eine Kooperation zwi-
schen VCI und Bundesumweltministerium ins Leben
gerufen („Gemeinsames Projekt schreitet voran – Bun-
desumweltministerium und VCI beim Human-Biomo-
nitoring auf der Zielgraden“, gemeinsame Presseerklä-
rung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (BMU) und des Verbands der
Chemischen Industrie e. V. (VCI) vom 16. Juli 2018).

364. Der Zugang zu den Daten aus der Umweltbeobach-
tung gewährleistet Transparenz und hilft, ein Problem-
bewusstsein aufzubauen. Gleichzeitig kann Monitoring 
Innovationen bei Wissenschaft, Zivilgesellschaft und
Wirtschaft auslösen. So erzeugt zum Beispiel die Doku-
mentation von Umweltveränderungen Interesse, Mess-
methoden zu verbessern oder Minderungsmaßnahmen
zu entwickeln. Darüber hinaus erleichtert Datentrans-
parenz die Partizipation der Bürger:innen, um wichtige 
öffentliche Debatten anzustoßen (BAFU und Umwelt-
rat EOBC 2009). Ein Beispiel ist die aufgeflammte
Diskussion zur Kernenergienutzung nach der Veröffent-
lichung von Daten zur radioaktiven Strahlung in ver-

schiedenen Umweltmedien nach der Katastrophe von 
Tschernobyl.

365. Der SRU hat sich immer wieder mit Umweltbe
obachtung und Monitoring beschäftigt und eine Reihe
von Empfehlungen für Verbesserungen gegeben, die zum 
Teil noch aktuell sind (s. SRU 1991; 2012a; 2016a;
Abschn. 5.3.1.4). Dazu gehört unter anderen eine engere 
Verknüpfung von Monitoringprogrammen mit REACH, 
die Ausweitung des Monitorings auf Bereiche, die bis
dahin zu wenig Aufmerksamkeit erfahren haben, sowie 
eine bessere Finanzierung und Zugänglichkeit der Daten
(SRU 2012a).

366. Im Folgenden wird exemplarisch auf zwei Monito-
ringprogramme eingegangen, die einen engen Bezug
zum Gesundheitsschutz haben. Zudem wird der Frage
nachgegangen, wie eine stärker integrierte Umweltbe-
obachtung aussehen sollte.

5.3.1.1	 Human-Biomonitoring

367. Das Human-Biomonitoring ist das zentrale Element
einer gesundheitsbezogenen Umweltbeobachtung (UBA 
2020b). Es dient dazu, die Belastung der Bevölkerung
mit Umweltschadstoffen zu erfassen. Dabei werden
Proben aus dem menschlichen Körper, zum Beispiel Blut, 
Urin oder Muttermilch, auf Schadstoffe untersucht
(Abschn. 2.3.1; Kasten 5-2). Zu unterscheiden sind zwi-
schen der stofflichen Belastung des Organismus bzw.
der inneren Exposition und bereits durch diese beding-
te biologische und gesundheitliche Veränderungen. Mit 
dem Belastungsmonitoring wird die Körperlast mit
einem chemischen Stoff oder seinen Stoffwechselpro-
dukten erfasst. Es liefert Informationen darüber, in
welchem Maße Schadstoffe, die in Boden, Luft oder
Wasser freigesetzt wurden, auch in den Menschen ge-
langen. Ob die gemessenen inneren Expositionen in der 
Lage sind, gesundheitliche Effekte auszulösen, wird
anhand toxikologischer Studien beurteilt.

368. Da sich bedenkliche Schadstoffe im menschlichen
Körper anreichern können, zudem einige Chemikalien
erst nach längerer Anwendung auffällig werden, ist es
wichtig, Belastungen auch retrospektiv erfassen zu
können. Ein dafür notwendiges Archiv stellt die Um-
weltprobenbank dar (Kasten 5-2).

369. Bei der Bewertung der Ergebnisse werden neben
der Schadstoffbelastung der Umwelt auch individuelle
Besonderheiten der untersuchten Personen berücksich-
tigt, die zum Beispiel die Aufnahme, den Abbau und die 
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Ausscheidung von Stoffen betreffen. Wichtig hierbei 
sind unter anderem das Alter und das Geschlecht. 

370.	 Damit kommt dem Human-Biomonitoring eine 
hohe Bedeutung zu, um Aussagen darüber treffen zu 
können, welche Umweltschadstoffe für den Menschen 
von Relevanz sind (UBA 2020b). Es ist somit eine 
wichtige Ergänzung zum Umweltmonitoring, welches 
wiederum Anhaltspunkte dafür liefert, auf welchem 
Wege welche Stoffe in den Menschen gelangen können. 
Beide Monitoringbereiche sind essenziell für eine ad-
äquate Gesundheitsrisikoabschätzung. 

371.	 Für das Human-Biomonitoring wurde die HBM-
Kommission eingerichtet, eine unabhängige wissen-
schaftliche Expertenkommission, die das UBA und 
dessen Leitung bei Fragen zum Human-Biomonitoring 
berät (UBA 2021f; SCHULZ et al. 2007). Zu den Auf

gaben der Kommission gehört die Ableitung (einschließ-
lich Methodenentwicklung) von Referenzwerten und 
toxikologisch begründeten Beurteilungswerten (soge-
nannte HBM-Werte), die helfen sollen, eine innere 
Exposition mit bestimmten Stoffen oder Stoffgruppen 
zu bewerten. Die Kommission ist somit auch an der to-
xikologischen Risikoabschätzung beteiligt (UBA 2014). 
Themen, an denen sie aktuell arbeitet, sind gesundheit-
liche Bewertungen zum Beispiel von PFAS-Belastungen 
und die Methodik zur Festlegung von Referenzwerten 
zur Bewertung von Karzinogenen wie Benzol und zu 
Mischexpositionen (UBA 2021f).

372.	 Die GerES ist das größte HBM-Programm in 
Deutschland (UBA 2020f; Abschn. 2.3.1). Es leistet einen 
wichtigen Beitrag, um die Umweltbelastungen der 
Menschen und ihre Entwicklungen zu dokumentieren. 
Der SRU begrüßt, dass sich die Bunderegierung vorge-

Kasten 5-2
Die Umweltprobenbank – ein Fenster in die 
Vergangenheit

Probennahme und -aufbereitung sind zentrale Schritte 
im Monitoring. Die Umweltprobenbank, die vom Bund 
eingerichtet wurde und seit 1994 betrieben wird, bietet 
die einmalige Chance, Proben von Menschen und der 
Umwelt, die in der Vergangenheit entnommen wurden, 
auf Schadstoffe oder biologische Parameter hin zu 
untersuchen (UBA o. J.–b; KOSCHORRECK et  al. 
2013). Dafür werden regelmäßig Proben genommen 
und eingefroren. Dabei handelt es sich zum Beispiel 
um menschliches Blut, aber auch um Organismen, wie 
Algen, Muscheln oder Vogeleier, sowie Bodenproben 
und Schwebstoffe aus Gewässern. Bei Tieren werden 
in der Regel Teile des Körpers, wie Muskelgewebe oder 
die Leber, genutzt. Entnommen werden die Proben aus 
unterschiedlichen Ökosystemen wie Fließgewässern, 
Agrarlandschaften oder Wäldern. Die Standortwahl 
ermöglicht es, zwischen unbelasteten und belasteten 
Gebieten zu differenzieren. Die Fließgewässerproben 
stammen aus den großen Flüssen Rhein, Donau und 
Elbe. Die Humanproben (Vollblut, Blutplasma und 
Urin) werden an vier verschiedenen Orten in Deutsch-
land – Münster, Halle (Saale), Greifswald und Ulm – 
Studierenden im Alter von 20 bis 29 Jahren entnom-
men. Nach der Entnahme werden die Proben 
routinemäßig auf eine Reihe von Stoffen, unter ande-
rem auf verschiedene Schwermetalle sowie Biozide 
und PSM, untersucht (Real-Time-Monitoring). 

Wesentlicher Aspekt ist, dass die genommenen Proben 
bei sehr tiefen Temperaturen eingefroren und gelagert 
werden (ca. −150 °C). Damit wird gewährleistet, dass 
Stoffe oder biologische Parameter noch nach Jahren 
oder Jahrzehnten unverändert sind. So können unter 
anderem zeitliche Veränderungen in der Schadstoff-
belastung erfasst werden. Besonders wichtig ist dies 
für Stoffe, die erst nach einiger Zeit der Anwendung 
in den Fokus geraten. Beispielsweise können Exposi-
tionen, die in der Vergangenheit auftraten und wegen 
fehlender Analysemethode noch nicht erfasst werden 
konnten, rückwirkend nachvollzogen werden. Über 
die Umweltprobenbank ist es möglich, den zeitlichen 
Verlauf von Belastungen von verschiedenen Biota 
einschließlich des Menschen retroperspektivisch zu 
dokumentieren und unter anderem Rückschlüsse zu 
ziehen, wie sich bestimmte Maßnahmen ausgewirkt 
haben. Die Entscheidungen, was im rückblickenden 
Monitoring untersucht werden soll, treffen das BMUV 
und das UBA. Stoffe bzw. Stoffgruppen im Menschen, 
die untersucht wurden, sind zum Beispiel Bisphenol A 
und Phthalate sowie PFAS (Kap. 3.3). Ein Beispiel für 
Studien zu schädlichen Substanzen in der Nahrungs-
kette ist die Analyse von Süßwasserfischen (Brassen) 
auf Rückstände des Farbstoffs Malachitgrün, der zum 
Beispiel in der Textilindustrie eingesetzt wird und für 
den Menschen schädlich (u. a. krebserregend) ist 
(EFFKEMANN et al. 2009). Daten, die aus Proben der 
Umweltprobenbanken gewonnen wurden, werden 
fortwährend veröffentlicht und fließen auch in EU-
Projekte ein (HBM4EU, PARC, Tz. 375 ff.).
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nommen hat, das Human-Biomonitoring zu stärken 
(SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021). Was 
unter anderem die Methodenentwicklung zur Erfassung 
stofflicher Belastungen betrifft, arbeitet seit 2010 der 
VCI mit dem Bundesumweltministerium zusammen, 
um diesen Bereich weiterzuentwickeln („Gemeinsames 
Projekt schreitet voran – Bundesumweltministerium 
und VCI beim Human-Biomonitoring auf der Zielge
raden“, gemeinsame Pressemitteilung des BMU und des 
VCI vom 16. Juli 2018). Aus Sicht des SRU ist es sinnvoll, 
GerES – wie in der Vergangenheit – an neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse anzupassen, gleichzeitig aber 
auch eine gewisse Konstanz im Studiendesign zu ge-
währleisten, um die Vergleichbarkeit der Daten aus 
unterschiedlichen Zeiträumen zu ermöglichen (s. a. 
LAMPERT et al. 2020). Zudem sollten Aktivitäten zur 
europäischen bzw. internationalen Vernetzung und 
Kooperation im Bereich Human-Biomonitoring wie die 
Europäische Human-Biomonitoring Initiative (HBM4EU) 
oder die Europäische Partnerschaft für die Bewertung 
von Risiken durch Chemikalien (PARC) fortgeführt 
werden (Tz. 375 ff.).

5.3.1.2	 Monitoring für die Deutsche 
Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel

373.	 Der Klimawandel gehört zu den großen neuen He-
rausforderungen des umweltbezogenen Gesundheits-
schutzes. Das Monitoring im Rahmen der DAS hat das 
Ziel, die Auswirkungen des fortschreitenden Klimawan-
dels zu dokumentieren (UBA 2019c; s. a. Abschn. 3.4.3). 
Zudem sollen Erfolge und Unzulänglichkeiten von 
Anpassungsmaßnahmen aufgezeigt werden. Daran an-
knüpfend sieht der Referentenentwurf des Bundes-
Klimaanpassungsgesetzes vor, ein Monitoring für die 
Beobachtung der Folgen des Klimawandels verbindlich 
einzuführen (BMUV 2023c). Sowohl die DAS als auch 
das dazugehörige Monitoringprogramm sind eine Lang-
zeitaufgabe. Dargestellt werden sollen primär bundes-
weite Trends. Insbesondere um Entwicklungen erkennen 
zu können, sind Datenreihen über längere Zeiträume 
erforderlich. An der Erarbeitung von Indikatoren, die 
Aussagen über Veränderungen durch den Klimawandel 
(aktuell 56 sog. Impact-Indikatoren) und Erfolge bei der 
Klimaanpassung (aktuell 44 sog. Response-Indikatoren) 
ermöglichen sollen, sind Expert:innen von Bundes- und 
Landesbehörden sowie wissenschaftliche und private 
Institutionen beteiligt. Unterteilt sind die Indikatoren 
in die Cluster Gesundheit, Wasser, Land, Infrastruktu-
ren, Wirtschaft, Raumplanung und Bevölkerungsschutz 
sowie in handlungsübergreifende Indikatoren. Koor

diniert wurde der Prozess vom UBA. Ziel war es unter 
anderem, ein abgestimmtes System zu entwickeln, das 
auch für andere Berichtspflichten verwendet werden 
kann, um so die begrenzten Ressourcen effizient zu 
nutzen. Eine stetige Weiterentwicklung des Monitoring-
systems einschließlich der Indikatoren ist vorgesehen. 
Dies ist unter anderem notwendig, um neue Erkennt-
nisse aufgreifen zu können. Eine besondere Heraus
forderung besteht zum Beispiel darin, die über dieses 
Monitoringprogramm erfassten Veränderungen in 
Bezug zum Klimawandel zu setzen. 

374.	 Neben den acht Indikatoren, die dem Cluster Ge-
sundheit zugeordnet sind, finden sich in anderen Clus-
tern – wie beispielsweise dem zu Infrastrukturen – eben-
falls Indikatoren mit engem Gesundheitsbezug. Zu 
diesen zählen etwa Wärmebelastung in Städten, som-
merlicher Wärmeinseleffekt und Erholungsflächen 
(Tab. 5-1). Bei den Response-Indikatoren fällt auf, dass 
der Aspekt Information der Bevölkerung im Vorder-
grund steht.

5.3.1.3	 Beispiele für wichtige europäische 
Initiativen zur besseren Zusammen­
arbeit beim Monitoring

375.	 Auf der europäischen Ebene wurden in den letzten 
Jahren verschiedene Initiativen auf den Weg gebracht, 
die das Ziel haben, Umweltmonitoring zu optimieren 
und Datenaustausch und Kooperation zu verbessern. 
Diese stehen zum Teil im Zusammenhang mit dem New 
Green Deal bzw. der Chemikalienstrategie für Nach
haltigkeit und der europäischen Strategie für Daten
austausch (Europäische Kommission 2020e). So wurde 
unter anderem die HBM4EU gestartet, die die Aktivitä-
ten in europäischen und angrenzenden Staaten in die-
sem Feld zusammenbringen will (HBM4EU-Konsortium 
o. J.; POLCHER und SCHÖPEL 2020). Ein zentraler 
Grund für diese Initiative ist das Fehlen eines har
monisierten Systems zur Erfassung der menschlichen 
Stoffbelastungen in der EU (EEA 2019c). Die HBM4EU 
hat drei Kernziele: eine Brücke zwischen Wissenschaft 
und Politik zu schaffen, eine europäische HBM-Platt-
form bereitzustellen und Zusammenhänge chemischer 
Exposition und Gesundheit besser zu dokumentieren. 
Im Rahmen des letzten Kernziels sollen auch Maßnah-
men gefunden werden, die helfen können, Expositionen 
gegenüber Stoffgemischen zu bewerten und zu prüfen. 
Außerdem werden neue Techniken gesucht, die es er-
möglichen, auf einfache Weise in Blut und Urin vom 
Menschen nach unbekannten oder unterschätzten 
Schadstoffen zu suchen. 
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Datentransparenz sorgen und somit zur Stärkung des
Vorsorgeansatzes beitragen. Je schneller und umfassen-
der neue Ergebnisse zu Schadstoffbelastungen verfüg-
bar sind, desto schneller können sie ins Risikomanage-
ment einfließen. Gleichzeitig wird es dadurch einfacher,
die Stoffrisikobewertung und REACH mit Monitoring-
ergebnissen zu verknüpfen.

377. Für den Austausch von Informationen, Daten und
Bewertungen über die Umwelt auf europäischer Ebene
ist das Europäische Umweltinformations- und Umwelt-
beobachtungsnetz (European Environment Information
and Observation NETwork – EIONET) ebenfalls wichtig
(EEA 2022c). Koordiniert und entwickelt wird es von
der EEA. Das Netzwerk fördert die institutionelle Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten. Dabei werden unter
anderem gemeinsame Inhalte und Daten zur Umwelt-
überwachung erstellt und von der EEA veröffentlicht.
Außerdem hat die EEA das Europäische Themen
zentrum „Human Health and the Environment“ (Euro-
pean Topic Centre Human health and the environment
– ETC HE) ins Leben gerufen. Dieses Konsortium aus
zehn europäischen Institutionen unterstützt die EEA
unter anderem mit Informationen für ein besseres
Verständnis von Umwelt- und Klimabelastungen auf die
Gesundheit, bei der Datenberichterstattung und bei der
Effektivität von Monitoringaktivitäten (EIONET o. J.).

5.3.1.4 Hin zu einem stärker integrierten
Monitoring

378. Monitoringprogramme sind entsprechend be-
stimmter Ziele, Strategien oder Politiken konzipiert. Die
mittels einzelner Programme erhobenen Daten lassen
keinen übergreifenden Blick über die Gesamtsituation
der Menschen bzw. der Umwelt zu. Dabei enthalten sie
oft Informationen, die auch an anderer Stelle hilfreich
sein können. Deshalb gibt es schon länger die Empfeh-
lung für ein stärker integriertes Monitoring.

379. Der SRU hat sich bereits 1991 zu der Notwendig-
keit eines integrierten Monitorings geäußert und dazu
eine Reihe von Empfehlungen gegeben (SRU 1991). Dazu
gehörte zum Beispiel, dass eine Institution geschaffen
werden sollte, die die Verantwortung für die Koordi
nation und Abstimmung des sektoralen sowie den Aus-
bau des integrierten Umweltmonitorings übernimmt.
Im Jahr 2020 wurde mit der Gründung des Nationalen
Monitoringzentrums zur Biodiversität (NMZB) ein ers-
ter Schritt in diese Richtung unternommen. Das Zen

	ɦTabelle 5-1

Indikatoren des DAS-Monitoringsystems mit engem Bezug zum Gesundheitsschutz

Cluster Gesundheit

Handlungsfeld menschliche Gesundheit

Impact-Indikatoren – Auswirkungen Response-Indikatoren – Anpassungen

GE-I-1 Hitzebelastung GE-R-1 Hitzewarndienst

GE-I-2 Hitzetote GE-R-2 Erfolge des Hitzewarnsystems

GE-I-3 Belastung mit Ambrosiapollen GE-R-3 Informationen zu Pollen

GE-I-4 Überträger von Krankheitserregern

GE-I-5 Blaualgenbelastung von Badegewässern

Cluster Infrastrukturen

Handlungsfeld Bauwesen

Impact-Indikatoren – Auswirkungen Response-Indikatoren – Anpassungen

BAU-I-1 Wärmebelastung in Städten BAU-R-1 Erholungsflächen

BAU-I-2 Sommerlicher Wärmeinseleffekt

Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur

Impact-Indikatoren – Auswirkungen

VE-I-4 Witterungsbedingte Straßenverkehrsunfälle

Cluster Wirtschaft

Handlungsfeld Tourismuswirtschaft

Impact-Indikatoren – Auswirkungen

TOU-I-3 Wärmebelastung in heilklimatischen Kurorten

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: UBA 2019c

376. Die Risikoabschätzung von Chemikalien ist eine
besonders große Herausforderung (Tz. 436 ff.). Aus die-
sem Grund wurde auf Initiative der Europäischen Kom-
mission die PARC ins Leben gerufen (ANSES und Euro
päische Kommission – Generaldirektion Forschung und
Innovation 2020). Damit im Zusammenhang steht auch 

die Einrichtung einer Informationsplattform für das 
chemische Monitoring (IPCHEM) aus den Mitgliedstaa-
ten (Europäische Kommission 2021b). Darüber können 
Daten über das Vorkommen von Chemikalien in der 
Umwelt, in Lebensmitteln, in der Innenraumluft und 
im Menschen abgerufen werden. Dies soll für mehr 
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Datentransparenz sorgen und somit zur Stärkung des 
Vorsorgeansatzes beitragen. Je schneller und umfassen-
der neue Ergebnisse zu Schadstoffbelastungen verfüg-
bar sind, desto schneller können sie ins Risikomanage-
ment einfließen. Gleichzeitig wird es dadurch einfacher, 
die Stoffrisikobewertung und REACH mit Monitoring-
ergebnissen zu verknüpfen.

377. Für den Austausch von Informationen, Daten und
Bewertungen über die Umwelt auf europäischer Ebene
ist das Europäische Umweltinformations- und Umwelt-
beobachtungsnetz (European Environment Information 
and Observation NETwork – EIONET) ebenfalls wichtig 
(EEA 2022c). Koordiniert und entwickelt wird es von
der EEA. Das Netzwerk fördert die institutionelle Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten. Dabei werden unter 
anderem gemeinsame Inhalte und Daten zur Umwelt-
überwachung erstellt und von der EEA veröffentlicht.
Außerdem hat die EEA das Europäische Themen
zentrum „Human Health and the Environment“ (Euro-
pean Topic Centre Human health and the environment
– ETC HE) ins Leben gerufen. Dieses Konsortium aus
zehn europäischen Institutionen unterstützt die EEA 
unter anderem mit Informationen für ein besseres 
Verständnis von Umwelt- und Klimabelastungen auf die 
Gesundheit, bei der Datenberichterstattung und bei der 
Effektivität von Monitoringaktivitäten (EIONET o. J.).

5.3.1.4	 Hin zu einem stärker integrierten 
Monitoring

378. Monitoringprogramme sind entsprechend be-
stimmter Ziele, Strategien oder Politiken konzipiert. Die 
mittels einzelner Programme erhobenen Daten lassen
keinen übergreifenden Blick über die Gesamtsituation
der Menschen bzw. der Umwelt zu. Dabei enthalten sie
oft Informationen, die auch an anderer Stelle hilfreich
sein können. Deshalb gibt es schon länger die Empfeh-
lung für ein stärker integriertes Monitoring.

379. Der SRU hat sich bereits 1991 zu der Notwendig-
keit eines integrierten Monitorings geäußert und dazu
eine Reihe von Empfehlungen gegeben (SRU 1991). Dazu
gehörte zum Beispiel, dass eine Institution geschaffen
werden sollte, die die Verantwortung für die Koordi
nation und Abstimmung des sektoralen sowie den Aus-
bau des integrierten Umweltmonitorings übernimmt.
Im Jahr 2020 wurde mit der Gründung des Nationalen
Monitoringzentrums zur Biodiversität (NMZB) ein ers-
ter Schritt in diese Richtung unternommen. Das Zen
trum soll unter anderem Aktivitäten im Biodiversitäts-
monitoring bündeln.

380. Neben den Ausführungen des SRU gibt es eine
Reihe weiterer Vorschläge für eine stärker integrierte
Umweltbeobachtung. Zum Beispiel wird empfohlen, die 
Erfassung von Belastungen stärker mit dem Effekt
monitoring zu verzahnen (TOSCHKI et al. 2021). Effekt
monitoring ist in diesem Zusammenhang zu verstehen
als die Erfassung von biologischen Größen, die auf
Umweltbelastungen hinweisen (UBA 2020b). Im urba-
nen Raum werden inzwischen soziale, ökonomische und 
umweltbezogene Einflüsse kartografisch abgebildet und 
übereinandergelegt, um Hotspots sich überlagernder
Belastungen zu identifizieren (s. Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz Berlin 
o. J.). Man spricht hierbei ebenfalls von einem integrier-
ten Monitoring.

381. Im Folgenden werden einige aus Sicht des SRU
wichtige Bedingungen für ein integriertes Monitoring
zusammengefasst:

	ɦ 	Bereits bestehende Monitoringprogramme und -ver-
pflichtungen sowie Expositionsabschätzungen soll-
ten möglichst gut aufeinander abgestimmt sein. 
Damit verbunden ist eine enge Verzahnung zwischen 
quellenbezogenen Ansätzen (Erfassung von Emis
sionen) und qualitätszielbezogenen Ansätzen (insb. 
die Stoffregulierung, wie zum Beispiel REACH mit 
Umweltmonitoringprogrammen). 

	ɦ Monitoringprogramme müssen stetig entsprechend 
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen weiterent-
wickelt werden. Hier dauern die Prozesse bisher noch 
zu lang.

	ɦ 	Die Vergleichbarkeit der erhobenen Daten sollte 
möglichst bis hin zur europäischen Ebene gegeben 
sein. Das erfordert einheitliche Analysestandards, 
eine gemeinsame Entwicklung und Abstimmung von 
Analysemethoden und ein entsprechendes Daten
management. 

	ɦ Die Digitalisierung sollte genutzt werden, um unter 
anderem die Bereitstellung von Daten zu vereinfa-
chen. Innovationen in diesem Bereich sind zu begrü-
ßen.

	ɦ Datentransparenz bzw. ein guter Zugang zu den 
Daten (open data approach) sollte gewährleistet sein 
(s. a. IPCHEM).

	ɦ Monitoringprogramme sollten in Richtung eines 
Frühwarnsystems weiterentwickelt werden (s. NOR-

ɦTabelle 5-1

Indikatoren des DAS-Monitoringsystems mit engem Bezug zum Gesundheitsschutz

Cluster Gesundheit

Handlungsfeld menschliche Gesundheit

Impact-Indikatoren – Auswirkungen Response-Indikatoren – Anpassungen

GE-I-1 Hitzebelastung GE-R-1 Hitzewarndienst

GE-I-2 Hitzetote GE-R-2 Erfolge des Hitzewarnsystems

GE-I-3 Belastung mit Ambrosiapollen GE-R-3 Informationen zu Pollen

GE-I-4 Überträger von Krankheitserregern

GE-I-5 Blaualgenbelastung von Badegewässern

Cluster Infrastrukturen

Handlungsfeld Bauwesen

Impact-Indikatoren – Auswirkungen Response-Indikatoren – Anpassungen

BAU-I-1 Wärmebelastung in Städten BAU-R-1 Erholungsflächen

BAU-I-2 Sommerlicher Wärmeinseleffekt

Handlungsfeld Verkehr, Verkehrsinfrastruktur

Impact-Indikatoren – Auswirkungen

VE-I-4 Witterungsbedingte Straßenverkehrsunfälle

Cluster Wirtschaft

Handlungsfeld Tourismuswirtschaft

Impact-Indikatoren – Auswirkungen

TOU-I-3 Wärmebelastung in heilklimatischen Kurorten

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: UBA 2019c
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MAN Network o. J.; HBM4EU-Konsortium o. J.). 
Dafür kann der Einsatz und die Etablierung neuer 
Technologien, wie zum Beispiel das NTS, hilfreich 
sein. 

	ɦ Neben Forschungsergebnissen, die sich direkt mit 
Monitoring beschäftigen, sollten auch solche früh-
zeitig bei der Bewertung und Anpassung des Moni-
torings einbezogen werden, die erste Hinweise für 
mögliche Umweltbelastungen geben.

	ɦ Benötigt wird ein System zur Auswertung der er
hobenen Monitoringdaten, ähnlich wie es in der 
HBM4EU vorgesehen ist (APEL et al. 2020) und unter 
anderem im Rahmen des deutschen Human-Bio
monitorings bereits durchgeführt wird (APEL et al. 
2017). Dabei kann es sinnvoll sein, Expertisen aus 
anderen Bereichen miteinzubeziehen – beispielsweise 
Erkenntnisse aus der Erfassung der Boden-, Gewäs-
ser- und Luftbelastung bei der Bewertung der Ergeb-
nisse aus dem Human-Biomonitoring zu integrieren. 
Erster wichtiger Schritt hierfür ist es, bestehende 
Schnittpunkte aus unterschiedlichen rechtlichen 
Verpflichtungen wie REACH, Wasserrahmenricht
linie, Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie und Indus-
trie-Emissions-Richtlinie zu identifizieren. Daran an-
knüpfend sollten Konzepte entwickelt werden, wie 
bestehende Synergien und Verbindungen besser ge-
nutzt werden können. Ideen und Vorschläge hierfür 
liegen bereits vor (s. SUHR et al. 2020; UBA 2021k). 

	ɦ Bestehende Monitoringpflichten sollten daraufhin 
überprüft werden, inwieweit sie aktuellen Ansprü-
chen, unter anderem formuliert im ZPAP, noch ge-
recht werden. Ein Beispiel ist das Monitoring von 
Schadstoffen in Böden. Den Belastungen der Böden 
wurde bisher wenig Aufmerksamkeit zuteil, obwohl 
sie für die Gesundheit des Menschen eine hohe 
Relevanz haben, da nur auf intakten Böden langfristig 
gesunde Lebensmittel angebaut werden können (EEA 
o. J.; Europäische Kommission 2021c).

5.3.1.5	 Fazit

382. In der jüngsten Vergangenheit wurden einige wich-
tige Initiativen für eine bessere Human- und Umwelt-
beobachtung auf den Weg gebracht (Abschn. 5.3.1.3).
Diese verfolgen unter anderem das Ziel, Mischexposi
tionen und die große Stoffvielfalt besser zu erfassen und 
Daten leichter zugänglich zu machen. Dazu gehören auch 
erste Ansätze, Monitoring noch stärker als bisher in
Richtung eines Frühwarnsystems zu entwickeln. Die

Initiativen leisten damit einen Beitrag für ein stärker 
integriertes Monitoring. Zwar wurden noch nicht alle 
offenen Fragen beantwortet, aber es wurden unter an-
derem durch europäische Initiativen wichtige Schritte 
in Richtung einer zielführenden Umweltbeobachtung 
gegangen. Deutschland hat bei diesen Initiativen eine 
wichtige Rolle eingenommen und sollte das in Zukunft 
so beibehalten. 

383. Monitoring benötigt finanzielle und personelle
Ressourcen. Ohne diese können entsprechende Daten
nicht erhoben und somit keine zuverlässige Risikoab-
schätzung als Grundlage eines Risikomanagements
durchgeführt werden. Es ist sehr zu begrüßen, dass sich 
die Bundesregierung im aktuellen Koalitionsvertrag
dazu verpflichtet hat, für das Human-Biomonitoring
und die Umweltüberwachung mit einem besonderen
Fokus auf Chemikalienrisiken mehr Mittel bereitzustel-
len. Außerdem will sie insgesamt das wissenschaftliche 
Monitoring im Bereich Biodiversitätsschutz stärken
(SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021).
Ebenfalls sollte die Forschung im Bereich umweltbe
zogener Gesundheitsrisiken und -ressourcen gefördert
werden, da sie bei dem Auffinden neuer Risiken und
der Methodenentwicklung eine sehr wichtige Rolle
einnimmt. In der Vergangenheit hat sich der SRU dafür
ausgesprochen, beim Monitoring die Verursacher von
Belastungen stärker mit in die Verantwortung zu neh-
men, beispielsweise die Hersteller von PSM (SRU 2016a). 
Diese Einschätzung bleibt unverändert, insbesondere
auch, um dem Verursacherprinzip stärker gerecht zu
werden. Nicht zuletzt ist es wichtig, dass Erkenntnisse
aus dem Monitoring möglichst schnell in Maßnahmen
zur Risikominimierung einfließen (SRU 2012a).

5.3.2	 Festlegung von Grenzwerten

384. Die Unterscheidung von „gesund“ und „krank“
oder „sicher“ und „unsicher“ erfolgt häufig auf der Basis 
fachlicher Konventionen, die sich in Standards in der
Form von Grenzwerten niedergeschlagen haben. Auch
der demokratische Gesetzgeber oder die gesetzesvoll-
ziehende Verwaltung arbeitet sehr häufig mit Grenz-
wertfestlegungen, um gesetzlich festgelegte qualitative 
Schutzanforderungen (z. B. das Verbot „schädlicher Um-
welteinwirkungen“ in § 5 BImSchG) präzise zu bestim-
men. So kann ein einheitlicher Gesetzesvollzug gewähr-
leistet werden. Grenzwerte helfen dabei, abstrakte
gesetzliche Festlegungen in konkrete quantifizierte
Anforderungen zu übersetzen (KÖCK 2022c; 2020b;
KÖCK und DILLING 2018; SRU 1996, Tz. 710). Andern-
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falls müssten die Verwaltungen für jeden Einzelfall neu 
bestimmen, welche Emissions- oder Immissionsmen-
gen noch zulässig sind und ab welcher Menge eine 
unzulässige „schädliche Umwelteinwirkung“ oder eine 
„schädliche Bodenveränderung“ vorliegt. Grenzwerte 
erleichtern also die Rechtsanwendung. Abzugrenzen 
sind sie von Richt- oder Orientierungswerten: Grenz-
werte sind zwingende Umweltstandards, die nicht über-
schritten werden dürfen. Richt- bzw. Orientierungs
werte dienen den Behörden bloß als Leitlinie oder als 
Vorgabe im Normalfall, von der begründete Ausnahmen 
gemacht werden dürfen (SRU 1996, Tz. 728).

Verfahren der Grenzwertsetzung verbessern
385. In den meisten Fällen ist das Verfahren, in dem
Grenzwerte gesetzt werden, gesetzlich nicht geregelt.
Grenzwerte werden zumeist nicht durch das Parlament 
oder die Regierung erarbeitet und festgelegt. Sie ent
stehen vielmehr in einem wissensbasierten Prozess, in
welchen wissenschaftlich-technisches Wissen, Umgang 
mit Unsicherheit und politische Erwägungen der Zumut
barkeit und Verhältnismäßigkeit Eingang finden. All dies 
vollzieht sich jedoch weitgehend in einer „Black Box“.
Rechtliche Verfahrensanforderungen könnten dazu
beitragen, dass die Verfahren der Grenzwertsetzung
transparenter werden. Grenzwertsetzungen zur Fest
legung von Schutzerfordernissen bedürfen stets der
Auswertung bzw. Einbeziehung des wissenschaftlich-
technischen Sachverstands, aber auch der demokrati-
schen Legitimation, insbesondere zur Bewältigung von
Unsicherheitssituationen (KÖCK 2005; 2020b; RÖTHEL 
2013; SRU 1999, Tz. 82; SRU 1996, Tz. 721 f., 724, 741,
768, 881 und 914).

386. In der Umweltrechtsgeschichte Deutschlands ist
mit dem UGB-Projekt der Versuch unternommen wor-
den, Grunderfordernisse des Verfahrens der Grenzwert-
setzung übergreifend gesetzlich zu regeln (KLOEPFER
et al. 1991, S. 94 ff.; BMU 1998, S. 112 ff.; 2008, S. 50 f.). 
Auch der SRU hat sich dazu positioniert und in seinem
Umweltgutachten 1996 entsprechende Vorschläge ge-
macht (SRU 1996, Tz.  845–881, 897 f. und 917–925).
Mittlerweile ist das UGB-Projekt ad acta gelegt worden. 
Dennoch ist es sinnvoll, die Grunderfordernisse des Ver-
fahrens gesetzlich zu verankern. Dafür sprechen nicht
nur sachliche Gründe, sondern auch verfassungsrecht-
liche Erwägungen (DENNINGER 1990; LÜBBE-WOLFF 
1991).

387. Verfahrensregeln über Grenzwertfestlegungen sind
besonders hilfreich und auch notwendig, wenn keine
vollständige wissenschaftliche Evidenz erreicht ist bzw. 

sich eine allgemein anerkannte wissenschaftliche Auf-
fassung noch nicht herauskristallisiert hat. In diesen 
Fällen geht der Grenzwert aus einer Auseinandersetzung 
mit divergierenden wissenschaftlichen Ansätzen hervor, 
die – mangels wissenschaftlich eindeutiger Erkennt
nislage – letztlich politisch entschieden werden muss. 
Derartige Entscheidungen mit politischem Charakter, 
der sich etwa in der Anwendung des Vorsorgeprinzips 
zeigen kann, sollten auch von der Politik selbst getrof-
fen werden. Deshalb ist in Fällen wissenschaftlicher 
Unsicherheit die zur Normsetzung befugte Institution 
dazu verpflichtet, in den Meinungsstreit einzutreten 
und für eine verbindliche Konkretisierung zu sorgen 
(KÖCK 2022c, S. 259). Dies kann durch Delegation auf 
ein Gremium erfolgen oder auch durch unmittelbare 
untergesetzliche Konkretisierung (BVerfG, Beschl. v. 
23.10.2018 – 1 BvR 2523/13).

388. Die gesetzlichen Verfahrensvorschriften sollten
sicherstellen, dass das Verfahren zur Grenzwertsetzung 
die relevanten und aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse berücksichtigt. Außerdem sollten die Vor-
schriften dafür Sorge tragen, dass Verfahrensabschnit-
te, die eine politische Interessenabwägung beinhalten,
möglichst fair, demokratisch, transparent und partizipa
tiv ablaufen. Derartige Verfahrensvorschriften könnten 
in den jeweiligen Fachgesetzen ergänzt werden, wie es
im BImSchG mit den §§ 48 bis 51 schon in Ansätzen
erfolgt ist. Alternativ bietet sich eine übergreifende
gesetzliche Regelung an, etwa in einem „Standardset-
zungsverfahrensgesetz“. Dieses Gesetz wäre auf alle
Grenzwerte bezogen, die hoheitlich gesetzt werden, bzw. 
zumindest auf die wichtigsten unter ihnen.

389. Die Verfahrensvorgaben sollten außerdem die
Pflicht beinhalten, periodisch zu überprüfen, ob die
bestehenden Grenzwerte noch auf dem aktuellen Stand 
der Wissenschaft sind (vgl. SRU 1996, Tz. 879). Auch
die Ergebnisse dieser Aktualitätsprüfungen sollten für
die Öffentlichkeit einsehbar sein. Darüber hinaus soll-
ten sogenannte Technikstandards, die durch Emissions-
grenzwerte ausgedrückt werden, daraufhin überprüft
werden, ob sie noch dem Stand der Technik entsprechen. 
Emissionsreduzierungen nach dem Stand der Technik
sind insbesondere für den Lärmschutz, der quellenbezo
gen ansetzt, von großer Bedeutung. Es kann für Emit-
tenten heute technisch und wirtschaftlich machbar sein, 
Grenzwerte einzuhalten, die noch vor wenigen Jahren
unverhältnismäßig streng gewesen wären. Deshalb ist
es wichtig, den Fortschritt der Emissionsreduktions-
möglichkeiten fortlaufend zu beobachten und die Grenz-
werte periodisch nachzujustieren, um zumindest für
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neu errichtete Anlagen bzw. neu hergestellte Produkte 
die besseren Erkenntnisse und die neuen Techniken 
anzuwenden. Ob dies auch für bestehende Anlagen oder 
bereits genutzte Produkte in Betracht kommt, ist eine 
Frage der Verhältnismäßigkeit bzw. der Vertretbarkeit.

390. Außerdem sollten es die Verfahrensvorgaben Ver-
tretern der Zivilgesellschaft und betroffener Bevölke-
rungsgruppen erleichtern, sich am Verfahren zu betei-
ligen. Zwar bieten Grenzwertsetzungen normalerweise 
die Möglichkeit, sich zu beteiligen. Vertreter der Zivil-
gesellschaft oder besonders betroffener Bevölkerungs-
gruppen nutzen diese Möglichkeit jedoch häufig in
deutlich geringerem Ausmaß als etwa Vertreter von
Wirtschaftsinteressen. Gründe dafür sind Zeit-, Res-
sourcen- und Personalmangel sowie unzureichende
Informationen über anstehende Verfahren der Grenz-
wertentwicklung (BIRNER et al. 2017; JÖRISSEN 1996). 
Das für die Grenzwertentwicklung zuständige Gremi-
um sollte deshalb ressourcenschwächere Interessenver-
treter finanziell bei der Teilnahme unterstützen, soweit 
deren Teilnahme für ein faires, demokratisches, par
tizipatives und transparentes Verfahren förderlich ist.
Als finanzielle Unterstützung sind etwa angemessene
Aufwandsentschädigungen oder Finanzmittel zur Be-
auftragung externer Sachverständiger denkbar. Außer-
dem sollten die Beteiligungsmöglichkeiten so zeit
schonend, niedrigschwellig und attraktiv wie möglich
gehalten werden, zum Beispiel durch digitale Sitzungen. 
Darüber hinaus muss die interessierte Öffentlichkeit
unkompliziert umfassende Informationen über an
stehende und laufende Prozesse der Grenzwertsetzung 
erlangen können. Vertreter der Zivilgesellschaft und
betroffener Bevölkerungsgruppen sollten rechtzeitig
und gezielt über bevorstehende Prozesse der Grenz
wertsetzung, ihre Mitwirkungsrechte und finanzielle
Unterstützungsmöglichkeiten informiert werden (vgl.
BIRNER et al. 2017). Hierzu sollten die Verfahrensvor-
schriften Regelungen vorsehen.

391. Von den Regelungen des unter Textziffer 388
vorgeschlagenen Standardsetzungsverfahrensgesetzes 
sollten die Prozesse umfasst sein, in denen alle oder
zumindest die wichtigsten der hoheitlichen Grenzwer-
te erarbeitet werden. Zu hoheitlichen Verfahren der
Grenzwertsetzung zählt die Erarbeitung von Grenz-
werten in Ministerien ebenso wie in staatlich eingesetz-
ten Gremien wie der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Immissionsschutz (LAI), der Bund/Länder-Arbeitsge-
meinschaft Bodenschutz (LABO), der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) oder der Trink-
wasser-Kommission (KÖCK 2020b). Nicht betroffen

wäre hingegen die Arbeit privater Gremien, wie etwa 
des Deutschen Instituts für Normung e. V. (DIN), des 
Vereins Deutscher Ingenieure e. V. (VDI) oder der Deut-
schen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall e. V. (DWA) (anders jedoch SRU 1996, Tz. 883 
und 897 f., der vorschlug, eine Eingangskontrolle für die 
Rezeption privater Regelwerke in staatlichen Entschei-
dungen zu etablieren).

Materielle Prinzipien in der Grenzwertsetzung
392. Das Thema der Grenzwerte wirft nicht nur for
melle, das Verfahren betreffende Fragen auf, sondern
auch die materielle Frage, wonach sich die Höhe von
Grenzwerten bemessen sollte. Hierzu kann auf einige
der Prinzipien ökosaluter Politik (Kap. 5.2) zurückge-
griffen werden.

393. So hat das Vorsorgeprinzip (Tz. 353) in der Grenz-
wertsetzung große Bedeutung. Wo der Staat die Wir-
kung oder die Dosis-Wirkungs-Schwelle eines Risiko-
faktors nicht genau kennt, aber eine Gefahrenvermutung 
hat, sollte er vorsorgeorientiert vorgehen, Risiken nach
Möglichkeit vermeiden und deshalb den Grenzwert
entsprechend niedrig ansetzen. Außerdem sollte gezielt 
dort Forschung gefördert werden, wo es zwar eine Ge-
fährlichkeitsvermutung gibt, aber noch Wissenslücken
bestehen.

394. Grenzwerte können helfen, das ökosalute Prinzip
der Gerechtigkeit (Tz. 349–351) zu fördern. So bewir-
ken immissionsbezogene Grenzwerte, soweit sie ein
gehalten werden, dass der Umweltzustand mit Blick auf 
den entsprechend regulierten Risikofaktor im gesamten 
Geltungsbereich des Grenzwerts eine gewisse Schäd-
lichkeitsgrenze nicht überschreitet. Damit garantieren
Immissionsgrenzwerte überall dort, wo sie gelten und
vollzogen werden, eine Umweltmindestqualität, unab-
hängig von der sozialräumlichen Lage. Sie erhöhen somit 
auch die gesundheitliche Chancengleichheit (Tz. 50–59) 
mit Blick auf die Schadstoffexposition (Tz. 37–43).

395. Jeder gesundheitsbezogenen Grenzwertsetzung
liegen Annahmen über die Dosis-Wirkungs-Beziehun-
gen und die Bevölkerungsexposition zugrunde. Diese
Annahmen stellen notwendigerweise Pauschalisierungen 
dar. Die darauf basierenden Grenzwerte können deshalb 
nicht allen Menschen gerecht werden (REHBINDER
2018, § 3 Rn. 26, 232; SPARWASSER et  al. 2003, § 1
Rn.  196). Umso wichtiger ist es, dass sich die Bildung
dieser Annahmen nach Kriterien richtet, die wissen-
schaftlich vertretbar, verfassungsrechtlich erlaubt und
dem ökosaluten Prinzip der Gerechtigkeit (Tz. 349–351) 
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möglichst förderlich sind. Das Bedürfnis nach recht
licher Pauschalisierung ist insbesondere mit den spezi-
ellen Gleichheitsrechten aus Art. 3 Abs. 3 GG in Ein-
klang zu bringen. Gemäß diesen ist es grundsätzlich 
unzulässig, Personen etwa aufgrund von Unterschie-
den bei Geschlecht oder Abstammung verschieden zu 
behandeln (JARASS in: JARASS/PIEROTH 2022, GG 
Art. 3 Rn. 153). Das wäre beispielsweise der Fall, wenn 
ein Grenzwert auf einer Annahme zur Dosis-Wirkungs-
Beziehung beruht, die sich lediglich auf männliche 
Personen übertragen lässt. Nicht-männliche Personen 
wären durch einen solchen Grenzwert eventuell schlech-
ter geschützt (BUCHHOLZ 2006, S. 147 f.).

396. Damit sich Dosis-Wirkungs-Beziehungen, Exposi-
tionsschätzungen und andere Studienergebnisse auf die 
Gesamtbevölkerung übertragen lassen, muss die Po
pulation, aus der die Studienteilnehmenden rekrutiert
wurden (sogenannte Source Population), auch Teil der
Zielpopulation sein (sogenannte Target Population)
(FOX et al. 2021). Wenn Studien ihre Teilnehmenden
nur aus einem Teil der Source Population rekrutiert
haben, lassen sich diese Erkenntnisse unter Umständen 
nicht verallgemeinern (mangelnde Generalisierbarkeit). 
Das ist etwa dann der Fall, wenn sich die berücksichtig-
te Source Population (z. B. männliche oder ältere Men-
schen) von der unberücksichtigten Source Population
(z. B. nicht-männliche bzw. jüngere Menschen) hinsicht-
lich des zugrundeliegenden biologischen Mechanismus
oder der (sozialbedingten) Exposition wesentlich unter
scheidet. Daher sind auch im umweltbezogenen Gesund-
heitsschutz alters- und geschlechtersensible Forschungs-
ansätze und Ergebnisse sowie eine Aufteilung nach
Geschlecht dringend erforderlich, um die unterschied-
lichen Wirkungen ableiten zu können (BOLTE et  al.
2018b). Um insbesondere geschlechtsbezogenen Diskri-
minierungen in Form von hoheitlich gesetzten Grenz-
werten vorzubeugen, sollte etwa berücksichtigt werden, 
dass beispielsweise hormonelle Prozesse, physiologische 
Merkmale und andere geschlechtsspezifische biologi-
sche Differenzen die Wirkung von Schadstoffen auf die
Gesundheit beeinflussen (KRIEGER 2003; TRAIDL-
HOFFMANN und TRIPPEL 2021; FOUILLET et  al.
2006; s. Tz. 44 f.). Auch das Alter hat große Auswirkun-
gen auf die Gesundheitswirkungen einer Exposition und 
sollte besondere Berücksichtigung finden. Außerdem
sollte beachtet werden, dass gesellschaftliche Normen
und Erwartungshaltungen sowie gesellschaftliche
Machtstrukturen vielfach beeinflussen, in welchem
Maße einzelne Bevölkerungsgruppen durch bestimmte 
Umweltfaktoren exponiert sind (KRIEGER 2003; ALT-
MAN et al. 2008; BUCHHOLZ 2006, S. 151 ff.; FAIR-

BURN et al. 2019, S. 1372 ff.). Möglicherweise könnten 
GIS-gestützte Methoden zur verteilungsbasierten Ex-
positionsabschätzung hier hilfreich sein. 

397. Im Allgemeinen sollte der Staat bei der Entwick-
lung von Grenzwerten jenen Bevölkerungsgruppen
besondere Beachtung geben und sie am Verfahren der
Grenzwertsetzung beteiligen, die für den jeweiligen
Risikofaktor in besonderem Maße anfällig oder ihm
gegenüber besonders exponiert sind (Tz. 46–48). So för-
dert er letztlich die gesundheitliche Chancengleichheit. 
Außerdem sollte grundsätzlich transparent dokumen-
tiert werden, welche Unsicherheiten bei der Festlegung
von Grenzwerten und Risikoabschätzungen vorlagen.

5.3.3	 Umwelt- und Gesundheits­
folgenabschätzung

398. Pläne und Programme sowie behördliche Geneh-
migungen von Vorhaben ab einem bestimmten Größen- 
oder Leistungswert bedürfen seit vielen Jahren einer
vorherigen Folgenabschätzung in Form einer Strategi-
schen Umweltprüfung (SUP) bzw. Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP). Diese Instrumente werden im
UVP-Recht unter dem Oberbegriff „Umweltprüfungen“ 
zusammengefasst. SUP und UVP sind europarecht
lichen Ursprungs und haben sich mittlerweile auch in
Deutschland zu einem wichtigen Instrument bei der
Abschätzung von Umwelt- und Gesundheitsfolgen ent-
wickelt. Der Mensch und insbesondere seine Gesund-
heit sind ein integraler Bestandteil der Schutzgüter, auf 
die sich die Abschätzungen zu beziehen haben. Insofern 
beinhalten SUP und UVP auch Elemente des Instruments 
der Gesundheitsfolgenabschätzung (Tz.  399–410). In
weitaus abgeschwächter Weise lässt sich das in Deutsch-
land für das Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung
sagen (Tz. 411–414).

399. Als Gesundheitsfolgenabschätzung oder – zumeist 
gleichbedeutend – als Health Impact Assessment (HIA), 
Gesundheitsverträglichkeitsprüfung oder gesundheit-
liche Wirkungsbilanz werden Verfahren bezeichnet, die 
dazu dienen, die Gesundheitsfolgen staatlichen Han-
delns zu prognostizieren und aus fachlicher sowie fach-
rechtlicher Sicht zu bewerten (LINDEN und TÖPPICH
2021; NOWACKI und MEKEL 2012). Gesundheitsfol-
genabschätzungen betrachten staatliches Handeln hin-
sichtlich seiner biophysikalischen und biochemischen,
seiner sozialen und seiner ökonomischen Gesundheits-
wirkungen sowie hinsichtlich seiner Auswirkungen auf
das Ziel der Umweltgerechtigkeit und gesundheitlichen 
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Chancengleichheit (MEKEL 2020; HARTLIK 2020 
(Stand: 2014)–a; NOWACKI und CLAßEN 2020 (Stand: 
2014); NOWACKI und MEKEL 2012; AMEGAH et  al. 
2013). Dabei wird partizipativen Elementen eine beson-
dere Bedeutung beigemessen (NOWACKI und MEKEL 
2012). In einigen Ländern sind oder waren Gesundheits-
folgenabschätzungen in verschiedenen Ausformungen 
gesetzlich vorgeschrieben oder zumindest in der Ver-
waltungspraxis etabliert (NOWACKI und MEKEL 2012; 
MEKEL 2020; AMEGAH et al. 2013). In Deutschland 
existiert die Gesundheitsfolgenabschätzung nicht als 
eigenständig geregeltes Verfahren. Die bestehenden 
Verfahren der Folgenabschätzung beziehen sich jedoch 
unter anderem auf die gesundheitlichen Folgen eines 
Plans, eines Programms oder eines Vorhabens. Sie be-
inhalten somit zumindest in Ansätzen auch Gesund-
heitsfolgenabschätzungen und sollten nach Ansicht des 
SRU mit Blick auf diese Funktion weiterentwickelt 
werden.

Folgenabschätzungen im Rahmen von 
Umweltprüfungen
400. Auf Ebene der Planungs- und Zulassungsentschei-
dungen werden regelmäßig Umweltprüfungen durch
geführt. Laut Gesetz umfassen sie „die Ermittlung,
Beschreibung und Bewertung der erheblichen Auswir-
kungen eines Vorhabens oder eines Plans oder Pro-
gramms“ auf die gesetzlich genannten Schutzgüter (§ 3 
UVPG). Zu diesen gehören insbesondere Schutzgüter
der Umwelt – etwa die biologische Vielfalt, der Boden
oder das Klima –, der Mensch und die menschliche Ge-
sundheit sowie deren Wechselwirkungen (§ 2 UVPG).

401. Teile der Wissenschaft kritisieren allerdings, dass
sich die Umweltprüfung in der Praxis häufig „auf die Ein
haltung einschlägiger umweltmedienbezogener Grenz-
werte, den Verlust von Siedlungs-, Wohnumfeld- und
Erholungsflächen sowie deren pauschalierte Betrach-
tung von Beeinträchtigungen durch Schall- oder Luft-
schadstoffimmissionen“ (HARTLIK und MACHTOLF
2018, S. 177) beschränke (vgl. auch ebd., S. 168 ff. und
180 f.; HARTLIK 2020 (Stand: 2014)–a; HARTLIK und
HELLER 2020). Andere Umweltwirkungen eines Vor
habens würden im Rahmen der Umweltprüfungen meist 
nicht oder nur in geringem Maße berücksichtigt.

402. Dies wäre auf mehreren Ebenen unzureichend:

	ɦ Erstens lassen sich die Gesundheitsfolgen eines kon-
kreten Vorhabens auf eine Betroffenengruppe mit 
ganz eigener Mehrfachbelastung, Mischexposition, 
sozialräumlicher Lage und Anfälligkeit (im Einzel-

nen Kap. 2.2) mithilfe von Durchschnittsbetrachtun-
gen nicht verlässlich abschätzen (RIEDEL et al. 2017; 
RIEDEL 2021; HARTLIK und MACHTOLF 2018).

	ɦ Zweitens ist es nicht ausreichend, allein biophysische 
Faktoren (z.  B. Luftverschmutzung, Lärm) zu be-
trachten, da sich die Gesundheitsfolgen eines Vor
habens aus dem Zusammenspiel seiner physischen, 
psychischen, ökonomischen und sozialen Effekte 
ergeben (RIEDEL 2021; MEKEL 2020; NOWACKI 
und MEKEL 2012; NOWACKI und CLAßEN 2020 
(Stand: 2014)).

	ɦ Drittens sind fachrechtliche Grenzwerte teilweise 
nicht an dem Ziel der Vorsorge, sondern der Gefah-
renabwehr orientiert (HARTLIK und HELLER 2020; 
vgl. auch CLAßEN 2020 (Stand: 2014), S. 30). Fokus-
sieren Umweltprüfungen zu sehr auf die Einhaltung 
von Grenzwerten, steht dies ihrem gesetzlichen 
Zweck entgegen, eine „wirksame […] Umweltvorsor-
ge“ (§ 3 UVPG; s. a. Tz. 353–355) zu gewährleisten 
(HARTLIK und MACHTOLF 2018; RIEDEL et  al. 
2017, S. 109).

	ɦ Viertens können auch die Ziele der Gesundheits
förderung (HARTLIK und MACHTOLF 2018; s. 
Tz. 348) und der Umweltgerechtigkeit (MEKEL 2020; 
NOWACKI und MEKEL 2012; s. Tz. 60–63) durch 
pauschale Betrachtungen in der Regel nicht adäquat 
verfolgt werden.

403. Aus diesen Gründen ist es erforderlich, dass die
Umweltprüfungen nicht nur auf Grundlage pauschaler
Annahmen ablaufen, sondern in ausreichendem Maße
mit einbeziehen, wo sich besonders anfällige Bevölke-
rungsgruppen aufhalten, welche Mehrfachbelastungen
und Mischexpositionen vorliegen und welche sozialräum
liche Lage besteht (HARTLIK 2020 (Stand: 2014)–b,
S. 33; KÜHLING 2021; RIEDEL 2021, S. 2). Auch müssen 
gesundheitsbelastende Auswirkungen, zu denen keine
Grenz- oder Richtwerte existieren, ausreichend berück-
sichtigt werden. Sie treten häufig kumulativ, zusätzlich
zu den projektbedingten Effekten im gleichen Wirkraum 
auf und sind gemäß UVPG ebenfalls zu beachten. Hierzu 
zählen zum Beispiel klimawandelbedingter Hitzestress 
und der fehlende wohnortnahe Zugang zu Frei- oder
Grünflächen.

404. Dies bedeutet keine Ausweitung des gesetzlichen
Prüfungsumfangs oder der fachrechtlichen Anforde
rungen an bestimmte Vorhaben. Vielmehr entspricht
ein solches Vorgehen der derzeitigen Rechtslage. Das
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UVPG verlangt, dass sämtliche Sachverhalte ermittelt, 
beschrieben und bewertet werden sollen, die für das 
spätere Planungs- bzw. Zulassungsverfahren entschei-
dungserheblich sind (§§ 3, 16 Abs. 1, 3 und 4, 25 Abs. 1 
und 2, 39 Abs. 2, 40 Abs. 3, 43 Abs. 1 UVPG; SCHLACKE 
2021, § 5 Rn. 66; KAHL/GÄRDITZ 2021, § 4 Rn. 104; 
PETERS/BALLA/HESSELBARTH 2019, UVPG § 16 Rn. 8 
ff.). Der Umfang der Umweltprüfung richtet sich also 
danach, ob die gewonnenen Informationen im anschlie-
ßenden Planungs- bzw. Zulassungsverfahren Auswir-
kungen auf das Verfahrensergebnis haben können. Zu 
diesen Informationen können schon nach heutiger 
Rechtslage ortsbezogene Kenntnisse über besondere 
Anfälligkeiten, Mehrfachbelastungen, Mischexpositio-
nen und die sozialräumliche Lage gehören. Sie sind in 
späteren Planungs- und Zulassungsverfahren immer 
dann entscheidungserheblich, wenn es in diesen Ver-
fahren auch auf die Gesundheitswirkungen eines Vor-
habens ankommt und diese Gesundheitswirkungen 
nicht hinreichend durch Ausführungsvorschriften mit 
Grenz-, Richt- oder Orientierungswerten bestimmt sind. 
Das ist insbesondere dann der Fall, wenn für einen soge
nannten unbestimmten Rechtsbegriff, etwa „schädliche 
Umwelteinwirkungen“, überhaupt keine oder keine um-
fassenden zwingenden Grenzwerte vorliegen (Tz. 384). 
Ferner sind solche ortsbezogenen Kenntnisse entschei-
dungserheblich, wenn die Behörde einen Beurteilungs-, 
Ermessens- oder Abwägungsspielraum hat (HARTLIK 
und MACHTOLF 2018, S. 185 ff.; RIEDEL et al. 2017, 
S. 109 f.; KÖCK und DILLING 2018, S. 594). Besonders
deutlich wird das dann, wenn sich gesetzliche Bestim-
mungen nicht auf Grenzwerte beziehen, sondern Ziele
setzen. So geht es im Fall von § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB
darum, das Ziel der gesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse in Abwägung mit anderen gesetzlichen Zielen
soweit wie möglich zu fördern, also auch unterhalb ge-
setzlicher Grenzwerte weiter zu verbessern. In diesen
Fällen können ortsbezogene Kenntnisse über besondere 
Anfälligkeiten, Mehrfachbelastungen, Mischexpositio-
nen und die sozialräumliche Lage Auswirkungen auf das 
Ergebnis der Planungs- und Zulassungsverfahren haben, 
das heißt entscheidungserheblich sein. Werden diese
Sachverhalte in der Umweltprüfung nicht in ausreichen-
dem Maße ermittelt, beschrieben und bewertet, ent-
spricht die Umweltprüfung nicht den Vorgaben des
UPVG.

405. Der Bund sollte umfassend ermitteln, inwieweit
die genannte Kritik aus der Wissenschaft (Tz. 401) zu-
trifft, dass die Umweltprüfungen in der Praxis nur unzu
reichend ausgeführt werden. Sollte sich herausstellen,
dass die Behörden den Vorgaben des UVPG in der Pra-

xis nicht umfassend nachkommen und insbesondere 
ortsbezogene Gegebenheiten wie besondere Anfällig-
keiten, Mehrfachbelastungen, Mischexpositionen und 
die sozialräumliche Lage nur unzureichend in die Prü-
fung miteinbeziehen, kann der Bund gegensteuern. Dazu 
könnte der Bundesgesetzgeber die entsprechende recht-
liche Verpflichtung im UVPG oder in Anlage 4 zum 
UVPG klarstellen und konkretisieren. Besondere An
fälligkeiten gegenüber Umweltwirkungen, etwa bei 
Kindern, alten Menschen, Schwangeren oder Kranken, 
sind allerdings individuell und lassen sich deshalb nur 
schwer ermitteln. Hier wäre es denkbar, jene Orte aus-
zumachen, an denen sich besonders anfällige Menschen 
regelmäßig für längere Zeit aufhalten (Krankenhäuser, 
Kuranlagen, Kindergärten, Schulen etc.). Zusätzlich 
könnte die Bundesregierung die Verwaltungsvorschrift 
zum UVPG dahingehend ändern. Von grundlegender 
Bedeutung wäre außerdem, unter das Schutzgut 
„Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit“ 
in § 2 Abs. 1 UVPG durch „die Bevölkerung und die 
menschliche Gesundheit“ zu ersetzen. Diese Formulie-
rung findet sich auch in der UVP-Richtlinie. Dies würde 
verdeutlichen, dass besonders anfällige Gruppen mit-
gemeint sind und nicht nur auf durchschnittliche 
körperliche Belastungsgrenzen abgestellt werden darf. 
Ähnliche Konkretisierungen bieten sich auch für die 
baurechtliche Umweltprüfung in § 2 Abs. 4 BauGB sowie 
in Anlage 1 des BauGB an.

406. Um die erforderlichen ortsbezogenen Kenntnisse
(Tz. 403) zu erlangen, sind ortsbezogene Gesundheits- 
und Sozialdaten nötig. Diese sind vom Vorhaben- bzw.
Planungsträger zu ermitteln. Dies entspricht der bis
herigen Regelungslage (§§ 16 Abs. 1, 40 Abs. 1 UVPG,
§ 2 Abs. 4 BauGB) und dem Verursacherprinzip
(Tz. 352). Dabei hat die Behörde in einem Verfahren mit 
integrierter UVP alle zweckdienlichen Informationen
zur Verfügung zu stellen (§ 15 Abs. 1 UVPG). Insbeson-
dere Daten zu Sozial- oder Umweltindikatoren liegen
den zuständigen Ämtern vielfach vor. Wurde vor Ort
zusätzlich ein integriertes Monitoring über die Umwelt-, 
Gesundheits- und Sozialdaten durchgeführt, wie es der 
SRU vorschlägt (Abschn. 7.1.2), könnten dem Vorhaben- 
bzw. Planungsträger nahezu alle benötigten Daten zur
Verfügung gestellt werden. Auch die Daten der „Fach-
pläne Gesundheit“, deren Aufstellung der SRU empfiehlt 
(Tz. 475 f.), würden im Rahmen der Umweltprüfungen
Berücksichtigung finden.

407. Was den Umfang der zu ermittelnden Daten angeht,
kann man sich an der aktuellen Rechtslage orientieren.
Danach muss der Ermittlungsaufwand des Anlagen
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betreibers in einem angemessenen Verhältnis zu 
möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutz-
güter und zum Gesamtinvestitionsvolumen des Vorha-
bens stehen (§ 16 Abs. 5 S. 2 UVPG; REIDT/AUGUSTIN 
in: SCHINK/REIDT/MITSCHANG 2018, UVPG § 16 
Rn. 45). Dieser Grundsatz könnte mit Blick auf Gesund-
heits- und Sozialdaten weiter konkretisiert werden. So 
könnte in Anlage 4 zum UVPG bzw. in Anlage 1 zum 
BauGB eine Stufenordnung festgelegt werden. Demnach 
wären bestimmte Gesundheits- und Sozialdaten nur zu 
ermitteln, wenn es sich um besonders gesundheitsrele-
vante Vorhabentypen handelt, wenn im Wirkkreis eine 
bestimmte Bevölkerungsdichte besteht oder wenn 
besondere Umstände des Einzelfalls eine ausführliche 
Datenerhebung als erforderlich erscheinen lassen. Letz-
teres wäre insbesondere der Fall, wenn sich im Wirk-
kreis des geplanten Vorhabens schon andere gesund-
heitsbelastende Vorhaben befinden oder Einrichtungen 
existieren, in denen sich besonders anfällige Gruppen 
dauerhaft aufhalten (z.  B. Kindergärten oder Pflege
heime). Eine solche abgestufte Datenermittlungspflicht 
sichert die Verhältnismäßigkeit der Umweltprüfung und 
schützt vor unnötigen Verfahrensverzögerungen.

408. Der Projektträger ist darauf angewiesen, dass all-
gemein anerkannte wissenschaftliche Methoden exis-
tieren, um die benötigten ortsbezogenen Kenntnisse
(Tz. 403) zu erlangen. Ist das in unzureichendem Maße 
der Fall, sollte die Bundesregierung die Erarbeitung
entsprechender Fachkonventionen anregen oder selbst
die anzuwendenden Methoden in Rechtsverordnungen
oder Verwaltungsvorschriften vorschreiben.

409. Neben diesen Änderungen zum Umfang von
Umweltprüfungen sollte auch die Regelung, in welchen
Fällen eine UVP durchzuführen ist, modifiziert werden. 
Ein Vorhabenträger sollte auch dann zur UVP verpflich-
tet sein, wenn sich am Standort bereits besonders ge-
sundheitsrelevante Anlagen befinden, sodass Mehrfach-
belastungen oder Mischexpositionen zu erwarten sind. 
Außerdem sollte eine UVP-Pflicht bestehen, wenn sich
besonders anfällige Gruppen dauerhaft im Einwirkungs-
bereich der Anlage aufhalten. Der SRU empfiehlt, diese
Kriterien in Anlage 3 Nr. 2.3 zum UVPG zu ergänzen,
damit sie in der Vorprüfung gemäß § 7 UVPG berück-
sichtigt werden.

410. Im Zuge der Beschleunigungsbestrebungen mit dem 
Ziel eines zügigen Ausbaus gesundheits- und umwelt
gerechterer Infrastrukturen (Erneuerbare-Energien-
Anlagen, Bahntrassen, Wärmenetze etc.) sehen sich der-
zeit sämtliche Verfahrensvorgaben einem besonderen

Rechtfertigungsdruck ausgesetzt. Auch die Umweltprü-
fungen sind davon nicht ausgenommen. Dabei sollte 
jedoch Berücksichtigung finden, dass sie ebenfalls dem 
Umwelt- und Gesundheitsschutz dienen. Die Beschleu-
nigung von Umweltprüfungen sollte nicht zulasten von 
Umwelt und Gesundheit gehen (vgl. etwa die Regelungs-
vorschläge bei HARTLIK 2022).

Folgenabschätzungen für Gesetzesentwürfe 
und politische Vorhaben
411. Umweltfolgenabschätzungen dienen letztlich der
Rationalisierung von Entscheidungen. Insofern sind sie 
auch bei Entscheidungen der Rechtssetzung, wie ins
besondere der Gesetzgebung, sinnvoll und notwendig.
Zwar kennt das System der Umweltprüfungen neben der 
UVP auch die SUP, welche dazu dient, gesetzlich be-
stimmte Arten von Plänen und Programmen auf ihre
Umweltauswirkungen hin zu überprüfen. Davon sind
jedoch „Pläne und Programme mit „Policy-Charakter““ 
(FAßBENDER 2018), das heißt Gesetzesentwürfe oder
politische Vorhaben, nicht umfasst. Dies ist in den ihnen 
zugrundeliegenden EU-Richtlinien auch nicht vorge
sehen. Deshalb gilt es, andere Instrumente zu stärken
bzw. zu entwickeln, die eine sogenannte Gesetzesfol-
genabschätzung effektiv ermöglichen.

412. Auch Gesetzesentwürfe und politische Vorhaben
auf Bundesebene sollten systematisch im Hinblick auf
Konsequenzen für Umwelt und Gesundheit überprüft
werden. Das Wissen über konkrete Auswirkungen und
mögliche Alternativen kann wissensbasiertes Handeln
der Politik unterstützen (UBA 2018c; AMEGAH et al.
2013). Es befähigt außerdem die Zivilgesellschaft, poli-
tische Entscheidungen und ihre Folgen für Umwelt und 
Gesundheit nachzuvollziehen und kritisch zu diskutieren 
(AMEGAH et al. 2013; zum Einbezug der Zivilgesell-
schaft s. a. Tz. 625). Belange des Umwelt- und Gesund-
heitsschutzes erlangen so ein angemessenes Gewicht im 
Prozess der demokratischen Willensbildung (UBA
2018c). Gesetzesfolgenabschätzungen bezwecken also
nicht nur, dass sich der Staat über die Folgen seiner
Gesetzesvorhaben bewusst wird. Sie ermöglichen auch, 
dass er schon während der Erarbeitung von Gesetzen
mit der Öffentlichkeit über jene fachlichen Annahmen
und Folgeabschätzungen diskutiert, auf denen seine
Gesetzesüberlegungen beruhen. Diese Annahmen soll-
ten deshalb zu einem möglichst frühen Zeitpunkt in der 
Erarbeitungsphase mit der Öffentlichkeit geteilt werden. 
Nur wenn sich etwa Umweltverbände frühzeitig mit
ihrer abweichenden Folgenprognose einbringen können, 
können sie den Entscheidungsprozess auch fachlich be-
reichern, anstatt nur dessen Ergebnisse zu kritisieren.
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Letztlich ermöglichen Gesetzesfolgenabschätzungen 
damit Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Erarbeitung 
von Gesetzen.

413. In der Praxis findet eine Gesetzesfolgenabschät-
zung, die diesen Anforderungen genügt, jedoch nicht
statt (SRU 2019a). Entsprechend der Gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) muss 
die Gesetzesbegründung zumindest alle wesentlichen
Auswirkungen eines Gesetzes darstellen, auch unbeab-
sichtigte Nebenfolgen und speziell auch Wirkungen auf 
„nachhaltige Entwicklung“ (§ 44 Abs. 1 S. 4 GGO). Mit
dieser Formulierung wird auf die Deutsche Nachhaltig-
keitsstrategie verwiesen (vgl. BMI 2009; SRU 2019a,
Tz. 320), die verschiedene Gesundheitsbezüge aufweist. 
Insofern enthält die GGO in Ansätzen eine Umwelt- 
und Gesundheitsfolgenabschätzung für Gesetze. Es ist
allerdings zu beobachten, dass die Pflicht zur Gesetzes-
folgenabschätzung in der Praxis eher als formale Anfor-
derung betrachtet wird, die es noch „abzuhaken“ gilt.
Somit wird die Folgenabschätzung regelmäßig erst dann 
durchgeführt, wenn der Gesetzesentwurf schon inhalt-
lich ausgearbeitet wurde. Die Ergebnisse der Folgenab-
schätzung dienen weniger der kritischen Reflektion und 
der Abwägung verschiedener Ausgestaltungsoptionen,
sondern eher der nachträglichen Rechtfertigung einer
schon gefällten Entscheidung. Dementsprechend wer-
den in der Gesetzesbegründung regelmäßig auch keine
negativen Umweltauswirkungen genannt, sondern nur

formelhaft postuliert, dass das Regelungsvorhaben zu 
einer nachhaltigen Entwicklung beitrage (SRU 2019a, 
Tz. 320; vgl. auch SRU 2015, Tz. 597; 2012a, Tz. 698 ff.).

414. Ziel muss es stattdessen sein, die Gesetzesfolgen-
abschätzung schon in den Prozess der Gesetzesaus
arbeitung zu integrieren und ihr so zu mehr Wirksam-
keit zu verhelfen. Dazu hat der SRU schon in der
Vergangenheit zu verschiedenen Reformen geraten (SRU 
2019a; 2012a, Tz. 701). Kurzfristig kann die Bundesre-
gierung dafür sorgen, dass die Folgenabschätzung schon 
auf den Referentenentwurf angewendet wird, dass ihre
Qualität verbessert wird und dass ihre Ergebnisse um-
fassend und wirklichkeitsgetreu veröffentlicht werden.
Mittelfristig sollte das Instrument der Gesetzesfolgen-
abschätzung nach dem Vorbild des Impact-Assessment-
Verfahrens der EU weiterentwickelt werden (vgl. näher 
PODHORA und FERRETTI 2020 (Stand: 2014)). Der
Gesetzgeber sollte die Gesetzesfolgenabschätzung dazu 
rechtlich stärker verankern und umfassend regeln. Dabei 
sollte er Anforderungen an Transparenz und Qualität
der Folgenabschätzung bestimmen. Es ist zu empfeh-
len, dass sich die Regelungen auf sämtliche Gesetzes-
entwürfe beziehen, unabhängig davon, ob sie durch die
Bundesregierung, durch den Bundesrat oder aus der
Mitte des Bundestages eingebracht werden (Art. 76
Abs. 1 GG). In letzterem Fall wäre darauf zu achten, das
freie Mandat der oder des Abgeordneten (Art. 38 Abs. 1 
S. 2 GG) zu wahren.
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6
Eine nachhaltige Chemikalienpolitik 
für eine gesunde Umwelt

Für eine nachhaltige und gesundheitsförderliche Umwelt 
müssen die Einträge von Schadstoffen reduziert werden. 
Dabei spielt die europäische Chemikalienregulierung eine 
bedeutende Rolle. Sie hat durch die Neuorientierung der 
europäischen Schadstoffpolitik, insbesondere durch den 
Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und 
Boden“ und die Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 
entscheidende Impulse zur Weiterentwicklung bekom-
men. Wichtige Aspekte sind dabei die Bewältigung der 
sehr großen Informationsdefizite bei der Registrierung 
von Chemikalien, ihre vorsorgende und effiziente Bewer-
tung sowie die Abschätzung des Umwelt- und Gesund-
heitsrisikos durch Chemikalienmischungen.

415. Die Verschmutzung von Luft, Wasser und Boden
gehört neben Klimawandel und Biodiversitätsverlust zu 
den großen Umweltkrisen unserer Zeit (PERSSON et al. 
2022). Anthropogene, das heißt vom Menschen ver­
ursachte Einträge, die die Umweltmedien belasten,
werden im Konzept der planetaren Grenzen als „novel
entities“ bezeichnet (ebd.). Der Begriff „novel entities“ 
umfasst Chemikalien, geht aber noch darüber hinaus,
indem er auch alle Arten neuartiger Stoffe, zum Beispiel
auch neuartige Organismen einschließt (STEFFEN et al. 
2015, S. 6). Der anthropogene Eintrag von neuartigen

Stoffen in die Umwelt ist auf globaler Ebene insbeson­
dere dann besorgniserregend, wenn die Stoffe persis­
tent sind, eine hohe Mobilität und weite Verbreitung 
aufweisen sowie potenziell schädliche Auswirkungen 
auf lebenswichtige Prozesse des Erdsystems haben 
(ebd.). Die Verschmutzung von Böden und Gewässern 
durch Chemikalien ist weltweit ein stetig zunehmendes 
Problem (WBGU 2023, Kap. 5.2). Für Deutschland und 
Europa zeigen Umweltbeobachtungen und Umwelt­
surveys, dass die Menschen und die Umwelt durch 
verschiedene alte und neue Chemikalien belastet sind 
(zur Belastung in Deutschland s. Abschn. 2.3.1 und 
Abschn. 3.3.1 für das Bsp. PFAS).

416. Chemikalien werden in einer Vielzahl von Verbrau­
cherprodukten und industriellen Prozessen verwendet. 
Einträge in die Umwelt erfolgen an „verschiedenen
Stellen in der Wertschöpfungskette, von der Gewinnung 
des Rohmaterials über die Produktion und Weiterver­
arbeitung bis hin zu Konsum und Entsorgung“ (BMUV
2021b). Weltweit hat sich die Produktionskapazität der
chemischen Industrie von 2000 bis 2017 fast verdoppelt 
(UNEP 2019, S. 27). Für Europa wird ein weiteres
Wachstum der Produktion von Chemikalien bis 2030
erwartet; außerhalb Europas wird von einer Verdrei­
fachung der Produktion zwischen 2010 und 2050 aus­
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gegangen (EEA 2019a, S. 240). Nach Einschätzung von 
PERSSON et al. (2022) ist die Belastungsgrenze für 
„novel entities“ überschritten, „weil die zunehmende 
Produktionsrate und die Freisetzung größerer Mengen 
und einer größeren Anzahl neuartiger Stoffe mit unter­
schiedlichem Risikopotenzial die Fähigkeit der Gesell­
schaft übersteigen, sicherheitsbezogene Bewertungen 
und Überwachungen durchzuführen“ (ebd., eigene 
Übersetzung). 

417. Auch der European Green Deal befasst sich mit der
Problematik der Umweltverschmutzung: Er legt als ein
drittes Ziel, neben Klimaschutz und -anpassung sowie
intakten Ökosystemen und biologischer Vielfalt, eine
schadstofffreie Umwelt für alle EU-Bürger:innen fest
(Europäische Kommission 2019, S. 4). Damit verleiht
die Europäische Kommission dem Thema Umwelt und
Gesundheit zusätzliches Gewicht. Für die schadstoff­
freie Umwelt wird ein Null-Schadstoff-Ziel formuliert.
Rechtlich verankert wurde dieses Ziel im 8. Umwelt­
aktionsprogramm der EU (Europäische Kommission
2020i, Art. 2 Abs. 2) und präzisiert und weiterentwickelt 
durch den Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft,
Wasser und Boden“ (EU Action Plan: „Towards Zero
Pollution for Air, Water and Soil“, kurz: Zero Pollution
Action Plan (ZPAP), s. Europäische Kommission 2021f; 
s. a. Kap. 6.1). Für das Ziel einer schadstofffreien Umwelt 
muss auch der Umgang mit Chemikalien neu überdacht 
werden, wie im Kapitel 3.3 am Beispiel der Probleme
durch die Belastung mit PFAS verdeutlicht wurde. Die
von der Europäischen Kommission veröffentlichte
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit greift diese
Problematik auf und weist den Weg hin zu einer nach­
haltigen Chemikalienpolitik (Kap. 6.2).

418. Eine besondere Bedeutung hat dabei die geplante
Überarbeitung der europäischen Chemikalienverord­
nung REACH (Kap. 6.3). Gemäß dieser Verordnung, die 
in Deutschland unmittelbar wirksam ist, darf eine
Chemikalie in Mengen von einer Tonne oder mehr in
der EU erst vermarktet werden, wenn sie registriert
wurde (Tz. 433). Anhand der Informationen aus dem
Registrierungsdossier wird entschieden, ob Manage­
mentmaßnahmen festgelegt werden müssen, um die ge­
sundheits- und umweltsichere Anwendung des Stoffes
zu gewährleisten. Kapitel 6.3 fokussiert auf die Frage,
ob die Ermittlung von Stoffrisiken und die Stoffbewer­
tung im Rahmen von REACH aus Sicht des Umwelt- und 
Gesundheitsschutzes ausreichend sind. Die fundierte
und vorsorgeorientierte Stoffbewertung ist Voraus­
setzung für adäquate Managementmaßnahmen. Zudem 
ist entscheidend, dass auch der Umgang mit den regu­

lierten Stoffen, beispielsweise bei der Abfallverwertung 
und -beseitigung, in sicherer Weise erfolgt. Dieser rele­
vante Problemkreis wird hier aber nicht thematisiert.

6.1	 Der Aktionsplan 
„Schadstofffreiheit von 
Luft, Wasser und Boden“

419. Mit dem ZPAP sollen in der EU bis 2050 die
Verschmutzungen von Luft, Wasser und Boden so weit
reduziert werden, dass sie nicht länger schädlich für
die menschliche Gesundheit und die natürlichen Öko­
systeme sind und so eine schadstofffreie Umwelt ge­
schaffen wird (Europäische Kommission 2021f). Der
Aktionsplan betrachtet damit den Schutz vor Umwelt­
verschmutzungen gleichrangig neben dem Schutz vor
Klimawandel und Biodiversitätsverlust (UBA 2021k,
S. 5). Als Verschmutzung werden neben Stoffeinträgen
auch Erschütterungen, Hitze und Lärm angesehen
(Europäische Kommission 2021f, S. 1, Fn. 1). Medien-,
stoff- und anlagenübergreifend benennt der Aktions­
plan alle laufenden und geplanten EU-Maßnahmen, die
das Ziel haben, die Schadstoffbelastung für den Men­
schen und die Umwelt zu verringern und gibt somit
einen umfassenden Überblick über die entsprechenden
Aktivitäten in der EU.

420. Der Aktionsplan soll ein Kompass sein, um die
Vermeidung von Umweltverschmutzung in alle maßgeb­
lichen politischen Strategien der EU zu implementieren 
(Europäische Kommission 2021f, S. 4). Um das Ziel eines
gesunden Planeten für alle bis 2050 zu erreichen, wer­
den im Aktionsplan Ziele aufgeführt, die zur Beschleu­
nigung der Schadstoffreduzierung beitragen und bis
2030 erreicht werden sollen (Kasten 6-1). Bei diesen
Zielen setzt der ZPAP allerdings keine neuen Akzente,
sondern greift auf bereits bestehende Regulierungen
und Zielsetzungen zurück. Die Europäische Kommis­
sion führt 33 Maßnahmen auf, darunter zum Beispiel
die Überarbeitung der Quecksilberregulierung, der
Industrieemissions- und der Luftqualitätsrahmenricht­
linie (Europäische Kommission 2021a). Neu ist das
geplante integrierte „Zero Pollution Monitoring and
Outlook Framework“. 2022 erschien der erste „Zero
Pollution Monitoring and Outlook Report“ (Europäi­
sche Kommission 2022d), 2024 soll der zweite folgen
(ebd.). Diese Monitoringberichte sind wichtig, weil sie
Anknüpfungspunkte und Begründungen für notwen­
dige Regulierungen darstellen.

Kasten 6-1
Die im ZPAP aufgeführten Ziele für 2030

Gemäß den EU-Rechtsvorschriften, den Zielen des
Green Deals sowie in Synergie mit anderen Initiati­
ven soll die EU bis 2030 Folgendes erreichen:

ɦ eine Reduzierung der gesundheitlichen Auswir­
kungen (vorzeitige Todesfälle) der Luftverschmut­
zung um mehr als 55 %

ɦ eine Reduzierung des Anteils der durch Verkehrs­
lärm chronisch beeinträchtigten Menschen um
30 %

ɦ eine Reduzierung der Anzahl der Ökosysteme in
der EU, in denen die biologische Vielfalt durch
Luftverschmutzung bedroht ist, um 25 %

ɦ eine Senkung der Nährstoffverluste, des Einsat­
zes und der Risiken chemischer Pestizide, des
Einsatzes gefährlicher Pestizide sowie des Ver­
kaufs von für Nutztiere und für die Aquakultur
bestimmte Antibiotika um 50 %

ɦ eine Reduzierung von Kunststoffabfällen im
Meer um 50 % und eine Reduzierung des in die
Umwelt freigesetzten Mikroplastiks um 30 %

ɦ eine erhebliche Senkung des gesamten Abfallauf­
kommens und eine Reduzierung von Restmüll*
um 50 %

(Europäische Kommission 2021f, angepasst; * In der
deutschen Übersetzung des ZPAP wird der Begriff
„Siedlungsabfälle“ für „residual municipal waste“
verwendet. Der korrekte Begriff ist aber „Restmüll“,
s. a. Europäische Kommission o. J.).
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421.	 Im Aktionsplan geht es nur um die Verbesserung 
bestehender Regulierungen, es gibt keinen regulierungs­
übergreifenden Ansatz, der den ganzen Lebensweg eines 
Schadstoffes betrachtet (s. hierzu die Kritik bei UBA 
2021k, S. 5). Aus Sicht des SRU könnte dies jedoch einen 
solchen Aktionsplan auch überfrachten. Allerdings ist 
es richtig, dass für das Ziel der Schadstofffreiheit, neben 
den Verbesserungen bei den bestehenden Regulierun­
gen, eine tiefergehende Transformation des menschli­
chen Verhaltens und unserer Gesellschaft erforderlich 
ist (ebd., S. 26 f.).

422.	 Der SRU begrüßt den ZPAP als einen ambitionier­
ten Aktionsplan, der ein klares Ziel für den Bereich Um­
welt und Gesundheit setzt. Mit seinem ambitionierten 
Ziel der Schadstofffreiheit ist er ein guter Kompass für 
die langfristige Vision einer schadstofffreien Umwelt 
(s. a. UBA 2021k, S. 27). Gleichzeitig verbindet er die 
verschiedenen bestehenden Strategien, die zu diesem 
Ziel beitragen. Zu den dafür relevanten Strategien ge­
hören zum Beispiel die Farm to Fork-Strategie (Euro­
päische Kommission 2020d), die neue Industriestrategie 
für Europa (Europäische Kommission 2020g) und der 
Kreislaufwirtschaftsaktionsplan (Europäische Kommis­
sion 2020f). Die Leitbilder Zero Pollution und Kreislauf­
wirtschaft sollten auch international etabliert werden, 
um weltweit die Verschmutzungen durch gefährliche 
Stoffe zu bekämpfen (WBGU 2023, Kap. 5.2.4.1). Für 
das Ziel, eine schadstofffreie Umwelt zu erreichen, ist 
ein nachhaltiges Management von Chemikalien zentral. 
Hierzu hat die Europäische Kommission mit ihrer 
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit einen wichti­
gen Grundstein gelegt.

6.2	 Die europäische 
Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit

423.	 Im Oktober 2020 verabschiedete die Europäische 
Kommission eine neue Chemikalienstrategie für Nach­
haltigkeit (Europäische Kommission 2020e). Die Kom­
mission bezeichnet diese Strategie als ersten Schritt in 
Richtung des Null-Schadstoff-Ziels, das im European 
Green Deal angekündigt worden war („Grüner Deal: 
Kommission verabschiedet neue Chemikalienstrategie 
für eine schadstofffreie Umwelt“, Pressemitteilung der 
Europäischen Kommission vom 14. Oktober 2020). Die 
Ziele der Strategie sind zum einen, in der EU einen bes­
seren Schutz für Mensch und Umwelt vor gefährlichen 
Chemikalien zu erreichen. Zum anderen möchte die 
Europäische Kommission Innovationen für sichere und 
nachhaltige Chemikalien fördern (Europäische Kommis­
sion 2020e, S. 3 f.). In der Strategie weist die Kommis­
sion darauf hin, dass viele Chemikalien mit gefährlichen 
Eigenschaften die menschliche Gesundheit und die 
Umwelt belasten. Gleichzeitig betont sie, wie wichtig 
Chemikalien für unser Wohlbefinden, für den Gesund­
heitsschutz, unsere Sicherheit und für die grüne und 
digitale Wende der europäischen Wirtschaft und Gesell­
schaft sind. Nicht zuletzt wird auf die Bedeutung der 
chemischen Industrie in Europa hingewiesen: 2018 war 
Europa der zweitgrößte Chemikalienhersteller (16,9 % 

lierten Stoffen, beispielsweise bei der Abfallverwertung 
und -beseitigung, in sicherer Weise erfolgt. Dieser rele­
vante Problemkreis wird hier aber nicht thematisiert.

6.1	 Der Aktionsplan 
„Schadstofffreiheit von 
Luft, Wasser und Boden“

419.	 Mit dem ZPAP sollen in der EU bis 2050 die 
Verschmutzungen von Luft, Wasser und Boden so weit 
reduziert werden, dass sie nicht länger schädlich für 
die menschliche Gesundheit und die natürlichen Öko­
systeme sind und so eine schadstofffreie Umwelt ge­
schaffen wird (Europäische Kommission 2021f). Der 
Aktionsplan betrachtet damit den Schutz vor Umwelt­
verschmutzungen gleichrangig neben dem Schutz vor 
Klimawandel und Biodiversitätsverlust (UBA 2021k, 
S. 5). Als Verschmutzung werden neben Stoffeinträgen 
auch Erschütterungen, Hitze und Lärm angesehen 
(Europäische Kommission 2021f, S. 1, Fn. 1). Medien-, 
stoff- und anlagenübergreifend benennt der Aktions­
plan alle laufenden und geplanten EU-Maßnahmen, die 
das Ziel haben, die Schadstoffbelastung für den Men­
schen und die Umwelt zu verringern und gibt somit 
einen umfassenden Überblick über die entsprechenden 
Aktivitäten in der EU.

420.	 Der Aktionsplan soll ein Kompass sein, um die 
Vermeidung von Umweltverschmutzung in alle maßgeb­
lichen politischen Strategien der EU zu implementieren 
(Europäische Kommission 2021f, S. 4). Um das Ziel eines 
gesunden Planeten für alle bis 2050 zu erreichen, wer­
den im Aktionsplan Ziele aufgeführt, die zur Beschleu­
nigung der Schadstoffreduzierung beitragen und bis 
2030 erreicht werden sollen (Kasten 6-1). Bei diesen 
Zielen setzt der ZPAP allerdings keine neuen Akzente, 
sondern greift auf bereits bestehende Regulierungen 
und Zielsetzungen zurück. Die Europäische Kommis­
sion führt 33 Maßnahmen auf, darunter zum Beispiel 
die Überarbeitung der Quecksilberregulierung, der 
Industrieemissions- und der Luftqualitätsrahmenricht­
linie (Europäische Kommission 2021a). Neu ist das 
geplante integrierte „Zero Pollution Monitoring and 
Outlook Framework“. 2022 erschien der erste „Zero 
Pollution Monitoring and Outlook Report“ (Europäi­
sche Kommission 2022d), 2024 soll der zweite folgen 
(ebd.). Diese Monitoringberichte sind wichtig, weil sie 
Anknüpfungspunkte und Begründungen für notwen­

Kasten 6-1
Die im ZPAP aufgeführten Ziele für 2030

Gemäß den EU-Rechtsvorschriften, den Zielen des 
Green Deals sowie in Synergie mit anderen Initiati­
ven soll die EU bis 2030 Folgendes erreichen:

	ɦ eine Reduzierung der gesundheitlichen Auswir­
kungen (vorzeitige Todesfälle) der Luftverschmut­
zung um mehr als 55 %

	ɦ eine Reduzierung des Anteils der durch Verkehrs­
lärm chronisch beeinträchtigten Menschen um 
30 %

	ɦ eine Reduzierung der Anzahl der Ökosysteme in 
der EU, in denen die biologische Vielfalt durch 
Luftverschmutzung bedroht ist, um 25 %

	ɦ eine Senkung der Nährstoffverluste, des Einsat­
zes und der Risiken chemischer Pestizide, des 
Einsatzes gefährlicher Pestizide sowie des Ver­
kaufs von für Nutztiere und für die Aquakultur 
bestimmte Antibiotika um 50 %

	ɦ eine Reduzierung von Kunststoffabfällen im 
Meer um 50 % und eine Reduzierung des in die 
Umwelt freigesetzten Mikroplastiks um 30 %

	ɦ eine erhebliche Senkung des gesamten Abfallauf­
kommens und eine Reduzierung von Restmüll* 
um 50 %

(Europäische Kommission 2021f, angepasst; * In der 
deutschen Übersetzung des ZPAP wird der Begriff 
„Siedlungsabfälle“ für „residual municipal waste“ 
verwendet. Der korrekte Begriff ist aber „Restmüll“, 
s. a. Europäische Kommission o. J.).
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des weltweiten Umsatzes) und die Chemikalienherstel­
lung ist der viertgrößte Industriezweig in der EU, in dem 
rund 1,2 Millionen Menschen direkt beschäftigt sind 
(ebd., S. 1 f.). Die Europäische Kommission folgert da­
raus, dass „mehr Innovation für die grüne Wende der 
chemischen Industrie und ihrer Wertschöpfungsketten 
erforderlich [ist]“ (ebd., S. 3). Die derzeitige Chemika­
lienpolitik der EU müsse „weiterentwickelt werden und 
schneller und wirksamer auf die Herausforderungen 
reagieren, die mit gefährlichen Chemikalien verbunden 
sind“ (ebd.).

424. In der Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit
wird dafür eine neue Hierarchie der Schadstofffreiheit
vorgeschlagen (Europäische Kommission 2020e, S. 5; s. 
Abb. 6-1). Entsprechend dieser Hierarchie sollte es zu­
nächst das Ziel sein, nur noch sichere und nachhaltige
Chemikalien zu verwenden. Die verbleibende Verwen­
dung gesundheits- und umweltschädlicher Stoffe muss
minimiert und überwacht werden. Chemikalien mit
chronischer Wirkung für die menschliche Gesundheit
und die Umwelt sollen so wenig wie möglich verwendet
und so weit wie möglich substituiert werden (Europäi­
sche Kommission 2020e, S. 3 f.). Dazu gehören „auch
Stoffe, die verhindern, dass durch Recycling sichere,
hochwertige Sekundärrohstoffe gewonnen werden kön­
nen“ (ebd., S. 4). Für nicht wesentliche gesellschaftli­
che Verwendungszwecke, insbesondere bei Verbraucher­

produkten, muss nach und nach auf die schädlichsten 
Chemikalien verzichtet werden. Bedenkliche Stoffe in 
Abfällen und Sekundärrohstoffen sollten weitestgehend 
beseitigt werden (ebd., S. 5). 

425. Entsprechend der obersten Stufe dieser Hierarchie
möchte die Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit er­
reichen, dass zukünftig nur noch inhärent sichere und
nachhaltige Chemikalien und Materialien („Safe and
Sustainable by Design“ (SSbD), s. a. PATINHA CAL­
DEIRA et al. 2022) verwendet werden. Dieses vor­
sorgeorientierte Konzept ist die Grundlage für eine
nachhaltige Chemikalienpolitik. Es ist auch für eine
nachhaltige Kreislaufwirtschaft notwendig, denn diese 
ist auf schadstofffreie oder schadstoffreduzierte Pro­
dukte angewiesen, damit sich Schadstoffe nicht im
Kreislauf anreichern können. Der SRU begrüßt diese
Neuorientierung der europäischen Chemikalienpolitik. 
Ein entsprechender Rahmen für die Entwicklung von
inhärent sicheren und nachhaltigen Chemikalien ist
gerade für Deutschland als einem Land mit einer star­
ken chemischen Industrie wichtig. Damit können die
notwendigen Anreize für eine nachhaltige Chemie ge­
setzt werden. Für die Umsetzung des SSbD-Konzeptes
müssen aber noch viele innovative Lösungen erforscht
werden. Mit der Chemikalienstrategie für Nachhaltig­
keit sollen diese Innovationen gefördert werden. Als
einen ersten Schritt hat die Europäische Kommission

	ɦ 	Abbildung 6-1

Die neue Hierarchie der Schadstofffreiheit beim Chemikalienmanagement

Quelle: Europäische Kommission 2020e, S. 5, verändert
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einen Bewertungsrahmen für inhärent sichere und nach­
haltige Chemikalien und Materialien und eine Empfeh­
lung zu einer zweijährigen Erprobungsphase des Be­
wertungsrahmens vorgelegt (Europäische Kommission 
2022f). 

426.	 Insgesamt bietet die Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit eine große Chance, dem Ziel einer schad­
stofffreien Umwelt näher zu kommen. Allerdings muss 
sie dazu auch zügig umgesetzt werden. Dies sieht auch 
der Rat der Europäischen Union so und hat die Europä­
ische Kommission und die Mitgliedstaaten in seinen 
Schlussfolgerungen zur Chemikalienstrategie für Nach­
haltigkeit angemahnt, die Strategie ohne unnötige Ver­
zögerung zu realisieren (Rat der Europäischen Union 
2021, S. 8). Der VCI befürchtet hingegen weitreichende 
Konsequenzen für die chemische Industrie und für die 
Verwender ihrer Produkte (VCI 2020). Inzwischen ist 
der Zeitplan für die Überarbeitung der REACH-
Verordnung bereits um ein Jahr verschoben worden 
(Tz. 438).

427.	 Die Europäische Kommission möchte im Rahmen 
der Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit insgesamt 
56 Maßnahmen ergreifen, die fünf Bereichen zugeordnet 
sind: 1) innovative Lösungen für sichere und nachhaltige 
Chemikalien in der EU, 2) stärkerer EU-Rechtsrahmen 
zur Bewältigung dringender Umwelt- und Gesundheits­
probleme, 3) Vereinfachung und Konsolidierung des 
Rechtsrahmens, 4) eine umfassende Wissensbasis für 
Chemikalien und 5) Vorbild für ein weltweites verant­
wortungsvolles Chemikalienmanagement (Europäische 
Kommission 2020a; zu Vorschlägen für eine neue Chemi­
kalien-Governance mit internationalem Zulassungs­
regime s. a. WBGU 2023, Kap. 5.2.4.3).

428.	 Insbesondere in den Bereichen 2) und 3) werden 
Maßnahmen aufgeführt, die sich auf eine Überarbei­
tung der europäischen Chemikalienverordnung REACH 
beziehen. Zu den Maßnahmen, die das Ziel haben, die 
Bewertung von Chemikalien vorsorgeorientierter und 
effizienter zu gestalten sowie die Abschätzung des 
Umwelt- und Gesundheitsrisikos durch Chemikalien­
mischungen zu verbessern, gehören die folgenden Vor­
schläge (Europäische Kommission 2020a, S. 2 ff.):

	ɦ „Änderung der REACH-Verordnung, um sicherzustel­
len, dass bei allen Registrierungen von Stoffen im 
Rahmen der REACH-Verordnung Konformitätsprü­
fungen durchgeführt werden“ (ebd.) und dass bei 
Nichteinhaltung der Konformität die Registrierungs­
nummern widerrufen werden können (Abschn. 6.3.1);

	ɦ Erweiterung des allgemeinen Ansatzes für das Risiko­
management (sog. Generic approach, Abschn. 6.3.2), 
um sicherzustellen, dass Verbraucherprodukte keine 
Chemikalien enthalten, die als besonders besorgnis­
erregend gelten, sowie gegebenenfalls Ausweitung 
des gleichen Ansatzes auf weitere schädliche Chemi­
kalien und auf berufliche Verwendungen;

	ɦ Ergänzung der Liste der Kriterien für besonders be­
sorgniserregende Stoffe (Substances of Very High 
Concern – SVHC) um weitere gefährliche Eigenschaf­
ten (Abschn. 6.3.2); 

	ɦ Prüfung der Möglichkeit, einen oder mehrere Alloka­
tionsfaktoren für Gemische in Anhang I der REACH-
Verordnung aufzunehmen (Abschn. 6.3.3). 

429.	 Für die Vermeidung schädlicher Chemikalienein­
träge in die Umwelt ist zudem ein Vorschlag relevant, 
der sich auf PFAS bezieht. Darin wird vorgeschlagen, die 
Verwendung von PFAS im Rahmen der REACH-Ver­
ordnung bei allen nicht wesentlichen Verwendungs­
zwecken, auch in Verbraucherprodukten, zu beschränken 
(Europäische Kommission 2020a; s. dazu ausführlich 
Tz. 198 ff.).

6.3	 Neue Ansätze zur 
Bewertung und Zulassung 
von Chemikalien unter 
REACH

430.	 Chemikalien werden in der EU durch rund vierzig 
verschiedene Rechtsakte adressiert (Europäische Kom­
mission 2020e, S. 3). Dazu gehören zum Beispiel die 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 
Gemischen (Classification, Labelling and Packaging – 
CLP), die Rechtsvorschriften über Karzinogene und Mu­
tagene bei der Arbeit, zu Kosmetika, Biozidprodukten, 
PSM, Lebensmitteln sowie die Rechtsvorschriften zum 
Umweltschutz (ebd.). Industriechemikalien fallen unter 
die REACH-Verordnung. Die REACH-Verordnung wird 
– neben der CLP-Verordnung – als ein Eckstein der 
Chemikalienregulierung in der EU bezeichnet (Euro­
päische Kommission 2020e, S. 11). Sie gehört zu den 
umfassendsten und ambitioniertesten Regelwerken zu 
Chemikalien weltweit (UBA 2022g, S. 10) und hat viele 
Regulierungen in anderen Ländern beeinflusst (EEA 
2019a, S. 249). 
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431. Die in der EU geltenden Stoffregulierungen tragen
dazu bei, dass sich das Wissen über die Eigenschaften
und Risiken von Chemikalien in den letzten Jahrzehn­
ten erheblich verbessert hat (Europäische Kommission
2020e, S. 23). Dennoch existieren auch in der EU Defizite 
und Lücken, insbesondere im Hinblick darauf, wie die
Stoffe verwendet werden und welche Expositionen es
gibt (ebd.). Europäische Behörden schätzen, dass von
den circa 100.000 Chemikalien, die auf dem Markt sind, 
bisher circa 500 Chemikalien umfassend und etwa
10.000 Chemikalien recht gut in Bezug auf bestimmte
Gefahren und Expositionen charakterisiert worden sind. 
Demgegenüber gibt es für ungefähr 90.000 Chemikalien 
nur eine begrenzte oder sogar mangelhafte Charakte­
risierung ihrer Gefahren und Expositionen (EEA 2019a, 
S. 238 f.; s. Abb. 6-2).

432. Die Wissenslücken für diese große Zahl an nicht
ausreichend geprüften Chemikalien zu schließen, stellt 
eine enorme Herausforderung dar (Europäische Kom­
mission 2020e, S. 24); eine umfassende Bewertung ihres 
Umwelt- und Gesundheitsrisikos in absehbarer Zeit ist
unrealistisch (EEA 2019a). Zudem gibt es eine unbe­
kannte Zahl an Umwandlungs- oder Abbauprodukten,
die aus den Chemikalien entstehen können. Hinzu kom­
men die potenziellen Kombinationswirkungen, die die
Komplexität der Risikobewertung erhöhen. Nicht zu­
letzt zeigen die Ergebnisse aus der Umweltüberwachung 
(Monitoring), dass diese die Vielzahl an Stoffen nicht
bewältigen kann, denn die meisten Chemikalien, die
in die Umwelt gelangen, verbleiben unbemerkt dort.
Weitere Maßnahmen sind daher erforderlich, um ein
effektives Management der Umwelt- und Gesundheits­
risiken durch Chemikalien zu gewährleisten (ebd.).

	ɦ 	Abbildung 6-2

Das unbekannte Terrain chemischer Risiken

Quelle EEA 2019a, Abb. 10.2; deutsche Übersetzung aus: Europäische Kommission 2020e, S. 24
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6.3.1	 Gründe für den 
Überarbeitungsbedarf 
bei REACH

433. Mit der REACH-Verordnung werden Unternehmen
verpflichtet, Informationen über die Eigenschaften und 
Verwendungen der Stoffe (als solche und in Gemischen), 
die sie in Mengen von einer Tonne oder mehr pro Jahr
herstellen oder importieren, zu sammeln (ECHA o. J.).
Sie müssen die Gefahren und Risiken beurteilen, die
von diesen Stoffen ausgehen können (ebd.). Diese In­
formationen müssen in einem Registrierungsdossier
dokumentiert und bei der ECHA eingereicht werden.
Die ECHA prüft, ob die Sicherheitsinformationen aus­
reichen, und fordert andernfalls zusätzliche Angaben
an (Europäische Kommission 2018, S. 1). Erst wenn ein 
Stoff registriert ist, darf er in Verkehr gebracht werden
(„Ohne Daten kein Markt“, s. Art. 5 REACH-VO).

434. Die REACH-Verordnung war im Vorfeld ihres In­
krafttretens heftig umstritten. Gemäß dem Verursacher­
prinzip sollten die Unternehmen jetzt die Beweislast für 
die Sicherheit ihrer Chemikalien tragen und dies in
Dossiers dokumentieren. Vor allem die Industrie be­
fürchtete zu hohe Belastungen durch den zusätzlichen
Aufwand bei der Registrierung ihrer Chemikalien (BLAC 
2021, S. 2). Die in den Jahren 2013 und 2018 von der
Europäischen Kommission durchgeführten Evaluierun­
gen der REACH-Verordnung zeigten allerdings, dass be­
fürchtete negative Auswirkungen, wie zum Beispiel eine 
Verlagerung der Produktion ins Ausland, weitestgehend 
ausgeblieben waren. Vielmehr wurden auch von Vertre­
tern der Industrie Vorteile in Bezug auf Innovationen
und sichere Produkte gesehen (ebd., S. 2 f.). Außerdem
haben die im Rahmen der Registrierung von Chemika­
lien gesammelten Informationen wesentlich dazu beige­
tragen, die Datenbasis über die Gefahren und Exposi­
tionsrisiken von Chemikalien in der EU zu verbessern
(Tz. 431).

435. Die Europäische Kommission stellte in ihrer
Evaluierung der REACH-Verordnung von 2018 fest, dass 
die Verordnung „voll funktionsfähig“ und wirksam sei.
Das geschätzte Ausmaß des potenziellen Nutzens für
die menschliche Gesundheit und die Umwelt bewegte
sich über einen Zeitraum von 25 bis 30 Jahren in einer
Größenordnung von 100 Mrd. Euro. Demgegenüber
betrugen die angefallenen Kosten für die Umsetzung
der Verordnung schätzungsweise 2,3 bis 2,6 Mrd. Euro
(Europäische Kommission 2018, S. 2). Dennoch seien
die Ziele der Verordnung (u. a. „ein hohes Schutzniveau 

für die menschliche Gesundheit und für die Umwelt si­
cherzustellen“ (Art. 1 REACH-Verordnung)) langsamer 
erreicht worden als erwartet (Europäische Kommission 
2018, S.  2). Angemahnt wurde auch ein verbessertes 
Risikomanagement bei den Beschränkungs- und Zu­
lassungsverfahren für Chemikalien (ebd., S. 7 f.; s. 
Abschn. 6.3.2). 

436. Zudem gibt es Probleme im Hinblick auf die Kon­
formität der Registrierungsdossiers mit den gesetz­
lichen Vorschriften. Die ECHA prüft im Rahmen der
Registrierung nur die Vollständigkeit der Unterlagen,
eine Beurteilung der Qualität oder der Angemessenheit 
der vorgelegten Daten oder Begründungen erfolgt nicht 
(Art. 20 Abs. 2 REACH). Eine vertiefte inhaltliche Über­
prüfung („compliance check“) erfolgt nur stichproben­
artig oder auch anlassbezogen, wenn beispielweise
Monitoringdaten einen Verdacht auf Risiken durch die
Verwendung bestimmter Chemikalien ergeben. Dies
führt dazu, dass Stoffe verboten oder beschränkt wer­
den, die bereits auf dem Markt sind und damit in die
Umwelt gelangt sein können. In den Jahren 2014 bis 2018 
wurde in einem Forschungsprojekt die „compliance“
von Registrierungsdossiers überprüft. Die Ergebnisse
zeigten, dass bei Chemikalien mit einer Vermarktungs­
menge von über 1.000 t/a nur 31 % der Firmen die ge­
setzlich vorgeschriebenen und für eine Risikoanalyse
notwendigen Informationen abgeliefert hatten; bei
Chemikalien mit einer Vermarktungsmenge zwischen
100 und 1.000 t/a waren es 44 % der Firmen (BfR 2018;
EEA 2019a, S. 249). Expert:innen des BfR betrachten
diese Nichteinhaltung („non-compliance“) der Registrie­
rungsbedingungen als eines der größten Hemmnisse für 
das Ziel, gefährliche Stoffe zu erkennen (HERZLER et al. 
2021, S. 2597). Fehlende Informationen können zwar
nachgefordert werden, dieser Prozess ist aber sehr zeit- 
und ressourcenintensiv. Die unvollständigen Registrie­
rungsdossiers werden von HERZLER et al. (ebd.) auch
als ein Grund genannt (neben zu viel Bürokratie),
warum das derzeitige Verfahren zur Zulassung und
Beschränkung von chemischen Stoffen unter REACH
so zeitaufwendig ist. Abhilfe könnte der verbesserte
Zugang für die Mitgliedstaaten zu den Datenbanken der 
ECHA schaffen (ebd., S. 2597). Noch effektiver ist
allerdings der Vorschlag aus der Chemikalienstrategie
für Nachhaltigkeit, dass bei Nichteinhaltung der Kon­
formität der Registrierungsdossiers die Registrierungs­
nummern widerrufen werden sollten (Tz. 428). Dies ist 
aus Sicht des SRU eine wichtige und sinnvolle Emp­
fehlung, sie würde die Registranten stärker motivieren, 
auf die Vollständigkeit ihrer Registrierungsdossiers zu
achten (s. a. UBA 2022g).
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437. Ein weiteres, schon lange bekanntes Manko ist die 
fehlende Bewertung von nicht beabsichtigten Chemika­
lienmischungen (Abschn. 6.3.3). Bereits 2001 hatte das
Weißbuch zur Zukunft der Chemikalienpolitik die Ex­
position gegenüber Chemikalienmischungen als eine
prioritäre Forschungsaufgabe bezeichnet (Europäische 
Kommission 2020c, S. 2). 2012 stellte die Europäische
Kommission fest, dass die aktuellen Gesetzgebungen
nicht geeignet seien, um Belastungen des Menschen und 
der Umwelt durch die kombinierte Exposition und das
Zusammenwirken von verschiedenen Chemikalien (auch 
als Kombinationswirkung oder „Cocktail-Effekt“ be­
zeichnet) abzudecken (SPANIOL 2022, S. 100; s. a. HAS­
SOLD et al. 2021, S. 3; Europäische Kommission 2020c).

438. Diese Defizite werden auch in der europäischen
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit genannt und
entsprechende Maßnahmen für die Überarbeitung von
REACH vorgeschlagen (Tz. 428). Dazu sah die Chemi­
kalienstrategie für Nachhaltigkeit vor, bis spätestens
Ende 2022 einen Vorschlag für eine Überarbeitung der
REACH-Verordnung vorzulegen (Europäische Kommis­
sion 2020e). Allerdings ist diese Überarbeitung von
REACH inzwischen auf Ende 2023 verschoben worden
(Europäische Kommission 2022a). Diese Verschiebung
bedauert der SRU, denn eine an den Grundsätzen des
Vorsorgeprinzips ausgerichtete Weiterentwicklung des
Chemikalienrechts ist notwendig (s. a. BLAC 2021,
S. 13). Zudem kommt die Überarbeitung von REACH
damit in das Ende der Amtszeit der jetzigen Europäi­
schen Kommission, sodass eine weitere Bearbeitung
möglicherweise darauf warten muss, bis ein neues Euro­
päisches Parlament und eine neue Europäische Kommis­
sion gewählt worden sind (s. a. ChemSec 2022). Auch
der Rat der Europäischen Union hatte eine zügige
Umsetzung der Maßnahmen der Chemikalienstrategie
für Nachhaltigkeit angemahnt (Tz. 426). Die Verschie­

bung der Überarbeitung von REACH hat zudem Auswir­
kungen auf zahlreiche EU-Rechtssetzungsverfahren. 
Dies betrifft verschiedene Rechtsakte, die im Zusammen­
hang mit der REACH-Verordnung stehen und zurzeit 
novelliert werden (bspw. die Industrieemissions-Richt­
linie oder die ÖkoDesign-Richtlinie). 

6.3.2	 Beschränkungen und Zu
lassungen von Chemikalien

439. Aus Sicht des Umwelt- und Gesundheitsschutzes
ist es ein wesentliches Defizit der REACH-Verordnung,
dass die Verfahren zum Risikomanagement von beson­
ders gefährlichen Stoffen nicht effizient genug sind und 
beschleunigt werden müssen (Europäische Kommission 
2018, S. 7 f.; EEA 2019a, S. 249; UBA 2022g; BLAC 2021). 
REACH sieht für Chemikalien zwei separate Risiko­
managementkonzepte vor:

	ɦ Beschränkungen, die sich auf alle Stoffe in Erzeug­
nissen und Gemischen beziehen. Im Rahmen des Be­
schränkungsverfahrens können unannehmbare Risi­
ken für die Chemikalien gemeinschaftsweit behandelt 
werden (HELLER-HUTORAN et al. 2021, S. 5). Dabei 
können die Herstellung, das Inverkehrbringen oder 
die Verwendung von Stoffen von der Erfüllung be­
stimmter Bedingungen abhängig gemacht werden 
(Europäische Kommission 2018, S. 1).

	ɦ Zulassungen, die sich auf besonders besorgniserre­
gende Stoffe (SVHC) beziehen, welche im Anhang XIV 
der REACH-Verordnung aufgeführt sind. Behörden 
können ausgewählte Stoffe als SVHC-Kandidaten 
identifizieren, sie werden dann in einem mehrstu­
figen Prozess geprüft, bevor sie in den Anhang XIV 
aufgenommen werden (Kasten 6-2). Die Verwendung 

Kasten 6-2
Besonders besorgniserregende Stoffe (SVHC)

Nach Art. 57 lit. a–e der REACH-Verordnung können 
Stoffe mit den folgenden Eigenschaften in den Anhang 
XIV (Verzeichnis der zulassungspflichtigen Stoffe) 
aufgenommen werden: CMR-Stoffe (kanzerogene, mu­
tagene oder reproduktionstoxische Stoffe) sowie PBT-
Stoffe (persistente, bioakkumulierbare und toxische 
Stoffe) und vPvB-Stoffe (sehr persistente und sehr 
bioakkumulierbare Stoffe). Außerdem gehören dazu 
Stoffe mit Eigenschaften, „die nach wissenschaftli­
chen Erkenntnissen wahrscheinlich schwerwiegende 

Wirkungen auf die menschliche Gesundheit oder auf 
die Umwelt haben, die ebenso besorgniserregend sind 
wie diejenigen anderer in den Buchstaben a bis e auf­
geführter Stoffe“ (Art. 57 lit. f REACH-Verordnung).

Stoffe, die die Kriterien nach Art. 57 erfüllen, unter­
liegen nicht automatisch einer Zulassungspflicht. 
Wenn eine Behörde einen Stoff nach Art. 57 identi­
fiziert, wird er zunächst in die sogenannte Kandidaten­
liste der SVHC aufgenommen. In einem mehrstufigen 
Prozess wird dann geprüft, ob der Stoff auch in den 
Anhang XIV der REACH-Verordnung aufgenommen 
werden soll (HELLER-HUTORAN et al. 2021, S. 5). 
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und das Inverkehrbringen zur Verwendung eines im 
Anhang XIV aufgeführten Stoffes ist grundsätzlich 
verboten, auf Antrag kann die ECHA aber Zulas­
sungen unter Auflagen oder für bestimmte Verwen­
dungen erteilen (Verbot mit Erlaubnisvorbehalt, s. 
HELLER-HUTORAN et al. 2021, S. 5). Zulassungen 
sollen gewährleisten, dass SVHC sicher verwendet 
werden, und zugleich fördern, dass sie durch Alter­
nativen ersetzt werden (Europäische Kommission 
2018). 

440. Das Vorsorgeprinzip ist in der REACH-Verordnung 
in Art. 1 Abs. 3 verankert. Vorzugsweise sollen aber die
Entscheidungen über die Beschränkung oder Zulassung 
eines Stoffes auf wissenschaftlich basierte Risikoermitt­
lungen und -bewertungen gestützt werden (KÖCK und
KERN 2012, S. 52). Die auf Daten gestützte Risikoer­
mittlung führt allerdings zu langwierigen Verfahren. So 
stellt die EEA fest, dass die Evaluierung von Stoffen, die 
potenziell besorgniserregend in Bezug auf die mensch­
liche Gesundheit sind („potential concern to human
health“), schätzungsweise sieben bis neun Jahre dauert 
(EEA 2019a, S. 249). Angesichts von 22.600 unter
REACH registrierten chemischen Substanzen, viele mit 
noch unbekannten Eigenschaften und Auswirkungen,
ist die derzeitige einzelstoffbezogene Herangehens- 
weise nicht adäquat (ebd.; s. a. Abb. 6-2).

441. Mit diesen Defiziten kann die REACH-Verordnung
ihr Ziel, ein hohes Schutzniveau für die menschliche
Gesundheit und die Umwelt sicherzustellen (Art. 1
Abs. 1), nicht erreichen. Es müssen effektivere Verfahren 
eingesetzt werden, die das zeitaufwendige Verfahren
der Risikoermittlung von Einzelstoffen beschleunigen
können. Eine Möglichkeit hierfür bietet der sogenann­
te generische Ansatz (oder auch „allgemeiner Ansatz“). 
Der Ansatz kommt in mehreren Rechtsakten der EU zur 
Anwendung. Er bedeutet, „dass auf der Grundlage der
gefährlichen Eigenschaften der Chemikalie und allge­
meiner Erwägungen zur Exposition (z. B. verbreitete
Verwendungen, Verwendungen in für Kinder bestimm­
ten Produkten, schwierig zu kontrollierende Exposition) 
automatisch vorab festgelegte Risikomanagementmaß­
nahmen (z. B. Verpackungsvorschriften, Beschränkun­
gen, Verbote usw.) getroffen werden“ (Europäische
Kommission 2020e, S. 11). Dieses Präventivkonzept ist
einfacher und in der Regel schneller (ebd.). Die über­
wiegende Mehrheit der Chemikalien in der EU wird der­
zeit aber mithilfe einer spezifischen Risikobewertung,
das heißt auf Einzelfallbasis, reguliert. Dabei „werden
die Gefahr, die Verwendung des Stoffs und die damit
verbundenen spezifischen Expositionsszenarien für

Menschen und für die Umwelt betrachtet, und auf der 
Grundlage des Bewertungsergebnisses werden Risiko­
managementmaßnahmen ergriffen“ (ebd., S. 12). 

442. Im Rahmen von REACH wird der generische Ansatz
bisher nur für CMR-Stoffe in Verbraucherprodukten
angewendet (UBA 2022g, S. 16). Das Verfahren ist für
Beschränkungen vorgesehen und in Art. 68 Abs. 2 der
REACH-Verordnung festgelegt. Es ist auch deswegen
schneller als die spezifische Risikobewertung, weil die
Europäische Kommission ermächtigt wird, das Be­
schränkungsverfahren nach Art. 68 Abs. 2 ohne Betei­
ligung der wissenschaftlichen Ausschüsse einzuleiten.
Diese spezielle Regulierung zu CMR-Stoffen in Verbrau­
cherprodukten hat nach Einschätzung der Europäischen 
Kommission zu einem der größten gesundheitlichen
Nutzen der letzten Dekaden geführt: der Verringerung
der Exposition der EU-Bürger:innen gegenüber kanze­
rogenen Stoffen (Europäische Kommission 2020e, S. 9). 
In ihrer Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit schlägt 
die Europäische Kommission vor, den generischen An­
satz für Chemikalien stufenweise auszuweiten (Tz. 428). 
Demnach soll der generische Ansatz zukünftig nicht nur 
für CMR-Stoffe, sondern auch für persistente und bio­
akkumulierbare Stoffe in Verbraucherprodukten gelten. 
Nach einer Folgenabschätzung dieser Änderung soll der 
Ansatz gegebenenfalls auf weitere schädliche Stoffe an­
gewendet werden. Zudem soll das für Verbraucher:innen 
geltende Schutzniveau auch auf gewerbliche Anwender
ausgeweitet werden. Ausnahmen von den Verboten
sollen nur für wesentliche Verwendungszwecke („essen­
tial uses“) gelten. Dabei wird an Verwendungen gedacht, 
die für die Gesundheit oder Sicherheit erforderlich oder 
für das Funktionieren der Gesellschaft kritisch sind und 
für die es keine ökologisch und gesundheitlich tragba­
ren Alternativen gibt (Europäische Kommission 2020e, 
S. 13). Die Kriterien für „essential uses“ müssen aber
noch entwickelt werden (s. a. WBGU 2023, Kap. 5.2.2.4). 
Bis der generische Ansatz eingeführt ist, sollen Chemi­
kalien außerdem wenn möglich nicht mehr Stoff für
Stoff bewertet werden, sondern in einem Gruppenansatz
(s. a. das Beispiel PFAS in Tz. 198 f.).

443. Gegen den generischen Ansatz wird die Kritik
geäußert, dass gefährliche Eigenschaften alleine noch
kein Risiko ausmachten, denn es käme auf die Dosis an,
also auf die Höhe der Exposition (HERZLER et al. 2021,
S. 2592). Ohne stichhaltige Argumente sollten Stoffe
nicht allein aus Vorsorgegründen verboten werden. Viele 
Stoffe mit gefährlichen Eigenschaften würden für eine
grüne, nachhaltige und klimaneutrale Gesellschaft
benötigt (ebd., S. 2599). Diese Argumentation übersieht 
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aber, dass der generische Ansatz sich auf bestimmte 
Produkte bezieht (Verbraucherprodukte), in diesem 
Sinne also sehr wohl die Exposition beachtet. Außerdem 
sollen Ausnahmen für wichtige, für die Gesellschaft 
notwendige Verwendungen möglich sein. Unterstützung 
für die Empfehlungen der Europäischen Kommission 
zur Erweiterung des generischen Ansatzes unter REACH 
kommt vom UBA (2022g), das sogar noch einen Schritt 
weiter geht: Es empfiehlt, den Ansatz nicht nur auf 
Verbraucherprodukte, sondern von Beginn an auch auf 
industrielle und professionelle Nutzung auszuweiten 
(ebd., S. 20). Wenn es Stoffverbote aufgrund dieses 
generischen Ansatzes gibt, soll es, wie auch von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagen, Ausnahmen 
nur für wesentliche Verwendungszwecke geben. Diese 
Ausnahmen könnten zudem die sonst notwendige Be­
wertung der sozioökonomischen Auswirkungen der 
Beschränkungsmaßnahme („socio-economic analysis“ 
– SEA) ersetzen. Sie sollten für eine begrenzte Zeit
gewährt werden, zum Beispiel bis Alternativen zur
Verfügung stehen. Wenn ein generischer Ansatz nicht
möglich ist, soll ein Gruppenansatz durchgeführt wer­
den (ebd., S. 17 f.).

444. Aus Sicht des SRU ist die generische Risikobewer­
tung der richtige Weg, um effizienter und schneller die
Verwendung von schädlichen Stoffen zu verringern. Dies 
ist auch eine „wichtige Voraussetzung für die Verwirk­
lichung einer sauberen Kreislaufwirtschaft“ (Europäi­
sche Kommission 2020e, S. 6), die darauf angewiesen
ist, dass möglichst wenige schädliche Stoffe einge­
schleust werden. Die Ausweitung auf professionelle
Anwendungen ist sachgerecht, da hierunter auch sehr
kleine Betriebe fallen, in denen der Arbeitsschutz mög­
licherweise nicht ausreichend gewährleistet werden
kann. Die Ausweitung auf industrielle Anwendungen
sollte geprüft werden. Für wesentliche Verwendungs­
zwecke, also gesellschaftlich wichtige Verwendungen,
muss es Ausnahmen geben. Ein Konzept für diese „es­
sential uses“ sollte daher dringend erarbeitet werden.
Dabei könnte auch eine Rolle spielen, ob die Chemika­
lien, für die es Ausnahmen geben soll, nur in der indus­
triellen Anwendung vorkommen und dort im Kreislauf
geführt werden, also praktisch nicht in die Umwelt
gelangen.

445. Für die Vision einer schadstofffreien Umwelt
müssen umweltgefährliche Stoffe nach und nach durch
sichere und nachhaltige Chemikalien ersetzt werden.
Ein Instrument hierfür bietet das Zulassungsverfahren 
unter REACH, bei dem für SVHC gilt, dass diese grund­
sätzlich verboten sind und nur auf Antrag Ausnahmen

zugelassen werden (Tz. 439). Die Europäische Kommis­
sion möchte die Liste der Kriterien für SVHC erweitern 
und eigenständige Kriterien für endokrine Disruptoren 
(Stoffe, die das Hormonsystem mit schädigender Wir­
kung beeinflussen) und für persistente (schlecht abbau­
bare), mobile und toxische Stoffe (PMT-Stoffe) sowie 
sehr persistente und sehr mobile Stoffe (vPvM-Stoffe) 
einführen. Damit wäre die Einstufung von Stoffen als 
endokrine Disruptoren oder als PMT- oder vPvM-Stoff 
möglich, ohne dass ein Wirkungsvergleich nach Art. 57 
lit. f. der REACH-Verordnung erforderlich ist. Dieses 
Anliegen unterstützt der SRU. Endokrine Disruptoren 
gehören zu einer gesundheits- und umweltschädlichen 
Stoffgruppe, deren Einträge in die Umwelt weiter redu­
ziert werden sollten (SRU 2007). Das Beispiel der PFAS 
wiederum hat gezeigt, dass die Kombination der Eigen­
schaften Persistenz und Mobilität bei der Beurteilung 
der Stoffrisiken eine stärkere Rolle spielen muss 
(Tz. 200). Auch wenn einzelne PFAS nur eine geringe 
akute Toxizität aufweisen, können sie gerade bei länge­
rer (chronischer) Exposition trotzdem ein Gesundheits­
risiko darstellen. PFAS haben sich bereits weltweit in 
der Umwelt verteilt und in Organismen einschließlich 
dem Menschen angereichert (BLAC 2022, Nr. 4): Gene­
rell gilt, dass für PMT- und vPvM-Stoffe keine sicheren 
Konzentrationsschwellen angegeben werden können, 
denn sie werden aufgrund ihrer Persistenz nicht oder 
nur sehr schlecht abgebaut und reichern sich daher in 
der Umwelt oder in Biota an. Ihre Konzentration in 
der Umwelt wird so mit der Zeit zunehmend größer. 
Oftmals gibt es bei diesen Stoffen eine Entkopplung 
zwischen Exposition und adversen Effekten und vor 
allem bei mobilen Stoffen können die Effekte weit weg 
vom Ort des Eintrags erfolgen (UBA 2022g, S. 16).

6.3.3	 Mischungsbewertung von 
Chemikalien

446. Chemikalien kommen in der Umwelt selten allein, 
sondern in der Regel in Mischungen mit anderen Chemi­
kalien vor. Dabei übersteigt das Risiko der Chemika­
lienmischung in Bezug auf schädliche Umwelt- oder Ge­
sundheitswirkungen sehr oft das Risiko der jeweiligen
Einzelstoffe (Europäische Kommission 2020b, S. 6). Die 
Stoffe einer Mischung wirken meist additiv zusammen
(sog. Kombinationswirkung). In selteneren Fällen kann
es auch synergistische (sich gegenseitig verstärkende)
oder antagonistische (sich gegenseitig abschwächende) 
Wechselwirkungen zwischen Chemikalien geben (HAS­
SOLD et al. 2021, S. 2). Bei den Mischungen werden zwei 
Arten unterschieden: intendierte, das heißt beabsich­
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tigte Mischungen (z. B. Farben, Lacke, Reinigungsmittel, 
s. ebd.) und unbeabsichtigte Mischungen, wenn ver­
schiedene Chemikalien aus unterschiedlichen Quellen
zufällig zusammen in den Umweltmedien vorkommen
(Abb. 6-3).

447. Intendierte Mischungen, wie zum Beispiel Kombi­
nationspräparate bei Tierarzneimitteln oder PSM mit
mehreren Wirkstoffen, werden in den entsprechenden
Regulierungen berücksichtigt (HASSOLD et al. 2021,
S. 3). Im Unterschied dazu werden bei der Registrierung 
von Stoffen im Rahmen von REACH ausschließlich
Einzelstoffe betrachtet. Es gibt bei REACH keine expli­
zite gesetzliche Verpflichtung, um Kombinationseffek­
te von intendierten Mischungen zu bewerten (mit Aus­
nahme von bestimmten Anforderungen zur Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung einer intendierten
Mischung, s. ebd.; Europäische Kommission 2020b, S. 13 
f.). Damit kann bei der Risikobewertung gemäß REACH
die einzelne Konzentration eines Stoffes zwar unterhalb 

einer gefährlichen Umweltkonzentration liegen. Wenn 
aber das gemeinsame Vorkommen dieses Stoffes mit 
anderen Stoffen in der Umwelt oder im Menschen be­
achtet wird, sind die kombinierten Risiken der Mischung 
möglicherweise höher. 

448. Daher sollten die Vorgaben bei REACH in Bezug
auf intendierte Mischungen verbessert werden. Hierfür 
wäre es möglich, bestimmte spezifische Bewertungs­
methoden einzuführen, wie sie auch bei PSM und Bio­
ziden üblich sind (HASSOLD et al. 2021, S. 2). Die Be­
wertung könnte über eine Testung der Mischung, über
die Vorhersage der Konzentration in der Mischung und
die Addition der Einzelstoff-Toxizitätsdaten oder über
die Summe der Risikoquotienten erfolgen (HASSOLD
et al. 2021; s. a. SPANIOL 2022). Für eine spezifische
Mischungsbewertung fehlen häufig Expositionsdaten
der einzelnen Chemikalien im gesamten Verlauf ihres
Lebenszyklus und damit zum zeitlich-räumlichen Auf­
treten der Mischung. Vor allem für Stoffe mit niedrigen

	ɦ 	Abbildung 6-3

Wie entstehen Chemikalienmischungen in der Umwelt?

Quellen: HASSOLD et al. 2021, S. 2, Übersetzung nach UBA 2022h
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Produktionsvolumen gibt es Datenlücken zur (Öko-)
Toxizität. Diese Lücken könnten zum Beispiel durch 
alternative Testsysteme gefüllt werden. Daher sollten 
die Bemühungen fortgesetzt werden, durch Verein­
fachung von Testsystemen leichter und schneller zu 
belastbaren Bewertungen zu kommen (s. dazu näher 
ESCHER et al. 2023).

449. Für unbeabsichtigte Mischungen sind die Daten,
die für eine spezifische Mischungsbewertung notwen­
dig sind, naturgemäß noch seltener vorhanden als bei
den intendierten Mischungen. Allein um zu beurteilen,
welche unbeabsichtigten Mischungen in der Umwelt ent­
stehen können, werden Monitoringdaten, valide Ein­
zelstoffdaten und Verbrauchsdaten benötigt. Vielen Fir­
men, die im Rahmen einer Registrierung gemäß REACH 
eine Stoffsicherheitsbeurteilung für ihre Stoffe machen 
müssen, fehlen diese Daten. Daher könnte ein pauscha­
ler Allokationsfaktor für Mischungen (Mixture Assess­
ment Factor – MAF) ein geeignetes Instrument sein
(HASSOLD et al. 2021, S. 9 f.). Mit dem MAF könnte bei 
der Risikobewertung von Einzelstoffen (das heißt im
Rahmen der Stoffsicherheitsbeurteilung der Unterneh­
men) berücksichtigt werden, dass diese in der Realität
nicht auf eine unbelastete Umwelt oder einen unbe­
lasteten Menschen treffen, sondern auf Menschen und
Umweltmedien, in denen bereits andere Chemikalien
vorkommen können. Damit würde das erlaubte Risiko­
niveau des Einzelstoffes abgesenkt (SPANIOL 2022,
S. 100; s. a. HASSOLD et al. 2021). Dies hätte aber
keinesfalls Auswirkungen auf alle Chemikalien unter
REACH, sondern nur auf diejenigen, deren Risikoquo­
tient bereits relativ hoch ist.

450. Auch die Europäische Kommission empfiehlt in
ihrer Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit, dass
für die Bewertung von Mischungen ein MAF eingeführt 
werden sollte (Tz. 428). Für die Höhe des MAF werden
unterschiedliche Werte diskutiert, sie reichen von 2 (Vor­
schlag der chemischen Industrie) bis 100 (Vorschlag der 
Nichtregierungsorganisationen – NGOs) (s. SPANIOL
2022, S. 102). Ein möglicher Ansatz, einen geeigneten
Wert herzuleiten, wurde 2021 von der schwedischen
Chemikalienagentur vorgeschlagen (KEMI 2021). Ins­
gesamt bestehen aber mit Blick auf die Implementierung 
eines MAF noch zentrale Fragen und Herausforderun­
gen (HASSOLD et al. 2021, S. 9 f.). Unter anderem muss 
geklärt werden, wie die Größe des MAF ermittelt werden 
soll, ob es einen einheitlichen Faktor oder verschiedene 
Faktoren für die unterschiedlichen Umweltkomparti­
mente geben sollte und welche Ausnahmen es von die­
sem Verfahren geben könnte (ebd.).

451. Expert:innen des BfR sehen die Einführung eines
MAF für nicht beabsichtigte Mischungen dagegen kri­
tisch (HERZLER et al. 2021, S. 2593). Sie sind der Auf­
fassung, dass es eine eher geringe Wahrscheinlichkeit
dafür gibt, dass Verbraucher:innen in der EU durch
Exposition gegenüber unbeabsichtigten Chemikalien­
mischungen signifikanten Gesundheitsrisiken ausge­
setzt sind (betrachtet wurde dabei nur die Gefährdung
des Menschen, nicht die der Umwelt). Allerdings wird
konstatiert, dass es schwierig sei, vor allem chronische
und Langzeiteffekte durch unbeabsichtigte Chemika­
lienmischungen in der Umwelt wissenschaftlich robust 
nachzuweisen; auf dieser unsicheren Grundlage sollte
kein pauschaler Faktor eingeführt werden (ebd., S. 2595 
f.). Demgegenüber weisen viele Akteure darauf hin, dass 
sich in den letzten Jahren die Hinweise auf Belastungen 
von Mensch und Umwelt durch Chemikalienmischun­
gen verstärkt haben (KORTENKAMP und FAUST 2018; 
HASSOLD et al. 2021, S. 2; Europäische Kommission
2020b, S. 6; RKI 2020; s. a. Ergebnisse des EU-Monito­
ringprojekts HBM4EU in Abschn. 5.3.1.3). Damit liegen 
Anhaltspunkte für entsprechende Risiken vor, sodass
rechtliche Möglichkeiten bestehen, das Vorsorgeprinzip 
anzuwenden (Tz. 353 ff.).

452. Auch der SRU hält es für sinnvoll, bei der Risiko­
bewertung von Chemikalien einen MAF einzuführen,
mit dessen Hilfe Unternehmen im Rahmen der Stoff­
sicherheitsbewertung Mischungsrisiken in Bezug auf
die Umwelt- und die Gesundheitsgefährdung berück­
sichtigen können. Dies stärkt die Vorsorge bei der Regu­
lierung von Chemikalien. Die Einführung eines MAF
wäre ein Paradigmenwechsel bei REACH, mit dem an­
erkannt würde, dass Chemikalien in der Umwelt nicht
alleine vorkommen, sondern in Kombination mit ande­
ren Stoffen wirken können. Davon unabhängig sollten
Behörden in bestimmten Fällen, wenn es beispielsweise 
konkrete Hinweise auf ein erhöhtes Umwelt- oder Ge­
sundheitsrisiko durch unbeabsichtigte Chemikalien­
mischungen gibt, zusätzlich spezifische Bewertungen
durchführen.

453. Der Vorschlag zur Einführung eines MAF bezieht
sich nur auf Chemikalien, die unter REACH reguliert
sind. Unberücksichtigt bleiben dabei die möglichen
Kombinationswirkungen mit den Chemikalien anderer
Regulierungen, wie zum Beispiel PSM oder Biozide. PSM 
und teilweise auch Biozide werden absichtlich in die
Umwelt eingebracht und sind daher sehr relevant im
Hinblick auf ihre Umwelt- und Gesundheitsauswir­
kungen. Insgesamt fehlt einerseits eine regelungsüber­
greifende Betrachtung aller umwelt- und gesundheits­
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relevanten Chemikalieneinträge. Andererseits weisen 
auch die PSM- und Biozidregulierungen Lücken auf, 
wenn es darum geht, unbeabsichtigte Mischungen zu 
berücksichtigen. Eine Untersuchung des Zulassungsver­
fahrens für PSM ergab, dass bei den derzeitigen Ver­
fahren zur Umweltrisikobewertung die Risiken durch 
das Auftreten von Kombinationswirkungen zu wenig 
beachtet werden (SCHÄFFER et al. 2018). Dies betraf 
vor allem die gleichzeitige Anwendung verschiedener 
PSM in Tankmischungen oder die sequenzielle An­
wendung in Spritzserien. Damit würden die Risiken von 
Chemikalien systematisch unterschätzt (ebd.). Der 
Vorschlag für ein MAF-Konzept darf daher bei REACH 
nicht stehenbleiben, sondern muss verantwortungsvoll 
weiterentwickelt werden, um realen Belastungslagen 
besser gerecht zu werden. Dafür spricht mit Blick auf 
Umwelt und Gesundheit nicht nur das Vorsorgeprinzip, 
sondern auch der Gleichbehandlungsgrundsatz, weil 
sonst befürchtet werden muss, dass REACH-Produkte 
gegenüber anderen Gefahrstoffprodukten diskriminiert 
werden. 
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7

Die Stadt als Knotenpunkt 
einer ökosaluten Politik

Ökosalute Politik hat das Ziel, eine Umwelt zu schaffen, in 
der alle Menschen gut und gesund leben können. Da die 
meisten Menschen in Städten leben, sind diese als Lebens-
umwelt von besonderer Bedeutung. In Großstädten – also 
Orten mit großer Bevölkerungsdichte, dichter Bebauung 
und hohem Verkehrsaufkommen – konzentrieren sich 
außerdem gesundheitsbezogene Umweltbelastungen wie 
Hitze, Lärm und Luftschadstoffe und es fehlen vielfach 
wohnortnahe gesundheitsfördernde Ressourcen wie 
Grünräume und Gewässer. Zudem kommt es häufig zu 
Mehrfachbelastungen und sozialräumlich ungleich ver-
teilten Umweltbedingungen. Städte sind aber auch Orte 
der Transformation. Hier können zukunftsweisende Ver-
änderungen hin zu nachhaltigen, gesunden und gerech-
ten Lebenswelten angestoßen und umgesetzt werden. 

454. Die Lebenswelten (Kasten 7-4), in denen sich
Menschen in ihrem Alltag aufhalten, spielen für ihre Ge-
sundheit und Lebensqualität eine entscheidende Rolle
(Abschn. 2.2.3). Sie werden durch individuelle, soziale
und im besonderen Maße durch ökologische und bau
liche Faktoren beeinflusst, die gesundheitsbelastend,
gesundheitserhaltend oder auch gesundheitsförderlich
sein können (HARTUNG und ROSENBROCK 2022). Be-

zogen auf den Fokus dieses Gutachtens – die natürliche 
und die bebaute Umwelt (Tz. 19) – sind als gesundheits-
belastende Faktoren insbesondere Luftbelastungen, 
Lärm und Hitze sowie als gesundheitserhaltende und 
gesundheitsförderliche Faktoren innerstädtische Grün-
räume und Gewässer (Kap. 4.1) zu nennen.

455. In Deutschland leben rund zwei Drittel der Men-
schen in Städten mit mehr als 20.000 Einwohner:innen,
davon fast die Hälfte in Großstädten (>100.000 Ein
wohner:innen, BBSR o. J.–b). Vor allem in Großstädten
sind die umweltbezogenen Gesundheitsbelastungen
hoch: So werden an verkehrsreichen Straßen die höchs-
ten Luftschadstoff- und Lärmwerte gemessen (für Fein-
staub s. Kap.  3.1; zum Lärm s. SRU 2020, Kap.  5.2).
Stadtbewohner:innen werden zudem durch große Hitze 
in den Städten gesundheitlich stark belastet oder ver-
sterben – insbesondere bei Vorerkrankungen – vorzeitig 
(Kap.  3.4). Globale Herausforderungen, die sich lokal
auswirken (Klimawandel, Biodiversitätsverlust), ver-
stärken diese Effekte. Häufig kommt es zu Mehrfach
belastungen (s. a. Abschn. 2.2.1). Außerdem sind die
Umweltbelastungen und -ressourcen oft ungleich ver-
teilt, sodass Menschen mit einem niedrigen sozioöko-
nomischen Status häufig in dicht besiedelten Stadtteilen 
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mit viel Verkehr und geringem Zugang zu Grün- und 
Erholungsflächen leben (Abschn. 2.2.3; Abb. 7-1; s. a. 
„Umweltgerechtigkeit: Neuer Atlas zur Verteilung der 
Umweltbelastungen im Stadtgebiet veröffentlicht“, Pres-
semitteilung der Senatsverwaltung für Umwelt, Mobili
tät, Verbraucher- und Klimaschutz Berlin vom 2. August 
2022). 

456. Die Risiken in Städten wachsen zudem durch glo-
bale Herausforderungen, die sich lokal auswirken. Dazu 
zählen Klimawandel, Biodiversitätsverlust, Ressourcen-
knappheit, Migration, der demografische Wandel, Pan-
demien oder die rasante Veränderung der Wirtschaft
(BMI 2020, S. 1; 2021a). Der soziodemografische Wan-
del verändert die Gesellschaft tiefgreifend (FEHR und
HORNBERG 2018, S. 14). In vielen Städten nehmen
soziale Ungleichheit und räumliche Verdrängungspro-
zesse zu (BÖHME et. al. 2022a, S. 102). Auf der anderen 
Seite sind Städte wesentliche Akteure bei der notwen-
digen Transformation zur Nachhaltigkeit und besitzen
eine große transformative Kraft (WBGU 2016, S. 414).
Aufgrund ihrer hohen Wirtschaftskraft und Bevölke-
rungsdichte spielen Städte aber auch eine zentrale Rolle 
für die Energiewende und den Klimaschutz. Eines der
Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung ist
es daher, dass Städte und Siedlungen inklusiv, sicher,
widerstandsfähig und nachhaltig gestaltet werden
(SDG 11, BMZ o. J.). Neben dem Ziel, die Umweltbelas-
tungen zu verringern oder zu vermeiden, ist es ebenso
wichtig, die Gesundheit aller Stadtbewohner:innen zu
erhalten und zu fördern. Dies kann gelingen, indem der 
gleichberechtigte Zugang zu Umweltressourcen ver
bessert und ihre räumliche und sozial gerechte Ver
teilung gewährleistet wird (zur Umweltgerechtigkeit s.
Tz.  60 ff.). Dies entspricht auch dem Ziel der Neuen
Leipzig-Charta für eine nachhaltige europäische Stadt
(BMI 2020).

457. Gesundheitsbezogener Umweltschutz in Städten
bedeutet, Umweltrisiken wie Lärm, Luftschadstoffe oder 
Hitze zu mindern oder zu vermeiden und zusätzlich
gesundheitsförderliche Umweltressourcen zu stärken.
Wie dies zusammen mit dem Thema Umweltgerechtig-
keit in der städtischen Planung verbessert werden kann,
wird in Kapitel 7.1 untersucht. Das Planungsrecht spielt 
zudem eine besondere Rolle für den Erhalt und Ausbau
von innerstädtischen Grünräumen (Kap. 7.2). Kommu-
nen sollten vom Bund auch für die Herausforderung der 
Klimaanpassung unterstützt werden (Kap. 7.3). Um den 
Wert von Krankheitsprävention und die Bedingungen
für eine erfolgreiche Gesundheitsförderung zu stärken, 
ist es darüber hinaus wichtig, die im Rahmen des

Präventionsgesetzes erarbeitete nationale Präventions-
strategie weiterzuentwickeln (Kap. 7.4).

458. Das städtische Umland ist ein gesondertes Thema
und wird hier nicht betrachtet. Dennoch sei darauf
hingewiesen, dass sich Aspekte, die mit der städtischen 
Gesundheit in Verbindung stehen, wie Verkehr bzw.
Mobilität, Wohnen, Klimaschutz und Klimaanpassung, 
nur lösen lassen, wenn die räumlich-funktionale Ver-
flechtung von Stadt und Land beachtet wird (s. a. UBA
2021h).

7.1	 Gesundheitsbezogenen 
Umweltschutz und 
Umweltgerechtigkeit in 
der städtischen Planung 
stärken

459. Umweltbezogene Belastungen und Ressourcen
lassen sich räumlich klar zuordnen, sie sind räumliche
Determinanten von Gesundheit (KÖCKLER 2019). Daher 
haben räumliche Planung und planerischer Umwelt-
schutz eine große Bedeutung für die Verbesserung von
umweltbezogener Gesundheit und Umweltgerechtigkeit 
in Städten. Hinzu kommt die räumlich ungleiche Ver-
teilung der umweltbezogenen Belastungen und Ressour-
cen (Tz. 455). Hier setzt die Umweltgerechtigkeit an:
Sie zielt darauf ab, sozialräumlich ungleiche Verteilun-
gen gesundheitsrelevanter Umweltrisiken und -ressour-
cen zu vermeiden bzw. zu reduzieren (Tz. 60). Dies ist
gerade in großen Städten von Bedeutung, in denen die
Bevölkerung häufig stark segregiert lebt (s. Tz. 56 ff.).

460. Die Lebenswelten, die Gesundheit und Lebensqua-
lität der Menschen bestimmen, können vor Ort direkt
und maßgeblich gestaltet werden. Allerdings hat der
einzelne Mensch in der Regel nur einen begrenzten Ein-
fluss auf die Raumentwicklung und die Verbesserung
der örtlichen Umweltqualitäten. Eine große Verantwor-
tung kommt vielmehr dem Staat (SRU 2020, Tz. 410)
und insbesondere der kommunalen Ebene vor Ort zu.
Der Staat gestaltet den gesundheitsbezogenen Umwelt-
schutz und die Verbesserung der Umweltgerechtigkeit
durch verschiedene planerische, ordnungsrechtliche,
organisatorische, informatorische, partizipative und
ökonomische Instrumente aus (KLOEPFER 2016, § 5
Rn. 41; BÖHME et. al. 2015, S. 99 ff.; s. Tab. 7-1). Deren
konkrete Umsetzung liegt häufig in der Verantwortung 
der Städte. Planerische Instrumente können formeller
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oder informeller Natur sein. Der Unterschied liegt darin, 
dass informelle Planung nicht oder nur oberflächlich 
gesetzlich ausgestaltet und für Bürger:innen nicht direkt 
rechtsverbindlich ist (DANIELZYK und SONDER-
MANN 2018). Ökonomische Instrumente können Städte 
für eigene Maßnahmen in Anspruch nehmen oder als 
Anreiz gegenüber ihren Bürger:innen einsetzen. 

461. Bei der Förderung von Wohnwertverbesserungen
des Quartiers muss darauf geachtet werden, dass es nicht 
zu Verdrängungen kommt. Wenn zum Beispiel Quar
tiere durch die Entwicklung und Aufwertung grüner
Infrastrukturen attraktiver werden, können infolge
dessen die Mietpreise steigen (JELKS et. al. 2021; SRU

2018, Tz. 139). Gerade in Städten ist die Gefahr groß, 
dass aufgrund des angespannten kommunalen Woh
nungsmarktes Menschen mit niedrigerem Einkommen 
in Stadtteile gedrängt werden, die eine geringere 
Umweltqualität haben (BÖHME et. al. 2022a, S. 102). 
Diesen Prozessen sollte frühzeitig entgegengesteuert 
werden (Tz. 506).

7.1.1	 Herausforderungen

462. In der Praxis der städtischen Planung erhalten
gesundheitsbezogener Umweltschutz und Umweltge-
rechtigkeit jedoch häufig nicht die notwendige Aufmerk-

	ɦTabelle 7-1

Beispiele für Instrumente zur Verwirklichung von gesundheitsbezogenem Umweltschutz und 
Umweltgerechtigkeit in Städten

Planerische Instrumente

Formelle Planungsinstrumente Informelle Planungsinstrumente

	ɦ Bauleitplanung
	ɦ Luftreinhalteplanung
	ɦ Lärmminderungs-/Lärmaktionsplanung
	ɦ Landschaftsplanung

	ɦ Stadtentwicklungsplanung
	ɦ Verkehrsentwicklungsplanung
	ɦ Freiraumentwicklungsplanung
	ɦ Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepte
	ɦ Fachpläne Gesundheit
	ɦ Gesundheitsfolgenabschätzungen
	ɦ Entwicklungskonzepte im Rahmen der „sozialen 

Stadt“

Ordnungsrechtliche Instrumente

	ɦ Anzeige- und Genehmigungspflichten
	ɦ Aufsichtsbehördliche Überwachungs- und Eingriffsbefugnisse
	ɦ Ge- und Verbote (z. B. immissionsschutzrechtliche Pflichten für Anlagenbetreiber, Umweltprüfungen, 

Ausgleichs- und Kompensationspflichten)

Organisatorische, informatorische und partizipative Instrumente

	ɦ Quartiersmanagement
	ɦ Beteiligungsverfahren
	ɦ Stadtmonitoring
	ɦ Bildung für nachhaltige Entwicklung/Umweltbildung

Ökonomische Instrumente

	ɦ Städtebauförderung
	ɦ kommunale Förderprogramme

Quellen: KLOEPFER 2016, § 5; JÄNICKE et. al. 2003, S. 101; Instrumente für Umweltgerechtigkeit nach Difu 2018, modifiziert
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samkeit und werden im Vergleich zu anderen Themen 
wie Wohnungsbau oder wirtschaftliche Entwicklung 
nachrangig behandelt (zur Priorisierung des Wohnungs-
baus s. a. DEGREIF et. al. 2022, S. 50). Zu den Ursachen 
für diese Problematik zählt, dass es in vielen Städten 
an einer ressortübergreifenden Kooperation innerhalb 
der Verwaltung mangelt und vor allem die Gesund
heitsämter häufig nicht beteiligt sind (BÖHME et. al. 
2021; BUNGE 2020, S. 153 f.). Dabei erfordert das 
Thema Umwelt und Gesundheit eine integrierte Be-
trachtung im Verwaltungshandeln (BAUMGART et. al. 
2018, S.  426 f.). Vielfach fehlt auch immer noch eine 
integrierte Berichterstattung, die gesundheits-, sozial- 
und umweltbezogene Daten zusammenfasst. Eine solche 
Zusammenfassung ist aber eine wichtige Grundlage für 
die Abwägung bei Interessenskonflikten (ebd.). 

463. Um die Bindungswirkung von fachplanerischen
Instrumenten zu erhöhen, sind darüber hinaus Schutz-
niveaus im Sinne von Grenzwerten unerlässlich (BAUM-
GART et. al. 2018, S. 426). Konkrete qualitätsbezogene
Grenzwerte fehlen aber beispielsweise beim Umge-
bungslärm (BUNGE 2020, S. 152). Beim Lärmschutz
zeigen sich auch Zielkonflikte zwischen Umwelt- und
Gesundheitsschutz: zum Beispiel zwischen einer kom-
pakten, nutzungsgemischten Stadtstruktur mit kurzen
Wegen einerseits und höherer Lärmbelastung und
weniger Freiflächen in den nutzungsgemischten Quar
tieren andererseits (ebd., S. 153 f.; zur Lärmbelastung
in urbanen Gebieten s. SRU 2017b). Auch bestehen
Lärmprobleme ganz überwiegend im bereits gebauten
Bestand der Städte, dennoch gibt es keinen Rechtsan-
spruch auf Lärmsanierung im Bestand (s. a. SRU 2020,
Tz. 428 f.).

464. Insgesamt können für die Schwierigkeiten bei der
Integration gesundheitlicher Belange in Planungsprozes
se vier Aspekte genannt werden: 1) Gesundheitsthemen 
sind im Vergleich zu Themen wie bauliche bzw. städte-
bauliche und wirtschaftliche Entwicklung oder sozialer 
Zusammenhalt und soziale Integration unterrepräsen-
tiert; 2) bei der (ressortübergreifenden) Kooperation
innerhalb der Verwaltung sind die Gesundheitsämter
häufig nicht beteiligt; 3) die Berücksichtigung des
Themas Gesundheit in einer integrierten Stadtent
wicklungsplanung hängt stark vom Gestaltungs- und
Umsetzungswillen der politischen Akteure und Ver
waltungsakteure ab; 4) bei der Beteiligung lokaler Be-
völkerungs- und Akteursgruppen werden bestimmte
Gruppen nicht erreicht (BÖHME et. al. 2021). Die Be-
teiligung der Öffentlichkeit spielt eine große Rolle, weil 
eine gesunde Umwelt nicht nur für Stadtbewohner:innen 

entwickelt wird, sie muss auch mit ihnen geplant wer-
den (KÖCKLER und SIEBER 2020; SIEBER 2017). Inso-
fern ist partizipativen Prozessen in Planungsverfahren 
von Beginn an mehr Raum einzuräumen.

465. In Bezug auf das Querschnittsthema Umweltge-
rechtigkeit kann festgestellt werden, dass eine „deut
liche Förderung der kommunalen Ebene beim Einsatz
für mehr Umweltgerechtigkeit […] derzeit kaum erkenn-
bar [ist]“ (BÖHME et. al. 2022a, S. 101). Umweltgerech-
tigkeit würde bislang nur von wenigen Bundesländern
verfolgt und sei eigentlich nur im Umweltressort des
Bundes und in Gremien wie der UMK ein Thema. Um
mehr Umweltgerechtigkeit in Städten und Gemeinden
zu schaffen, benötigten die Kommunen die Unterstüt-
zung von Bund und Ländern (ebd.).

466. Ausgehend von dieser Analyse gibt es in der Lite-
ratur zahlreiche Hinweise und Empfehlungen, wie eine
gesundheitsförderliche Stadt gestaltet werden kann,
die Strategien und Maßnahmen zur Minderung sozial
ungleich verteilter Umweltbelastungen entwickelt (u. a. 
BÖHME et. al. 2022b; 2021; DEGREIF et. al. 2022, S. 50; 
s. a. das Konzept „Nachhaltige StadtGesundheit“,
Kasten 7-1). Aus Sicht des SRU sind insbesondere die
folgenden vier Aspekte wichtig, um den genannten
Schwierigkeiten zu begegnen:

	ɦ Für die Verbesserung und Stärkung der Argumen
tation in den planerischen Aushandlungsprozessen 
ist eine integrierte und räumlich differenzierte ge-
sundheits-, sozial- und umweltbezogene Datenbasis 
notwendig (Abschn. 7.1.2). 

	ɦ Um die Beachtung von umweltbezogenen Gesund-
heitswirkungen zu stärken, sollten die Gesundheits-
ämter eine aktive Rolle bei der Berücksichtigung 
gesundheitlicher Belange in Planungsverfahren spie-
len (Abschn. 7.1.3). 

	ɦ Die Öffentlichkeitsbeteiligung aller Bevölkerungs-
gruppen ist für eine nachhaltige Stadtgesundheit not-
wendig und sollte sichergestellt werden (Abschn. 7.1.4).

	ɦ Bund und Länder sollten die Städte durch gesetzge
berische und finanzielle Maßnahmen stärker darin 
unterstützen, Umweltgerechtigkeit und umweltbezo
gene Gesundheitsförderung zu stärken (Abschn. 7.1.5, 
zur Förderung von Grünräumen Kap.  7.2 und zur 
finanziellen Förderung von Klimaanpassungsmaß-
nahmen Kap. 7.3).
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7.1.2	 Räumlich differenziertes und 
integriertes Monitoring 
einführen

467.	 Um Mehrfachbelastungen und eine sozialräumlich 
ungleiche Verteilung von Umweltbelastungen und -res-
sourcen zu erfassen, ist ein räumlich differenziertes und 
integriertes Monitoring notwendig. Dazu sollten die 
Kommunen ausgewählte Größen und Merkmale der So-
zialstruktur und der Umweltqualität zusammenfassen. 
Hierfür eignen sich Indikatoren, für die in den meisten 
Kommunen ohnehin Daten vorliegen, zum Beispiel Luft-
güte, Lärm, Bioklima, Versorgung mit Grün- und Frei-
flächen sowie sozioökonomische Daten (SRU 2020, 
Tz. 411). Darauf aufbauend können Maßnahmen ergrif-
fen werden, die zu einer Verbesserung der Umweltqua-
lität insbesondere für sozioökonomisch benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen führen. Ein praktikabler Ansatz 
ist zum Beispiel das SUHEI-Modell (Kasten 7-2). Für 
das Modell werden keine Gesundheitsindikatoren benö-
tigt, denn die Auswahl der Indikatoren basiert bereits 
auf ihrer Gesundheitsrelevanz (KÖCKLER et. al. 2020, 
S. 101). Allein dieser Ansatz macht deutlich, dass eine 
flächendeckende, integrierte Berichterstattung für die 
Kommunen praxistauglich und zumutbar ist. 

468.	Einige Kommunen haben bereits ein räumlich dif-
ferenziertes, integriertes Monitoring etabliert, bei dem 
Umweltfaktoren und soziale Faktoren erhoben werden, 
um die Verteilung von Umweltbelastungen und -ressour-
cen zu identifizieren und entsprechende Maßnahmen 
zu ergreifen (BÖHME et. al. 2022a, S. 95; zu Beispielen 
s. a. SRU 2020, Tz. 412 ff.). In vielen Städten fehlen aber 

solche Monitoring- und Berichterstattungssysteme 
(BÖHME et. al. 2022a, S. 93 f.; LIEBIG-GONGLACH 
et. al. 2020). Dabei ist eine gute Datengrundlage wichtig 
für eine verbesserte Evidenz und eine fundierte Argu-
mentation (KÖCKLER et. al. 2018, S. 268 f.; BAUMGART 
et. al. 2018, S. 424). Der SRU empfiehlt daher, dass die 
Bundesländer ihre Kommunen mit über 100.000 Ein
wohner:innen und einer Bevölkerungsdichte von mehr 
als 1.000 Einwohner:innen pro Quadratkilometer (ent-
spricht der Definition Ballungsraum in § 47b BImSchG) 
dazu verpflichten, ein räumlich differenziertes und inte
griertes Monitoring zu Umwelt, Gesundheit und sozialer 
Lage aufzustellen und alle fünf Jahre zu aktualisieren. 
Bund und Länder sollten die Kommunen bei der Ent-
wicklung von Indikatorensets und Monitoringsystemen 
durch wissenschaftliche Begleitforschung unterstützen 
(BÖHME et. al. 2022a, S. 122). Dies könnte beispiels-
weise im Rahmen des APUG erfolgen (zum APUG s. 
Kap. 8.4). Auch die Finanzierung eines solchen Moni
torings könnte vom Bund unterstützt werden, zum 
Beispiel über eine neue Aufgabenzuweisung für den 
ÖGD (Tz. 475 ff.). 

Kasten 7-2
Das SUHEI-Modell

Mit Blick auf die Praxis hat sich das SUHEI-Modell 
(Spatial Urban Health Equity Indicators) bereits in 
einigen Kommunen – wie etwa Bochum, Gelsen
kirchen oder Herne – als praktikabel erwiesen. Dabei 
werden in vier Schritten bestehende Umwelt- und 
Sozialindikatoren zusammengeführt, um aus um-
weltbezogener Verteilungsungerechtigkeit Mehr-

Kasten 7-1
„Nachhaltige StadtGesundheit“

Das Konzept „Nachhaltige StadtGesundheit“ verfolgt 
die Ziele Förderung, Schutz und Wiederherstellung 
der Gesundheit städtischer Bevölkerungsgruppen 
unter Berücksichtigung von Benachteiligungen und 
Verletzbarkeit der oder des Einzelnen (FEHR und 
HORNBERG 2018, S. 101 ff.). Es handelt sich um einen 
integrativen, auf Lebensverhältnissen orientierten 
wissenschaftlichen Ansatz. Nach dem Konzept spielen 
Lebenswelten oder Settings eine wichtige Rolle für 
Prävention und Gesundheitsförderung bei Menschen. 
Nachhaltige StadtGesundheit plädiert dafür, „die Ge-
staltbarkeit von Settings stärker als bisher zum Thema 

zu machen“ (ebd., S. 134). Die Betrachtung der städ-
tischen Strukturen und Prozesse soll sowohl kurz
fristige als auch längerfristige Zeitperspektiven ein-
nehmen (ebd., S. 135). Nachhaltige StadtGesundheit 
greift den HiAP-Ansatz auf (Tz.  603), der darauf 
abzielt, die Gesundheit der Gesamtbevölkerung zu 
verbessern und die gesundheitliche Chancengleich-
heit zu stärken (TROJAN und FEHR 2020, S. 955). 
Somit bezieht sich das Konzept auch auf alle Themen 
der Stadtentwicklung, die Bezüge zu Gesundheit und 
Nachhaltigkeit haben (z. B. Abfallwesen, Arbeitswelt, 
Bildung und Erziehung, Energie, Kultur, Sport, Trink-
wasserversorgung, Verkehr, Wohnungsbau, s. FEHR 
und HORNBERG 2018, S. 139). 
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469. Um die Orientierung an Sozialräumen bei allen
Fachbehörden in Bund, Ländern und Kommunen noch
stärker zu verankern, ist es darüber hinaus sinnvoll, eine 
sozialräumlich integrierte Berichterstattung zu Umwelt 
und Gesundheit auch auf Bundes- und Länderebene zu
etablieren. Dies könnte beispielsweise in Anlehnung an
das EJScreen der amerikanischen Umweltschutzbehör-
de US EPA (2022a) geschehen (Kasten 7-3) und die Basis

für integrierte, ressortübergreifende Informationen dar-
stellen (s. SRU 2020, Tz. 454).

470. Für den flächendeckenden Aufbau eines entspre-
chenden Monitorings müsste zunächst definiert wer-
den, welche Indikatoren angewandt werden sollen. Die
Vielfalt möglicher Umwelt-, Gesundheits- und Sozial
indikatoren zur Fortschrittsmessung ist groß (DOYLE

fachbelastungen abzuleiten (KÖCKLER et. al. 2020; 
FLACKE et. al. 2016; FLACKE und KÖCKLER 2015; s. 
Abb. 7-1). Dafür müssen Kommunen zunächst gesund-
heitsgefährdende und -fördernde Umweltindikatoren 
(Flächenanteil je Raumeinheit) sowie Sozialindikato-
ren (Personenanteil je Raumeinheit) berechnen und 
einheitlich klassifizieren. Anschließend können die 
Umweltindikatoren zu einem Mehrfachbelastungs
indikator aufsummiert und mit den Sozialindikatoren 

überlagert werden. Durch die gemeinsame Betrachtung 
dieser Indikatorengruppen können Kommunen „Hot-
spots der Ungleichheit“ identifizieren. Indikatoren zu 
Erkrankungen und Sterblichkeit werden in die loka-
len Anwendungen explizit nicht einbezogen, da die 
Auswahl der Indikatoren bereits in ihrer Gesundheits-
relevanz begründet liegt. Das SUHEI-Modell liefert 
Städten und Gemeinden mit relativ geringem Aufwand 
eine Datenbasis für raumrelevante Entscheidungen.

	ɦ 	Abbildung 7-1

Mehrfachbelastungskarte der Stadt Herne nach dem SUHEI-Modell 

Quelle: KÖCKLER et. al. 2020, S. 106
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et. al. 2020a; SCHÖNTHALER et. al. 2011; KRUG und 
MÜCKE 2018; TOBOLLIK et. al. 2018a; PINEO et. al. 
2018; ROTHENBERG et. al. 2015; OSIUS et. al. 2001). 
Daher bedarf es einer nachvollziehbaren und trans
parenten Indikatorenauswahl, die zudem auf Kompati-
bilität zu prüfen ist. Umweltbezogene Indikatoren mei-
nen beispielsweise den Anteil von Grünflächen je 
Raumeinheit oder den Anteil der durch Straßenver-
kehrslärm belasteten Fläche je Raumeinheit. Die allge-
meine oder ursachenspezifische Sterblichkeitsrate je 
Raumeinheit oder neue Fälle umweltassoziierter Erkran-
kungen pro 100.000 Menschen je Raumeinheit sind mög-
liche gesundheitsbezogene Indikatoren. Soziale Indika-
toren können etwa die Anzahl sozialer Einrichtungen 
je Raumeinheit oder der Anteil der Menschen mit Trans-
ferleistungsbezug nach SGB II (Bürgergeld) sein.

471. Für eine deutschlandweite integrierte Berichter-
stattung könnten das Statistische Bundesamt, das UBA, 
das RKI sowie das Bundesamt für Soziale Sicherung ge-
meinsam ein mehrstufiges Verfahren zur Entwicklung
eines Indikatorensets durchführen. Voraussetzung
müsste das Vorliegen aussagekräftiger Daten sein, die
kleinräumig und pseudonymisiert zur Verfügung ste-
hen. Mithilfe einer Ad-hoc-Surveillance kann das fina-
le Indikatorenset zu einer Datenbasis zusammengeführt 
und in der Praxis erprobt werden.

7.1.3	 Umweltbezogene 
Gesundheitsaspekte in 
Planungsprozessen stärken

Aktive Mitwirkung der Gesundheitsämter
472. Umweltbezogener Gesundheitsschutz ist eine
Querschnittsaufgabe, die idealerweise durch eine inte-
grierende städtische Planung gesteuert wird. Dabei ist
einerseits das kooperative Handeln der betroffenen Be-
hörden untereinander wichtig, zum anderen müssen die 
Gesundheitsbelange auch inhaltlich in den Planungen
verankert werden (BÖHME et. al. 2021; zur inhaltlichen 
Verankerung von Umweltgerechtigkeit s. Abschn. 7.1.5). 
Vor allem integrierte Stadtentwicklungskonzepte
(ISEK) haben ein großes Potenzial, die Gesundheits
förderung zu berücksichtigen (z. B. BÖHME et. al. 2021, 
Kap.  5). Die kooperativen Verfahren der integrierten
Stadtentwicklungsplanung öffnen das System zudem
für bürgerschaftliches Engagement und Partizipation
(Deutscher Städtetag 2015, S. 5; zur Partizipation s.
Abschn. 7.1.4).

473. Bei den Kooperations- und Integrationsprozes-
sen spielen die Gesundheitsämter insofern eine große
Rolle, als ihre Beteiligung in Planungsprozessen die
zentrale Voraussetzung für die Berücksichtigung und
fachliche Integration unterschiedlicher Gesundheits-
belange ist. Allerdings wurde in einer Studie des UBA
festgestellt, dass Gesundheitsämter in Planungsver-
fahren, in denen sie zu fachlichen Stellungnahmen
aufgefordert werden (u. a. in formellen Planungen wie
Flächennutzungsplan, Bebauungsplan oder Lärmak
tionsplan), wegen prekärer Personalausstattung oft-
mals keine Stellungnahme abgeben und somit keine
gesundheitlichen Belange in die Planung einbringen
(BÖHME et. al. 2021). Für die mangelnde Beteiligung
des Gesundheitssektors gibt es verschiedene Ursachen: 
Es können generelle Schwierigkeiten im ressortüber-
greifenden Handeln vorliegen, aber auch strukturelle
Hindernisse, unterschiedliche fachliche Zugänge und
damit verbunden ein unterschiedliches Verständnis
der Bedeutung und Reichweite gesundheitlicher Belan-
ge – von einer Reduzierung der Gesundheitsbelastung
über die Vorsorge bis hin zur Gesundheitsförderung
(BUNGE 2020, S. 153). Um eine aktivere Rolle der Ge-
sundheitsämter zu stärken, empfiehlt der SRU, in den
Fachgesetzen der Länder festzulegen, dass relevante
Fachplanungen regelhaft unter Beteiligung des ÖGD
erstellt werden sollten (siehe z. B. § 8 Gesetz über den
öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen – ÖGDG NRW).

Kasten 7-3
Environmental Justice Screening and 
Mapping Tool

Das Environmental Justice Screening and Mapping 
Tool (EJScreen) ist ein Online-Instrument der Uni-
ted States Environmental Protection Agency (US 
EPA). Es liefert im Internet einen national einheit-
lichen Datensatz zu umweltbezogenen und sozio-
ökonomischen Indikatoren und die Möglichkeit, 
diese auf verschiedenen räumlichen Ebenen zu kom-
binieren. EJScreen ermöglicht, die Informationen 
darzustellen, in einen Index für umweltbezogene Ge-
rechtigkeit zu integrieren und mit regionalen sowie 
nationalen Daten zu vergleichen, um relative sozia-
le Ungleichheiten in der Umweltgüte darzustellen. 
Das EJScreen wird sowohl von Behörden als auch 
Forschenden sowie der Öffentlichkeit genutzt. Zur 
Nutzung werden umfangreiche Informationen be-
reitgestellt (US EPA 2022a, eigene Übersetzung).
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474. Eine intensive Einbindung der Gesundheitsämter
„setzt [auch] voraus, dass diese in ihrer Aufgabener
füllung einen stärkeren (sozial)räumlichen Bezug aus-
bilden, um an räumlichen Planungen und Konzepten
partizipieren zu können“ (BÖHME et. al. 2021, S. 88).
Hierzu müssen die Fachkräfte in den Gesundheits
ämtern entsprechend ausgebildet und qualifiziert wer-
den. Dazu wäre beispielsweise eine stärkere Verknüp-
fung der Studiengänge Public Health und Raumplanung
in den Curricula der Aus-, Fort- und Weiterbildung sinn-
voll (FEHR et. al. 2022).

Fachplan Gesundheit und Weiterentwicklung 
ÖGD
475. Die aktive Einbindung der Gesundheitsämter kann
auch durch einen Fachplan Gesundheit als informelles
Instrument unterstützt werden. Er wird seit einigen
Jahren in der Praxis erprobt (BAUMGART und RÜDIGER 
2022, S. 394 ff.; BAUMGART und DILGER 2018). Ziel
dieses Fachplans ist es unter anderem, gesundheits
bezogene Anliegen, sozialräumliche Besonderheiten und 
quartiersbezogene Handlungsbedarfe darzustellen
(CLAßEN und MEKEL 2020, S. 400). Für die raumbe-
zogene Problemanalyse können Daten der Gesundheits-
berichterstattung und der Gesundheitskonferenzen
genutzt werden (BAUMGART und DILGER 2018, S. 206; 
HARTLIK und MACHTOLF 2018). Daraus können Ziel-
setzungen und Maßnahmenvorschläge abgeleitet werden 
(BAUMGART und DILGER 2018, S. 204). Der Fachplan 
Gesundheit kann das räumlich differenzierte und inte-
grierte Monitoring unterstützen (Abschn. 7.1.2); zudem 
könnte er proaktiv raumbezogene Anforderungen in
Bezug auf den Zusammenhang zwischen sozialer Lage,
Umwelt und Gesundheit formulieren (BAUMGART
et. al. 2018, S. 424).

476. Die Erstellung eines Fachplans Gesundheit gehört 
nicht zu den Pflichtaufgaben der Gesundheitsämter und 
geht über die bisherige Gesundheitsberichterstattung
des ÖGD hinaus (BAUMGART und DILGER 2018). An-
gesichts einer unzureichenden Personal- und Ressour-
cenausstattung des ÖGD (Tz. 249) ist es nicht verwun-
derlich, dass für diese zusätzlichen Planwerke oftmals
keine Finanzmittel bereitgestellt werden (BAUMGART 
und DILGER 2018, S. 206). Den Gesundheitsämtern soll-
te daher für diese Aufgaben finanzielle und personelle
Unterstützung zur Verfügung gestellt werden. Mit dem 
Pakt für den ÖGD haben sich Bund und Länder geeinigt, 
Gesundheitsämter mit 4 Mrd. Euro für sechs Jahre zu
unterstützen, damit sie personell aufgestockt, moder-
nisiert und digital vernetzt werden. Allerdings sind die
Finanzhilfen für den Pakt für den ÖGD nur bis 2026

bewilligt worden. Eine Verstetigung des Paktes ist daher 
notwendig (s. Empfehlung in Tz. 250).

477. Außerdem sollte die Modernisierung und Weiter-
entwicklung des ÖGD auch dahingehend erfolgen, dass
der Themenbereich Umwelt und Gesundheit in seiner
Vielschichtigkeit von den Gesundheitsämtern besser
adressiert werden kann (zur Bedeutung der Stärkung
des ÖGD für die Hitzevorsorge und den Hitzeschutz
s. Tz. 249). Bisher vorliegende Empfehlungen zur Wei-
terentwicklung des ÖGD befassen sich meist mit der
besseren Vorbereitung auf zukünftige Pandemien (pan-
demic preparedness) und gesundheitliche Notlagen
(Beirat Pakt ÖGD 2021). Langfristig sollte die Weiter-
entwicklung des ÖGD so erfolgen, wie sie das BMG in
einem Forschungsvorhaben formuliert hat (bvpg 2022), 
unter anderem mit folgenden thematischen Schwer-
punkten:

	ɦ Forschungsprojekte fördern, die die Weiterentwick-
lung von Strukturen und Aufgaben des ÖGD unter-
suchen. Schwerpunkte dabei sind unter anderem 
Gesundheitsberichterstattung und Gesundheitsfol-
genabschätzung sowie Steigerung der Qualität von 
Daten und deren Auswertung.

	ɦ Umweltbezogener Gesundheitsschutz auf Bevölke-
rungsebene unter besonderer Berücksichtigung des 
Klimawandels.

	ɦ Gesundheitsförderung und Prävention.

	ɦ Gesundheit von vulnerablen und marginalisierten 
Gruppen unter Berücksichtigung des Zugangs zu 
Gesundheitsangeboten und der Erreichbarkeit der 
genannten Gruppen durch den ÖGD.

	ɦ Umsetzung des HiAP-Ansatzes im ÖGD.

Das Gesunde Städte-Netzwerk
478. Eine seit vielen Jahren bestehende Initiative, die
ebenfalls das Ziel hat, Gesundheit als Querschnitts
thema stärker in kommunale Entscheidungen und Po
litiken einzubinden, ist das Gesunde Städte-Netzwerk
(s. a. WETH 2020; FEHR und HORNBERG 2018, S. 109). 
Bei diesem Netzwerk handelt es sich um einen frei
willigen Zusammenschluss von Kommunen, die sich für 
die Schaffung eines gesunden städtischen Umfelds enga
gieren. Mit einem integrativen Ansatz im Sinne von
HiAP (Tz. 603) sollen möglichst viele Institutionen und
Politikfelder beteiligt werden, die an den Determinanten 
von Gesundheit (HURRELMANN und RICHTER 2022) 
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ansetzen, ein originäres Interesse an ihnen haben und 
Einfluss auf sie nehmen. Von besonderer Bedeutung sind 
dabei die Bereiche Bildung, Stadtentwicklung, Umwelt, 
Verkehr und Wohnen. 

479. Das Gesunde Städte-Netzwerk wurde 1989 in
Deutschland gegründet (Gesunde Städte-Netzwerk der 
Bundesrepublik Deutschland o. J.–b). Das Netzwerk baut 
auf der Gesunde Städte-Bewegung der WHO (1992) auf
und ist in die internationalen Aktivitäten hierzu einge-
bunden. Die WHO-Initiative wurde 1988 mit dem Ziel
gegründet, das körperliche, soziale und geistige Wohl-
befinden der Menschen und die Umwelt der Menschen
in der Stadt zu verbessern. Bis zum 9. Februar 2022
haben sich deutschlandweit insgesamt 94 Städte, Kreise 
und Stadtbezirke dem Gesunde Städte-Netzwerk ange-
schlossen, das ständig weiterwächst. Die Städte werden 
nicht nur durch Kommunalverwaltungen vertreten,
sondern auch zum Beispiel durch Patientenverbände
oder Selbsthilfegruppen. Jedes neue Mitglied muss vor
dem Beitritt einem Neun-Punkte-Plan zustimmen (Ge-
sunde Städte-Netzwerk der Bundesrepublik Deutsch-
land o. J.–a). Damit verpflichten sich die Städte unter
anderem, die Ziele der Ottawa-Charta zur Gesundheits-
förderung (WHO 1986) zu verfolgen, Ressourcen für
die Gesunde Städte-Arbeit bereitzustellen, alle relevan-
ten Institutionen einzubinden und Bürgerbeteiligung
zu ermöglichen – unter anderem auch durch die Ver
öffentlichung von gut verständlichen Informationen.

480. Das Netzwerk vertritt die Interessen der Kommu-
nen insbesondere gegenüber Bund und Ländern. Es er-
folgt eine Vernetzung auch mit anderen Akteuren, zum
Beispiel mit dem Deutsche Städtetag und wissenschaft-
lichen Einrichtungen. Zusätzlich werden Appelle und
Erklärungen zu gesundheitsförderlichen Themen, bei-
spielsweise acht Thesen zu Lehren aus der Pandemie für 
die kommunale Gesundheitsförderung, veröffentlicht
(Gesunde Städte-Netzwerk der Bundesrepublik Deutsch-
land 2020a). Ein wichtiges Thema ist, den gesundheit-
lichen und sozialen Benachteiligungen in bestimmten
Stadtteilen entgegenzuwirken. Maßnahmen zielen zum 
Beispiel darauf ab, Bedingungen für eine gesunde Le-
bensweise und eine gesundheitsförderliche Stadtgestal-
tung zu schaffen.

481. Aus Sicht des SRU stellt das Gesunde Städte-Netz-
werk eine gelungene Kooperation dar, um den gesund-
heitsbezogenen Umweltschutz in den Städten zu fördern. 
Es gibt jedoch eine Reihe von Hindernissen bei den
Bemühungen, integriert zu arbeiten und gesundheits-
fördernde Aspekte bei der Stadtentwicklung nach vorne

zu stellen. Diese reichen von mangelnden personellen 
sowie finanziellen Ressourcen bis hin zu eingeschränk-
ten Handlungsspielräumen, unter anderem auch durch 
einen hohen bürokratischen Aufwand beim Umsetzen 
von Maßnahmen (s. bspw. NEUBAUER 2021). Deshalb 
ist es wichtig, dass Bund und Länder die Kommunen un-
terstützen, eine gesunde Lebenswelt im urbanen Raum 
zu schaffen (s. a. die Empfehlungen in Abschn. 7.1.5). 
Das bedeutet auch, dass die Handlungsspielräume in 
der Kommunalpolitik verbessert werden müssen (z. B. 
für die Gestaltung einer Parkraumbewirtschaftung oder 
die Festlegung einer Regelhöchstgeschwindigkeit von 
30 km/h innerorts (siehe u. a. SRU 2020, Kap. 6; Gesun-
de Städte-Netzwerk der Bundesrepublik Deutschland 
2020b)). Aus dem Gesunde Städte-Netzwerk kommt 
unter anderem der Wunsch, dass die Kommunen einen 
Sitz und eine Stimme in der Nationalen Präventions-
konferenz (NPK) erhalten (Tz. 587). Wichtig ist, dass 
die Kommunen und Stadtbezirke, die dem Netzwerk 
angehören, Gesundheit eine hohe Priorität einräumen 
(ein Beispiel hierfür ist die Stadt Utrecht, siehe u. a. 
WEBER und SCHREURS 2018).

7.1.4	 Öffentlichkeitsbeteiligung 
sicherstellen

482. Eine ökosalute Politik erfordert ausreichende
Partizipationsmöglichkeiten der Öffentlichkeit. Diese
Notwendigkeit wird sowohl aus Umwelt- als auch aus
Gesundheitsperspektive deutlich: Öffentlichkeitsbeteili
gung an umweltrelevanten politischen Entscheidungen 
stellt eine zentrale Säule der Aarhus-Konvention dar und 
ist ein grundlegendes Recht jeder EU-Bürgerin und jedes 
EU-Bürgers (Richtlinie 2003/35/EG). Studien zeigen
außerdem, dass Öffentlichkeitsbeteiligung das Umwelt-
schutzniveau erhöht (SCHÜTTE et. al. 2023; NEWIG
et. al. 2012; 2017). Die Gesundheitsziele der WHO wie-
derum beziehen sich explizit auf Beteiligung als Faktor
für gesundheitsförderliche Lebensbedingungen (WHO 
1986). Allgemein tragen beteiligungsoffene Prozesse
dazu bei, die Legitimation politischer Entscheidungen
zu stärken und technokratische Lösungsansätze zu ver-
meiden (SRU 2019a).

483. Beteiligung kann mehrere Formen annehmen und 
etwa formelle und informelle Verfahren umfassen. Zu-
meist wird ein Modell aufeinander aufbauender Betei-
ligungsstufen angenommen (aufbauend auf ARNSTEIN 
1969): Beteiligung setzt mindestens Information, Anhö
rung und Einbeziehung (Vorstufen der Partizipation)
voraus. Umfassende Partizipation erfordert darüber
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hinaus Mitbestimmung und Entscheidungskompetenz 
(WRIGHT et.  al. 2008, S. 751). Partizipationsmög
lichkeiten sollten dabei immer in die konkreten Ent
scheidungsprozesse formell legitimierter Gremien ein
gebunden werden (SRU 2019a, Tz.  295 und 306). 
Zivilgesellschaftliche Akteure brauchen eine verbind
liche Rolle bei der Entscheidungsfindung, um diese sub-
stanziell beeinflussen zu können (WRIGHT et. al. 2008, 
S. 750).

484. Auf kommunaler Ebene gelten adäquate Beteili-
gungsmöglichkeiten als notwendige Bedingung ge
sundheitsförderlicher Stadtplanung (HEALEY 1998;
KÖCKLER et. al. 2018; KÖCKLER und SIEBER 2020),
denn Praxisakteure können mit ort- und kontextspezi-
fischem Wissen die lokalen Auswirkungen von Politik-
maßnahmen oftmals besser einschätzen als externe
Expert:innen (HERTIN 2016). Beispielsweise verbessert 
Partizipation das in HIA generierte Wissen über gesund-
heitsförderliche Maßnahmen (den BROEDER et.  al.
2017). Können Bürger:innen bereits die Konzeption
städtischer Grünräume aktiv mitgestalten, so steigt
deren soziales und gesundheitliches Potenzial (DUH
2014, S. 13).

485. Vor diesem Hintergrund stellt Partizipation ein
wesentliches Element der integrierten Stadtentwick-
lungsplanung dar (BAUMGART und RÜDIGER 2022,
S. 110 ff.). Diese orientiert sich „an den realen Problemen 
und Herausforderungen vor Ort“ (ebd., S. 103), bezieht
also alle relevanten lokalen und kommunalen Akteure
aus Politik, Zivilgesellschaft und Privatwirtschaft mit
ein. Auf dieser Basis kann integrierte Stadtentwicklungs-
planung die Bedürfnisse unterschiedlicher Stakeholder
identifizieren und miteinander abgleichen. Bestenfalls
lassen sich so Zielkonflikte entschärfen und Synergien
über verschiedene Handlungsfelder und Sektoren hin-
weg schaffen.

486. Die Fallbeispiele zu urbanem Hitzestress und
Feinstaub zeigen, wie stark eine gesundheitsfördern-
de Lebensumwelt hier von der Stadtplanung abhängt.
Durch die Erhaltung von Kaltluftschneisen oder die
Aufwertung der Stadtnatur reduziert eine gesund
heitsförderliche Stadtplanung beispielsweise die Ge-
sundheitsrisiken des städtischen Wärmeinseleffekts
(Tz. 230).

487. Die Chance zur Teilhabe an gesundheitsrelevan-
ten Planungsprozessen sollte dabei unabhängig von der 
sozialen Lage sein. Nur so können alle gesellschaftlichen 
Gruppen ihre Perspektiven, Erfahrungen und Bedürf-

nisse in die Planung einbringen. Sozial benachteiligte 
Menschen verfügen vielfach allerdings über vergleichs-
weise wenig Ressourcen, sich an Planungs- und Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen. Die Forschung zur 
politischen Partizipation macht zudem deutlich, dass 
die tatsächliche Partizipation umso ungleicher ist, je 
anspruchsvoller die Verfahren sind: Reiche, akademisch 
Gebildete und Männer mittleren Alters beteiligen sich 
überproportional häufig und setzen ihre Interessen eher 
durch (SCHÄFER 2010; QUILLING und KÖCKLER 
2018, S. 109). Interventionen zur Gesundheitsförderung 
erreichen auch nicht immer die gewünschten Ziel
gruppen, etwa Menschen mit Migrationsgeschichte 
(HEMETEK 2019). Damit also nicht nur diejenigen 
Akteure profitieren, „die ihre Interessen besonders gut 
artikulieren und verfolgen können“ (QUILLING und 
KÖCKLER 2018, S. 112), sollten Beteiligungsformate 
sorgfältig vorbereitet werden. Stakeholderanalysen tra-
gen dazu bei, die bestehenden Akteurs- und Interes
senkonstellationen bereits in der Konzeption von Betei-
ligungsformaten zu berücksichtigen. Diese Formate 
sollten möglichst barrierefrei sein und auf die Bedürf-
nisse sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen ein-
gehen (zur umweltbezogenen Verfahrensgerechtigkeit 
s. a. HEMETEK 2019; Tz. 62 f.).

488. Schließlich ist „Scheinpartizipation“ zu vermeiden, 
also formal umfassende Partizipationsangebote, die
letztlich aber keine aktive Mitgestaltung erlauben
(WRIGHT 2021). Bei Beteiligungsprozessen geht daher 
Qualität vor Quantität: „Transparente, gut struktu
rierte, gezielte Formate mit relativ geringer Anzahl von
Teilnehmenden können einen höheren Wert besitzen
als groß angelegte, über Monate laufende Prozesse, bei
denen die Nutzung der Ergebnisse undefiniert bleibt“
(SRU 2019a, Tz. 295). Dabei hängt der adäquate Umfang 
des Prozesses (Laufzeit, Zahl der Teilnehmenden etc.)
vom spezifischen Kontext ab. Beteiligungsprozesse er-
fordern somit Kompetenzentwicklung sowohl in der
Bevölkerung als auch bei den Verfahrensverantwortli-
chen. Gelingt die Partizipation auf Augenhöhe, können
Bürger:innen ihre Lebensumwelt aktiv mitgestalten und 
erlangen so „Kontrolle über die eigenen Gesundheits-
belange (Empowerment)“ (WRIGHT et.  al. 2008,
S. 148).

7.1.5	 Unterstützung durch Bund 
und Länder verbessern

489. Angesichts der großen Herausforderungen wie
Klimawandel, Biodiversitätsverlust, soziodemogra

Drucksache 20/7718 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 154 –



fischer Wandel und Ressourcenknappheit (Tz. 456) be-
nötigen die Kommunen Unterstützung von Bund und 
Ländern, um den gesundheitsbezogenen Umweltschutz 
und die Umweltgerechtigkeit in Städten zu verbessern. 
Dies kann durch verschiedene gesetzgeberische und 
ökonomische Maßnahmen erfolgen, die an den in Ta-
belle 7-1 aufgeführten Instrumenten ansetzen. Dazu 
gehören die Empfehlungen, den Aspekt Umweltgerech-
tigkeit in der Bauleitplanung, im „Besonderen Städte-
baurecht“, in den Instrumenten des planerischen 
Umweltschutzes und bei Umweltprüfungen stärker zu 
verankern (Tz. 490–492 und 494). Zusätzlich sind orga-
nisatorische und informatorische Maßnahmen sinnvoll, 
um Umweltgerechtigkeit und umweltbezogenen Ge-
sundheitsschutz zu fördern (Tz. 495). Für den Gesund-
heitsschutz sollten die bundesweiten Vorgaben zum 
Lärmschutz verbessert werden (Tz. 493). Um Synergien 
zwischen Luft- und Lärmaktionsplanung zu heben, wird 
eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung empfoh-
len (Tz. 496). Darüber hinaus wird vorgeschlagen, die 
Möglichkeit von Experimentalspielräumen in Städten 
zu fördern (Tz. 497). Der abschließende Blick auf die 
Städtebauförderung zeigt ihre große Bedeutung für die 
Förderung von Umwelt und Gesundheit in Städten, ver-
weist aber auch auf bestehende strukturelle Probleme 
(Tz.  498 f.). Weitere Empfehlungen, wie Bund und 
Länder die Städte bei Gesundheitsförderung und Um-
weltgerechtigkeit unterstützen können, finden sich in 
Abschnitt 7.1.2 (Einführung eines räumlich differen-
zierten und integrierten Monitorings), in Abschnitt 7.1.3 
(Finanzierung und Weiterentwicklung des ÖGD) sowie 
in Kapitel 7.2 (Verbesserung der städtischen Grün-
raumversorgung) und in Kapitel 7.3 (Unterstützung der 
Städte bei der Klimaanpassung).

Bauleitplanung
490. Im Katalog der Belange für die Bauleitplanung ist
der Aspekt Umweltgerechtigkeit implizit enthalten (§ 1 
Abs. 5, Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 7 lit. c BauGB). Damit das
Thema Umweltgerechtigkeit aber die notwendige Auf-
merksamkeit erhält, ist es aus Sicht des SRU sinnvoll,
diesen Aspekt explizit in den Katalog der Belange ein-
zufügen und Umweltgerechtigkeit zum Bestandteil der
räumlichen Planung zu machen (s. a. BÖHME et.  al.
2022a, S. 107 f.). Es stärkt zudem die Empfehlung, dass
in größeren Städten eine integrierte Analyse sozial
räumlicher, umwelt- und gesundheitsbezogener Daten
durchgeführt werden sollte (Tz. 468), denn diese Infor-
mationen werden benötigt, um den gesetzlich genann-
ten konkreten städtebaulichen Belang zur Umwelt
gerechtigkeit abarbeiten zu können.

Festlegung von Sanierungsgebieten und 
Entwicklungsbereichen sowie Entwicklungs-
konzepte im Rahmen der „Sozialen Stadt“
491. Die kommunale Bauleitplanung ist im Wesentlichen
ein Instrument für die wachsende Stadt und taugt nur
partiell zur Problembewältigung, wenn es um bereits
bebaute Areale geht (KÖCK und FISCHER 2018, S. 145). 
Wenn Städte mehrfach belastete Stadtquartiere entlas-
ten wollen, um damit mehr lokale Umweltgerechtigkeit
herzustellen, bedarf es in einem ersten Schritt der Über-
planung, mit der zumindest eine Trendumkehr zur
Besserung der Belastungssituation eingeleitet werden
kann (ebd., S. 158). Darüber hinaus ist die Stadt auf
flankierende Instrumente, vor allem auch öffentliche
Finanzmittel, angewiesen, um den Konsequenzen des
baurechtlichen Bestandsschutzes und Abwägungsge
botes Rechnung tragen zu können (ebd.; s. a. Tz. 531).
Hier kann insbesondere die Nutzung des Instrumen
tariums des Besonderen Städtebaurechts im BauGB, wie 
etwa die Festlegung von Sanierungsgebieten, Entwick-
lungsbereichen und Maßnahmen der „Sozialen Stadt“
(§§ 136–186 BauGB), hilfreich sein. Diese Maßnahmen
sind das „schärfste rechtliche Schwert für eine gesund-
heitsfördernde Stadtentwicklung“ (KÖCK und FISCHER 
2018, S. 163). Um Umweltgerechtigkeit auch in Bestands-
strukturen im Rahmen von städtebaulichen Sanierungs-
maßnahmen, von Stadtumbaumaßnahmen sowie von
Maßnahmen der „Sozialen Stadt“ herzustellen, sollten
die Kriterien und Beurteilungsmaßstäbe des Besonde-
ren Städtebaurechts für das Vorliegen städtebaulicher
Missstände (§ 136 Abs. 2 und 3 BauGB), erheblicher
städtebaulicher Funktionsverluste (§ 171a Abs.  2
BauGB) und sozialer Missstände (§ 171e Abs. 2 BauGB)
um Aspekte von Umweltgerechtigkeit erweitert werden 
(BÖHME et.  al. 2022a, S. 107). Damit könnten die
Sanierungsgebiete daraufhin untersucht werden, ob in
ihnen das Gerechtigkeitsanliegen ausreichend trans
portiert wird (zu Sanierungsmaßnahmen zur Grün
raumentwicklung s. Tz. 531 f.).

Luftreinhalte- und Lärmminderungsplanung
492. Weder in der Luftreinhalte- noch in der Lärm
minderungsplanung spielt soziale Ungleichheit von
exponierten Bevölkerungs(teil)gruppen eine Rolle (SRU 
2020, Tz. 453). Der SRU empfiehlt daher, dass in den
Instrumenten des planerischen Umweltschutzes gesetz-
lich festgelegt wird, bei der Planung die räumliche
Verteilung von Umweltbelastungen bzw. Umwelt
ressourcen in Verbindung mit der sozialen Lage der
Bevölkerung zu berücksichtigen (s. a. BÖHME et.  al.
2022a, S. 107 f.). Mit einer solchen Herangehensweise
kann umweltbezogene Verteilungsungerechtigkeit im
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Rahmen sektoraler Umweltplanung berücksichtigt 
werden. Dies befördert auch die Zusammenarbeit ver-
schiedener Fachämter. Die Empfehlung kann dazu 
führen, dass Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt
situation nach der sozialen Lage der Quartiere priori-
siert werden. Für die Berücksichtigung der sozialen Lage 
ist ein räumlich differenziertes und integriertes Moni-
toring sinnvoll (Abschn. 7.1.2). Um die Qualität der 
Umweltsituation in den Quartieren festzustellen, ist es 
zudem wichtig, Indikatoren zu erarbeiten. Für Grün-
räume wären dies zum Beispiel die wohnortnahe 
Grünversorgung und Grünerreichbarkeit oder die Aus-
stattung mit Straßenbäumen (Tz. 514).

493.	 Wenngleich die gesetzlichen Vorgaben zur Luft-
qualität und zum Lärm die Kommunen bereits darin 
unterstützen, eine bessere Luftqualität zu erreichen und 
Lärmemissionen zu reduzieren, gibt es noch deutlichen 
Verbesserungsbedarf. Der SRU empfiehlt zum Beispiel 
die Einführung einer Lärmaktionsplanungsverordnung, 
in der bundeseinheitliche Lärmschwellen (Auslösewerte) 
festgelegt werden, deren Überschreitung eine Lärm
aktionsplanung mit entsprechenden Minderungsmaß-
nahmen auslöst. Die Verordnung sollte auch Vorgaben 
für ruhige Gebiete enthalten. Dabei ist es wichtig, dass 
möglichst viele Bewohner:innen fußläufig Zugang zu 
einem ruhigen Gebiet haben. Außerdem sollten für be-
stehende Straßen und Schienenwege anspruchsvolle 
Lärmschwellen verbindlich festgelegt und Kommunen 
bei Lärmminderungsmaßnahmen an Straßen in kom
munaler Baulast dauerhaft finanziell unterstützt werden 
(SRU 2020, Kap. 5.7). Hilfreich wäre auch die Einfüh-
rung einer Methode zur Gesamtlärmbewertung, wie 
bereits im Koalitionsvertrag vorgeschlagen (s. a. SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 2021). Außerdem 
unterstützt der SRU den im Oktober 2022 veröffentlich-
ten Kommissionsvorschlag (Europäische Kommission 
2022h) für eine neue Luftqualitätsrichtlinie, der deutlich 
abgesenkte Feinstaubgrenzwerte für 2030 vorsieht. 
Diese neuen Grenzwerte spiegeln den aktuellen Wissens
stand zur gesundheitlichen Belastung von Feinstaub 
besser wider (Tz. 126).

Umweltprüfungen
494.	 Umweltgerechtigkeit sollte im UVPG als verbind-
liches Kriterium für Umweltprüfungen aufgenommen 
werden (BÖHME et. al. 2022a). Auch der SRU hält es 
für wichtig, Aspekte der Umweltgerechtigkeit stärker 
bei den Umweltprüfungen zu berücksichtigen. Dazu soll-
ten im Rahmen der Umweltprüfungen entsprechende 
Daten (z. B. Gesundheits- und Sozialdaten) vermehrt 
erhoben werden. Wie dies im UVPG in einer differen-

zierten und abgestuften Weise konkretisiert werden 
könnte, wurde in Abschnitt 5.3.3 erläutert.

Organisatorische und informatorische 
Instrumente
495.	 Um das Thema Umweltgerechtigkeit in den Kom-
munen zu stärken, gibt es außerdem Empfehlungen zur 
Organisation und Kooperation auf Bundes- und Länder
ebene. Dazu gehört beispielsweise, federführende 
Koordinator:innen auf Bundes- und Länderebene zu be-
nennen und eine Austauschplattform je Land und den 
jeweiligen Kommunen zum Thema Umweltgerechtig-
keit einzurichten (BÖHME et.  al. 2022a, S. 111 f.). 
Außerdem wird vorgeschlagen, „eine bundesweite Ser-
vicestelle Umweltgerechtigkeit einzurichten, der eine 
zentrale Beratungs-, Informations- und Vernetzungs-
funktion obliegt. Sie sollte sich sowohl an Politik und 
Verwaltung auf Bundes-, Länder- und kommunaler 
Ebene richten als auch an Akteure außerhalb von Poli-
tik und Verwaltung“ (ebd., S. 31 f.). Diese Vorschläge 
zur Organisation und Kooperation auf Bundes- und 
Länderebene hält der SRU für sinnvoll. Wichtig wäre es 
jedoch, die Aktivitäten zu Umweltgerechtigkeit und 
umweltbezogenem Gesundheitsschutz zu bündeln, bei-
spielsweise im APUG (s. Kap. 8.4). Insgesamt darf dabei 
aber die Umweltgerechtigkeit nicht zur Nebensache 
werden, sie ist vielmehr ein zentraler Aspekt der öko
saluten Politik (Tz. 349 ff.). 

Verkehrsentwicklungsplanung
496.	 Sowohl der Luftreinhalteplan als auch der Lärm
aktionsplan adressieren in besonderem Maße den Ver-
kehr. Beide Pläne sind aber nur sehr eingeschränkt in 
der Lage, auf die Verkehrsplanung Einfluss zu nehmen, 
und schauen nur von ihren sektoralen Problemwahr-
nehmungen auf den Verkehr (KÖCK und FISCHER 2018, 
S. 160). Um Synergien zu heben, ist es daher sinnvoll, 
diese Pläne miteinander zu verzahnen und sie darüber 
hinaus in eine integrierte Verkehrsentwicklungsplanung 
einzubinden (SRU 2020, Tz. 450; BÖHME et. al. 2018). 
Der SRU empfiehlt, dass Kommunen ab einer Größe von 
50.000 Einwohner:innen verpflichtet werden sollten, 
einen integrierten Verkehrsentwicklungsplan aufzu
stellen. Dieser sollte „verkehrlich relevante Aspekte aus 
Fachplänen, wie der Luftreinhalteplanung oder der 
Lärmminderungsplanung, und übergeordnete Rahmen-
bedingungen“ einbeziehen (SRU 2020, Tz.  529, auch 
Tz. 448 ff.; 2012a, Tz. 337 ff.; s. a. KÖCK und FISCHER 
2018, S. 161). Sinnvoll wäre es, wenn der integrierte Ver-
kehrsentwicklungsplan auch Aspekte von Klimaschutz 
und Bewegungsförderung sowie multifunktionale Flä-
chennutzung beinhalten würde. Er wäre dann vielmehr 
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ein Mobilitätsentwicklungsplan als ein Verkehrsent-
wicklungsplan.

Städte als Reallabore
497.	 In Städten können Reallabore für die zukunfts
fähige Gestaltung urbaner Quartiere initiiert werden 
(SCHÄPKE et. al. 2018; SCHNEIDEWIND 2018, S. 447 
ff.). Um entsprechende Innovationen zu stimulieren, 
sollten Experimentalspielräume in Städten gefördert 
werden. Zum Beispiel könnten Gemeinden, gegebenen-
falls auch sachlich eingegrenzt (z.  B. zu nachhaltiger 
Mobilität), durch Experimentierklauseln im Straßen-
verkehrsrecht gesetzlich ermächtigt werden, Experi-
mentalspielräume einzurichten. Grundsätzlich sollte 
das Experiment aber immer verantwortbar sein; das 
heißt, es muss berechtigten Sicherheitserwartungen 
genügen (KÖCK 2022a). Hierbei hat es sich bewährt, 
anstelle der Verfahren die Ziele, zum Beispiel eine Ver-
besserung des gesundheitsbezogenen Umweltschutzes, 
zu definieren. So kann eine Gemeinde nachweisen, dass 
sie die Ziele auf andere Weise erfüllt. Dies fördert die 
Innovation.

Städtebauförderung
498.	 Mit zahlreichen Programmen zur Städtebauför
derung unterstützt der Bund, gemeinsam mit den Län-
dern, „die Herstellung nachhaltiger städtebaulicher 
Strukturen“ (BMWSB o. J.). Außerdem erfolgt eine Ver-
netzung und Förderung durch die Nationale Stadtent-
wicklungspolitik (NSP) (Nationale Stadtentwicklungs-
politik o. J.). Das Städtebauförderprogramm „Soziale 
Stadt“, mit dem seit 1999 baulich-investive und sozial-
integrative Maßnahmen gefördert wurden, wurde 2020 
durch das Programm „Sozialer Zusammenhalt – Zusam-
menleben im Quartier gemeinsam gestalten“ abgelöst 
(GRAF 2020, S. 263 und 267). Die jährlich zwischen 
Bund und Ländern ausgehandelte Verwaltungsverein-
barung zur Höhe und Verteilung der Städtebauförde-
rung enthält seit 2016 – zunächst für das Programm 
„Soziale Stadt“, seit 2020 für das Programm „Sozialer 
Zusammenhalt“ – das Ziel, die Umweltgerechtigkeit in 
Städten zu verbessern (Art. 9 Abs. 1 Ergänzende Ver-
waltungsvereinbarung – ErgVV Städtebauförderung 
2017; BUNGE 2020, S. 150). Die explizite Benennung 
des Bereichs „Umwelt und Gesundheit“ fehlt zwar in der 
Verwaltungsvereinbarung (BAUMGART und DILGER 
2018, S. 425), aber seit 2020 gehört die angemessene 
Berücksichtigung von Maßnahmen des Klimaschutzes 
bzw. zur Anpassung an den Klimawandel zu den generel
len Fördervoraussetzungen aller Städtebauförderungs-
programme. Dies kann in den Fördergebieten unter an-
derem durch Maßnahmen zur Verbesserung der grünen 

Infrastruktur oder im Bereich klimafreundlicher Mo
bilität sowie durch energetische Gebäudesanierung, 
Bodenentsiegelung oder die Nutzung klimaschonender 
Baustoffe umgesetzt werden. Fördervoraussetzung für 
die Städtebauförderprogramme von Bund und Ländern 
ist die Erarbeitung von ISEK (ErgVV Städtebauförde-
rung 2017; BMWSB 2021a; s. a. BUNGE 2020, S. 150 f.; 
Tz. 472).

499.	 Die Programme der Städtebauförderung sind zu-
sammen mit der NSP eine treibende Kraft für die 
Entwicklung integrierter Handlungsansätze in den 
Kommunen Deutschlands (BÖHME et. al. 2021, S. 81). 
Allerdings erschweren strukturelle Probleme den Kom-
munen, an Förderprogrammen teilzunehmen (Tz. 565 
ff.). Außerdem bezieht sich die Städtebauförderung 
nur auf Teilgebiete einer Stadt, sie ist nicht für eine 
gesamtstädtische Entwicklung geeignet. Eine solche 
wird aber für den Ausbau von grüner und blauer Infra-
struktur benötigt. Hierfür können die vorhandenen 
speziellen Programme des Bundes verwendet werden 
(Abschn. 7.3.1).

7.2	 Fokus: Städtische 
Grünräume erhalten und 
ausbauen

500.	 Bäume, Sträucher, Wiesen, Parks, bewachsene 
Dächer und Fassaden, Brachflächen, Flüsse und Seen: 
Stadtnatur ist vielfältig und erbringt zahlreiche wich
tige Leistungen. Sie verbessert Lebensqualität und 
Gesundheit, ist Ort der Erholung, Begegnung und Be-
wegung, dient der Klimaanpassung und dem Klima-
schutz und ist Lebensraum für Tiere und Pflanzen (SRU 
2018, Abschn. 4.2.1; vgl. auch WBGU 2023; s. Kap. 3.4 
und Kap. 4). Dabei hängen Grünräume stark vom loka-
len Wasserhaushalt ab. Sie fangen Niederschlagswasser 
auf und speichern es. So können sie bei Starkregen 
als Regenrückhalte- und Versickerungsflächen dienen 
und für Trockenperioden Wasser vorhalten. Sie erfül-
len also auch eine wichtige Funktion im innerstädti-
schen Wassermanagement (vgl. auch mit Blick auf 
Reformvorschläge MÜLLER et. al. 2023). Mit fortschrei-
tendem Klimawandel nimmt auch der Trockenstress für 
Grünräume zu (BÖLL et. al. 2014). Parks und Bäume 
verlieren an Vitalität und werden anfälliger für Schäd-
linge und Krankheiten. Damit verändert sich zum einen 
die Artenzusammensetzung und zum anderen steigt der 
Pflegbedarf, zum Beispiel für Bewässerung. Gesund-
heitlich relevante Ökosystemleistungen wie Kühlung 
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können dadurch beeinträchtigt werden (KRAEMER und 
KABISCH 2022).

501. Wegen sinkender Niederschlagsmengen und
Grundwasserstände wird in Zukunft mehr Regenwasser 
statt in die Kanalisation auf Grünflächen geleitet wer-
den müssen, um die Vegetation zu erhalten. Das Leit-
bild der wassersensiblen Stadt sieht vor, dass Regenwas-
ser versickert, verdunstet, genutzt sowie gespeichert
und weniger abgeleitet wird (LAWA 2021). Es erfordert 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Akteuren der
Stadtentwicklung, der Landschaftsplanung und der
Wasserwirtschaft (MÜLLER et.  al. 2023, S. 118 ff.).
Insbesondere in Regionen, die stark von Trockenheit
betroffen sind, könnte in Zukunft auch Grauwasser
stärker in das Wassermanagement einbezogen werden.
Im Gegensatz zum Regenwasser fällt es kontinuierlich
als Abwasser in Haushalten zum Beispiel beim Hände-
waschen, Duschen oder Wäschewaschen an.

7.2.1	 Funktionen von 
Grünräumen trotz 
Flächenknappheit sichern

502. Aufgrund ihrer großen Bedeutung für die gesund-
heitsförderliche und lebenswerte Stadt wird für Grün- 
und Blaustrukturen die Bezeichnung grün-blaue Infra-
struktur verwendet (BfN 2017; SRU 2018, Tz.144). Dazu 
gehören sämtliche unversiegelten oder begrünten
Flächen, also etwa Stadtwälder, Parkanlagen, Brachen,
Kleingärten, Friedhöfe, begrünte Hinterhöfe, Fassaden- 
und Dachbegrünungen sowie Gewässer und Uferbe
reiche. Grün-blaue Infrastruktur ergänzt die graue
Infrastruktur aus Ver- und Entsorgungs- sowie Ver-
kehrssystemen und Einrichtungen wie Kindergärten,
Schulen und Altenheimen (BfN 2017). Sie ist für ein
gutes Leben in der Stadt ebenso wichtig wie technische
oder soziale Infrastruktur. Grün-blaue und graue Infra
struktur können miteinander verbunden werden und
sich ergänzen. Besonders an sozialen Einrichtungen
können in Form von Naturerfahrungsräumen, kleinen
Parks oder Gärten Elemente der grünen-blauen Infra-
struktur entstehen, die gleichzeitig die sozialen und ge-
sundheitlichen Ziele dieser Einrichtungen unterstützen.

503. In wachsenden Städten trifft ein hoher Wohnungs-
baubedarf auf einen ebenfalls steigenden Bedarf an
grün-blauer Infrastruktur. Trotz ihrer besonderen Be-
deutung werden Grünräume stark bebaut (SRU 2018,
Tz. 23–25). Durch die Zunahme der Bevölkerungszahl

steigt der Nutzungsdruck auf die verbleibenden Flächen. 
Dadurch werden die Grünräume kleiner, sind weniger 
miteinander vernetzt oder gehen vollständig verloren 
(ebd.). Der Bund unterstützt die Kommunen dabei, 
Wohnraum zu schaffen, indem er mit den §§ 13a und 
13b BauGB den Wohnungsneubau erleichtert hat. Er-
folgt dieser durch Nachverdichtung, so geht er vielfach 
zulasten der grün-blauen Infrastruktur und somit der 
Lebensqualität und Gesundheit in den Städten. Werden 
die neuen Wohnungen jedoch am Stadtrand errichtet, 
dehnt sich der urbane Raum weiter aus und beeinträch-
tigt dadurch außerstädtische Ökosysteme und Boden-
funktionen. Dies läuft dem Ziel der Bundesregierung, 
den Flächenverbrauch zu senken, entgegen (Bundes
regierung 2021a, S. 270 ff.).

504. Der SRU hat sich deshalb in der Vergangenheit für
das Konzept der doppelten Innenentwicklung aus
gesprochen (SRU 2018; BÖHM et. al. 2016). Dieses sieht 
vor, Flächenreserven im Siedlungsbestand einerseits
baulich, andererseits als Freiraum zu entwickeln. Inner-
städtische Flächenpotenziale wie Baulücken, Brach
flächen oder Möglichkeiten im Bestand sollen somit
unter anderem für die Schaffung von Wohnraum ge-
nutzt werden (DRL 2006). Zugleich sollen Grünräume
beispielsweise als Parks oder begrünte Plätze erhalten,
qualitativ (multifunktional) aufgewertet und möglichst 
miteinander vernetzt werden. Dem Konzept doppelter
Innenentwicklung entsprechend fordert der Bund
Deutscher Landschaftsarchitekt:innen (bdla 2022a),
dass die Bundesregierung ihre Wohnungsbauoffensive
von 400.000 Wohnungen im Jahr (SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP 2021, S. 69) durch eine Frei-
raumoffensive von mindestens 1.000 Nachbarschafts-
parks mit je einer Mindestgröße von 1 ha ergänzt. Wird 
das Konzept der doppelten Innenentwicklung noch um
Aspekte klimafreundlicher Mobilität erweitert, spricht
man von dreifacher Innenentwicklung (UBA 2022d).

505. Mit Blick auf die Flächenkonkurrenz liegen die
größten Chancen darin, Flächen und Räume mehrfach
zu nutzen, die derzeit monofunktional genutzt und/oder 
versiegelt sind. Ein attraktiv gestaltetes, multifunktio-
nales, grünes Wohnumfeld fördert Bewegung und
Begegnung und somit neben der Gesundheit auch den
sozialen Zusammenhalt. Neben der Multifunktionalität 
innenstädtischer Flächen ist daher auch die Gemein-
wohlorientierung der Nutzung ein wichtiges Qualitäts-
merkmal. Solche multifunktionalen Flächen sind etwa
tiefergelegte Sportplätze oder frei zugängliche Mulden
in öffentlichen Parks, die bei starkem Niederschlag Was-
ser zurückhalten können. Auch bebaute Grundstücke
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können multifunktional genutzt werden, indem Dächer 
und Fassaden begrünt und die Grundstücksflächen so 
unversiegelt bleiben wie möglich. Dazu könnten etwa 
Häuser mit weniger Grundfläche und stattdessen mit 
mehr Geschossen gebaut werden, also weniger „in die 
Breite“ und mehr „in die Höhe“. Im Bestand ist ent
sprechend auch eine Aufstockung von Häusern durch 
zusätzliche Etagen auf Flachdächern eine flächenspa-
rende Option. Verkehrsflächen können mit versicke-
rungsfähigen Belägen zum Wasserrückhalt beitragen.

506. Die Entwicklung und Aufwertung urbaner Grün-
räume macht Quartiere attraktiver und kann infolge-
dessen Mietpreise steigen lassen (JELKS et.  al. 2021;
SRU 2018, Tz.  139). Dies kann zu Verdrängungspro
zessen auf dem Wohnungsmarkt, insbesondere für
Geringverdienende, führen (sog. Green Gentrification, 
ebd.; s. a. Abschn. 2.2.3). Dabei sind urbane Grünräu-
me allerdings nur ein Einflussfaktor unter vielen und
haben im Vergleich zu strukturellen Parametern wie
Alter, Größe und Lage der Immobilien nur einen gerin-
gen Einfluss auf die Preise (WÜSTEMANN und KOLBE 
2017). Um derartigen Prozessen dennoch frühzeitig
entgegenzusteuern und sie nach Möglichkeit zu ver
meiden, sind beispielsweise eine integrierte Stadtent-
wicklungsplanung, eine Förderung sozialen und/oder
kommunalen Wohnraums sowie Erhaltungs- oder Mi-
lieuschutzsatzungen hilfreich (KÖCK und FISCHER
2018, S. 149; FRANKE et.  al. 2017). Auch die weitere
Ausschöpfung der verfassungsrechtlichen Möglichkei-
ten zur Stärkung einer sozialgerechten Bodennutzung,
die das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) stets wegen 
des Sozialbezugs des Grundeigentums als besonders
weit bezeichnet hat (BVerfG, Beschl. v. 22.05.2001 –
Baulandumlegung), darf kein Tabu sein.

507. Das Bundesumweltministerium hat das Weißbuch 
Stadtgrün und den Masterplan Stadtnatur vorgelegt
(BMUB 2017c; BMU 2019), um Kommunen und andere
Akteure dabei zu unterstützen, Stadtnatur zu schaffen, 
zu entwickeln und zu erhalten. Auch mit seinem Ak
tionsprogramm Natürlicher Klimaschutz bekräftigt der 
Bund die Bedeutung urbaner Grün- und Blauräume für
den Klimaschutz und die Klimaanpassung und plant
zahlreiche Maßnahmen für Siedlungs- und Verkehrs
flächen (BMUV 2023a). So sollen unter anderem neue
Stadtbäume gepflanzt, das Mikroklima durch kühlende 
grün-blaue Infrastruktur verbessert, Böden entsiegelt
oder Kommunen bei der Stärkung des natürlichen
Klimaschutzes im Rahmen der Bauleitplanung beraten
werden. Relevant sind zudem die Nationale Wasser
strategie (BMUV 2023b) und der am 4. April 2023 ver-

öffentlichte Referentenentwurf für ein Bundes-Klima-
anpassungsgesetz, der mittelbar auch die Gemeinden 
in den Blick nimmt und die Erarbeitung von Anpassungs-
konzepten unter Berücksichtigung von Synergien zu an-
deren Bereichen der Nachhaltigkeit vorsieht (BMUV 
2023c). Der SRU begrüßt diese Ansätze, hält allerdings 
angesichts der großen Herausforderung eines gesund-
heits- und klimagerechten Stadtumbaus weitere Maß-
nahmen des Bundes für nötig. Zwar sind die Kommunen 
für die Stadtplanung und damit auch für Erhaltung und 
Entwicklung des Stadtgrüns zuständig. Allerdings agie-
ren sie innerhalb eines gesetzlichen Rahmens, den zu 
weiten Teilen der Bund bestimmt (und der daran auch 
durch das sogenannte gemeindliche Aufgabenüber
tragungsverbot gemäß Art. 84 Abs. 1 S. 7 GG nicht ge-
hindert ist). Durch Gesetzesanpassungen kann er den 
Weg hin zur doppelten Innenentwicklung erleichtern. 
Diese sind umso drängender, als auch von der Euro
päischen Kommission Vorgaben zur Erhaltung bzw. Er
weiterung von urbanen Grünräumen zu erwarten sind: 
In ihrem Entwurf für eine Verordnung über die Wieder-
herstellung der Natur sieht die Europäische Kommis
sion vor, den Verlust städtischer Grünräume bis 2030 
zu stoppen und anzustreben, die städtischen Grünräume 
bis 2050 um 5 % auszudehnen (Europäische Kommission 
2022i). Da die örtlichen Grünraumverhältnisse aber sehr 
unterschiedlich sind, reichen pauschale Ziele für die 
Grünraumentwicklung nicht aus. Vielmehr ist die Grün-
raumentwicklung auch über Zielvorgaben für Mindest-
ausstattungen entsprechend den fachlichen Orientie-
rungen in der vorgeschlagenen Grünraumverordnung 
zu organisieren (Abschn. 7.2.2).

7.2.2	 Eine Grünraumverordnung 
erarbeiten 

508. Grünräume sind in ihren Eigenschaften sehr viel-
fältig. Sie unterscheiden sich unter anderem in ihrer
Größe, ihrer ökologischen Qualität und ihrem Vernet-
zungsgrad. Grünräume existieren als innerstädtische
Wälder und öffentliche Parks, als private Gärten und
Hinterhöfe sowie als Fassaden- und Dachbegrünung.
Dementsprechend komplex sind die qualitativen und
quantitativen Anforderungen an die grüne Infrastruktur 
(BÖHM et. al. 2016, S. 28). Das Recht äußert sich bislang 
nicht dazu, welche konkreten Anforderungen die urba-
ne grüne Infrastruktur in den verschiedenen Gebiets
typen (Wohngebiete, Gewerbegebiete, Industriegebiete 
etc.) erfüllen sollte. Will man Erhalt und Ausbau grüner 
Infrastruktur rechtlich stärker regeln, bedarf es jedoch
quantitativer und qualitativer Orientierungswerte.
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509. Orientierungswerte der Grünraumverordnung soll-
ten so ausgestaltet sein, dass sie einen Handlungsbedarf 
anzeigen, aber die jeweils zuständige Behörde bzw. die
planende Gemeinde in begründeten Fällen davon ab-
weichen kann. Sie unterscheiden sich insofern von strikt 
einzuhaltenden Grenzwerten, aber auch von solchen
Orientierungswerten, die der Verwaltung als bloße Leit-
linie dienen und überhaupt keine Bindungskraft entfal-
ten (Tz. 384). Bei der Frage, ob die zuständige Behörde
bzw. die planende Gemeinde von den Orientierungs
werten der Grünraumverordnung abweichen darf, wäre 
insbesondere zu berücksichtigen, wie groß der städte-
bauliche Nutzen des neuen Gebäudes bzw. der neuen
Bebauungsplanung wäre und welche Qualität und Bedeu
tung die betroffene Fläche für die lokale grüne Infra
struktur hat. Eine Grünraumverordnung, die mit der-
artigen Orientierungswerten ausgestattet wäre, würde
voraussichtlich eine signifikante Steuerungswirkung
entfalten und zugleich genügend Flexibilität ermög
lichen, um besonderen Umständen gerecht zu werden.

510. Orientierungswerte für die grüne Infrastruktur
bieten viele Vorteile: Sie dienen Sachverständigen,
Planer:innen, Behörden, Gerichten und Grundstücks
eigentümer:innen zur Orientierung (BÖHM et. al. 2016, 
S. 28 ff.; HANSEN et. al. 2018, S. 135). Sie können unbe
stimmte Rechtsbegriffe konkretisieren und ein Anknüp-
fungspunkt für gesetzliche Vorgaben sein. Für die Grün-
raumentwicklung sind insbesondere die unbestimmten 
Rechtsbegriffe relevant, die sich in § 1 Abs. 6 Nr. 14
BauGB („ausreichende Versorgung mit Grün- und Frei-
flächen“) und § 1 Abs. 6 Bundesnaturschutzgesetz –
BNatschG („Freiräume [...] in ausreichendem Maße und 
hinreichender Qualität“) finden (BfN 2023). Werden
solche Rechtsbegriffe durch Orientierungswerte kon-
kretisiert, müssen die Behörden nicht in jedem Einzel-
fall erneut erwägen, wann etwa eine „ausreichende Ver-
sorgung mit Grün- und Freiflächen“ im Rechtssinne
konkret vorliegt. Das entlastet die Behörden und auch
die planende Gemeinde. Zugleich führt es zu einheitli-
cheren Verwaltungsentscheidungen, was die Rechtssi-
cherheit und die Gleichbehandlung für die Bürger:innen 
und die Investoren erhöht (ebd.; Tz. 384). Einheitliche
Orientierungswerte fördern zudem perspektivisch eine 
ausgewogene Verteilung von Grünraum im Stadtgebiet. 
Dadurch, dass diese Orientierungswerte auch in sozial
benachteiligten Wohngebieten ein Mindestmaß an
qualitativ hochwertigen Grünflächen verlangen, fördern 
sie gesundheitliche Chancengleichheit und Umwelt
gerechtigkeit (BMU 2019, S. 12; Tz. 50–55 und 60–63).
Daneben hat die Vereinheitlichung zur Folge, dass Städte 
nicht mehr mit jedem Investor aufs Neue das Ausmaß

der überbaubaren Fläche verhandeln müssen, sondern 
auf die Orientierungswerte verweisen können. Das wäre 
gerade in Städten mit hoher Flächenkonkurrenz von 
großer Bedeutung (BfN 2023). Planerische Belange, die 
quantitativ unterlegt sind, sind zudem greifbarer, 
argumentativ weniger „dehnbar“ und deshalb durchset-
zungsstärker in Abwägungsprozessen (BMU 2019, S. 12; 
BfN 2023; SRU 2018, Tz. 193). Des Weiteren kann der 
Bund die Städtebauförderung an die Einhaltung der 
Orientierungswerte knüpfen (BfN 2023; bdla 2022b, 
S. 8 f.) oder die Gemeinden mithilfe der Städtebau
förderung dabei unterstützen, die Orientierungswerte
zu erreichen. Zuletzt ermöglichen Orientierungswerte
es den Städten und Gemeinden, den Status quo und den 
Zielzustand ihrer grün-blauen Infrastruktur zu bestim-
men und so konkreten Verbesserungsbedarf zu identi-
fizieren (BfN 2023). Wird das Stadtgrün regelmäßig im
Hinblick auf die Orientierungswerte erfasst, ermöglicht 
das ein langfristiges Monitoring seiner Entwicklung
(ebd.).

511. Die Gartenamtsleiterkonferenz (GALK) entwickel-
te bereits 1973 Orientierungswerte für die Freiraum-
versorgung, die daraufhin vom Deutschen Städtetag
verabschiedet wurden (BfN 2023). Trotz neuer Heraus-
forderungen wie des anhaltenden Wachstums der Städte, 
der Anpassung an den Klimawandel sowie der Erhaltung 
der biologischen Vielfalt wurden sie jedoch nicht weiter
entwickelt (ebd.; bdla 2022a, S. 8 f.). Sie wurden auch
nicht in Bundes- oder Landesrecht überführt. Die Pla-
nungspraxis in den Kommunen ist dementsprechend
uneinheitlich (BfN 2023). Einige Städte orientieren sich 
an den Werten der GALK, einige an selbstentwickelten
Werten und einige wenden überhaupt keine Orientie
rungswerte an. Meist konzentrieren sich die Kommunen, 
die Orientierungswerte nutzen, auf die Erholungsfunk-
tion der Grünräume. Die Funktionen Gesundheits
förderung, Klimaanpassung und Biodiversitätsschutz
werden nur selten direkt adressiert (ebd.). Der Master-
plan Stadtnatur des Bundesumweltministeriums sieht
nun vor, „im Rahmen einer Fachkonvention bundesein-
heitliche Orientierungswerte für die Grünausstattung
und Erholungsversorgung“ (BMU 2019, S. 12) vorzu
legen. Um dieses Vorhaben mit naturschutzfachlichem
Sachverstand zu unterstützen, hat das BfN das For-
schungsprojekt „Stadtnatur erfassen, schützen, ent
wickeln“ initiiert (Tz. 514). Die Forschungsergebnisse
sollen genutzt werden, um den Prozess zur Entwicklung 
einer entsprechenden Fachkonvention fortzuführen.

512. Der SRU begrüßt diese Entwicklungen (vgl. auch
schon SRU 2018, Tz.  193). Er empfiehlt jedoch, die
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Orientierungswerte nicht als Fachkonvention, sondern 
als Rechtsverordnung zu erlassen. Fachkonventionen 
können als wissenschafts- bzw. fachintern entwickelte 
Verständigungen über ein bestimmtes wissenschaft
liches oder technisches Vorgehen, anzuwendende Me-
thoden oder zu beachtende Standards sowie Grenz- oder 
Orientierungswerte verstanden werden. Eine Fachkon-
vention entfaltet aus sich heraus keine Rechtswirkung, 
sondern ist auf rechtliche Rezeption, also auf Aner
kennung durch Gerichte oder durch die Exekutive 
angewiesen. Gerichte billigen Fachkonventionen nur 
dann eine bindende Wirkung zu, wenn diese wissen-
schaftlich allgemein anerkannt sind (BVerwG, Urt. v. 
09.07.2008 – 9 A 14/07, NVwZ 2009, 302; BVerwG, Urt. 
v. 28.04.2016 – 9 A 9/15, NVwZ 2016, 1710; BVerwG,  
Urt. v. 16.03.2006 – 4 A 1075/04, NVwZ-Beil. 2006, 1). 
Erfahrungen aus dem Artenschutzrecht (Stichwort 
„Helgoländer Papier“, s. LAG VSW 2014) haben jedoch 
gezeigt, dass der Prozess zur Herausbildung einer wis-
senschaftlich allgemein anerkannten Ansicht vergleichs-
weise lange dauern kann. Der klimagerechte Umbau der 
Städte ist von großer Bedeutung, nicht zuletzt für die 
Gesundheit ihrer Bewohner:innen. Da er mehrere 
Jahrzehnte in Anspruch nehmen wird, sollte er mög-
lichst früh und energisch angegangen werden, um mit 
der steten Erwärmung des Mikroklimas und der Zunah-
me von Hitzewellen Schritt halten zu können. Dies 
spricht dafür, nicht erst darauf zu warten, bis sich eine 
Fachkonvention zur wissenschaftlich allgemein aner-
kannten Ansicht entwickelt hat. Der Bund sollte statt-
dessen möglichst schnell im Spektrum der fachlich und 
wissenschaftlich vertretbaren Auffassungen eine Grün-
raumverordnung erlassen. Dafür spricht auch die Ent-
scheidung des BVerfG aus dem Jahr 2018, wonach der 
Gesetzgeber zwar kurzfristig darauf vertrauen darf, 
dass sich eine wissenschaftlich allgemein anerkannte 
Ansicht von allein herausbildet. Längerfristig muss er 
jedoch, „sofern die fachlichen Zusammenhänge weiter 
ungeklärt sind“ (BVerfG, Beschl. v. 23.10.2018 – 1 BvR 
2523/13; s. a. KÖCK 2022c), selbst in den Meinungsstreit 
eintreten und „für eine zumindest untergesetzliche 
Maßstabsbildung“ sorgen (ebd.).

513.	 Damit die Bundesregierung eine solche Grünraum-
verordnung – als Rechtsverordnung – erlassen kann, 
müsste der Bundgesetzgeber sie gemäß Art. 80 GG dazu 
ermächtigen. Die Bundesregierung sollte dann einen 
gemeinsamen Prozess mit Ländern und Kommunen 
anstoßen und moderieren, in dem diese Verordnung 
erarbeitet wird (HANSEN et. al. 2018, S. 135). Der Pro-
zess sollte wissensbasiert, transparent und partizipativ 
ablaufen. Dabei kann man die Orientierungswerte zu-

rate ziehen, die sich in der Landschaftsplanung ent
wickelt haben, sowie Erfahrungen jener Städte, die sich 
bei der Grünraumplanung schon an solchen Werten 
orientieren (HANSEN et. al. 2018, S. 62; BÖHM et. al. 
2016, S. 28 f.). Darüber hinaus stellt insbesondere das 
BfN-Forschungsprojekt „Stadtnatur erfassen, schützen, 
entwickeln“ ein belastbares fachwissenschaftliches Fun-
dament dar (Tz. 514). 

514.	 Es bieten sich viele Indikatoren an, für die in der 
Grünraumverordnung Orientierungswerte festgelegt 
werden könnten (vgl. etwa HANSEN et. al. 2018, S. 62 f. 
und 135; BÖHM et. al. 2016, S. 28 ff.). Der SRU hält die 
Ergebnisse des BfN-Projektes „Stadtnatur erfassen, 
schützen, entwickeln“ für einen guten Ausgangspunkt 
für weitere wissenschaftliche und politische Diskus
sionen (BfN 2023). Im BfN-Projekt wurden zunächst 
vier wesentliche Funktionen von Stadtgrün identifiziert: 
Erholung, Gesundheit, Klimaanpassung und Biodiver-
sität. Für jede dieser Funktionen wurden daraufhin 
zentrale Indikatoren entwickelt, anhand derer sich die 
entsprechende Funktionsfähigkeit der grünen Infra-
struktur einer Stadt bewerten lässt. Dazu zählen etwa 
die Indikatoren Grünversorgung, Grünerreichbarkeit, 
Ausstattung mit Straßenbäumen, Umweltgerechtigkeit 
oder Arten- und Lebensraumvielfalt (ebd.). Schließlich 
wurden für jeden dieser Indikatoren eigene Orien
tierungswerte bestimmt. Beispielsweise wird für die 
Funktion Gesundheit unter anderem der Indikator 
Erreichbarkeit von Grünflächen für relevant befunden 
und definiert als „Anteil der Einwohner*innen in fuß-
läufiger Entfernung zu öffentlichen gesundheitswirk
samen Grünflächen mit definierter Mindestgröße in 
der Gesamtstadt oder einer anderen definierten räum-
lichen Bezugsebene (in %)“ (ebd.). Als entsprechender 
Orientierungswert wird festgelegt, dass „100 % der 
Einwohner*innen in Städten [...] in einer fußläufigen 
Entfernung von maximal 500 m (ca. 300 m Luftlinie) zu 
öffentlichen gesundheitswirksamen Grünflächen“ (ebd.) 
mit einem Gesamtumfang von ≥ 1 ha wohnen sollen.

515.	 Wie es auch das BfN-Forschungsprojekt vorsieht, 
sollten die Orientierungswerte dem Prinzip der Umwelt-
gerechtigkeit genügen (Tz. 60–63). Dabei spielen neben 
quantitativen Aspekten (Erreichbarkeit und Versorgung 
mit öffentlichen Grünräumen) auch qualitative Aspek-
te eine Rolle. Die Politik sollte deutlich stärker darauf 
hinwirken, dass auch und gerade die Stadtnatur in so-
zial benachteiligten Gebieten eine hohe (Aufenthalts-)
Qualität hat und entsprechend gepflegt und ausgestattet 
wird. So kann die gesundheitliche Chancengleichheit 
gefördert werden.
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7.2.3	 Bestehende Grünräume 
erhalten

516. Unbebaute Flächen sind für private Bauherren wie
auch für die Kommunen oftmals die erste Wahl, wenn
ein Ort für die Errichtung neuer (Wohn-)Gebäude ge-
sucht wird. Doch selbst wenn eine Stadtverwaltung etwa 
eine Brache vor Bebauung schützen will, hat sie dazu
nur begrenzte Möglichkeiten. In Deutschland haben
Grundstückseigentümer:innen im Rahmen baupla-
nungs- und bauordnungsrechtlicher Vorschriften einen 
Anspruch auf Erteilung der Baugenehmigung: Die
Verwaltung muss ein Bauvorhaben genehmigen, wenn
dessen Erschließung gesichert ist und ihm weder Be-
stimmungen im Bebauungsplan noch im Gesetz entge-
genstehen (§§ 29 ff. BauGB; KÖCK 2022c). Vor diesem
Hintergrund gibt es verschiedene Ansatzpunkte, um
bestehende Grünräume vor Bebauung zu bewahren oder 
zumindest das bestehende Niveau von städtischer
grüner Infrastruktur in der Summe zu halten.

Planerische Absicherung von Grünräumen
517. Der Bundesgesetzgeber sollte dafür sorgen, dass
die bestehenden innerstädtischen Grünräume planungs-
rechtlich besser abgesichert sind. Innerstädtische Be-
reiche sind regelmäßig historisch gewachsen und nicht
geplant worden, weshalb hier meist keine qualifizierten 
Bauleitpläne existieren. Bebauungspläne werden – jen-
seits der besonderen Bebauungspläne der Innenent
wicklung (§ 13a BauGB) – zumeist für Neubaugebiete
im Außenbereich aufgestellt, da Bauleitplanung aufwen-
dig ist und mit § 34 BauGB ein Maßstab zur Verfügung
steht, der Bauen im Innenbereich auch ohne planerische 
Grundlage ermöglicht. Vor großflächigen innerstäd
tischen Überplanungen wird zudem zurückgeschreckt,
weil die Gemeinden angesichts der privaten Grund
eigentümerinteressen befürchten, dass ihre Planungen
einer Abwägungskontrolle nicht standhalten könnten
(KÖCK und FISCHER 2018). Ist der Innenbereich aber
unbeplant, so richtet sich die Frage, ob und wie ein
Grundstück bebaut werden darf, danach, ob es sich in
die umgebende Bebauung einfügt (§ 34 BauGB). Diese
Regelung führt einen bereits vorhandenen Zustand also 
fort. Sie ermöglicht es der Behörde deshalb nicht ohne
weiteres, unbebaute Grundstücke in einer bebauten
Umgebung weiter von Bebauung freizuhalten (s. aber
für die Empfehlung zu § 34 BauGB Tz. 527–530). Des-
halb ist trotz der genannten Hürden die Überplanung
wichtig, denn sie schafft die rechtlichen Vorausset
zungen für eine Trendumkehr (KÖCK und FISCHER
2018).

518. Überplanung innerstädtischer Räume im Interesse
der Sicherung und Entwicklung von Grünstrukturen
muss die Rechte der Grundstückseigentümer:innen aus 
Art. 14 Abs. 1 GG im Vorgang der Planung beachten.
Wie weit diese verfasungsmäßigen Rechte allerdings
reichen und wie viel Spielraum demzufolge die planen-
de Gemeinde hat, wird zu weiten Teilen durch die
Gesetze bestimmt (WIELAND in: DREIER 2013, GG
Art.  14 Rn. 27). Hier kommt es insbesondere auf die
Ausgestaltung des § 34 BauGB an, denn § 34 BauGB be-
stimmt die Rechte der Grundstückseigentümer:innen,
deren innerstädtische Grundstücke nicht überplant sind. 
Je mehr der Gesetzgeber also schon in § 34 Abs. 1 BauGB 
Konzepte der Gesundheitsförderung und der Grün
raumentwicklung verankert (siehe dazu die Vorschläge 
in Tz.  527–530), umso weniger Rechte gehen den
Grundstückseigentümer:innen durch Überplanung ver-
loren und desto größere Überplanungsmöglichkeiten
stehen der Gemeinde folglich zur Verfügung.

519. Planerische Festlegungen zu lokalen Grünräumen 
erfolgen sowohl in Fachplänen (Landschaftspläne,
Grünordnungspläne, Gewässerentwicklungspläne, Ab-
wasserkonzepte) als auch in räumlichen Gesamtplänen 
(Flächennutzungspläne und Bebauungspläne). Das von 
den Regierungsparteien angekündigte Bundes-Klima-
anpassungsgesetz sieht darüber hinaus auch eine strate
gische Anpassungsplanung als integrierte Fachplanung 
mit entsprechenden Maßnahmen in Anpassungskon
zepten vor (BMUV 2023c), die ebenfalls für die Grün-
raumplanung relevant sein werden. Für die Grünraumpla
nung kommt es sowohl auf die jeweiligen Fachplanungen
wie auch auf die räumliche Gesamtplanung an. Die Fach-
planungen stellen unverzichtbare Teilbeiträge für die
gesamtplanerische Abwägung zur Verfügung, können
aber im lokalen Bereich gesamtplanerische Darstellun-
gen und Festsetzungen nicht ersetzen (KÖCK 2023a,
S. 269 f.). Nach Überzeugung des SRU sollte die Grün-
raumplanung daher auch künftig in die räumliche Ge-
samtplanung einmünden. Zudem steht mit dem Bebau-
ungsplan nicht nur für Bauzwecke, sondern auch für das 
Ziel der Grünraumentwicklung ein wirksames außen-
verbindliches Planungsinstrument zur Verfügung. Für
die nötige Stärkung der Grünraumbelange werden die
Beiträge der Fachplanungen, aber auch die zu erwar
tende strategische Klimaanpassungsplanung und nicht
zuletzt auch die hier vorgeschlagene Grünraumverord-
nung sorgen.

520. Die Grünraumentwicklung in erster Linie auf die
Landschafts- und Grünordnungspläne zu stützen, ist
schon aufgrund ihres fachspezifischen Charakters nicht 
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sinnvoll (anders SRU 2018, Tz. 194; s. Tz. 519): Land-
schafts- und Grünordnungspläne dienen Naturschutz 
und Landschaftspflege (sog. Fachplanung, s. GELLER-
MANN in: von LANDMANN/ROHMER 2022, BNatSchG 
Vorb. §§ 8–12 Rn. 7). Grünraumentwicklung ist aber 
nicht nur Naturschutz oder Landschaftspflege, sondern 
auch Klimaanpassung, Niederschlagswassermanage-
ment und nicht zuletzt auch Gesundheitsförderung und 
gehört schon aufgrund dieser Multifunktionalität zwin-
gend in die Gesamtplanung. Hinzu kommt die recht
liche Unverbindlichkeit der Landschaftsplanung. Zwar 
könnte der Bundesgesetzgeber Landschafts- oder Grün
ordnungsplänen mehr Rechtsverbindlichkeit verleihen 
(BÖHM et. al. 2016, S. 263), indem er sie auf dieselbe 
Stufe stellt wie Bebauungspläne. Das würde jedoch einen 
recht weitreichenden Eingriff in die Architektur des 
deutschen Planungsrechts darstellen, das im Grundsatz 
nur solchen Plänen verbindliche Außenwirkung zu
kommen lassen will, die fachübergreifenden Charakter 
haben. Problematisch wird dieser Eingriff insbeson
dere dann, wenn sich der Landschafts- bzw. Grünord-
nungsplan und der Bebauungsplan in ihren Aussagen 
widersprechen, aber beide gegenüber den Grundstücks
eigentümer:innen verbindlich sind. Dieser Fall wird 
bislang dadurch vermieden, dass die Landschafts- bzw. 
Grünordnungspläne selbst keine Außenwirkung haben, 
aber in die Aufstellung eines Bebauungsplans einfließen 
(KLOEPFER 2016, § 11 Rn. 231 ff.). Von einer Gleich-
stellung der Planungsarten, die den Landschafts- und 
Grünordnungsplänen selbst Außenwirkung verleihen 
würde, wird deshalb abgeraten.

521. Der SRU schlägt daher vor, für die Grünraument-
wicklung zwar das fachplanerische Instrumentarium,
insbesondere die in diesen Plänen und Konzepten
vergegenständlichten Fachbeiträge, zu nutzen, aber am 
Ende auf das bewährte Zusammenspiel von Flächen
nutzungs- und Bebauungsplanung zurückzugreifen und 
es speziell für diese Aufgabe weiterzuentwickeln.
Dazu sollte sowohl die Regelung der Flächennutzungs-
planung (Tz.  522) als auch der Bebauungsplanung
(Tz. 523) speziell auf die Grünraumentwicklung ange-
passt werden.

522. Flächennutzungspläne sind integrative Gesamt-
pläne und vermitteln dadurch zwischen den Belangen
insbesondere der grün-blauen Infrastruktur, der Ver-
sorgung mit Wohnraum und der Verkehrsinfrastruktur.
Sie sind weiträumig und können so ein gesamtstäd
tisches Grünraumkonzept abbilden. Letzteres ist wich-
tig, denn bestimmte Grünraumfunktionen lassen sich
besser oder ausschließlich in einem Freiraum- und Bio-

topverbundsystem erreichen. Hinsichtlich Funktionen 
wie der Naherholungs- und Bewegungsmöglichkeit, der 
Frischluftversorgung oder der Biodiversitätsförderung 
leistet ein solches Verbundsystem mehr als die Summe 
seiner Teile. Außerdem erfüllen verschiedene Arten von 
Begrünung verschiedene Funktionen. Fassadenbegrü-
nung erbringt andere Ökosystemleistungen als ein 
Stadtpark oder eine Reihe von Straßenbäumen (Natur-
kapital Deutschland – TEEB DE 2016). Genauso wie auch 
die verschiedenen Elemente der baulichen Infrastruk-
tur aufeinander abgestimmt und ausgewogen über eine 
Stadt verteilt werden müssen, ist dies also auch für die 
Elemente der grünen Infrastruktur erforderlich. Das er-
fordert ein gesamtstädtisches Konzept. Außerdem ist 
nachgewiesen, dass ein gesamtstädtisches Grün- und 
Freiraumkonzept dem Thema der Grün- und Freiraum
entwicklung mehr Bedeutung in Politik und Verwal-
tung verschaffen kann (BBSR 2022b). Flächennutzungs-
pläne, die ein solches gesamtstädtisches Konzept 
transportieren können, haben zwar selbst keine Außen-
wirkung. Sie entfalten jedoch starken Einfluss auf die 
Ebene der Bebauungsplanung, da sich ihre Festsetzun-
gen in den entsprechenden Bebauungsplänen wieder-
finden und dort konkretisiert werden müssen (§ 8 Abs. 2 
S. 1 BauGB). Insofern sollte den Flächennutzungsplä-
nen im Bereich der Grünraumentwicklung die Aufgabe
zugewiesen werden, ein gesamtstädtisches Grünraum-
konzept abzubilden, an die Ebene der Bebauungspla-
nung weiterzureichen und so die Aufstellung mehrerer
kleinräumiger, dafür aber konkreterer und verbindli-
cher Bebauungspläne inhaltlich vorzubereiten. Der Bun-
desgesetzgeber sollte dafür sorgen, dass die Kommunen 
verpflichtet werden, ihre Flächennutzungspläne perio-
disch zu erneuern und dabei auch Grün- und Freiraum-
konzepte in sie zu integrieren. Dies wird schon deshalb
notwendig sein, weil die – laut dem Referentenentwurf
zum Bundes-Klimaanpassungsgesetz (BMUV 2023c) –
beabsichtigte Klimaanpassungsplanung ohnehin perio-
dische Aktualisierungen vorsieht. Dabei sind entspre-
chende Festsetzungen in Landschaftsplänen, soweit sie 
aktuell sind, miteinzubeziehen. Außerdem sollte der Ge-
setzgeber den kommunalen Planungsträgern ermögli-
chen, Flächennutzungspläne als sachliche Teilpläne zur 
Grünraumentwicklung bzw. zur Klimaanpassung auf-
zustellen. Er könnte sich dazu an § 5 Abs. 2b BauGB ori-
entieren, der ebendies zur Windenergieplanung ermög-
licht. Sachliche Teilpläne konzentrieren sich auf die
Planung einer bestimmten Form der Flächennutzung.
Der Planungsaufwand ist deshalb geringer. Zugleich be-
ziehen sie die übrigen Belange in die Abwägung ein und 
unterscheiden sich darin vom sektoralen Blick der Fach-
planung (vgl. RUNKEL in: SPANNOWSKY/RUNKEL/
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GOPPEL 2018, ROG § 7 Rn. 24, allerdings hinsichtlich 
sachlicher Teilpläne der Raumordnung).

523. An den Flächennutzungsplan schließt die Ebene
der Bebauungsplanung an. Der Bebauungsplan ist gegen
über den Grundstückseigentümer:innen rechtsver
bindlich und bestimmt so unmittelbar, ob und wie ein
Grundstück bebaut werden darf. Schon heute haben die 
Kommunen die Möglichkeit, bestehende Grünräume in 
Bebauungsplänen als Grünflächen festzusetzen oder
jedenfalls als Flächen, die von Bebauung freizuhalten
sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 bzw. Nr. 10 BauGB). Auch lässt
es das geltende Recht zu, Bebauungspläne allein zum
Zwecke des Eingriffsausgleichs zu erlassen (§ 9 Abs. 1a
BauGB). Allerdings ist die Aufstellung von Bebauungs-
plänen relativ aufwendig, was die Kommunen häufig
davon abhält (Tz.  517). Deshalb sollten Verfahrens
vereinfachungen und -beschleunigungen speziell für
solche Bebauungspläne eingeführt werden, die der
Grünraumentwicklung dienen. Dabei könnte sich der
Gesetzgeber an § 13a BauGB orientieren. Dieser Para-
graf enthält spezielle Regelungen der Verfahrensverein-
fachungen und -beschleunigungen für einen sogenann-
ten Bebauungsplan der Innenentwicklung. Dabei handelt 
es sich um einen Bebauungsplan, der die Wiedernutz-
barmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder
andere Maßnahmen der Innenentwicklung vorsieht. Die 
Regelung des § 13a BauGB wurde mit dem Ziel einge-
führt, die bauliche Innenentwicklung, insbesondere den 
Ausbau von Arbeitsplätzen, Wohnungen und Infrastruk
tureinrichtungen im Innenbereich, zu vereinfachen
und zu beschleunigen (BATTIS in: BATTIS/KRAUTZ-
BERGER/LÖHR 2022, BauGB § 13a Rn. 1). Dem Kon-
zept der doppelten Innenentwicklung (Tz. 504) würde
es entsprechen, dem auf bauliche graue Infrastruktur
ausgerichteten Bebauungsplan der Innenentwicklung
aus § 13a BauGB einen auf grüne Infrastruktur ausge-
richteten „Bebauungsplan der Grünraumentwicklung“
an die Seite zu stellen. Genauso wie der Bebauungsplan 
der Innenentwicklung sollte auch der Bebauungsplan
der Grünraumentwicklung in einem vereinfachten und
beschleunigten Verfahren aufgestellt werden können.
Derartige Regelungen der Verfahrensvereinfachung
und -beschleunigung könnten sich inhaltlich an den
Regelungen des § 13a BauGB orientieren und in einem
neu zu erlassenden § 13c BauGB geregelt werden.

524. In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass ein
Bebauungsplan selbst dann, wenn er ausschließlich Fest-
setzungen von Grünflächen oder von Flächen enthält,
die von Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 15
bzw. Nr. 10 BauGB), nicht gegen das bauplanungsrecht-

liche Erforderlichkeitsgebot des § 1 Abs. 3 BauGB 
verstößt. Gemäß diesem Gebot sind Bauleitpläne nur 
dann aufzustellen, wenn städtebauliche Bedürfnisse es 
erfordern (BVerwG, Beschl. v. 27.07.1990 – 4 B 156/89, 
Rn. 8 (juris)). Ein Bebauungsplan, der nur Grün- und 
freizuhaltende Flächen festsetzt, ist jedoch dann nicht 
auf die bloße Verhinderung konkreter baulicher Vor
haben gerichtet, wenn und soweit ihm ein positives, auf 
die zukünftige Sicherung und Entwicklung der Grün-
flächenfunktion gerichtetes Konzept zugrunde liegt 
(KÜLPMANN 2022, S. 82 f.). Diese Hürde ist umso 
leichter zu nehmen, als solche Konzepte in der Regel aus 
fachplanerischen Beiträgen oder auch aus einem Klima-
anpassungskonzept entwickelt werden. 

525. Der hier vorgeschlagene Rückgriff auf das bekann-
te Gefüge von Flächennutzungs- und Bebauungsplanung 
für die Grünraumentwicklung entspricht auch der schon 
bestehenden und wachsenden Bedeutung, die Grün
räume für eine Stadt haben. Grünräume sind ausdrück-
lich nicht nur als gestalterisches Element der Stadtent-
wicklung zu begreifen, welches die graue Infrastruktur
einer Stadt ästhetisch begleitet. Vielmehr gehören Grün-
räume, wie dargestellt, zur Infrastruktur einer nach
haltigen, gesunden und lebenswerten Stadt dazu, ganz
besonders in Zeiten des Klimawandels. Das Gefüge aus
Flächennutzungs- und Bebauungsplanung, fachlich
unterstützt durch Beiträge der Fachplanung, bildet seit
jeher das zentrale Instrument, um die zukünftige Ent-
wicklung einer Stadt inklusive ihrer Infrastruktur zu
gestalten. Es ist deshalb nur konsequent, wenn der
Gesetzgeber auch die grüne Infrastruktur mithilfe die-
ses Instruments ausbaut und so sämtliche Infrastruk-
turelemente einer Stadt integrativ entwickelt.

526. Wie erwähnt, benötigt die fachübergreifende Flä-
chennutzungs- und Bebauungsplanung für die Stärkung 
der Grün- und Blauräume fachliche Teilbeiträge aus den 
bestehenden Fachplanungen, wie etwa der örtlichen
Landschaftsplanung oder der Abwasserplanung (inklusi
ve Regenwassermanagement). In größeren Städten gibt 
es darüber hinaus auch weitere Fachplanungen (wie
etwa die Luftreinhalteplanung oder Planungen, mit
denen spezifische Ziele der Wasserrahmenrichtlinie
abgearbeitet werden und die für die Grünraument
wicklung ebenfalls bedeutsam sein können). Der SRU
empfiehlt überdies auch die Erarbeitung von Hitze
aktionsplänen. Sie können ebenfalls wichtige Beiträge
für eine Stärkung von Grünräumen leisten (Tz. 238–
252) und sind möglicherweise künftig als Teilelement
eines Klimaanpassungskonzeptes einzuordnen, wie es
der Referentenentwurf des Bundes-Klimaanpassungs-
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gesetzes vorsieht (BMUV 2023c). All diese fachlichen 
Beiträge sind auch wichtig für die Erarbeitung städte-
baulicher Konzepte zur Grünraumentwicklung gemäß 
§ 1 Abs 6 Nr. 11 BauGB, die der Erstellung eines formel-
len Flächennutzungsplans oder Bebauungsplans voraus-
gehen können.

Absicherung von Grünräumen im unbeplanten 
Innenbereich
527.	 Existiert kein Bebauungsplan, wie es in vielen 
Bereichen der Kernstädte der Fall ist, richtet sich die 
Zulässigkeit einer Bebauung nach den Vorschriften der 
§§ 34, 35 BauGB. Für ein Grundstück, das sich inner-
halb zusammenhängender Bebauung befindet, also etwa 
für eine Baulücke in einem Straßenzug, gilt § 34 BauGB. 
Demnach darf das Grundstück im Wesentlichen dann 
bebaut werden, wenn sich das Gebäude und die 
Grundstücksnutzung in die Umgebung einfügen 
(MITSCHANG/REIDT in: BATTIS/KRAUTZBERGER/
LÖHR 2022, § 34 Rn. 25 ff.; SPANNOWSKY in: SPAN-
NOWSKY/UECHTRITZ 2023, ROG § 34 Rn. 35 ff.). Ist 
dies gegeben, zum Beispiel wenn ein Wohngebäude in 
ein Wohnquartier gebaut werden soll, haben die Ge-
meinde und die Genehmigungsbehörde in der Regel 
keine Möglichkeit mehr, den Neubau zu verhindern 
und die Grünfläche zu bewahren, denn auch die Ver-
weigerung des gemeindlichen Einvernehmens gemäß 
§ 36 BauGB muss sich auf Rechtsgründe im Zusammen-
hang mit § 34 BauGB stützen (REIDT in: BATTIS/
KRAUTZBERGER/LÖHR 2022, BauGB § 36 Rn. 13).

528.	 Zwar fordert § 34 BauGB zusätzlich zum Krite
rium des „Sich-Einfügens“, dass die „Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ durch die 
Bebauung gewahrt bleiben müssen, und de facto haben 
Grünräume maßgebliche gesundheitliche Auswirkun-
gen auf die Wohn- und Arbeitsverhältnisse vor Ort 
(Kap.  4). Die Rechtsprechung wendet diese Regelung 
allerdings üblicherweise nicht auf die Bebauung von 
Grünräumen an (SÖFKER in: ERNST/ZINKHAHN/
BIELENBERG/KRAUTZBERGER 2022, BauGB § 34 
Rn. 66 ff.). Der Bund sollte in § 34 BauGB deshalb ge-
setzlich klarstellen, dass gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse auch beeinträchtigt sind, wenn die Aus
stattung der Umgebung mit grüner Infrastruktur nicht 
mehr ausreichend gesichert ist. Des Weiteren sollte der 
Gesetzgeber zur Konkretisierung auf die Orientierungs-
werte der Grünraumverordnung (Abschn. 7.2.2) verwei
sen. Das hätte zur Folge, dass sich die Genehmigungs-
behörden bei der Frage, ob ein Bauvorhaben die 
gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse beeinträch-
tigt, auch nach den Orientierungswerten der Grünraum-

verordnung zu richten hätten. Da es sich dabei um Orien
tierungswerte und nicht um strikte Vorgaben handeln 
würde, könnten sie in begründeten Ausnahmefällen 
auch überschritten werden (Tz.  509). Das würde der 
Regelung ein gewisses Maß an Flexibilität im konkreten 
Einzelfall verleihen. Wird eine Genehmigung gemäß 
§  34 BauGB grundsätzlich davon abhängig gemacht, 
dass in der Umgebung auch weiterhin die Orientierungs-
werte eingehalten werden, wird nicht nur die Bebauung 
von Grundstücken reguliert. Antragstellende bekämen 
auch den Anreiz, ihr Vorhaben „grüner“ zu gestalten 
und so die Chancen auf Erteilung der Baugenehmigung 
zu erhöhen. Beispielsweise könnten sie dazu eine Fas-
saden- und Dachbegrünung vorsehen oder den Anteil 
der jeweils zu versiegelnden Grundstücksfläche redu-
zieren. Zwar gibt die Verfassung dem Gesetzgeber 
keinen unbegrenzten Spielraum, wie er Inhalt und 
Schranken des Eigentums gesetzlich bestimmen kann. 
Die vorgeschlagene Ergänzung des § 34 BauGB um eine 
konkretisierende Regelung zu gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnissen überschreitet diesen Spielraum 
aber grundsätzlich nicht. Das liegt insbesondere daran, 
dass grüne Infrastruktur für die Allgemeinheit und die 
Gesundheit der Anwohner:innen von großer Bedeutung 
ist und im Zuge des Klimawandels noch wichtiger wird. 
Darüber hinaus sieht die vorgeschlagene Regelung Aus-
nahmen für besondere Härtefälle vor und ermöglicht 
den Antragstellenden, ihre Vorhaben den Vorgaben ein 
Stück weit anzupassen. Eine entsprechende Ergänzung 
des § 34 BauGB hätte darüber hinaus auch positive 
Auswirkungen auf mögliche Überplanungen des Innen
bereichs, weil Überplanungen im Interesse der Grün-
raumentwicklung spiegelbildlich immer auch Mög
lichkeiten erweitern, Baurechte zu schaffen, denn je 
besser für die Grünraumentwicklung gesorgt ist, umso 
eher sind auch Bebauungen wieder raumverträglich.

529.	 Um den Kommunen weitere Mittel zur Verfügung 
zu stellen, vorhandene Grünräume zu erhalten bzw. 
bestehende innerstädtische Brachen und Baulücken für 
die Grünraumentwicklung zu nutzen, sollte der Bund 
zudem das Vorkaufsrecht der Gemeinden stärken. Ent-
schließt sich ein:e Eigentümer:in eines unbebauten 
Grundstücks zum Verkauf etwa an einen Investor, könn-
te die Gemeinde an die Stelle des Käufers treten und das 
Grundstück selbst erwerben. Sie müsste dabei den Ver-
kehrswert zahlen (bzw. nur den Kaufpreis, wenn er unter 
dem Verkehrswert liegt; vgl. § 28 Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 
BauGB). So könnte die Gemeinde die Bebauung verhin-
dern, wenn sie das nötige Geld zur Verfügung hat. Durch 
offizielle und inoffizielle planerische Konzepte zur 
Grünraumentwicklung und auch durch grünraumbezo-
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gene Orientierungswerte könnte aber Einfluss darauf 
genommen werden, dass die Verkehrswerte nicht in die 
Höhe schießen. Schon heute besteht ein gemeindliches 
Vorkaufsrecht unter anderem, um ein Grundstück zum 
Zweck des vorbeugenden Hochwasserschutzes von 
Bebauung freizuhalten (§ 24 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 BauGB). 
Es wäre sinnvoll, dieses Vorkaufsrecht ganz allgemein 
auf den Zweck des Grünraumschutzes auszuweiten 
(bdla 2022a, S. 7 f.).

530.	 Der Bund sollte auch mit Blick auf die eigenen Flä-
chen mit gutem Beispiel vorangehen. Er besitzt häufig 
Flächen, die für die Entwicklung einer Stadt bedeutsam 
sind. Diese sollte er so betreiben, dass sie Mehrfach
nutzung ermöglichen und viele Ökosystemleistungen 
erbringen. Die für die Veräußerung zuständige Bundes-
anstalt für Immobilienangelegenheiten sollte Aspekte 
der Nachhaltigkeit und Gesundheit hoch gewichten. 
Eine umwelt- und gesundheitsorientierte Liegenschafts-
politik kann einen hohen Nutzen für die Stadtgesell-
schaft haben. Das BfN hat in diesem Zusammenhang 
vorgeschlagen, dass der Bund bei der Übertragung von 
Flächen solche Kommunen bevorzugen soll, die die 
Flächen – im Rahmen von Modellvorhaben – zur Ent-
wicklung ihrer grünen Infrastruktur verwenden wollen 
(HANSEN et. al. 2018, S. 137). Es ist zu begrüßen, dass 
das BMUV im Aktionsprogramm Natürlicher Klima-
schutz vorsieht, die Chancen und Potenziale der Bundes
liegenschaften für die Grünraumnutzung zu ermitteln 
und konkrete, ortsbezogene Konzepte vorzulegen 
(BMUV 2023a).

7.2.4	 Grüne Infrastruktur im 
städtebaulichen Bestand 
entwickeln

531.	 Grüne Infrastruktur im Bestand zu entwickeln, ist 
besonders schwierig. Findet kein Neubau statt, fehlen 
der Gemeinde häufig die Instrumente, um die 
Grundstückseigentümer:innen zur Entsiegelung der 
Hinterhöfe oder Begrünung von Dächern und Fassaden 
zu bewegen. Das städtebauliche Entsiegelungsgebot 
(§ 179 BauGB) und auch das städtebauliche Pflanzgebot 
(§ 178 BauGB) haben einen engen Anwendungsbereich 
und setzen entweder einen entsprechenden Bebauungs-
plan oder einen sogenannten Missstand voraus. Förder-
gelder an Hauseigentümer:innen sind ein mögliches 
Instrument. Ein anderes ist die Weiterentwicklung 
oder Ergänzung des Instruments der „Städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahme“ (§§ 136–164b BauGB). Sanie-

rungsmaßnahmen werden gebündelt angewandt, um ein 
zuvor bestimmtes Sanierungsgebiet tiefgreifend umzu-
gestalten und zu verbessern. Sie können darin bestehen, 
die Grundstücke neu zuzuschneiden (Bodenordnung), 
Grundstücke zu erwerben, den Umzug von 
Bewohner:innen und Betrieben anzuleiten und zu orga-
nisieren, bestehende Gebäude zu beseitigen (Freilegung 
von Grundstücken), Erschließungsanlagen anzulegen 
oder die Grundstückseigentümer:innen etwa zur Mo-
dernisierung oder Instandsetzung ihrer Gebäude zu ver-
pflichten (§§ 147 ff. BauGB; MITSCHANG in: BATTIS/
KRAUTZBERGER/LÖHR 2022, BauGB § 146 Rn. 1 ff.). 
Solche Sanierungsmaßnahmen können nur angewandt 
werden, wenn zuvor ein sogenannter städtebaulicher 
Missstand festgestellt wurde (MITSCHANG in: BATTIS/
KRAUTZBERGER/LÖHR 2022, BauGB § 136 Rn. 9 ff.). 
Laut § 136 BauGB ist das unter anderem dann der Fall, 
wenn „das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung 
oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse oder an die Sicherheit der in ihm wohnenden 
oder arbeitenden Menschen auch unter Berücksich
tigung der Belange des Klimaschutzes und der Klima-
anpassung nicht entspricht“. Dabei sei besonders zu 
berücksichtigen, ob „die Funktionsfähigkeit des Gebiets 
in Bezug auf [...] seine Ausstattung mit und die Vernet-
zung von Grün- und Freiflächen unter Berücksichtigung 
der Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpas-
sung“ gewahrt ist. Allerdings bleibt das Instrument der 
Sanierungsmaßnahme zum Zwecke der Klimaanpassung 
in der Praxis häufig ungenutzt, weil es ser aufwendig 
ist.

532.	 Um weitergehende Regelungen zur Grünraum
entwicklung im Sanierungsrecht zu etablieren und es in 
der Handhabung einfacher auszugestalten, müsste das 
Sanierungsrecht konzeptionell tiefgreifend umgebaut 
werden. Deshalb dürfte es näherliegen, die Grünraum
entwicklung nicht mithilfe des Sanierungsrechts voran-
zutreiben, sondern das Besondere Städtebaurecht um 
ein speziell auf die Aufgabe der Grünraumentwicklung 
und der Klimaanpassung zugeschnittenes Instrument 
zu ergänzen, das man „Gesundheitsfördernde Stadt“ 
oder „Klimaresiliente Stadt“ nennen könnte. Dieses 
Instrument könnte Kommunen dazu befähigen, aus
gewählte Quartiere, zum Beispiel klimatische Hotspots, 
von Überflutung gefährdete Gebiete oder Quartiere 
mit gesundheitlich besonders anfälligen Gruppen, tief-
greifend umzugestalten. Das Instrument könnte etwa 
Maßnahmen vorsehen, um Gewässer offenzulegen und 
über Grundstücksgrenzen hinwegzuführen, Gärten 
miteinander zu verbinden und dem Risiko der „Green 
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Gentrification“ (Tz. 506) zielgenau entgegenzuwirken. 
Zur Durchführung solcher Maßnahmen sollte der Bund 
zusätzliche Fördermittel bereitstellen. Auch die Finan-
zierung regionaler oder überregionaler Beratungsstel-
len durch Bundesmittel wäre zu erwägen, um die Kom-
munen zu unterstützen.

7.2.5	 Grüne Infrastruktur bei 
Neubauten einbinden

533. Geht es nicht um die Begrünung des Bestandes,
sondern von Neubauten und Neubaugebieten, stehen
als Instrumente insbesondere der Grünflächenfaktor
(Tz.  534–539), der Eingriffsausgleich (Tz.  540–544)
sowie die kommunale Erschließungspflicht (Tz. 545–
547) im Zentrum.

Einführung eines Grünflächenfaktor in die 
Baunutzungsverordnung
534. Auf die Begrünung von Neubauten zielt die Ein-
führung eines sogenannten Grünflächenfaktors (auch:
Grünfaktor) in die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
(vgl. HANSEN et. al. 2018, S. 135; SRU 2018, Tz. 194;
BBSR 2018a). Mithilfe von städtebaulichen Kennwerten 
gibt die BauNVO bislang Orientierungswerte dafür vor, 
welche Gebäudemaße in einem Bauleitplan festgesetzt
werden dürfen (§§ 5, 9 BauGB i. V. m. § 17 BauNVO).
Die Orientierungswerte betreffen die Frage, welche
Grundflächenzahl (Verhältnis der überbauten Fläche
zur Grundstücksfläche), welche Geschossflächenzahl
(Verhältnis der Geschossfläche zur Grundstücksfläche) 
und welche Baumassenzahl (Verhältnis des Gebäude-
volumens zur Grundstücksfläche) in den verschiedenen 
Gebietstypen maximal erlaubt werden dürfen, soweit
sich eine Abweichung nicht städtebaulich begründen
lässt (SÖFKER in: ERNST/ZINKHAHN/BIELENBERG/
KRAUTZBERGER 2022, BauNVO § 17 Rn. 12–12a). Eine 
Gemeinde darf beispielsweise in einem reinen Wohn
gebiet ohne Weiteres keine Gebäude erlauben, die mehr 
als 40 % der Grundstücksfläche überdecken. Diese städ-
tebaulichen Kennwerte könnten in § 16 Abs. 2 BauNVO 
durch einen Grünflächenfaktor ergänzt werden (bdla
2022a, S. 9). Für diesen Grünflächenfaktor könnten ent-
weder in § 17 BauNVO oder in der empfohlenen Grün-
raumverordnung (Abschn. 7.2.2) Orientierungswerte
festgelegt werden. Dann könnte die Gemeinde in einem 
Bebauungsplan festschreiben, dass jedes Grundstück
ein Mindestmaß an Begrünung (mit einer bestimmten
Mindestqualität) enthalten muss, wenn kein begrün
deter Ausnahmefall vorliegt.

535. In Verbindung damit sollte in § 16 Abs. 3 BauNVO
festgeschrieben werden, dass bei der Aufstellung eines
Bebauungsplans auch der Grünflächenfaktor festzu
setzen ist. Eine solche Regelung hätte zur Folge, dass in
jedem neu aufgestellten Bebauungsplan festgeschrieben 
wäre, welchen Grünflächenfaktor ein neu bebautes
Grundstück zu erreichen hätte. Die Städte und Gemein-
den müssten, je nach Gebietstyp, ein bestimmtes
Mindestmaß an Grünflächenfaktor vorgeben, könnten
jedoch auch schärfere Vorgaben machen.

536. So hätten die Städte einen Steuerungsansatz zur
Entwicklung von Stadtgrün bei Neubauten, ohne dabei
eine bauliche Verdichtung zu verhindern und ohne dies 
für jede Einzelplanung neu begründen zu müssen. Der
Grünflächenfaktor würde keine konkreten Handlungen, 
sondern nur eine Zahl vorgeben. Dadurch wäre er für
die Grundstückseigentümer:innen flexibel handhabbar. 
Diese könnten selbst entscheiden, wie sie den Grün
flächenfaktor erreichen, etwa indem sie Wildwiesen
anlegen oder Bäume pflanzen, Dach oder Fassade be-
grünen oder weniger Grundstücksfläche versiegeln.

537. Der Grünflächenfaktor ist somit ein geeignetes
Instrument, um im beplanten Bereich ein Mindestmaß
an Grünausstattung auf Grundstücks-, Fassaden- und
Dachflächen zu erreichen. Auch im unbeplanten Innen-
bereich würde er sich positiv auswirken, soweit er von
den Gerichten zur Auslegung des § 34 BauGB herange-
zogen würde, wie heute schon § 17 BauNVO (JAEGER
in: SPANNOWSKY/HORNMANN/KÄMPER 2023,
BauNVO § 17 Rn. 2). Bei der Ausarbeitung dieses Instru
ments stellt sich jedoch insbesondere die Frage, wie
sich der komplexe und vielfältige Regelungsgegenstand 
der Grünausstattung durch numerische Kennwerte
hinreichend differenziert erfassen lässt. Es macht für
die Ökosystemleistung, die von einem Grundstück
ausgeht, einen Unterschied, ob es mit englischem Rasen 
oder einer Wildwiese, mit Fassadenbegrünung oder
Dachbegrünung, mit Bäumen heimischer oder nicht-
heimischer Art bestückt ist. Der Grünflächenfaktor
sollte solche verschiedenen Wertigkeiten berücksich
tigen können und die Bewertungskriterien sollten
schon in der BauNVO dargelegt werden. Wie diffe
renziert der Gesetzgeber dabei vorgeht, wäre abzu
wägen.

538. Bei der rechtlichen Ausgestaltung kann sich der
Bund an den Fällen orientieren, in denen bereits mit
einem Grünflächenfaktor gearbeitet wird. Die fach
lichen Grundlagen für einen ökologischen Kennwert
auf Grundstücksebene wurden bereits 1988 unter dem
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Begriff Biotopflächenfaktor (BFF) für Berlin geschaffen 
(BÖTTICHER und FISCH 1988; MÜHLTHALER 2023; 
Landschaft Planen & Bauen und Becker Giseke Mohren 
Richard 1990). Daneben sind die Weiterentwicklungen 
des Instruments in Schweden („grönytefaktor“ – GYF) 
und neuerdings die Gesetzesinitiative für eine „Grün-
flächenzahl“ (GrünFZ) im Land Salzburg in Österreich 
zu nennen (vgl. etwa „Nachhaltige Stadtplanung macht 
Salzburg klimafit“, Pressemitteilung der Stadt Salzburg 
vom 11. August 2021). Der BFF in seiner heutigen Form 
bestimmt die Qualität der Grünausstattung danach, 
welchen Anteil die „naturhaushaltswirksame“ Fläche an 
der Grundstücksfläche einnimmt und wie groß die 
Ökosystemleistung dieser Fläche ist (BBSR 2018b; 
BECKER et. al. 2017, S. 74 ff.). Um Letztere zu bestim-
men, werden unterschiedliche Flächentypen differen-
ziert (etwa versiegelte, teilversiegelte und halboffene 
Flächen, Vegetationsflächen mit wenig, mittelmäßig und 
viel Wurzelraum, Fassaden- und Dachbegrünung). 
Jedem Flächentyp wird ein Anrechnungsfaktor zuge-
teilt. In der Summe lässt sich dadurch für jedes Grund-
stück ein bestimmter Wert errechnen. So kann geprüft 
werden, ob das Grundstück einen vorgegebenen Ziel-
wert erreicht.

539.	 Die Wirksamkeit eines Grünflächenfaktors wird 
in der Praxis dadurch begrenzt, dass viele Bauvorhaben 
verfahrens- oder genehmigungsfrei gestellt sind und so 
die Möglichkeit entfällt, im Rahmen von Baugeneh
migungen die festgesetzten Zielwerte zu überprüfen. 
Ebenso schwierig ist es zu prüfen, ob die Begrünung 
nach Bauabnahme gepflegt und auf dem vorgegebenen 
Niveau gehalten wird. Um dem zu begegnen, sollten 
gegebenenfalls Regelungen und Verfahren des Monito-
rings entwickelt werden.

Eingriffe in bestehende Grünräume innerhalb 
des Stadtgebiets ausgleichen
540.	 Ebenfalls relevant ist eine Reform der Eingriffs
regelungen in § 1a Abs. 3 BauGB sowie in den §§ 13 ff. 
BNatSchG. Während § 1a Abs. 3 BauGB die Vermeidung 
und den Ausgleich von Eingriffen in Natur und Land-
schaft regelt, die aufgrund von Bauleitplänen zu er
warten sind, und die §§ 135a bis 135c BauGB die Ver-
antwortlichkeit und die Kostentragung bestimmen, 
behandeln die §§ 13 ff. BNatschG Vermeidung und Aus-
gleich von Eingriffen in Natur und Landschaft außer-
halb städtebaulicher Planungsprozesse (zur rechtlichen 
Abgrenzung s. § 18 BNatschG, sog. Baurechtskompro-
miss). Diese Aufteilung hat insbesondere zur Folge, dass 
Eingriffe in Natur und Landschaft, die durch Bebauung 
im unbeplanten Innenbereich erfolgen, also gemäß § 34 

BauGB, nicht ausgleichspflichtig sind (§ 18 Abs. 2 S. 1 
BauGB).

541.	 Der SRU empfiehlt, künftig auch für Vorhaben, die 
auf der Basis des § 34 BauGB genehmigt werden, einen 
Eingriffsausgleich zu verlangen, um das Verursacher-
prinzip wieder zur Anwendung zu bringen und auf diese 
Weise Anreize für die Vermeidung übermäßiger Ver
siegelungen und für Fassaden- und Dachbegrünungen 
zu setzen.

542.	 Soweit Fassaden- und Dachbegrünungen nicht 
ausreichen, um die Folgen für Natur und Landschaft 
auszugleichen, sollte das Konzept des städtebaulichen 
Eingriffsausgleichs (insb. § 135a BauGB) auch für 
Vorhaben im Sinne von § 34 BauGB Anwendung finden.

543.	 Der Zuständigkeitswechsel vom Vorhabenträger 
auf die Gemeinde erscheint sachgerecht, soweit der 
Eingriffsausgleich sich auf dem Baugrundstück nicht 
vollständig vornehmen lässt. Die Gemeinde hat bessere 
Möglichkeiten, im Stadtgebiet Flächen für den Eingriffs-
ausgleich verfügbar zu machen und sie könnte auf diese 
Weise Refinanzierungsmittel für die Implementation 
ihres Grünraumentwicklungskonzepts erschließen.

544.	Konsequenterweise sollten auch die Bebauungs-
pläne der Innenentwicklung (Tz. 523) künftig in den 
Eingriffsausgleich einbezogen werden. Gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. § 1a Abs. 3 S. 6 BauGB sind bislang 
bauliche Eingriffe in Natur und Landschaft, die im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplans der Innenent-
wicklung erfolgen, nicht ausgleichspflichtig. Zwar dient 
die Regelung des § 13a BauGB auch dazu, die Nachver-
dichtung im Innenbereich zu fördern, um den Außen-
bereich zu schonen (BATTIS in: BATTIS/KRAUTZ
BERGER/LÖHR 2022, BauGB § 13a Rn. 1). Im Sinne 
einer doppelten Innenentwicklung (Tz.  504) sollte 
jedoch zugleich sichergestellt werden, dass nicht nur die 
Nachverdichtung, sondern auch die Entwicklung von 
innerstädtischen Grünräumen im Zentrum städte
baulicher Entwicklung steht. Dem steht § 13a Abs. 2 
Nr. 4 i. V. m. § 1a Abs. 3 S. 6 BauGB jedoch entgegen.

Grüne Infrastruktur als Teil der kommunalen 
Erschließungspflicht
545.	 Weist eine Gemeinde ein neues Baugebiet aus, muss 
sie dafür Sorge tragen, dass die Grundstücke so genutzt 
werden können, wie rechtlich vorgesehen. In einem 
Wohngebiet etwa müssen Bedingungen herrschen, die 
dem Wohnen angemessen sind. Diese sogenannte Er-
schließungspflicht der Gemeinden ist in § 123 BauGB 
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normiert (KMENT in: JARASS/KMENT 2022, BauGB 
§  123 Rn. 7, 8; REIDT in: BATTIS/KRAUTZBERGER/
LÖHR 2022; BVerwG, NVwZ 2015, 298 Rn. 12). Sie 
umfasst nicht nur graue, sondern auch grüne Infrastruk-
tur. Es geht also nicht nur um den Anschluss der Grund-
stücke an das Verkehrs- und Kommunikationsnetz, an 
die Versorgung mit Wärme, Strom, Gas und Wasser 
sowie an die Abwasserentsorgung, sondern auch um 
die ausreichende Versorgung mit Grünanlagen (REIDT 
in: BATTIS/KRAUTZBERGER/LÖHR 2022, Vorbemer-
kung zu den §§ 123 bis 135 BauGB Rn. 6, 7; ERNST/
GRZIWOTZ in: ERNST/ZINKHAHN/BIELENBERG/
KRAUTZBERGER 2022, BauGB § 123 Rn. 3c–4b; nicht 
genannt jedoch in JAEGER in: SPANNOWSKY/
UECHTRITZ 2023, BauGB § 123 Rn. 10, 13). Grünan
lagen tragen entscheidend dazu bei, ein Baugebiet nutz-
bar zu machen, indem sie das Mikroklima verbessern 
sowie Lärmschutz und Naherholungsmöglichkeiten 
bieten. Darüber hinaus dienen sie der Gliederung und 
Auflockerung des Gebiets.

546.	Aufgrund des Klimawandels erwärmt sich vieler-
orts das Mikroklima und Hitzewellen nehmen zu 
(Kap. 3.4). Dementsprechend verändert sich auch das, 
was die Gemeinden leisten müssen, um ihrer Erschlie-
ßungspflicht gemäß § 123 BauGB nachzukommen. Ins-
besondere wird es in Zukunft deutlich häufiger nötig 
sein, Grünanlagen zu errichten und zu erhalten, um 
angemessene Lebensbedingungen in Wohngebieten, 
aber auch Arbeitsbedingungen etwa in Gewerbege
bieten zu schaffen. Der Bund sollte schon jetzt darauf 
reagieren und die Erschließungspflicht des § 123 BauGB 
untergesetzlich konkretisieren. Dazu bietet sich die hier 
empfohlene Grünraumverordnung mit ihren Orientie-
rungswerten für die Versorgung mit grün-blauer Infra-
struktur an (bdla 2022a, S. 8 f.; Abschn. 7.2.2). Das gäbe 
sowohl den Gemeinden als auch den Gerichten Orien-
tierung dabei, welche grüne Infrastruktur notwendig 
ist, damit ein Neubaugebiet als erschlossen gilt. Außer-
dem schafft es Aufmerksamkeit dafür, dass auch Grün-
anlagen von der kommunalen Erschließungspflicht 
umfasst sind.

547.	 Juristisch umstritten ist, ob neben der erstmaligen 
Einrichtung von Grünanlagen auch die Unterhaltung, 
Verbesserung und Erweiterung zu den Erschließungs-
pflichten der Gemeinde nach § 123 BauGB gehört 
(REIDT in: BATTIS/KRAUTZBERGER/LÖHR 2022, 
BauGB § 123 Rn. 10; KMENT in: JARASS/KMENT 2022, 
BauGB § 123 Rn. 3, 4). Auch dies sollte in der Grünraum-
verordnung klargestellt werden. Gegebenenfalls wäre 
dazu § 123 Abs. 4 BauGB anzupassen.

7.2.6	 Finanzierbarkeit der 
Grünraumentwicklung 
gewährleisten

548.	Bestehende Grünräume zu erhalten und zusätz
liche zu schaffen, kann einer Stadt hohe Kosten verur-
sachen. Sollen etwa bestehende Grünräume planerisch 
gesichert werden, kann das unter Umständen Entschä-
digungspflichten nach sich ziehen (Tz.  549 f.). Auch 
wenn eine Stadt ein bebautes Grundstück in eine Grün-
fläche umwandeln will, können ihr Kosten entstehen 
(§  179 Abs. 3 BauGB). In der Regel wird sie die Ver
fügungsgewalt über entsprechende Grundstücke an
streben. Dazu muss sie das Grundeigentum käuflich er-
werben oder aber von den Enteignungsmöglichkeiten 
Gebrauch machen, die durch § 85 BauGB eröffnet 
werden. Auch die Entwicklung und die Pflege einer 
Grünfläche sind kostenintensiv. Die Kosten können dazu 
führen, dass eine Stadt sich außerstande sieht, ihre 
grüne Infrastruktur im Interesse von Gesundheits
förderung und Klimaanpassung weiter auszubauen. 
Deshalb sollte darüber nachgedacht werden, wie die 
Gemeinden in die Lage versetzt werden können, diese 
Kosten zu tragen (Tz. 552–556).

549.	 Verbietet ein Plan die Bebauung eines Grundstücks 
im bislang unbeplanten Innenbereich (Tz. 517), so nimmt 
er dem Grundstückseigentümer sein bisheriges Bau-
recht und beschränkt dadurch dessen Eigentumsrecht 
(Art. 14 GG) (BATTIS in: BATTIS/KRAUTZBERGER/
LÖHR 2022, BauGB § 42 Rn. 3). Dafür ist der Eigentü-
mer gemäß § 42 BauGB grundsätzlich zu entschädigen. 
Das gilt jedoch dann nicht, wenn er das Grundstück 
innerhalb der letzten sieben Jahre vor Planaufstellung 
hätte bebauen können, es aber nicht getan hat (§ 42 
Abs.  3 i. V. m. Abs. 2 BauGB; BATTIS in: BATTIS/
KRAUTZBERGER/LÖHR 2022, BauGB § 42 Rn. 8). Hin-
ter dieser Regelung steht der Gedanke, dass derjenige, 
der sein Baurecht über lange Zeit nicht ausgeübt hat, 
weniger schutzwürdig ist, wenn es eingeschränkt wird 
(KMENT in: JARASS/KMENT 2022, BauGB § 42 Rn. 9).

550.	 Der Rechtsgedanke des § 42 BauGB ist aber nicht 
ohne Weiteres auf Grundstücke übertragbar, die auf der 
Grundlage von § 34 BauGB bebaubar sind, weil es hier 
an einem Bebauungsplan fehlt und damit auch an einem 
Startpunkt für die 7-Jahresregel. Auch § 238 BauGB 
spricht in systematischer Hinsicht dafür, dass der 
Rechtsgedanke des § 42 BauGB nicht einfach auf Vor
haben im Anwendungsbereich des § 34 BauGB übertrag-
bar ist. Deshalb besteht für die Kommunen das Risiko, 
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dass Überplanungen im Anwendungsbereich des § 34 
BauGB mit dem Ziel der Grünraumentwicklung mit 
Entschädigungsszahlungen an die Grundstückseigen
tümer:innen verbunden sind. Dieses Risiko wird aller-
dings dadurch reduziert, dass der Bund § 34 BauGB – wie 
empfohlen – durch Konzepte der Gesundheitsförderung 
und Grünraumentwicklung anreichert (Tz. 528). Denn, 
wenn schon auf Grundlage von § 34 BauGB eine Be
bauung nur dann möglich ist, wenn sie bestimmte An-
forderungen der Begrünung einhält, so werden die 
Grundstückseigentümer:innen durch eine Überplanung, 
die Begrünungsvorgaben macht, nur noch in deutlich 
geringerem Maße in ihren Rechten beschnitten. Das 
heißt, je enger § 34 BauGB das Baurecht der Grund
stückseigentümer:innen im unbeplanten Innenbereich 
daran knüpft, dass die Ausstattung der Umgebung mit 
grüner Infrastruktur noch ausreichend gesichert ist 
(ebd.), desto weniger greift die Gemeinde in das beste-
hende Baurecht der Grundstückseigentümer:innen ein, 
wenn sie einen an der Grünraumentwicklung orientier-
ten Bebauungsplan erlässt (ebd.). Je weniger sie aber in 
bestehende Baurechte eingreift, desto geringer sind 
voraussichtlich auch Risiko und Umfang etwaiger Ent-
schädigungspflichten gegenüber den Grundstücks
eigentümer:innen. Ob wiederum die empfohlene Modi-
fikation des § 34 BauGB ausgleichspflichtig ist, hängt, 
da es sich um eine sogenannte Inhalts- und Schranken-
bestimmung handelt (WIELAND in: DREIER 2013, 
GG Art. 14 Rn. 151 ff.), davon ab, ob sie ansonsten 
unverhältnismäßige Lasten gegenüber den Grundstücks
eigentümer:innen bedeuten würde. Es sprechen gute 
Gründe dafür anzunehmen, dass eine solche Modifi
kation auch ohne Ausgleich verhältnismäßig wäre 
(Tz.  528). Sie ergänzt § 34 BauGB um eine auf die 
gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse zielende Grün-
raumkomponente. Sie dient damit der Gesundheits
förderung, der Anpassung an den Klimawandel sowie 
dem Schutz der Natur und der Sicherung der Biodi
versität. Hierbei handelt es sich um gewichtige öffent-
liche Interessen, die angesichts von Klimawandel und 
Biodiversitätsverlust weiter an Bedeutung zunehmen 
werden. Darüber hinaus können die Grundstückseigen
tümer:innen durch eine grünere Ausgestaltung ihres 
baulichen Vorhabens die Möglichkeit behalten, ihr
Baurecht zu nutzen.

551. Unabhängig von der Frage der Entschädigungs-
pflichtigkeit ist jedoch zu betonen, dass eine Überplanung 
von privaten Grundstücken als Grünflächen jedenfalls
nur dann dem rechtlichen Abwägungsgebot genügt,
wenn das öffentliche Interesse an der Erhaltung inner-
städtischer Brachflächen mit dem Ziel der Entwicklung 

von Grünflächen das private Interesse des Grundstücks-
eigentümers an der baulichen Nutzung seines Grund-
stücks überwiegt. Die Gerichte haben in der Vergangen-
heit häufig zugunsten der privaten Interessen 
entschieden (vgl. etwa OVG Münster, ZfBR 2016, 591). 
Wegen der wachsenden Bedeutung der Klimaanpassung 
dürfte das öffentliche Interesse jedoch weiter an Ge-
wicht gewinnen, sodass entsprechende Überplanungen 
künftig sehr viel eher abwägungsgerecht sein können.

552. Unabhängig davon, ob Überplanungen zur Grün-
raumentwicklung mit Ausgleichsansprüchen der Grund
stückseigentümer:innen verbunden sind (Tz. 549–550),
sind auch die Grünraumentwicklung und die Pflege-
maßnahmen kostenintensiv. Deshalb benötigen Gemein-
den eine aufgabengerechte Finanzausstattung.

553. Grünraumentwicklungen erfolgen aber nicht nur
im Allgemeininteresse, sondern sie dienen in vielerlei
Hinsicht auch gerade einem spezifischen Adressaten-
kreis in der näheren Umgebung der Grünflächenent-
wicklung, dessen Lebens- und Wohnqualität verbessert 
wird. Umliegende Grundstücke gewinnen durch eine
benachbarte Grünfläche regelmäßig an Wert (Tz. 506). 
Diese Zugewinne für die anliegenden Grundstücke
basieren nicht auf Leistungen der Eigentümer:innen,
sondern resultieren allein aus der öffentlichen Planung
und den (öffentlichen) Investitionen zur Implementa-
tion der Planung. Deshalb wäre zu erwägen, ob sie
partiell abgeschöpft und der Allgemeinheit zugeführt
werden sollten. Dieser Grundgedanke findet sich schon 
heute im Besonderen Städtebaurecht im Abschnitt über 
die Sanierungsgebiete. Dort ist geregelt, dass Grund
stückseigentümer:innen grundsätzlich sämtliche Wert-
zuwächse, die ihnen aufgrund einer städtebaulichen
Sanierung entstanden sind, an die öffentliche Hand
abführen (§§ 154 ff. BauGB). Auch das Konzept des
Planungswertausgleichs folgt diesem Gedanken (KÖCK 
und RHEINSCHMITT 2020, S. 1697 und 1700; KÖCK
2017, S. 684 und 687 f.). Um den Zugewinn abschöpfen
zu können, der den Eigentümer:innen anliegender
Grundstücke aufgrund einer Grünfläche entsteht,
wäre eine gesetzliche Regelung notwendig. Mit ihrer
Hilfe könnte ein Teil der Kosten, die der Gemeinde bei
der Schaffung einer neuen Grünfläche entstünden,
finanziert werden. Wird der Stadtumbau mithilfe von
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen durchgeführt
(Tz.  531 f.), kann selbstverständlich auf dort kodifi
zierte Ausgleichsregelungen zurückgegriffen werden.

554. Bei der politischen Abwägung, ob die Wertzuwächse 
der Grundstücke auf diese Weise abgeschöpft werden
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sollten, ist allerdings auch das Risiko zu berücksichtigen, 
dass Grundstückseigentümer:innen eine solche Wert
abschöpfung vollständig an die Mieter:innen weiter
geben (vgl. dazu SRU 2018, Tz. 139). Das könnte dazu 
führen, dass im Umkreis etwa eines neu angelegten 
Stadtparks die Mieten steigen und dadurch einkom-
mensschwache Mieter:innen verdrängt werden („Green 
Gentrification“). So würde gerade das Ziel konterka-
riert, auch sozial benachteiligten Bevölkerungsgruppen 
eine ausreichende Versorgung mit erreichbarem Stadt-
grün zu verschaffen. Gegebenenfalls wäre die Abschöp-
fung von Wertzuwächsen mit Instrumenten zu verbin-
den, die einer sozialen Verdrängung entgegenwirken 
(Tz. 506).

555.	 Auch die Kostentragung im Erschließungsrecht 
hat den Zweck, Ausgaben der öffentlichen Hand, die im 
Interesse von Privatpersonen sind, auf diese umzulegen 
(zum Erschließungsrecht s. Tz. 545–547). Die Erschlie-
ßung dient dazu, die Grundstücke eines neu ausgewie-
senen Baugebiets nutzbar zu machen, und liegt deshalb 
wesentlich im Interesse der Grundstückseigen
tümer:innen (REIDT in: BATTIS/KRAUTZBERGER/
LÖHR 2022, BauGB § 127 Rn. 32–35; EIDING in: SPAN-
NOWSKY/UECHTRITZ 2023, BauGB § 127 Rn. 68 ff.). 
Deshalb können die Kosten, die einer Gemeinde bei der 
Erschließung eines Baugebiets entstehen, unter gewissen 
Umständen auf die Eigentümer:innen der erschlosse-
nen Grundstücke umgelegt werden (§ 127 BauGB). Hier 
orientiert sich die Bemessung des Ausgleichswerts also 
– im Gegensatz zur Regelung im Sanierungsrecht – nicht 
am leistungslosen Zugewinn, sondern an den Kosten 
für die öffentliche Hand (REIDT in: BATTIS/KRAUTZ-
BERGER/LÖHR 2022, BauGB § 154 Rn. 1 ff.). Gemäß 
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB können auch die Kosten von 
Parkflächen und Grünanlagen auf die Eigentümer:innen 
der erschlossenen Grundstücke umgelegt werden. Vor-
aussetzung dafür ist, dass die Parkflächen und Grün-
anlagen „nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb 
der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind“. 
Dieser Norm sollte ein Verweis auf die Grünraumver-
ordnung (Abschn. 7.2.2) beigefügt werden. In der Grün-
raumverordnung wäre zu regeln, dass Grünräume in 
diesem Sinne nach städtebaulichen Grundsätzen zur 
Erschließung notwendig sind, wenn ansonsten gewisse 
Orientierungswerte vor Ort überschritten würden. So 
könnte ein weiterer Teil der Kosten des Stadtumbaus 
finanziert werden.

556.	 Schließlich könnte der Bund die Gemeinden finan-
ziell beim grün-blauen Stadtumbau unterstützen 
(Kap. 7.3).

7.2.7	 Die Einhaltung der 
Begrünungsvorgaben 
sicherstellen

557.	 Um Grünräume zu erhalten und zu entwickeln, 
sind private und öffentliche Flächen gleichermaßen er-
forderlich. Auf den eigenen Flächen ist die öffentliche 
Hand selbst dafür verantwortlich, die rechtlichen Vor-
gaben einzuhalten. Geht es jedoch um private Grund-
stücke, muss die Behörde nachprüfen können, ob das 
Grundstück im vorgeschriebenen Ausmaß begrünt 
wurde. Der Bund Deutscher Landschaftsarchitekt:innen 
(bdla) schlägt deshalb das Instrument eines sogenann-
ten qualifizierten Freiflächengestaltungsplans vor (bdla 
2022b). Wer eine Baugenehmigung beantragt, soll dem-
nach dazu verpflichtet werden, einen qualifizierten Frei-
flächengestaltungsplan beizufügen. Dieser Plan bezieht 
sich nur auf das konkrete zu bebauende Grundstück und 
enthält detaillierte Angaben dazu, wie dessen Freiflä-
chen derzeit beschaffen sind und im Rahmen der Bebau-
ung gestaltet werden sollen. Er stellt die geplanten Maß-
nahmen auf den Freiflächen des Grundstücks in einem 
Gesamtkonzept dar, etwa Maßnahmen zum Regenwas-
sermanagement, zur Klimaanpassung, zum Artenschutz 
sowie zur Anlage von Erholungsflächen, Spielplätzen 
und Rettungswegen (ebd., S. 7). Damit ergänzt der qua-
lifizierte Freiflächengestaltungsplan jene mit dem Bau-
antrag einzureichenden Unterlagen (sog. Bauvorlagen), 
die Angaben zum Gebäude enthalten, etwa Lagepläne, 
Bauzeichnungen, Baubeschreibungen, Standsicherheits-
nachweise und Brandschutznachweise (bdla 2022b, 
S. 11). Die Behörde kann anhand eines Freiflächenge-
staltungsplans im Genehmigungsverfahren prüfen, ob 
die geplante Begrünung den Vorgaben entspricht, und 
bei der Bauabnahme kontrollieren, ob die Begrünung 
auch tatsächlich realisiert wurde (ebd., S. 15). Einige 
Kommunen verlangen einen qualifizierten Freiflächen-
gestaltungsplan schon heute in gemeindlichen Freiflä-
chengestaltungs-, Begrünungs- oder Umweltsatzungen 
(ebd., S. 14).

558.	 Es wäre möglich, den Freiflächengestaltungsplan 
in die Liste der Bauvorlagen aufzunehmen, sodass es 
auch unabhängig von gemeindlichen Satzungen ver-
pflichtend wäre, ihn mit dem Bauantrag einzureichen. 
Eine solche Regelung würde, als bauordnungsrechtliche 
Regelung, in die Kompetenz der Länder fallen (BVerfGE 
3, 407). Einige Länder sind diesen Schritt schon ge
gangen, mit unterschiedlicher Ambition (vgl. etwa § 1 
Abs. 1 und 2 Nr. 2 i. V. m. § 3 Abs. 5 der saarländischen 
Bauvorlagenverordnung, Nr. 1.1, 3 des hessischen Bau-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7718– 171 –



vorlagenerlasses oder § 9 Abs. 7 der bremischen Bau
vorlagenverordnung). Das Bundesministerium für Woh-
nen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) sollte 
prüfen, ob eine solche Regelung sinnvoll wäre und wie 
sie optimal auszugestalten ist. Hält das Bundesministe-
rium sie für unterstützenswert, sollte es sich auf der 
Bauministerkonferenz dafür einsetzen, dass die Länder 
sie in ihre Bauordnungen oder die zugehörigen Durch-
führungs- bzw. Bauvorlagenverordnungen aufnehmen 
(vgl. auch bdla 2022b, S. 14 f.; 2022a, S. 8).

7.3	 Fokus: Städte bei der 
Klimaanpassung 
unterstützen

559. Die Anpassung an den Klimawandel gehört zu den 
großen Herausforderungen in der Stadtentwicklung.
Dies wurde am Beispiel der Hitzezunahme in Folge des
Klimawandels (Kap.  3.4) und der Herausforderungen
bei der Schaffung und Erhaltung von Grün- und Blau-
räumen (Kap. 7.2) bereits ausgeführt. Eine große Hürde 
stellt dabei die Finanzierung von Konzepten und Maß-
nahmen für die Kommunen dar. So ist zum Beispiel die
Schaffung von Kalt- und Frischluftflächen sowie die
stärkere Anpassung der Infrastruktur an hohe Tempe-
raturen, Dürren und starke Niederschläge mit einem er-
heblichen Finanzbedarf verbunden (SCHANZE et. al.
2021). Der Deutsche Städtetag hat unter anderem auf
den besonderen Bedarf der Kommunen, bei der Umset-
zung entsprechender Maßnahmen vom Bund unterstützt 
zu werden, hingewiesen (Deutscher Städtetag 2019).
Dies ist insbesondere auch deshalb von hoher Relevanz, 
da sich die Haushaltslage der Kommunen seit Jahren zu-
nehmend verschlechtert und ein Fortschreiten dieser
Entwicklung auch für die nächsten Jahre prognostiziert 
wird („Hohe Defizite der Kommunen in den Jahren 2022 
und 2023“, Pressemitteilung des Deutschen Städte- 
und Gemeindebunds vom 18. August 2022; Bertelsmann 
Stiftung 2021).

7.3.1	 Bisherige Maßnahmen 
des Bundes

560. Die im Dezember 2008 verabschiedete DAS schafft
einen wichtigen Rahmen für Anpassungsmaßnahmen
in Deutschland (Tz. 226). Die Strategie thematisiert die 
Bundesverantwortung bei dieser wichtigen Aufgabe und 
dient darüber hinaus als Orientierung für andere Ak-
teure. Mit dem dort festgelegten Handlungsrahmen ist

zugleich eine Hilfestellung für Länder und Kommunen 
geschaffen worden, Anpassungsnotwendigkeiten zu 
identifizieren und eigene Strategien zu entwickeln. Als 
Folge der DAS und des im März 2022 auf den Weg ge-
brachten Sofortprogramms Klimaanpassung wurden 
darüber hinaus Förderprogramme initiiert bzw. Förder-
richtlinien angepasst, mit denen Klimaanpassungsmaß-
nahmen auf kommunaler Ebene noch besser vom Bund 
unterstützt werden können („Steffi Lemke präsentiert 
Sofortprogramm Klimaanpassung“, Pressemitteilung 
des BMUV vom 24. März 2022; s. Tab. 7-2).

561. Eine wichtige Finanzierungsmöglichkeit für Klima
anpassungsmaßnahmen ergibt sich aus dem Klima- und 
Transformationsfonds (KFT). Mit dem Bundespro-
gramm „Anpassung urbaner Räume an den Klima
wandel“, welches über den KFT finanziert wird, können 
Maßnahmen zur Klimaanpassung und Modernisierung
von Grün- und Freiräumen im urbanen Raum gefördert 
werden (BBSR 2022a). Beispiele sind die Ertüchtigung
von Park- und Grünanlagen, die Entsiegelung und
Begrünung von Frei- und Verkehrsflächen sowie die Fas-
sadenbegrünung. Hohes Investitionsvolumen und ein
besonderes Innovationspotenzial sind wichtige Förder-
kriterien. Das maximale Fördervolumen beträgt 85 %,
der Mindesteigenanteil der Kommunen wurde auf 10 %
festgelegt. Drittmittel können genutzt werden, um
Förderlücken zu schließen bzw. die Kosten zu decken,
die über den verpflichtenden Eigenanteil der Kommu-
nen hinausgehen. Allein im Jahr 2022 wurden 286 Pro-
jektskizzen aus 235 Kommunen mit einer Gesamt
fördersumme von 983 Mio. Euro zur Förderung
eingereicht (schriftliche Mitteilung des BMWSB vom
18. Januar 2023).

562. Ein weiteres Beispiel ist das 2021 aufgelegte Förder
programm „Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen
des Klimawandels“ (BMUV o. J.; 2021a). Das Programm 
soll insbesondere regionale und lokale Akteure und
somit speziell auch Kommunen ansprechen. Gefördert
werden die Erstellung und Umsetzung von nachhalti-
gen Anpassungskonzepten, ausgewählte Anpassungs-
maßnahmen sowie innovative Modellprojekte. Die
Förderquote liegt zwischen 50 und 90 %. Für finanz-
schwache Kommunen wurde sie explizit höher festge-
legt, um den Eigenanteil zu reduzieren (BMUV 2021a).

563. Im Rahmen des Konjunktur- und Zukunftspakets
zur Bewältigung der Corona-Krise wurde das Förder-
programm „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“ 
vom BMUV eingerichtet (BMUV 2021c). Über dieses
können zum Beispiel bauliche Veränderungen zur Hitze

ɦTabelle 7-2

Beispiele für Programme, über die kommunale Maßnahmen zur Klimaanpassung gefördert werden
können

Förderprogramme Fördergeber

1. Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung
und Bauwesen

2. Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des
Klimawandels

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

3. Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

4. KfW-Umweltprogramm Kreditanstalt für Wiederaufbau

5. Umweltschutzförderung der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt

Deutsche Bundesstiftung Umwelt

6. Städtebauförderung Bund und Länder

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: BMWK 2023 
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reduzierung oder Maßnahmen zur Fassaden- und Dach-
begrünung finanziert werden. Auch hier liegt die maxi-
male Förderhöhe bei 90 %. Das Programm war 
ursprünglich auf die Jahre 2020 bis 2023 befristet, soll 
aber unter anderem aufgrund der sehr guten Resonanz 
über das Jahr 2023 hinaus fortgeführt werden („Steffi 
Lemke präsentiert Sofortprogramm Klimaanpassung“, 
Pressemitteilung des BMUV vom 24. März 2022).

564.	 Nicht zuletzt können Anpassungsmaßnahmen über 
die Bund-Länder-Städtebauförderung finanziell unter-
stützt werden (Abschn. 7.1.5 und 7.2.4). Um Grün- und 
Blauräume, die in Bezug auf die Klimaanpassung eine 
zentrale Rolle spielen, zu fördern, hatte das von 2017 
bis 2019 laufende Programm „Zukunft Stadtgrün“ 
besondere Bedeutung (BMWSB 2021b). Dieses wurde 
bedauerlicherweise entgegen den Empfehlungen des 
SRU nicht weiter fortgeführt (SRU 2018, Tz.  202). 
Allerdings werden Mittel für städtische Erholungsräu-
me weiterhin in anderen Programmen bereitgestellt. Ein 
Beispiel ist das Programm „Sozialer Zusammenhalt – 
Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten“. 
Über dieses können Mittel für Maßnahmen zur Verbes-
serung des Lebensumfeldes und der Umweltgerechtig-
keit beantragt werden (BMWSB 2021a). Das Programm 
„Lebendige Zentren“ stellt unter anderem Mittel zur 
Verfügung, um den innerstädtischen öffentlichen Raum 
einschließlich Grünräumen zu erhalten und weiterzu-

entwickeln. In der Verwaltungsvereinbarung „Städte-
bauförderung 2022“ werden explizit Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel und zur Verbesserung 
der grünen und blauen Infrastruktur als förderfähig 
benannt (s. Art. 4 Verwaltungsvereinbarung Städte-
bauförderung 2022; Abschn. 7.2.4). Fördervorausset-
zung ist unter anderem, dass das Gebiet räumlich ab-
grenzbar ist und dass ein Entwicklungskonzept in den 
Kommunen unter Beteiligung der Bürger:innen erstellt 
wird, das in ein – soweit vorhanden – gesamtstädtisches 
Konzept eingebettet ist (s. Art. 3 Verwaltungsverein
barung Städtebauförderung 2022). Dies trägt dazu bei, 
einen integrierten Ansatz bei der Umsetzung von Klima
anpassungsmaßnahmen zu berücksichtigen. Um auf die 
Belange kleiner Kommunen einzugehen, sollen die An-
forderungen an das Entwicklungskonzept die Gemein-
degrößen berücksichtigen. Der Förderanteil von Bund 
und Ländern kann jeweils bis zu 45 % betragen, womit 
der Eigenanteil der Kommunen dann auf bis zu 10 % ab-
gesenkt werden könnte. Auch für die Vorbereitung von 
Gesamtmaßnahmen einschließlich der Erarbeitung des 
Entwicklungskonzeptes und für die Beteiligung von 
Bürger:innen werden Mittel bereitgestellt.

565.	Ein schon oft formuliertes Problem, das viele 
Förderprogramme betrifft, ist die fehlende personelle 
Kapazität, um entsprechende Anträge zu stellen und 
Maßnahmen umzusetzen (SRU 2018; FRERICHS et. al. 
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können

Förderprogramme Fördergeber

1.	 Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen

2.	 Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

3.	 Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

4.	 KfW-Umweltprogramm Kreditanstalt für Wiederaufbau

5.	 Umweltschutzförderung der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt

Deutsche Bundesstiftung Umwelt

6.	 Städtebauförderung Bund und Länder

SRU, eigene Darstellung; Datenquelle: BMWK 2023 
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2022). Kleine Kommunen scheitern oftmals schon 
daran, Mittel zu beantragen, da ihnen das Personal und 
zum Teil auch die entsprechende Kompetenz fehlt 
(Deutscher Städtetag 2022). Deshalb sollte mindestens 
die Finanzierung von Personal in den Programmen ent-
halten sein. Teilweise ist dies schon der Fall, aber nicht 
immer für einen ausreichend langen Zeitraum (BMWK 
2022; FRERICHS et.  al. 2022). Im Sofortprogramm 
Klimaanpassung wurde dieser Punkt ebenfalls berück-
sichtigt. So besteht die Möglichkeit, Expert:innen, die 
Klimaanpassungskonzepte in den Kommunen erstellen, 
über das Programm „Maßnahmen zur Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels“ zu finanzieren. 

566.	 Bei den aktuell umfangreichen verfügbaren Mit-
teln und dem großen Interesse an den Programmen, ist 
unklar, ob auf Bundesebene genug Personal vorhanden 
ist, um diese Fördermittel zu verwalten („Bundespro-
gramm Anpassung urbaner Räume an den Klimawandel 
– Hohe Resonanz auf Projektaufruf“, Pressemitteilung 
des BMWSB vom 27. Oktober 2022).

567.	 Zudem sind bei einigen Programmen die Antrags-
fristen sehr kurz, was ebenfalls den Abruf der Mittel 
erschwert (FRERICHS et. al. 2022). Ein Vorlauf von nur 
wenigen Monaten zwischen Aufruf und Abgabefrist für 
Projekte ist in der Regel für Kommunen viel zu kurz. 
Einen Förderantrag zu erarbeiten, abzustimmen und zu 
stellen nimmt eine gewisse Zeit in Anspruch. Sinnvoll 
wäre es daher, die Fristen zu verlängern und es zu er-
möglichen, bereits begonnene Projekte einzureichen.

568.	Bei einigen Kommunen ist aufgrund der ange-
spannten Haushaltslage selbst der niedrigste Eigenanteil 
noch zu hoch, um Maßnahmen umzusetzen. Deshalb 
gibt es die Empfehlung, den Eigenanteil weiter abzu
senken. Die Vielzahl von Förderprogrammen macht eine 
Auswahl schwierig und die Expertise für die Beantra-
gung ist nicht immer ausreichend vorhanden. Deshalb 
besteht der Bedarf nach einer Beratung zur Finanzie-
rung von Maßnahmen. Erste Institutionen, die solche 
Beratungsangebote anbieten, wurden bereits eingerich-
tet, zum Beispiel das im Auftrag des Bundesumwelt
ministeriums geschaffene ZKA und das Service- und 
Kompetenzzentrum: Kommunaler Klimaschutz (SK:KK) 
am Difu. Letzteres bietet im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) eine 
entsprechende Beratung für Kommunen an (ZKA o. J.).

569.	 Ein weiteres Defizit ist eine fehlende Finanzierung 
der Pflege- und Unterhaltungsaufwände von umgesetz-
ten Maßnahmen, beispielsweise für die Erhaltung neu 

geschaffener Grünflächen. Eine Ausnahme davon ist das 
neue Förderprogramm des BMUV, welches im Rahmen 
des Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz ge-
schaffen wird und über das unter anderem eine Um
stellung auf ein naturnahes Grünflächenmanagement 
förderfähig ist (BMUV 2023a). Grünflächen müssen 
dauerhaft erhalten und gepflegt werden, um ihre multip
len Funktionen erfüllen zu können (Tz. 272 ff.). Dafür 
entstehen Kosten, die die Kommunen davon abhalten 
können, Maßnahmen trotz Förderoptionen umzusetzen. 
Kritisiert wurde auch, dass die Grünraumvernetzung 
nur schwer finanziert werden kann, da diese meist über 
ein Fördergebiet hinausreicht (Abschn. 7.1.5). Deshalb 
ist es notwendig, die Förderkulisse entsprechend anzu-
passen (FRERICHS et. al. 2022). 

570.	 Zweifelsohne sollte die Entscheidung, welche Kom
mune Fördergelder erhält, von fachlichen Argumenten 
bestimmt sein. Gremien aus unabhängigen Expert:in
nen sind hierfür gut geeignet. Klimaanpassung und um-
weltbezogene Gesundheit haben eine räumliche Ausprä-
gung. Um den effizienten Mitteleinsatz zu gewährleisten, 
sollten daher prioritär Gebiete gefördert werden, die 
mikroklimatische oder gesundheitsbezogene Defizite 
aufweisen.

571.	 FRERICHS et. al. (2022) kritisieren zudem, dass 
bei einigen Programmen entweder die Erstellung von 
Konzepten oder die Umsetzung von Maßnahmen fi
nanziert wird, nicht aber beides zusammen. Somit fehlt 
den Kommunen das Geld für einen der beiden Teile 
bzw. muss dieses noch einmal separat beantragt wer-
den. Hier wäre eine engere Verzahnung der Programme 
wünschenswert. Dieses Defizit trifft aber nicht auf die 
Städtebauförderung zu.

572.	 Ein zentraler Kritikpunkt an den bestehenden Pro-
grammen ist, dass sie keine richtige Planungssicherheit 
schaffen. Sie stellen zwar einen wichtigen Anschub für 
Maßnahmen dar, tragen aber nicht dazu bei, Aktivitäten 
der Kommunen zu verstetigen (FRERICHS et. al. 2022). 
Deshalb empfiehlt der Deutsche Städtetag, den Kom-
munen ein festes Budget für mindestens zehn Jahre 
bereitzustellen („Klimaschutz und Klimaanpassung gibt 
es nicht zum Nulltarif“, Pressemitteilung des Deutschen 
Städtetags vom 21. Juli 2022). Dafür sei ein rechtlich 
abgesichertes Finanzierungsprogramm für die Kommu-
nen zur Umsetzung von Klimaschutz und Klimafolgen
anpassung erforderlich. Eine Option, um dieses zu 
realisieren, ist aus seiner Sicht eine Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe „Klimaschutz und Klimaanpas-
sung“ (Deutscher Städtetag 2022). 
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7.3.2	 Gemeinschaftsaufgabe 
Klimaanpassung schaffen 

573. Ein wesentlicher Teil der Aufgaben der Klimaan-
passung im urbanen Raum fällt in den Aufgabenbereich 
der Länder und innerhalb dieser wiederum in die kom-
munale Zuständigkeit (GROTH et. al. 2021, S. 388). Zen-
trale Regelungsbereiche sind dabei das Planungsrecht
(Raumordnung sowie Landschafts- und Bauleitplanung) 
sowie das Städtebaurecht (ebd.), deren Rechtsrahmen
bundesrechtlich vorgegeben ist. Vielfach stellen Klima-
anpassungsmaßnahmen für sich betrachtet keine neuen 
Aufgaben dar – beispielsweise zählen die Planung und
Erhaltung von Grünflächen, die Sorge um gesunde
Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die Beseitigung des 
Niederschlagswassers seit langem zu den kommunalen
Aufgaben. Neu ist jedoch insbesondere das Ausmaß der 
Aufgaben, das mit dem Fortschreiten des Klimawandels 
erheblich zunimmt, und damit verbunden der finanzi-
elle Aufwand, um den wachsenden Risiken für die
Bewohner:innen und für die kommunale Infrastruktur
zu begegnen.

574. Die Verfassung normiert in Art. 104a Abs. 1 GG,
dass Bund und Länder die Ausgaben, die sich aus der
Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben ergeben, selbst
tragen müssen. Im föderalen Staatsaufbau der Bundes-
republik stellen die Kommunen dabei keine eigene Ebene 
dar, sondern sind den Ländern zugeordnet. Letztere sind
dafür verantwortlich, die Kommunen mit ausreichend
Finanzmitteln auszustatten, damit diese ihre Aufgaben
erfüllen können (LEISNER-EGENSPERGER 2021,
S. 1487). Nach diesen Maßgaben richtet sich die Ver
antwortung für eine verbesserte Finanzierung der Kli-
maanpassung zunächst an die Länder. In Anbetracht
des enormen Finanzierungsbedarfs für eine wirksame
Klimaanpassung und der schwierigen finanziellen Situa
tion vieler Länder und Kommunen gibt es indes ver-
mehrt Forderungen nach einer langfristigen und ver-
lässlichen finanziellen Unterstützung durch den Bund
(UBA 2021b; Deutscher Städtetag 2022; ALBRECHT
et. al. 2022, S. 8). Auf der Bundesebene zeichnet sich
eine grundsätzliche Bereitschaft zu einer teilweisen
Übernahme der Finanzierungslast für die Aufgabe der
Klimaanpassung ab (BMUV 2022d; SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP 2021, insb. S. 40).

575. Doch selbst wenn sich alle Akteure insoweit einig
wären, kann der Bund eine Finanzierungshilfe aus
verfassungsrechtlichen Gründen nicht ohne Weiteres
gewähren. Eine solche verstößt gegen den sogenannten 

Grundsatz der getrennten und eigenverantwortlichen 
Aufgabenwahrnehmung (HELLERMANN 2012, Rn. 1; 
SIEKMANN in: SACHS 2021, GG Art. 91a Rn. 1). In der 
föderal organisierten Bundesrepublik weist das Grund-
gesetz Bund und Ländern jeweils Verwaltungsaufgaben 
zu, die diese getrennt und eigenverantwortlich erfüllen 
müssen. Wer für eine Verwaltungsaufgabe zuständig ist, 
trägt wiederum die Finanzierungslast. Es ist weder eine 
sogenannte Mischverwaltung noch eine Mischfinan
zierung zulässig, wenn nicht die Verfassung selbst eine 
Ausnahme vorsieht (BVerfG, Urt. v. 07.10.2014 – 2 BvR 
1641/11, Rn. 91 f.). Diese klare Trennung dient unter 
anderem dazu, Klarheit über die politische Verantwort-
lichkeit für das Verwaltungshandeln zu sichern. Zudem 
soll die Eigenständigkeit der Länder vor einer Einfluss-
nahme des Bundes bewahrt werden (BVerfG, Urt. v. 
02.06.2015 – 2 BvE 7/11, Rn. 107). Das Grundgesetz 
enthält indes verschiedene Ausnahmevorschriften, die 
eine Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei der 
Erfüllung bestimmter Aufgaben bzw. eine Beteiligung 
des Bundes bei der Finanzierung ermöglichen. Einige 
dieser Aufgaben weisen sachlich bereits Bezüge zur 
Klimaanpassung auf. 

576. Für die Anpassung der Städte an die Folgen des
Klimawandels ist die auf Art. 104b GG gestützte Städte
bauförderung hervorzuheben. In der bereits erwähnten 
Verwaltungsvereinbarung von Bund und Ländern
(Tz. 564) findet auch die Anpassung an die Folgen des
Klimawandels Berücksichtigung. Art. 104b GG statu-
iert eine Ausnahme vom Verbot der Mischfinanzierung. 
Der Bund darf die Länder bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben finanziell unterstützen, aber die Länder führen
diese eigenständig aus. Die Einflussnahme des Bundes
ist darauf beschränkt, eine zweckentsprechende und
wirtschaftliche Verwendung der Bundesmittel durch die 
Länder sicherzustellen (SIEKMANN in: SACHS 2021,
GG Art. 104b Rn. 4a). Auf Grundlage von Art. 104b GG
dürfen jedoch keine dauerhaften Förderungen verein-
bart werden. Die Mittel des Bundes sind befristet zu
gewähren und müssen im Lauf der Jahre im Umfang
abnehmen (Art. 104b Abs. 2 S. 6 und 7 GG). Die Befris-
tung und degressive Ausgestaltung der Finanzhilfen soll 
einer Verfestigung von Finanzhilfestrukturen entgegen-
wirken (SIEKMANN in: SACHS 2021, GG Art. 104b
Rn. 56 und 58).

577. Eine andere Form der Bund-Länder-Kooperation
stellen die in Art. 91a GG festgelegten „Gemeinschafts-
aufgaben“ dar. Bei ihnen stellt der Bund nicht nur
Fördermittel bereit, sondern wirkt auch bei der Erfül-
lung der Aufgabe mit (HEINTZEN 2016, S. 1219). Nach 
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bestehendem Recht stellt die „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ eine Gemeinschafts-
aufgabe dar (Art. 91a Abs. 1 Nr. 2 GG). Sowohl der Küs-
tenschutz als auch die Verbesserung der Agrarstruktur 
weisen sachliche Bezüge zur Klimaanpassung auf, er-
fassen hiervon aber nur Teilbereiche.

578. Damit der Bund den Ländern und Kommunen darü
ber hinaus eine gezielte, strukturelle und langfristige
Förderung für die Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels zukommen lassen kann, müsste eine entspre-
chende Ausnahmebestimmung in die Verfassung auf
genommen werden. Dabei ist zu beachten, dass der
Bund in keinem Fall zur unmittelbaren Einwirkung auf
die Kommunen berechtigt ist (SCHWARZ in: DÜRIG/
HERZOG/SCHOLZ 2022, GG Art. 91a Rn. 20). Wenn
der Bund die Kommunen als zentrale Akteure bei der
Umsetzung konkreter Anpassungsmaßnahmen fördern 
möchte (vgl. BMUV 2022d), kann er dies nur über die
Kooperation mit den Ländern erreichen. Im Grundsatz
kommen dazu zwei Modelle in Betracht: entweder eine
Mischfinanzierung nach dem Muster der Art. 104b ff.
GG für bestimmte Investitionen oder eine Mitwirkungs- 
und Finanzierungsbefugnis entsprechend der Vorschrif-
ten für Gemeinschaftsaufgaben (Art. 91a ff. GG).

579. Gegen das Mischfinanzierungsmodell spricht, dass
teilweise Schwierigkeiten auftreten könnten, bestimmte 
Klimaanpassungsmaßnahmen unter den Investitions-
begriff der Art. 104b ff. GG zu fassen, etwa die Einstel-
lung zusätzlichen Personals (VERHEYEN und HÖLZEN 
2022, S. 43) oder die Nicht-Bebauung von Freiflächen.
Vor allem aber wird für die Klimaanpassung auch Bedarf 
an einer verstärkten inhaltlichen und prozeduralen Ko-
operation von Bund, Ländern und Kommunen gesehen
(SAURER 2022, S. 517; REESE 2015, S. 18). Dies spricht 
für die Schaffung einer Gemeinschaftsaufgabe, bei der
die Mitwirkung des Bundes bei der Aufgabenerfüllung
der Länder prägend ist. So erscheint eine Abstimmung
von Bund und Ländern darüber, welches Szenario den
Anpassungsmaßnahmen zugrunde gelegt werden soll,
sinnvoll. Das UBA hat etwa empfohlen, aus Vorsorge-
gründen einen starken Klimawandel (+3 °C zur Jahr-
hundertmitte in Deutschland) als handlungsleitendes
Szenario für die Anpassungsplanung heranzuziehen
(UBA 2021b). Ein gemeinsames Planungsszenario kann 
die länder- und akteursübergreifende Abstimmung von 
Anpassungsmaßnahmen erleichtern. Auch ist es zweck-
dienlich, Belastungs-Hotspots zu ermitteln und diese
bei Allokation der Fördermittel zu berücksichtigen (vgl. 
ebd.). Ähnlich wie bei der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“

könnten Bund und Länder einen gemeinsamen Rahmen-
plan beschließen und darin zum Beispiel die Anpas-
sungsziele, die durchzuführenden Maßnahmen und 
nähere Vorgaben zur Förderung festlegen (vgl. § 5 des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“). Eine 
solche Vorschrift könnte gegebenenfalls in das angekün-
digte Bundes-Klimaanpassungsgesetz aufgenommen 
werden. Die genannten Gründe sprechen dafür, eine Ge-
meinschaftsaufgabe „Anpassung an den Klimawandel“ 
in das Grundgesetz aufzunehmen. Naheliegend wäre 
eine entsprechende Ergänzung des Art. 91a GG. Um 
Abgrenzungsschwierigkeiten zu vermeiden, könnte ge-
gebenenfalls die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ angepasst 
werden. 

580. Die gemeinschaftliche Erfüllung von Aufgaben, die
eigentlich den Ländern zugewiesen sind, ist gemäß
Art.  91a Abs. 1 GG nur zulässig, wenn diese „für die
Gesamtheit bedeutsam sind“ und „die Mitwirkung des
Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse erfor-
derlich ist“. Auch diese Voraussetzungen sind grund-
sätzlich erfüllt. Eine Aufgabe ist nach einer häufigen
Umschreibung in der Literatur dann für die Gesamtheit 
bedeutsam, wenn deren Erfüllung aus gesamtstaatlicher 
Sicht für das Gemeinwohl und für die Bevölkerung in
mehreren Ländern wichtig und vordringlich erscheint
(HELLERMANN 2012, Rn. 35). Die zahlreichen und
teils gravierenden Risiken, die der Klimawandel und
seine Folgen für die Bundesrepublik mit sich bringen,
sind zuletzt in der Klimawirkungs- und Risikoanalyse
2021 des Bundes dargelegt worden (KAHLENBORN
et.  al. 2021). Dass die Anpassung an die Folgen des
Klimawandels für die Gesamtheit bedeutsam ist, dürfte 
außer Zweifel stehen.

581. Die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der
Lebensverhältnisse ist erforderlich, wenn die Länder die 
Aufgabe nicht allein bewältigen können (SIEKMANN
in: SACHS 2021, GG Art. 92a Rn. 23). Nach verbreiteter 
Einschätzung sind die Länder und insbesondere die
Kommunen mit der im Gesamtbild neuartigen und kos-
tenintensiven Herausforderung der Klimaanpassung
überfordert (Deutscher Städtetag 2022; BMUV 2022d). 
Teils liegt dies an Wissensdefiziten darüber, mit welchen 
Folgen vor Ort konkret zu rechnen ist und wie darauf
reagiert werden soll, teils an fehlendem Geld oder Per-
sonal zur Planung und Umsetzung von Maßnahmen
(Tz. 565 und 568 f.). Die Wissensdefizite sind auch da-
rauf zurückzuführen, dass die Folgen des Klimawandels 
und die entsprechenden Anpassungsbedarfe lokal und
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regional sehr unterschiedlich ausfallen (SAURER 2022, 
S. 517). Es wird bezweifelt, ob sich die notwendige Wis-
sensbasis ohne Mitwirkung des Bundes erarbeiten lässt 
(REESE 2015, S. 18). Wo aber Städte und Kommunen 
nicht ausreichend dazu in der Lage sind, sich auf die Fol-
gen des Klimawandels vorzubereiten, ist in der Zukunft 
mit gravierenden Schäden materieller wie immateriel-
ler Art – auch an der Gesundheit – zu rechnen. Um eine 
Verschlechterung der Lebensverhältnisse zu verhindern, 
die innerhalb des Bundesgebiets überdies sehr ungleich 
ausfallen könnte, ist eine Mitwirkung des Bundes erfor-
derlich. Dabei gilt es insbesondere zu verhindern, dass 
die vor Ort geplanten Klimaanpassungsmaßnahmen 
statt von den Folgen des Klimawandels maßgeblich von 
der Finanzkraft der jeweiligen Kommunen bzw. des Bun-
deslandes determiniert werden.

582.	 Der Vorschlag, die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels als Gemeinschaftsaufgabe ins Grund
gesetz aufzunehmen (UBA 2021b; Deutscher Städtetag 
2022, S. 34; ALBRECHT et. al. 2022, S. 8), ist daher zu 
unterstützen. Für die in diesem Kapitel im Fokus ste-
hende Klimaanpassung in den Städten besteht dabei 
die Besonderheit, dass diese teilweise bereits von der 
auf Art. 104b GG basierenden Städtebauförderung des 
Bundes umfasst wird. Dies stellt jedoch kein Hindernis 
für eine entsprechende Gemeinschaftsaufgabe mit teil-
weise gleicher Zielsetzung dar (SIEKMANN in: SACHS 
2021, GG Art. 104b Rn. 6; SCHWARZ in: DÜRIG/
HERZOG/SCHOLZ 2022, GG Art. 104b Rn. 12). Eine 
vergleichbare Konstellation liegt nach derzeitigem Recht 
für die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
vor, die sowohl auf Art. 91a Abs. 1 Nr. 1 GG als auch auf 
Art. 104b Abs. 1 Nr. 2 GG gestützt werden kann. Da 
beide Normen unterschiedliche Anwendungsvorausset-
zungen haben, muss der Bund allerdings im Einzelfall 
entscheiden, auf welches Instrument er zurückgreifen 
will (SIEKMANN in: SACHS 2021, GG Art. 104b Rn. 6). 

7.4	 Den Lebensweltenansatz 
durch das Präventions
gesetz stärken

583.	 Um chronische Krankheiten zu vermeiden, kommt 
Prävention und Gesundheitsförderung eine große Be-
deutung zu (Tz. 25 ff.). Dabei haben die Kommunen eine 
große Verantwortung, da die Gestaltung des Wohnum-
feldes mit dem Blick auf Umweltschutz und -ressourcen 
hierzu viel beitragen kann. Es gibt vielfältige Bereiche 
in Deutschland, in denen Prävention bereits auf eine 

langjährige Tradition zurückgreifen kann. Positive Bei-
spiele sind die frühzeitige Erkennung von Erkrankun-
gen und Fehlentwicklungen bei Säuglingen und Kindern 
sowie die Gesundheitsvorsorge in der Arbeits- und 
Sozialmedizin (LOER 2016). Zu erwähnen sind auch die 
vielfältigen Aufgabengebiete der Umwelthygiene und 
der Umweltmedizin, denen eine besondere Bedeutung 
zukommt, da sie sich mit der Erforschung, Vermeidung 
und Früherkennung umweltbedingter Gesundheits
risiken sowie mit umweltbezogenen Aspekten der Ge-
sundheitsförderung befassen. Die Umweltmedizin ist 
somit auch eine wesentliche Grundlage für eine öko
salute Politik (Kap. 5.1). Allerdings besteht in dem Be-
reich Prävention gegen umweltbedingte Erkrankungen 
noch erheblicher Verbesserungsbedarf (LIEDTKE et. al. 
2020). 

584.	Ein wichtiger Indikator, welche Bedeutung die 
Prävention in der Gesundheitspolitik einnimmt, sind 
die hierfür eingesetzten Mittel. Vor der COVID-19-Pan-
demie machten diese weniger als 3 % der Gelder der 
Gesundheitsleistungen aus (BMG 2020; GBE Bund 
2022). 

585.	 Public Health als die Wissenschaft und Praxis, die 
dazu dient, Krankheiten vorzubeugen, Leben zu ver
längern und die Gesundheit zu fördern, spielt für die 
Krankheitsprävention eine zentrale Rolle (Leopoldina 
– Nationale Akademie der Wissenschaften et. al. 2015). 
Allerdings wird dieser Ansatz bisher in Deutschland 
in der Praxis noch zu wenig umgesetzt (Tz.  322 ff.). 
Public Health-Expert:innen kritisieren zudem, dass 
Einflüsse des Lebensumfelds und der Umwelt in der 
Gesundheitspolitik bisher zu wenig beachtet wurden 
(JACKSON 1999). Dies ändert sich erst schrittweise in 
dem Maße, wie auch der Erkenntnisstand zur Bedeu-
tung von Umwelteinflüssen auf das Wohlbefinden zu-
nimmt (SOENTGEN et. al. 2020).

586.	 Das im Juli 2015 verabschiedete Präventionsgesetz 
(PrävG) zielt darauf ab, die Gesundheitsförderung und 
Prävention insbesondere in den Lebenswelten der 
Bürger:innen zu stärken (Kasten 7-4). Zudem soll die 
Zusammenarbeit von Akteuren in diesen Bereichen auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene verbessert 
werden (LIEDTKE et. al. 2020). 

587.	 Die Krankenkassen wurden verpflichtet, mit den 
übrigen Trägern der Sozialversicherungen eine gemein-
same nationale Präventionsstrategie zu entwickeln und 
fortzuschreiben. Dazu wurde eine Nationale Präven
tionskonferenz (NPK) eingerichtet, die sich – neben an-
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deren beratenden Mitgliedern – aus Vertreter:innen der 
Spitzenorganisationen der Sozialversicherungen und 
dem Verband der privaten Krankenversicherungen 
zusammensetzt. Die nationale Präventionsstrategie 
umfasst eine Bundesrahmenempfehlung mit Zielen, zen-
tralen Handlungsfeldern und Zielgruppen sowie zu 
beteiligende Institutionen und regelmäßige Präven
tionsberichte (alle vier Jahre) (NPK o. J.). In der NPK 
übernehmen unter anderem der Bund, die Länder und 
die kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene 
(bspw. Deutscher Städtetag) sowie die Bundesagentur 
für Arbeit und die Spitzenorganisationen der Arbeit
geber und Arbeitnehmer eine beratende Funktion. 
Darüber hinaus wird die NPK durch das jährlich statt-
findende Präventionsforum beraten, welches sich ins-
besondere aus Organisationen und Verbänden aus dem 
Bereich Prävention und Gesundheitsförderung zusam-
mensetzt. 

588. Die NPK hat im Zusammenhang mit der Bundes-
rahmenvereinbarung drei übergreifende Ziele definiert, 
die die Grundlage der Präventionsstrategie darstellen
(NPK 2018): (1) gesund aufwachsen, (2) gesund leben
und arbeiten sowie (3) gesund im Alter. Für diese Ziele
wurden vordringliche Handlungsbedarfe und wesentli-
che Zielgruppen ermittelt. Ein wichtiger Grundsatz der 
Rahmenvereinbarung ist der „Schutz vor Krankheiten
und Unfällen sowie die Förderung von Gesundheit,
Sicherheit und gesellschaftlicher Teilhabe in den Lebens

welten […] die eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe mit 
vielen Verantwortlichen“ (ebd.) bilden. Dafür wird an-
geregt, ressortübergreifendes Handeln zu ermöglichen 
(GKV-Spitzenverband et. al. 2019).

589. Die Bundesrahmenempfehlungen wurden in den
Bundesländern in Form von Landesrahmenvereinbarun-
gen weiter konkretisiert (GKV-Spitzenverband 2022).
In den Ländern wurden mit den Koordinierungsstellen
Gesundheitliche Chancengleichheit Gremien geschaf-
fen, die die Zusammenarbeit im Bereich Prävention und
Gesundheitsförderung organisieren sollen. Die eigent-
lichen Projekte werden unter Einbeziehung anderer
Akteure wie die Gesundheitsämter auf der Ebene der
Kommunen umgesetzt. Auch hierfür wurden entspre-
chende Kooperationsstrukturen etabliert.

590. Mit dem Präventionsgesetz sind Krankenkassen
aufgefordert, Leistungen für die Gesundheitspräven
tion vorzusehen. Ein „besonderes Augenmerk“ der Leis-
tungen liegt in der Verhinderung und Verminderung von 
Krankheitsrisiken sowie der Förderung des selbst
bestimmten gesundheitsorientierten Handelns. Mit
diesen Zielsetzungen soll ein Beitrag zur Verminderung 
sozialbedingter und geschlechtsbezogener Ungleichheit 
von Gesundheitschancen geleistet werden. Insbeson
dere sollen mit Leistungen der gesetzlichen Kranken-
kassen die gesundheitsförderlichen Strukturen in den
Lebenswelten gestärkt werden. Gemäß § 20a Abs. 1 S. 1
SGB V werden Lebenswelten als abgrenzbare, soziale
Systeme definiert, die zum Beispiel Wohnen, Lernen,
medizinische und pflegerische Versorgung sowie Frei-
zeitgestaltung einschließlich sportlicher Aktivitäten
umfassen (Kasten 7-4). Somit können die Kranken
kassen die Kommunen bei der Schaffung gesunder
Lebensumfelder unterstützen, denn die lebenswelt
bezogene Gesundheitsförderung und Prävention (§ 20a
Abs. 1 SGB V) umfasst auch die Lebenswelt Kommune
(GKV-Spitzenverband 2014, S. 26 f.). Über das Setting
Kommune lassen sich insbesondere Gruppen erreichen, 
die über Bildungseinrichtungen und Betriebe nicht ein-
bezogen werden können, wie Menschen ohne Erwerbs-
arbeit, sozial isolierte Menschen und alte Menschen.
Damit verbunden sind auch Anknüpfungen an den
umweltbezogenen Gesundheitsschutz, denkt man an
die Gestaltung eines möglichst belastungsfreien Wohn-
umfelds – mit möglichst geringen Lärm- und Luftbe
lastungen – und die Bereitstellung von Gesundheits
ressourcen.

591. Die Höhe der Mittel, die die Krankenkassen für die
Gesundheitsförderung und primäre Prävention bereit-

Kasten 7-4
Setting- oder Lebensweltenansatz

Der klar abgrenzbare soziale Zusammenhang, in dem 
Menschen sich in ihrem Alltag aufhalten und der 
Einfluss auf ihre Gesundheit hat, wird auch als 
Setting oder Lebenswelt bezeichnet (HARTUNG 
und ROSENBROCK 2022). Zur Lebenswelt gehören 
formale Organisationen wie Kita, Schule oder Be-
trieb und sozialräumliche Systeme wie Stadtteil oder 
Quartier. Die Gesundheit der Menschen oder einer 
Bevölkerungsgruppe wird von einer Reihe gesund-
heitsförderlicher oder gesundheitsbelastender Fak-
toren beeinflusst. Der Setting- oder Lebenswelten-
ansatz greift diese Erkenntnis auf und geht damit 
von einem ganzheitlichen, das heißt alle Lebens
bereiche und -umstände berücksichtigenden, multi-
faktoriellen und ressourcenorientierten Gesund-
heitsverständnis aus (ebd.). Der Ansatz wurde in der 
Ottawa-Charta für Gesundheitsförderung von 1986 
fest verankert (WHO 1986).
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stellen müssen, ist gesetzlich festgelegt und wird jähr-
lich angepasst (§ 20 Abs. 6 SGB V). Für das Jahr 2023 
sind das 8,19 Euro pro versicherte Person. Der Betrag 
wird jährlich angepasst. Die Krankenkassen sollen ins-
besondere „Vorschläge zur Verbesserung der gesund-
heitlichen Situation sowie zur Stärkung der gesund
heitlichen Ressourcen und Fähigkeiten entwickeln und 
deren Umsetzung“ unterstützen (§ 20a Abs. 1 S. 3 
SGB V). 

592.	 Es gibt bereits eine Vielzahl von Maßnahmen und 
Projekten, die über das Präventionsgesetz finanziert 
werden. Ein Beispiel ist das Kommunale Förderpro-
gramm des GKV-Bündnisses für Gesundheit (o. J.). Dort 
werden kommunale Steuerungsstrukturen sowie prä-
ventive und gesundheitsförderliche Maßnahmen für 
sozial und gesundheitlich benachteiligte Menschen ge-
fördert. Ein weiteres Beispiel ist das Projekt „Gesund 
durch Bewegung“ in Wattenscheid, über das der öffent-
liche Raum belebt und die Bewohner:innen motiviert 
werden sollen, sich mehr körperlich zu bewegen (Gesund 
durch Bewegung in Wattenscheid o. J.). 

593.	 Ebenfalls förderfähig sind etwa Beratungs- und 
Schulungsleistungen zur verhältnispräventiven Umge-
staltung von Stadträumen. Ausgeschlossene Leistungen 
sind demgegenüber Kosten für Baumaßnahmen. Dem-
nach können Krankenkassen Kommunen zwar beraten, 
wie sie die Umweltbedingungen möglichst gesundheits-
förderlich gestalten können, bzw. die Beratung finanzie
ren. Radwege und Parks dürfen die Kassen jedoch nicht 
mitfinanzieren, da Krankenkassenbeiträge nicht für 
Infrastrukturmaßnahmen genutzt werden dürfen, die in 
kommunaler Verantwortung liegen (Deutscher Bundes-
tag 2015; BSG, Urt. v. 18.05.2021 – B 1 A 2/20 R, Rn. 53). 

594.	 Insgesamt ist zu begrüßen, dass mit den Kranken-
kassen ein weiterer Akteur aus dem Gesundheitsbereich 
bei der Schaffung von gesundheitsfördernden Angebo-
ten im öffentlichen Raum einbezogen wird. So kann eine 
Vielzahl von räumlichen Planungen stärker gesundheits-
fördernd ausgerichtet werden (Abschn. 7.1.3). Neben 
der Beratung könnten sich die Kassen auch an der Kom-
munikation zu umweltbezogenen Risiken beteiligen. 
Eine andere Option ist die Schulung von Expert:innen 
aus den Stadtverwaltungen (Gesundheitsämter, Um-
weltämter, Sozialämter) und Planungsbüros, die an der 
Berücksichtigung gesundheitlicher Belange in Planungs-
verfahren beteiligt sind.

595.	 LIEDTKE et. al. (2020) fassen den ersten Präven-
tionsbericht der NPK vom Sommer 2019 (GKV-Spitzen-

verband et. al. 2019) dahingehend zusammen, dass die 
Sozialversicherungsträger zwar ihr Engagement für den 
präventiven Gesundheitsschutz intensiviert haben, 
jedoch zahlreiche gesundheitliche Faktoren, die die 
Lebenswelten beeinflussen, jenseits ihrer Handlungs-
möglichkeiten liegen. Das betrifft zum Beispiel das 
Wohnumfeld, wirtschaftliche Verhältnisse und Bil-
dungsangebote. Mögliche Maßnahmen für die Gesund-
heitsförderung, die über das Präventionsgesetz finan-
ziert werden könnten, wären zum Beispiel die Schaffung 
eines flächendeckenden Angebots an Bewegungs
möglichkeiten durch die Kommunen bzw. in Koopera-
tion mit ihnen. Die Autor:innen heben positiv hervor, 
dass inzwischen auf bundes-, länder- und kommunaler 
Ebene Kooperationsstrukturen für Prävention und vor-
sorgenden Gesundheitsschutz geschaffen wurden. Diese 
Strukturen sollten genutzt werden, um Gesundheits
förderung als gesamtgesellschaftliche und politiküber-
greifende Aufgabe erfolgreich anzugehen.

596.	 Kritikwürdig ist allerdings, dass das Präventions-
gesetz keinen wirklichen HiAP-Ansatz verfolgt (LOER 
2016; BÖHM et. al. 2020; GEENE et. al. 2020). Vielmehr 
hat der Bund unter Ausschöpfung seiner kompetenz-
rechtlichen Möglichkeiten auf der Grundlage seiner 
Zuständigkeit für die Sozialversicherung mit dem 
Präventionsgesetz das Ziel verfolgt, Prävention in Le-
benswelten zu stärken, Leistungen zur Früherkennung 
weiterzuentwickeln und das Zusammenwirken von be-
trieblicher Gesundheitsförderung und Arbeitsschutz zu 
verbessern. Das Präventionsgesetz stellt demnach zwar 
eine Verbesserung gegenüber den zuvor geltenden 
Rechtsbestimmungen dar, wird aber dem Leitbild einer 
HiAP nicht gerecht (GERLINGER 2021).

597.	 Zu begrüßen ist die Absicht, Gesundheitsressour-
cen zu stärken und intensiver als bisher das individuel-
le Verhalten zu beeinflussen (SRU 2023, Kap. 3.1 und 
3.2). Bei Letzterem bleibt es aber uneindeutig, wie das 
gelingen kann. Das Präventionsgesetz greift zu kurz, 
was die Gesundheitsvorsorge angeht: Es fokussiert sehr 
deutlich auf die medizinische Vorsorge im Code eines 
lediglich in „gesund/krank“ operierenden Gesundheits-
systems (WELTI 2015). So bleiben einige wichtige 
Aspekte, die für die Prävention von Bedeutung sind, un-
berücksichtigt. Das zeigt sich auch bei der Umsetzung 
des Präventionsgesetzes in die Praxis (ALTGELD et. al. 
2021): 

	ɦ Beispielsweise werden die umweltbezogenen Fak
toren kaum angesprochen. Der Beitrag zum umwelt-
bezogenen Gesundheitsschutz ist somit zu gering. 
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	ɦ Kritisiert wird des Weiteren, dass vulnerable Zielgrup-
pen wie Kinder und Ältere aus sozial benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen noch zu wenig erreicht wer-
den. 

	ɦ Auch scheint es bei der Zusammenarbeit zwischen 
den Sozialkassen und den Kommunen noch Verbes-
serungsbedarf zu geben. 

ALTGELD et. al. (2021) schlagen vor, dass Bund und 
Länder im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe 
noch mehr Verantwortung bei Krankheitsprävention 
und Gesundheitsförderung übernehmen. 

598. Somit kann das Präventionsgesetz als Wegbereiter
für eine neue, die Gesundheitsförderung und Präven
tion in den Mittelpunkt stellende Entwicklung bewertet 
werden, die den Lebenswelten mehr Bedeutung ein-
räumt. Dieser erste Schritt sollte aber unbedingt wei-
tergegangen werden. Kernanliegen sollte es sein, dass
die Präventionsstrategie klar Ziele und Verantwort
lichkeiten, die über die Sozialkassen hinausgehen, bei
der Krankheitsvorbeugung und Gesundheitsförderung
benennt und einen Rahmen setzt, um alle Aktivitäten
in diesem Feld zu bündeln (s. a. LOER 2016). Im Vorder
grund sollte die Gestaltung eines holistischen Public
Health-Konzepts stehen. Die COVID-19-Pandemie ver-
deutlicht einmal mehr, dass Gesundheit im Sinne von
HiAP ein gesamtgesellschaftliches Thema ist, und zeigt, 
wie unterschiedlichste Sektoren (Wirtschaft, Kultur,

Bildung) mit gesundheitlichen Belangen verknüpft sind. 
So waren für die Eindämmung der Pandemie nicht nur 
der Gesundheitssektor, sondern auch andere Verant-
wortlichkeiten notwendig, beispielsweise die des öffent-
lichen Nah- und Fernverkehrs, der Bildungs- und Be-
treuungseinrichtung oder Unternehmen. Somit können 
die Erfahrungen aus der COVID-19-Pandemie genutzt 
werden, um einen HiAP-Ansatz in die Praxis umzu
setzen (EWERT und LOER 2021). Damit dies gelingt, 
müssen noch mehr Politiken und Verantwortlichkeiten 
angesprochen werden. Kernziel der Strategie sollte es 
sein, chronische Krankheiten, gerade auch solche mit 
Umweltbezug, in Deutschland zurückzudrängen. Die 
Entwicklung dieser Krankheitsgeschehen ist ein guter 
Indikator für den Erfolg der Präventionsstrategie bzw. 
deren Umsetzung. Um die Lücke zum Umweltschutz zu 
schließen, wäre es wichtig, die Umwelt-, Landwirt-
schafts- und Verbraucherschutzpolitik sowie die Stadt-
planung stärker einzubinden (Kap.  8.2). Um diese 
Kompetenzen in der NPK zu stärken, ist es eine Option, 
den kommunalen Spitzenverbänden ein Stimmrecht ein-
zuräumen. Zudem könnte das Gesunde Städte-Netzwerk 
Mitglied in der NPK werden. Begründet wäre dies durch 
die große Bedeutung der Kommunen bei der Umsetzung 
von Präventionsmaßnahmen (Kap. 7.1). Wie im Präven-
tionsgesetz vorgesehen, sollte die Schaffung eines ge-
sunden Lebensumfelds für alle, gerade auch für sozial 
schwächer gestellte Menschen, ein Schwerpunkt der 
Präventionsstrategie sein.
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8
Umwelt und Gesundheit 
als Querschnittsaufgabe 

Gesundheitsbezogener Umweltschutz erfordert integra-
tive Ansätze, die unterschiedliche Disziplinen, Politikfelder 
sowie Ressortgrenzen überbrücken. Politikintegration 
gestaltet sich oftmals jedoch schwierig, insbesondere 
wegen der starken institutionellen Ausdifferenzierung 
über unterschiedliche Politikebenen und -felder hinweg. 
Daher sollten bekannte Erfolgsbedingungen für Inte
gration gefördert werden: Ein klares Commitment durch 
politische Entscheidungsträger, angepasste institutionelle 
Verantwortlichkeiten zugunsten des Umwelt- und Gesund-
heitsschutzes und zivilgesellschaftliche Unterstützung 
begünstigen Politikintegration. Als zentrales Koordina
tionsinstrument auf Bundesebene dient das jüngst 
aktualisierte Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit 
(APUG). Das APUG sollte daher mit personellen und finan-
ziellen Ressourcen untersetzt, ausgebaut und durch die 
genannten Faktoren gestärkt werden.

599. Ökosalute Politik ist auf die sektoren- und ressort-
übergreifende Bearbeitung von Umwelt- und Gesund-
heitsproblemen angewiesen. Politikintegration muss
dabei mehrere Herausforderungen überwinden. Die star-
ke institutionelle Wahrnehmung führt zu selektiver
Wahrnehmung. Dies erschwert die integrative Arbeit
an Querschnittsaufgaben. In der Praxis sieht sich Po
litikintegration daher konkreten Widerständen wie

Silodenken, bürokratischer Konkurrenz und der In
kongruenz zwischen ausdifferenzierten Strukturen und 
interdependenten Problemen gegenüber.

600. Drei Faktoren können dazu beitragen, diese Wider
stände zu überwinden. Erstens fördert das Commitment 
von politischen Entscheidungsträgern zu umweltbezo-
genem Gesundheitsschutz integrative Ansätze auf allen 
Politikebenen. Zweitens können angepasste institutio-
nelle Verantwortlichkeiten den Umwelt- und Gesund-
heitsschutz stärken: Insbesondere sollten die Behörden 
des problemverursachenden Sektors (z. B. Kfz-Verkehr) 
die Einhaltung von Umweltauflagen gemeinsam mit den 
Umweltbehörden prüfen und durchsetzen. Drittens
unterstützt politischer Druck aus der Zivilgesellschaft
integrative Ansätze.

601. Das APUG fungiert auf Bundesebene als zentrales 
Instrument zur Integration des umweltbezogenen
Gesundheitsschutzes. 2021 erfolgte eine Neuauflage des
APUG (BMU et al. 2021). Der SRU unterstützt diese
Fortschreibung und empfiehlt, es weiter zu stärken.
Insbesondere bedarf das APUG eigens ausgewiesener
personeller und finanzieller Ressourcen, da die beteilig
ten Institutionen hier bislang auf ihr allgemeines Budget 
zurückgreifen müssen.
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8.1	 Auf bestehende 
Integrationsansätze zum 
Umwelt- und Gesund
heitsschutz aufbauen

602. Politikintegration meint die übergreifende Bearbei
tung von Problemen, die die Grenzen von etablierten
Politikfeldern überschreiten. Zu den verschiedenen kon-
zeptionellen Varianten und praktischen Ansätzen von
Politikintegration hat sich bereits eine umfangreiche
Forschungsliteratur gebildet (TOSUN und LANG 2017; 
TREIN et al. 2021). Dabei kann sich Politikintegration
auf Ergebnisse (d. h. integrierte Policies), aber auch auf 
Prozesse, die zu einer Integration führen, beziehen
(CANDEL und BIESBROEK 2016). So stellt etwa das
jüngst weiterentwickelte APUG eine vornehmlich
prozessorientierte Variante von Politikintegration dar
(Kap.  8.4). Sowohl zum Gesundheits- als auch zum
Umweltschutz existieren bereits Integrationsansätze.
Der HiAP-Ansatz strebt danach, Gesundheitsbelange in 
anderen Politikfeldern zu verankern (Tz. 603–605). Die 
Umweltpolitikintegration wiederum zielt darauf ab,
Umweltschutz in andere Politikbereiche wie Verkehr,
Bauen und Landwirtschaft zu integrieren (BORNE-
MANN 2014, S. 23 f.; Tz. 606–609).

Erfahrungen des Health in All Policies-Ansatzes: 
Die südaustralische Modellregion
603. Mit dem HiAP-Ansatz zielt die WHO auf um
fassende Politikintegration zum Gesundheitsschutz.
HiAP adressiert dabei insbesondere auch die außerhalb 
der Gesundheitspolitik liegenden Determinanten von
Gesundheit (Tz. 50 ff.). So soll die Gesundheit der
Gesamtbevölkerung verbessert und die gesundheitliche 
Chancengleichheit gestärkt werden. Dafür berücksich-
tigt HiAP die Gesundheitsauswirkungen politischer
Entscheidungen, versucht Synergien zu nutzen und
etwaige gesundheitsschädigende Wirkungen zu mini-
mieren (WHO 2014). Hierfür bedarf es der Zusammen-
arbeit der für die Gesundheitsprobleme und deren
Lösungen relevanten Ressorts sowie der Einbindung
nicht staatlicher Akteure wie Vereine, Unternehmen
oder Universitäten. HiAP zielt darauf ab, auch die
gesellschaftlichen Ursachen gesundheitlicher Ungleich-
heit (Upstream) zu mildern, nicht nur die individuellen 
Krankheitsrisiken (Midstream) oder Krankheitssymp-
tome (Downstream). Solche Upstream-Maßnahmen be-
dürfen also grundlegender sozialer und wirtschaftlicher 
Reformen (SHANKARDASS et al. 2012, S. 27). Bislang
wurde HiAP in einer Reihe von Initiativen angewandt,

etwa in den Niederlanden, Wales, Finnland oder Kanada 
(GUGLIELMIN et al. 2018; STÅHL 2018). Die WHO-
Modellregion „HiAP Südaustralien“ illustriert bei
spielhaft die Bemühungen, Gesundheitsbelange in alle 
relevanten Politikbereichen zu integrieren.

604. Das südaustralische HiAP-Modell setzt sich aus
drei Bausteinen zusammen: integrativen Strukturen
(Governance), einem iterativen Politikprozess (Prak
tiken und Prozesse) sowie kurz- und langfristigen Aus-
wirkungen (Ergebnisse).

	ɦ Governance: Das Modell baut zunächst auf einer 
übergreifenden Governance-Strategie auf. Diese be-
inhaltet eine zentral verankerte Führung und Verant
wortung, eine strategische Arbeitsgruppe innerhalb 
des Gesundheitsressorts und einen transparenten 
Priorisierungsprozess. Das Gesundheitsressort fi-
nanziert die HiAP-Initative und leitet diese gemein-
sam mit der südaustralischen Regionalregierung. Seit 
2011 darf das Gesundheitsministerium Ratschläge 
für andere Ressorts erteilen oder Verfahren entwi-
ckeln, um die Förderung der Gesundheit sicherzu-
stellen.

	ɦ Praktiken und Prozesse: Die Umsetzung der HiAP-
Initiative erfolgt als iterativer Prozess. Die beteilig-
ten Akteure (z. B. Gesundheitsämter, Schulen, 
Sozialarbeiter:innen, Stadtplanungsverantwortliche) 
beginnen damit, ein gemeinsames Problemverständ-
nis herauszuarbeiten (z. B. in den Bereichen Ernäh-
rung oder Mobilität) und einen Arbeitsprozess zu 
definieren. Anschließend tragen sie qualitative und 
quantitative Daten zusammen, die möglichst viele 
relevante Perspektiven auf die Problemstellung be-
rücksichtigen. Darauf aufbauend werden Lösungs-
vorschläge entwickelt (z. B. Ernährungsangebote in 
der Schule) und in den politischen Entscheidungs-
findungsprozess getragen. Regelmäßige Prozess
evaluationen begleiten die einzelnen Schritte. 

	ɦ Ergebnisse: Die HiAP-Initiative verfolgt kurz- und 
langfristige Ziele. Kurzfristig geht es darum, Kapazi
täten aufzubauen, Wissen zu generieren und über-
greifende Kooperationen zu stärken. Mittel- bis lang-
fristig soll dies dazu beitragen, die Gesundheit und 
Lebensqualität der Gesamtbevölkerung zu verbessern 
und Ungleichheiten zu reduzieren. Hierzu werden 
sogeannte „Health Lens“-Analysen (ähnlich zu 
Gesundheitsfolgenabschätzungen, s. Tz. 399) durch-
geführt, welche die gesundheitsrelevanten Konse-
quenzen jeder Maßnahme (z. B. zu einer Mobilitäts-
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strategie) kontinuierlich dokumentieren und bewer- 
ten. Iterative Bewertungsschleifen sollen dabei die 
Effektivität der HiAP-Initative erhöhen. 

605.	 Bisher zeigen die Evaluationen der südaustra
lischen HiAP-Modellregionen ein ambivalentes Bild 
(LAWLESS et al. 2018; BAUM et al. 2017). Einerseits 
schafft das Programm integrative Strukturen und er-
möglicht so den kontinuierlichen Austausch zwischen 
allen relevanten Akteuren (LAWLESS et al. 2012). An-
dererseits bleiben die Auswirkungen auf die Gesundheit 
der Bevölkerung bislang unklar (BAUM et al. 2019). 
Zudem kann die gesundheitliche Chancengerechtigkeit 
aufgrund sozioökonomischer Pfadabhängigkeiten nur 
mittel- bis langfristig verbessert werden (van EYK et al. 
2017, S. 16). So wurden anfängliche Bemühungen, im 
Rahmen des HiAP-Ansatzes auch soziale Ungleichheiten 
zu adressieren und Teilhabemöglichkeiten zu verbes-
sern, wegen konkurrierender wirtschaftspolitischer Er-
wägungen wieder aufgegeben (ebd.). Auch die Erfahrun
gen von anderen HiAP-Fallbeispielen zeigen zumeist 
eine Diskrepanz zwischen den vorab formulierten Zie-
len und den tatsächlich erreichten Fortschritten (z. B. 
GREAVES und BIALYSTOK 2011; CAIRNEY et al. 2021).

Erfahrungen der Umweltpolitikintegration
606.	 Im Kontext der Umweltpolitik wird das Thema Po-
litikintegration bereits vergleichsweise stark diskutiert 
und erforscht (BORNEMANN 2014, S. 23 f.). Die Ver-
ankerung des Umweltschutzes als Ziel in allen relevanten 
Sektoren soll es dabei ermöglichen, auf die Ursachen 
von Umweltproblemen zu fokussieren und bessere 
Lösungen zu finden (PERSSON und RUNHAAR 2018, 
S. 141; KARLSSON-VINKHUYZEN et al. 2018, S. 132; 
BORNEMANN und WEILAND 2021, S. 98; zu dieser 
Diskussion s. a. SRU 2019a, Tz. 271 ff.). Besondere Be-
deutung gewonnen hat das Prinzip der Umweltpolitik-
integration seit den 1990er-Jahren als Reaktion auf die 
im Brundtland-Bericht von 1987 (WCED 1987) beschrie-
bene Herausforderung der Vereinbarkeit von Wirtschaft, 
Sozialem und Umwelt und der Agenda 21 (UN CED 1992; 
JORDAN und LENSCHOW 2010, S. 147; JACOB et al. 
2008, S. 3; LAFFERTY und HOVDEN 2003, S. 3 f.). 

607.	 Die Erfahrungen aus der Umweltpolitikintegration 
zeigen dabei, dass Politikintegration durch einen zen
tralen Akteur nur gelingen kann, wenn diese zentrale 
Institution über genügend Einfluss verfügt, um die 
Umweltbelange in den anderen Sektoren durchzusetzen. 
Bei Umweltpolitikressorts ist dies oftmals nicht der Fall 
(LAFFERTY und HOVDEN 2003, S. 16). Gehen die Inte
grationsbemühungen von den einzelnen Politikbereichen 

selbst aus, erzeugen sie weniger Konflikte und sind 
daher politisch meist einfacher umsetzbar (LAFFERTY 
und HOVDEN 2003, S. 17–19). Allerdings wurde beob-
achtet, dass diese Form der Integration allein nur ge
ringe Veränderungen auslöst, wenn sie nicht von einer 
zentralen Institution begleitet wird. Eine Verlagerung 
der Zuständigkeit in andere Ressorts kann vor allem 
dann von Vorteil sein, wenn ein gewisses Mindestmaß 
an Einigkeit über die Zielrichtung besteht (NILSSON 
2005, S. 220). Insgesamt sind Instrumente, die große 
Reformen bedeuten und Macht und Ressourcen zuguns-
ten der Umweltressorts neu verteilen, schwieriger ein-
zuführen als solche, die das bestehende System nur 
ergänzen. Sie sind daher auch seltener zu beobachten 
(JACOB et al. 2008, S. 35–42).

608.	Verschiedene Instrumente wurden eingesetzt, um 
Umweltaspekte in andere Bereiche zu integrieren:

	ɦ Kommunikationsinstrumente, wie Pläne, Strategien, 
Berichtspflichten oder externe Begutachtungen: 
Diese sind relativ leicht politisch umsetzbar, da sie 
meist eher eine Ergänzung zu bestehenden Prozes-
sen und Strukturen darstellen. Ihre Wirksamkeit 
scheint eher begrenzt (JACOB et al. 2008, S. 27). 
Besonders wenn die Aufmerksamkeit für das Ziel der 
Umweltpolitikintegration sinkt und keine aktive Un-
terstützung der beteiligten Ressorts und von hoher 
politischer Ebene vorhanden ist, schwindet auch der 
Effekt dieser Instrumente (ebd., S. 42; zu Nachhal-
tigkeitsstrategien: STEURER 2008).

	ɦ Organisatorische Instrumente, wie die Veränderung 
der Ressortaufteilung, die Einrichtung von Umwelt-
beauftragten oder Umwelteinheiten in einzelnen 
Ressorts oder die Einführung übergreifender Arbeits-
gruppen: Diese können das Umweltressort stärken 
und Netzwerke schaffen. Jedoch ist beobachtet 
worden, dass entsprechende Instrumente oftmals 
kaum Einfluss auf politische Entscheidungen haben 
(JACOB et al. 2008, S. 27). 

	ɦ Prozedurale Reformen, wie eine Stärkung des Ein-
flusses des Umweltressorts oder Instrumente wie die 
SUP: Diese haben den Vorteil, dass sie direkt am 
Prozess der Entscheidungsfindung ansetzen und je 
nach konkreter Ausgestaltung umweltpolitische 
Perspektiven schon frühzeitig einbinden (JACOB 
et al. 2008, S. 28; HERTIN et al. 2008). 

609.	 Sinnvoll sind umweltpolitische Integrationsinstru
mente vor allem dann, wenn sie über den gesamten Poli
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tikzyklus hinweg zum Tragen kommen (JACOB et al. 
2008, S. 339). Werden mögliche Umweltwirkungen von 
Politikinstrumenten schon früh im Prozess betrachtet, 
können Korrekturen noch rechtzeitig vorgenommen 
und Umweltziele eher erreicht werden (SRU 2019a, 
Tz. 271).

Bilanz bisheriger Integrationsbemühungen
610.	 Insgesamt zeichnen die Erfahrungen sowohl des 
HiAP-Ansatzes als auch der Umweltpolitikintegration 
ein ähnliches Bild. Die Einführung von Kommunika-
tions- und organisatorischen Instrumenten stellt keine 
Garantie für integrierte Prozesse oder gar veränderte 
Entscheidungen dar, wenngleich in den letzten Jahren 
Fortschritte zu verzeichnen waren (zur Umweltpolitik
integration siehe u. a. SRU 2019a, Tz. 335). Die Inte
gration neuer Ziele in die politische Agenda einer Or
ganisation oder eines Ressorts ist ein Lern- und 
Veränderungsprozess, der nicht über formale Anforde-
rungen erzwungen werden kann (HERTIN 2016). Ein 
klares Bekenntnis und die aktive Unterstützung der 
Integrationsbemühungen, beispielsweise durch die 
Hausleitung oder das politische Umfeld, bleibt Voraus-
setzung für erfolgreiche Integration (z. B. PINTO et al. 
2015). Auch zivilgesellschaftliche Unterstützung und 
sich wandelnde Politiktraditionen können Politikinte
gration erleichtern (PERSSON 2004, S. 36). Ansonsten 
kann es oft bei rein administrativen Prozessen ohne eine 
wirkliche inhaltliche Veränderung bleiben (JORDAN 
und LENSCHOW 2010, S. 154; PERSSON 2004, S. 36; 
LAFFERTY et al. 2008, S. 220; NILSSON und PERSSON 
2008, S. 242; zu Nachhaltigkeitsstrategien: STEURER 
2008, S. 109). Neue Strukturen müssen fest verankert 
werden, um beständiger und weniger abhängig von 
Politikwechseln zu sein (NILSSON und PERSSON 2008, 
S. 242). Sind integrative Strukturen und Prozesse einmal 
angelegt, so können sozioökonomische Pfadabhängig-
keiten dennoch dazu führen, dass die Ziele des Gesund-
heits- und Umweltschutzes nur mittel- bis langfristig 
erreichbar sind.

8.2	 Herausforderungen für 
Politikintegration 
reduzieren

Grundlegende Herausforderungen: 
ausdifferenzierte Strukturen und 
institutionelles Eigeninteresse 
611.	 Die politik- und verwaltungswissenschaftliche 
Forschung hat immer wieder gezeigt, dass adminis

trative Strukturen in hohem Maße auch Politikpro
zesse und -ergebnisse beeinflussen (EGEBERG 1999; 
TRONDAL 2017). Ministerialbürokratien und Ver
waltungsbehörden stellen nicht nur ausführende 
Organe dar. Vielmehr haben sie bereits eine entschei-
dende Position bei der Formulierung von Policies und 
konkreten Gesetzesvorlagen inne (PAGE und JENKINS 
2005). Zudem fungieren sie als Vermittler zwischen 
gewählten Entscheidungsträgern und Interessen
gruppen, pflegen enge Kontakte zu Policy-Netzwerken 
und verfügen über ausgewiesenes Expertenwissen 
(PAGE 2012). 

612.	  Dabei zeigt sich eine starke arbeitsteilige und 
weiter zunehmende institutionelle Spezialisierung (zu 
Bundesministerien s. BÖCHER und TÖLLER 2012, S. 71; 
LUHMANN 1984). Die Spezialisierung erfolgt sowohl 
horizontal als auch vertikal (TRONDAL 2017): Horizon-
tale Spezialisierung umfasst eine sektorale, funktionale 
oder territoriale Arbeitsteilung innerhalb und zwischen 
Organisationen. Beispielsweise lassen sich innerhalb des 
Umweltbereichs den verschiedenen Verwaltungsein
heiten jeweils spezifische Funktionen zuweisen (UBA, 
BfN, BfS) und territoriale Zuständigkeiten definieren 
(Landesumweltämter). Vertikale Spezialisierung meint 
dagegen die Auslagerung bestimmter Aufgaben in nach-
gelagerte Einheiten. Die institutionelle Komplexität wird 
zudem durch die Überlagerung mehrerer Regierungs-
ebenen gesteigert (BACHE und FLINDERS 2005). So 
weisen innerhalb der EU alle Regierungsebenen eigene 
Umweltbehörden aus – die EEA auf EU-Ebene, das UBA 
auf Bundesebene sowie die Landesumweltämter in den 
Bundesländern und die Umweltabteilungen in der Kom-
munalverwaltung. 

613.	 Diese zunehmende institutionelle Spezialisierung 
fordert Integrationsbemühungen heraus, denn admini
strative Strukturen legen gleichzeitig Rollenverständnis
se, also informelle Regeln und Handlungsroutinen, fest 
(MARCH und OLSEN 2011). Institutionelle Binnenlogik 
kann zu Silodenken führen und dadurch integrative An-
sätze erschweren (Tz. 615). Hinzu kommt das Eigenin-
teresse aller am politischen Prozess beteiligten Akteu-
re (MUELLER 2003; für den Bereich öffentlicher 
Gesundheit s. Überblick in LEESON und THOMPOSON 
2021). So ist davon auszugehen, dass Verwaltungsein-
heiten ihre Ressourcen vergrößern, sowie den jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich ausweiten möchten (NISKANEN 
1994) – was zumeist zulasten anderer Verwaltungsein-
heiten geht und daher eher Konkurrenzdenken fördert 
(Tz. 616). 
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Silodenken, bürokratische Konkurrenz und 
Inkongruenz zwischen Strukturen und 
interdependenten Problemen
614.	 Die grundlegenden Herausforderungen führen zu 
drei spezifischen, teils überlappenden Integrations
hürden: Silodenken, bürokratische Konkurrenz und die 
Inkongruenz zwischen administrativen Strukturen und 
Problemzusammenhängen.

615.	 Erstens kann Silodenken integrative Ansätze er-
schweren. Bereits früh wiesen die Organisationswissen-
schaften darauf hin, dass die in Institutionen festgeleg-
ten Rollenverständnisse zu selektiver Wahrnehmung 
führen (DEARBORN und SIMON 1958). Die Organisa-
tionsgrenzen schränken gleichzeitig die Problemwahr-
nehmung und den Aufmerksamkeitsfokus ein. Nur die 
innerhalb dieser Perspektive verortbaren Standard
probleme werden wahrgenommen und bearbeitet. Ein-
zelne Verwaltungseinheiten lassen sich demnach als 
nebeneinanderstehende Silos interpretieren (MAYNTZ 
und SCHARPF 1975; TRONDAL 2017). Darüber hinaus 
kommt der organisatorischen Zuordnung einzelner 
Politikfelder große Bedeutung zu: In welcher Weise ein 
gegebenes Problem gerahmt wird, bzw. ob ein bestimm-
ter Aspekt überhaupt institutionell abbildbar ist, hängt 
von der Perspektive der zuständigen Verwaltungsein-
heit ab (z. B. Perspektive des Umwelt- oder Verkehrs-
sektors). Zusätzlich weisen die Organisationswissen-
schaften auf den asymmetrischen Einfluss von 
Generalist:innen und Spezialist:innen innerhalb von 
Institutionen hin (JANN und WEGRICH 2019). 
Spezialist:innen haben intern tendenziell größeren Ein-
fluss auf Agenda-Setting und Politikformulierung als 
Generalist:innen. Gerade letztere stehen aber bereichs-
übergreifenden Ansätzen prinzipiell aufgeschlossen 
gegenüber (ebd.). Dies verschärft die Tendenz zum 
Silodenken. Auf Bundesebene wurde „Ressortdenken“ 
bereits als starker Widerstand für die Umweltpolitik
integration benannt (SRU 2019a, Tz. 234; BÖCHER und 
TÖLLER 2012; FLEISCHER und HUSTEDT 2012).

616.	 Zweitens erschwert die Konkurrenz zwischen 
Institutionen die Politikintegration. Je stärker sich 
Verwaltungshandeln strategisch an Budget-, Reputa-
tions- und Kompetenzzuwachs orientiert, desto härter 
fällt die Konkurrenz zwischen verschiedenen Verwal-
tungseinheiten aus (vgl. NICHOLSON-CROTTY 2005). 
Allgemein gilt dies etwa auch für die Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Abteilungen eines Unterneh-
mens. Insbesondere achten Institutionen auf Repu
tationswahrung und den Schutz des eigenen Zustän
digkeitsbereichs (in der englischsprachigen Literatur 

als „turf protection“ bezeichnet, s. a. MAOR 2015; 
CARPENTER 2010; RIMKUTĖ 2018). Übergreifende 
Kooperation erscheint daher aus Sicht der beteiligten 
Behörden nur dann vorteilhaft, wenn dadurch ein Re-
putationsgewinn erzielt werden kann (z. B. BUSUIOC 
2016). Umgekehrt stellt ein potenzieller Reputations-
verlust eine hohe Hürde gegenüber Kooperation dar. Als 
Konsequenz erscheint die Neuordnung von Kompeten-
zen, beispielsweise im Ressortzuschnitt bei Bundes
ministerien, insgesamt als Nullsummenspiel.

617.	 Diese Konkurrenzsituation führt oftmals zu „ne-
gativer Koordination“ (SCHARPF 1993): Hier nimmt 
eine federführende Verwaltungseinheit das Problem-
Framing vor. Weitere Institutionen beteiligen sich nur, 
insoweit ihnen aus der Kooperation kein Schaden (Kom-
petenzen, Reputation, Ressourcen) erwächst. Koopera-
tion reduziert sich damit auf den kleinsten gemeinsa-
men Nenner von miteinander konkurrierenden Akteuren 
(HUSTEDT und DANKEN 2017). Dieses Muster prägt 
etwa die institutionenübergreifende Zusammenarbeit 
in den Bereichen Klimaschutz und Klimaanpassung 
(Kopernikus-Projekt Ariadne 2021; HUSTEDT 2014). 
Auch scheiterten beispielsweise Versuche, Gesund-
heitsaspekte in andere Politikbereiche zu integrieren, 
bereits an der mangelnden Berücksichtigung der dort 
jeweils maßgeblichen Agenden (NUTBEAM 1994; 
O’NEILL et al. 1997). Insofern kommt selbst negative 
Koordination nicht zustande, wenn potenziell beteiligte 
Akteure davon Nachteile erwarten.

618.	 Drittens besteht eine grundsätzliche Schwierig-
keit darin, vielschichtige Problemzusammenhänge 
adäquat institutionell abzubilden (bereits analysiert von 
SCHARPF 1972, S. 171). Die Inkongruenz zwischen 
Silostrukturen und sich überlappenden Problemen lässt 
sich nicht einfach beheben, indem betroffene Bereiche 
fusioniert oder neu sortiert werden, denn je nach Kon-
text unterscheiden sich die jeweils relevanten Regie-
rungsebenen, Akteure und Sektoren. So ergibt sich ein 
„Steuerungsparadox“, da zwar erhöhter Koordinations-
bedarf besteht, gleichzeitig aber das Steuerungszentrum 
fehlt, um alle Teilentwicklungen integriert bearbeiten 
zu können (SRU 2016a, Tz. 82).

619.	 Diese Problematik verdeutlichen gerade auch die 
in Kapitel 3 dargestellten Fallbeispiele. So sind in den 
Problemfeldern Ausbreitung von Antibiotikaresistenzen 
und Feinstaubemissionen jeweils verschiedene Sektoren 
(Landwirtschaft und Verkehr) mitverantwortlich. Zu-
sätzlich entfallen Ursache und Wirkung auf teils un
terschiedliche Ebenen, etwa bei den globalen Treibern 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7718– 185 –



des Klimawandels und ihren lokalen Auswirkungen auf 
urbane Hitzebelastung. Die Aspekte Stadt- und Land-
schaftsplanung zeigen, dass Politikintegration auch 
räumlich gefordert ist (s. Tz. 459 ff.): Je höher die An-
forderungen an die Umweltqualität in den Städten, desto 
höher der urbane Flächenbedarf. Stadtentwicklungs
politik darf aber nicht einseitig zulasten des Umlands 
gehen, daher müssen unterschiedliche Perspektiven und 
Interessen ausgeglichen werden. 

8.3	 Erfolgsbedingungen 
fördern 

620. Politikintegration zum gesundheitsbezogenen Um-
weltschutz sollte an mehreren Stellschrauben zugleich
ansetzen, um sich dauerhaft etablieren und Wirkung
entfalten zu können (s. a. WBGU 2023). Insbesondere
drei Erfolgsbedingungen sind dabei hervorzuheben
(GREER und LILLVIS 2014): Integration bedarf des
klaren Commitments durch politische Entscheidungs-
träger (Tz. 621). Angepasste institutionelle Verantwort-
lichkeiten können die Integration fördern (Tz. 622–624). 
Zivilgesellschaftliche Akteure sollten dabei unterstützt 
werden, den politischen Handlungsdruck zu erhöhen
(Tz. 625 f.).

621. Erstens zeigen Erfahrungen sowohl des HiAP-
Ansatzes als auch der Umweltpolitikintegration, dass
substanzielle politische Unterstützung durch politische 
Entscheidungsträger eine Voraussetzung für dauerhafte 
und effektive Integration darstellt (s. Tz. 603 ff.). Hier-
zu empfahl der SRU bereits, Integrationsprogramme
zentral anzusiedeln und Querschnittsthemen durch
gemeinsame Federführung aller beteiligten Ressorts zu 
tragen (vgl. SRU 2016a, Tz. 82). Entsprechend sollte sich 
Commitment für gesundheitsbezogenen Umweltschutz 
zukünftig durch die substanzielle Aufwertung des APUG 
ausdrücken (Kap. 8.4).

622. Zweitens können angepasste institutionelle Ver-
antwortlichkeiten den Umwelt- und Gesundheitsschutz 
auch in anderen Politikbereichen stärken. Um etwa die
deutsche Nachhaltigkeitsstrategie ressortübergreifend
zu verankern, wurden im Jahr 2016 in allen Ministe
rialverwaltungen Ressortkoordinator:innen etabliert.
Diese Koordinationsstellen sind zu begrüßen und weiter 
zu stärken. Ein suspensives Vetorecht für die Res
sortkoordinator:innen, adäquate Kompetenzzuweisung 
und Personalausstattung könnten die übergreifende
Koordination zusätzlich fördern (SRU 2019a, Tz. 335).
Die Verknüpfung der Aspekte Gesundheits- und Um-

weltschutz ist bereits Teil der deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie sowie auch der SDGs der Vereinten 
Nationen (s. Kasten 5-1). Im Rahmen der Nachhaltig-
keitsstrategie wurden kürzlich ressortübergreifende 
Transformationsteams geschaffen, davon eines zum 
Themenbereich „Menschliches Wohlbefinden und 
Fähigkeiten; soziale Gerechtigkeit“. Dieses Transforma-
tionsteam sollte ökosalute Politik in allen beteiligten 
Ressorts unterstützen und einfordern. Damit nicht nur 
Einzelpersonen als Brücke zwischen den Institutionen 
fungieren, rät der SRU generell dazu, vermehrt auf 
projektbasierte Arbeitsgruppen zu setzen (SRU 2019a, 
Tz. 312). Auch eine modernere Verwaltungskultur kann 
dazu beitragen, das aus der sektoralen Spezialisierung 
erwachsende Ressortdenken zu überwinden (MOLEN-
VELD et al. 2020; SRU 2019a, Tz. 306 und 312). Hierzu 
hat der nationale Normenkontrollrat jüngst vorgeschla-
gen, insbesondere bei der Personalrekrutierung auf 
Diversität und Interdisziplinarität zu achten sowie die 
Durchlässigkeit zu Zivilgesellschaft und Privatwirt-
schaft zu erhöhen (Nationaler Normenkontrollrat 2021, 
S. 4).

623. Der gesundheitsbezogene Umweltschutz lässt sich
außerdem stärken, wenn die Einhaltung von Umwelt-
auflagen nicht nur von den „Verursacherressorts“
(PEHLE 1998), also den Ministerien und Behörden des
verursachenden Sektors, überwacht wird, sondern
grundsätzlich auch von Umweltbehörden. Ein Beispiel
aus dem Bereich der öffentlichen Gesundheit zeigt,
wie sich institutionelle Neuordnungen auf Prozesse
und Policies auswirken können: Im Jahr 2010 wechsel-
te die Pharmazeutika-Regulierung der EU vom General
direktorat Industrie zum Generaldirektorat Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit , was einen substanziellen
Effekt auf das Framing und die Priorisierung von
Problemen und Policy-Schwerpunkten nach sich zog
(VESTLUND 2015). Dabei rückte insbesondere der Ver-
braucherschutz gegenüber den Interessen der Pharma-
industrie in den Vordergrund. Dieser Effekt entstand
rein durch die veränderte Organisationszugehörigkeit,
da die betreffende Pharmazeutika-Untereinheit sowohl 
strukturell, personell als auch finanziell identisch aus-
gestattet blieb.

624. Win-win-Situationen, in denen alle betroffenen
Institutionen von der Kooperation profitieren, können
bürokratische Konkurrenz überwinden (MOLNAR et al.
2016). Als Mindestvoraussetzung für jedwede Koope
ration gilt, dass keiner der beteiligten Partner einen
Verlust an Reputation, Kompetenzen oder Ressourcen
erleidet. Wenn darüber hinaus alle beteiligten Institu-
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tionen eine potenzielle Verbesserung wahrnehmen, 
entstehen Win-win-Situationen. Diese erfordern den 
bewussten Abgleich der Agenden aller Partner, um un-
terschiedlichen Perspektiven Rechnung zu tragen und 
die jeweiligen Ziele explizit zu berücksichtigen (BAUM 
et al. 2017; KRIEGNER et al. 2021). Bisweilen wird auch 
vorgeschlagen, eine Institution ausdrücklich damit zu 
beauftragen, ressortübergreifende Kooperation zu 
moderieren und zu steuern (KRIEGNER et al. 2021, 
S. 73, für den Bereich öffentlicher Gesundheitsinterven-
tionen). Allerdings kann zentrale Steuerung auch zu 
Inflexibilität führen. Im Gegensatz dazu sind informelle 
Integrationsprozesse mit vagen Zielen und potenziell 
wechselnden Akteuren zwar weniger kohärent, dafür 
sind sie aber anpassungsfähiger gegenüber neuen Her-
ausforderungen (EGEBERG 1999; MARCH und OLSEN 
1976; TRONDAL 2017). Somit erfordert Politikintegra-
tion nicht unbedingt zentrale Steuerung, etwa durch 
eine neu zu schaffende Behörde. Wichtiger scheint der 
Anreiz für jede einzelne Institution, mit anderen zu 
kooperieren: Je stärker das Aufgabenprofil einzelner 
Verwaltungseinheiten bereits sektorübergreifende Ele-
mente beinhaltet, desto größer der Anreiz zur Koope-
ration (TREIN und ANSELL 2021).

625.	 Drittens können zivilgesellschaftliche Akteure über 
adäquate Beteiligungs- und Klagemöglichkeiten politi-
schen Handlungsdruck im Sinne einer ökosaluten Politik 
erzeugen. So empfehlen etwa GREER und LILLVIS 
(2014), NGOs zu fördern, die sich für Gesundheitsschutz 
einsetzen. Beispielsweise können Transparenz und ver-
besserter Datenzugang fehlenden Vollzug von Umwelt-
schutzmaßnahmen offenlegen. Werden solche Defizite 
in der Öffentlichkeit thematisiert, setzt dies die jeweils 
verantwortlichen Institutionen unter Druck. Um kon-
krete politische Entscheidungsprozesse beeinflussen zu 
können, brauchen zivilgesellschaftliche Akteure ausrei-
chend Beteiligungsmöglichkeiten auf allen Regierungs-
ebenen (s. Tz. 482 ff.). 

626.	 Zudem sollten alle Verbände, die sich für den 
Schutz der öffentlichen Gesundheit einsetzen, ebenfalls 
über umweltrechtliche Verbandsklagerechte verfügen. 
Bislang erhalten nur solche Verbände ein umweltrecht-
liches Klagerecht, die „vorwiegend die Ziele des Um
weltschutzes“ verfolgen (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Umwelt-Rechts-
behelfsgesetz – UmwRG). Das Verbandsklagerecht 
entfaltet unter bestimmten Umständen bereits positive 
Umweltwirkungen (TÖLLER 2020; BOTHNER et al. 
2022): Es erlaubt Umweltverbänden, auf ein rechtskon-
formes Verwaltungshandeln zu klagen und so die Re
gelungen, die dem Schutz von Umwelt und Gesundheit 

dienen, effektiv durchzusetzen (SCHLACKE 2021, § 6 
Rn. 15; KAHL/GÄRDITZ 2021, § 5 Rn. 51). Jedoch haben 
auch Gesundheitsverbände ein Interesse daran, dass der 
Staat die umweltrechtlichen Vorgaben einhält – bei-
spielsweise da adäquate Luftreinhalteplanung zuguns-
ten der Krebsprävention wirkt. Erhielten auch Gesund-
heitsverbände entsprechende Klagerechte, so würde dies 
nicht nur dazu führen, dass das Umweltrecht besser 
durchgesetzt wird. Zugleich würde das öffentliche Be-
wusstsein dafür gestärkt, dass Umweltrechtsverstöße 
häufig auch die öffentliche Gesundheit schädigen. Auf 
lange Sicht fördert dies die breite zivilgesellschaftliche 
Unterstützung des gesundheitsbezogenen Umweltschut-
zes.

8.4	 Das Aktionsprogramm 
Umwelt und Gesundheit 
stärken

627.	 Seit 1999 koordiniert das APUG die Aktivitäten 
von BMUV, BMG (ab 2002 auch BMEL) und nachgeord-
neten Behörden in diesem Querschnittsbereich. Das 
ursprüngliche APUG zielte vor allem auf eine Verbes
serung der Managementstrategien ab (BMG und BMU 
1999, S. 4). Zudem wurden Umweltqualitätsziele für 
prioritäre Bereiche festgelegt, beispielsweise Außenluft 
und Klima oder ionisierende Strahlung (ebd., S. 15 ff.). 
Bis 2005 liefen unter dem APUG verschiedene Projekte 
und Aktivitäten, etwa zum Thema umweltbedingte 
Gesundheitsrisiken bei Kindern (APUG 2005). In den 
Folgejahren wurde das APUG thematisch erweitert: Ab 
2008 wurde das neue Thema Umweltgerechtigkeit im 
Umweltressort und darüber hinaus etabliert, 2013 kam 
das Thema Klimawandel und Gesundheit hinzu. Paral-
lel liefen zwischen den am APUG beteiligten Bundes
ministerien Gespräche über eine programmatische 
Weiterentwicklung. Schließlich legten BMUV, BMG und 
BMEL im Jahr 2021 ein gemeinsames Dokument über 
die „Ressortübergreifende Zusammenarbeit zur Fort-
schreibung des Aktionsprogramms „Umwelt und Ge-
sundheit““ vor (BMU et al. 2021). 

628.	 Die Fortschreibung richtet das APUG neu aus: Es 
enthält im Unterschied zur ursprünglichen Version von 
1999 keine konkreten Schwerpunktthemen und Um-
weltziele mehr. Vielmehr liegt der Fokus auf der ressort-
übergreifenden Zusammenarbeit und dem Austausch 
der nachgeordneten Behörden der Geschäftsbereiche 
untereinander (BMU et al. 2021). Insgesamt arbeiten 
zwölf Institutionen im Rahmen des APUG zusammen. 
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Diese Zusammenarbeit soll sich auf fünf Handlungs
felder fokussieren (ebd., S. 9):

	ɦ Informations- und Wissensmanagement verbessern

	ɦ Umwelt- und Gesundheitsberichterstattung weiter-
entwickeln

	ɦ Risikokommunikation ausbauen und vernetzen

	ɦ Vulnerable Gruppen, Lebensräume und Lebenswelten 
berücksichtigen

	ɦ Forschung zu Umwelt und Gesundheit fördern

629. Diese Handlungsfelder sind also nicht thematisch
zugeschnitten, sondern umfassen prinzipiell jeweils den 
ganzen Querschnittsbereich Umwelt und Gesundheit.
„Die ressortübergreifende Zusammenarbeit im Rahmen 
der Handlungsfelder des APUG dient auch den spezifi-
schen Aktivitäten in diesen Bereichen“ (BMU et al. 2021,
S. 9).

630. Wichtige Bezugspunkte für das aktualisierte APUG
stellen die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung
mit den SDGs und das One Health-Konzept dar. Ent-
sprechend soll das APUG eine durchweg integrative
Herangehensweise ermöglichen: „Fachbereichsüber
greifende Zusammenarbeit und Forschung sind not
wendig, um Synergieeffekte zu erzielen, Zielkonflikte
auszutarieren und negative Wechselwirkungen zu ver-
hindern“ (BMU 2021 et al., S. 8). Dabei wird das APUG
als „offener Prozess“ verstanden, der „anlassbezogen
auf weitere Bereiche reagieren“ kann, sofern „ein Bedarf 
für den umweltbezogenen Gesundheitsschutz erkenn-
bar ist“ (ebd., S. 10). Die Treffen der nachgeordneten
Behörden im Rahmen des aktualisierten APUG, die seit 
Juli 2021 stattfinden, schaffen einen großen Mehrwert
für die Akteure (persönliche Mitteilung des UBA vom
24. April 2022). Aus Sicht der Beteiligten ist zudem zu
begrüßen, dass die Schwerpunkte der Zusammenarbeit 
flexibel im Rahmen des Austauschs entwickelt werden
können (ebd.). Jedoch weist auch die Fortschreibung
des APUG keine zusätzlichen finanziellen oder perso-
nellen Mittel aus.

631. Der SRU begrüßt das aktualisierte APUG ausdrück-
lich. Es war und ist eine wichtige Grundlage zur Förde-
rung des Themas Umwelt und Gesundheit. Allerdings
wurde bereits 2002 empfohlen, das Aktionsprogramm
zu einem Regierungsprogramm zu erweitern (APUG-
Koordinierungsgruppe 2002, S. 69 ff. und 78). Es gelang 

den beteiligten Bundesressorts aber in den Folgejahren 
nicht, thematische Strategien für ein Regierungspro-
gramm zum gesundheitsbezogenen Umweltschutz fest-
zulegen. Zukünftig empfiehlt der SRU daher, das APUG 
weiter zu stärken. Die Integrationshürden (s. Kap. 8.2) 
treten im Bereich Umwelt und Gesundheit besonders 
zutage. Insbesondere reicht die bisher praktizierte 
ressortübergreifende Zusammenarbeit weiterhin nicht 
aus: Für verschiedene umweltbezogene Gesundheits
belastungen (z. B. Lärmschutz, Luftbelastung, Grund
wasserbelastung durch Nitrat) ist das Umweltressort 
federführend zuständig, ohne ausreichend sichtbare 
Unterstützung durch das Gesundheitsressort zu er
fahren. Da im Rahmen des APUG bis zu zwölf Institu-
tionen miteinander kooperieren, müssen auch bis zu 
zwölf institutionelle Perspektiven und Eigeninteressen 
Berücksichtigung finden. Ein grundsätzliches Problem 
besteht zudem darin, dass viele Maßnahmen des 
umweltbezogenen Gesundheitsschutzes von anderen 
Ressorts, beispielsweise vom Verkehrs- oder Landwirt-
schaftsressort, eingeführt und umgesetzt werden müss-
ten. Am Beispiel des Dieselskandals zeigte sich darüber 
hinaus, wie folgenschwer es sein kann, wenn die Zustän-
digkeit für die Einhaltung von Umweltauflagen nicht 
bei Umweltbehörden, sondern bei den Behörden des Ver-
ursacherbereichs – in diesem Fall beim Kraftfahrt-Bun-
desamt – liegt (LUHMANN 2017, S. 174). 

632. Um vor diesem Hintergrund das APUG als Koor-
dinationsforum zu stärken, empfiehlt der SRU ein kla-
res Commitment durch politische Entscheidungsträger 
(Tz. 621). Auf Arbeitsebene sind eigens ausgewiesene
Ressourcen notwendig, die das APUG in zweierlei
Hinsicht stärken: Erstens stellt die Beteiligung an über-
greifenden Aktivitäten aus Sicht einzelner Behörden
bislang eine Zusatzlast dar, die ausschließlich mit den
bereits vorhandenen Budgets erbracht werden muss.
Zusätzliche APUG-gebundene Ressourcen steigern also 
den Anreiz, sich aktiv in die Kooperation einzubringen. 
Zweitens können die Ressourcen dazu dienen, zusätz
liche Schwerpunktthemen auszuweisen, personell zu
untersetzen und projektbezogen zu bearbeiten. Die
APUG-Schwerpunktthemen sollten dabei flexibel an
neu entstehende Herausforderungen angepasst werden. 
Vor diesem Hintergrund begrüßt der SRU insbesonde-
re auch das neu geschaffene, ressortübergreifende
Transformationsteam „Menschliches Wohlbefinden und 
Fähigkeiten; soziale Gerechtigkeit“, das in die APUG-
Aktivitäten eingebunden werden sollte.

633. Weiterhin rät der SRU, die Informationsangebote
weiterzuentwickeln und die Öffentlichkeitsarbeit des
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APUG im digitalen Bereich aufzuwerten (BMU 2021 
et al., S. 10 f.). Immerhin 84 % der Bevölkerung Deutsch-
lands halten es für eher oder sehr wahrscheinlich, dass 
eine nachhaltige Entwicklung sich auch positiv auf die 
Gesundheit der Menschen auswirkt (s. a. BMUB 2017, 
S. 30, Abb. 11). Die Verknüpfung der Themen Umwelt 
und Gesundheit bietet also Motivationspotenziale, die 
aber noch zu selten genutzt werden (s. a. SRU 2023, 
Tz. 133 und 202). Der SRU empfiehlt insbesondere, die 
Bedeutung von Salutogenese – hier den Zusammenhang 
von Naturschutz und Gesundheitsförderung – im APUG 
noch stärker zu betonen und zu kommunizieren.

634.	 Insgesamt sollte ein durch finanzielle und perso-
nelle Ressourcen gestärktes APUG so weiterentwickelt 
werden, dass es Synergieeffekte bei allen bereits laufen-
den Aktivitäten an der Schnittstelle Umwelt und Ge-
sundheit fördert. Idealerweise erfassen und quantifizie-
ren die im Rahmen des APUG beteiligten Behörden 
Umweltrisiken und -gewinne, führen systematische 
Übersichtsarbeiten und Metaanalysen zur Wirksamkeit 
von umweltbezogenen Interventionen durch, entwickeln 
die Methodik zur umweltbedingten Krankheitslast 
weiter, leiten Gesundheitsfolgenabschätzungen an und 
setzen Aufklärungs- und Sensibilisierungskampagnen 
um. Schließlich sollte das APUG Stakeholder dabei 
unterstützen, Forschungsbedarfe mit gemeinsamen 
Umsetzungs- und Finanzierungsstrategien zu decken.
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9
Zusammenfassung der 
Empfehlungen

635. In Deutschland sind weiterhin viele Menschen von
umweltbezogenen Krankheiten betroffen. Neue Gesund
heitsrisiken kommen hinzu. Chancen, die sich aus den
vielen positiven Effekten der Natur auf die menschliche 
Gesundheit ergeben, werden zu wenig genutzt. Um hier 
zu wirksamen Veränderungen zu kommen, sind zahl
reiche Maßnahmen nötig. Es braucht allerdings auch ein 
neues Denken in Politik und Gesellschaft, das anerkennt, 
wie stark Menschen in Natur und Umwelt eingebettet
sind. Der SRU zeigt in diesem Sondergutachten Wege
auf, wie eine Umwelt geschaffen werden kann, in der
alle gut und gesund leben können (Abb. 9-1).

Etablierte Instrumente anwenden 
und weiterentwickeln

636. Die etablierten Instrumente, um Umweltbelastun-
gen zu erkennen, zu überwachen und zu reduzieren,
haben sich grundsätzlich bewährt, müssen aber an
aktuelle Erfordernisse angepasst werden. Im umwelt-
bezogenen Gesundheitsschutz hat sich über die Jahre
eine Reihe wichtiger Instrumente etabliert. Zu diesen
gehören im Besonderen die Umweltüberwachung, die
Grenzwertsetzung und die Umwelt- und Gesundheits-
folgenabschätzung.

637. Die Umweltüberwachung sollte unbedingt weiter
gestärkt und zu einem integrierenden System weiter-
entwickelt werden (Abschn. 5.3.1.4). Sie dient insbe
sondere dazu, Risiken zu erkennen und zu beobachten
sowie die Wirkung von Maßnahmen zu dokumentieren. 
Um Risiken noch früher als bisher erkennen zu kön-

nen, empfiehlt es sich, neue Technologien wie das NTS 
(nicht zielgerichtete Analyse von Proben nach möglichen 
Kontaminationen) zu etablieren. Darüber hinaus soll-
ten Ergebnisse aus unterschiedlichen Monitoring
programmen noch besser zusammengeführt werden. Es 
ist beispielsweise sinnvoll, Daten zu umweltbezogenen, 
sozialen und ökonomischen Einflüssen mit Ergebnissen 
aus der kontinuierlichen Dokumentation von Erkran-
kungen und Sterberaten (bspw. der Hospitalisierungs-
rate aufgrund von Herz-Kreislauf-Erkrankungen) ge-
meinsam auszuwerten. Ziel sollte es dabei unter anderem 
sein, Mehrfachbelastungen, zum Beispiel durch Lärm 
und Luftverschmutzungen, noch besser zu erkennen. 

638. Hoheitlich festzulegende Grenzwerte müssen wis-
sensbasiert, transparent, demokratisch und partizipa-
tiv entwickelt werden. Sie sollten außerdem periodisch
überprüft werden. Um dies zu gewährleisten, sollte der
Gesetzgeber das Verfahren zur Grenzwertsetzung
gesetzlich regeln. Grenzwerte dienen dazu, qualitativ
umschriebene Schutzmaßstäbe in Gesetzen, wie etwa
den Begriff der „schädlichen Umwelteinwirkungen“, zu 
konkretisieren. Sie vereinfachen und vereinheitlichen
dadurch das Verwaltungshandeln zum gesundheits
bezogenen Umweltschutz. Dabei bedürfen sie stets der
Auswertung bzw. Einbeziehung des wissenschaftlich-
technischen Sachverstandes, aber auch der demokra
tischen Legitimation. Um dies sicherzustellen, sollte
ihre Entwicklung und Festsetzung gesetzlich geregelt
werden. Verfahrensregeln zur Grenzwertsetzung
könnten in den jeweiligen Fachgesetzen oder einem
übergreifenden „Standardsetzungsverfahrensgesetz“
getroffen werden. Darüber hinaus sollte periodisch ge-
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prüft werden, ob die Grenzwerte noch auf dem aktuel-
len Stand der Wissenschaft sind. Bei der Festsetzung 
der Grenzwerte sollten außerdem jene Gruppen be
sondere Beachtung finden und beteiligt werden, die dem 
entsprechenden Umweltfaktor gegenüber in besonde-
rem Maße exponiert oder für ihn besonders anfällig 
sind. Das dient der gesundheitlichen Chancengleichheit.

639. Umweltprüfungen, insbesondere die UVP, sollten
einen größeren Fokus auf die gesundheitsrelevanten
Faktoren vor Ort legen. Ohne Wissen über die Vulnera-
bilität der betroffenen Bevölkerungsgruppen vor Ort,
über die bestehenden Mehrfachbelastungen und Misch-

expositionen sowie über die sozialräumliche Lage ist es 
nicht in befriedigendem Ausmaß möglich, die Gesund-
heitsfolgen eines Umwelteingriffs zu prognostizieren. 
Der Gesetzgeber sollte sicherstellen, dass derartige 
Daten in ausreichendem Maße erhoben und in die Um-
weltprüfungen einbezogen werden. Dabei sollten Auf-
wand und Verfahrensdauer jedoch in Grenzen gehalten 
werden. Dazu könnte der Gesetzgeber den Umfang der 
zu erhebenden und einzubeziehenden Gesundheits- und 
Sozialdaten vom Einzelfall abhängig machen. Es wären 
umso mehr Daten zu erheben, je gesundheitsrelevanter 
der Vorhabentyp, je höher die Bevölkerungsdichte im 
Wirkkreis und je mehr andere gesundheitsbelastende 

	ɦ 	Abbildung 9-1

Überblick über die Empfehlungen für eine ökosalute Politik

SRU, eigene Darstellung
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Vorhaben schon vor Ort vorhanden sind oder Einrich-
tungen existieren, in denen sich besonders anfällige 
Gruppen dauerhaft aufhalten (z. B. Kindergärten oder 
Pflegeheime). Die Gesundheits- und Sozialdaten könn-
ten in allen Planungs- und Genehmigungsverfahren 
Berücksichtigung finden, in denen ein Beurteilungs-, 
Ermessens- oder Abwägungsspielraum besteht oder 
unbestimmte Rechtsbegriffe zur Anwendung kommen.

640.	Die Gesetzesfolgenabschätzung sollte schon in die 
Ausarbeitung von Gesetzen integriert werden, damit sie 
einen effektiven Einfluss auf den politischen Prozess 
hat. Gesetzesfolgenabschätzungen können wissens
basiertes Handeln der Politik unterstützen und die Zivil
gesellschaft dazu befähigen, an der Erarbeitung von 
Gesetzen kritisch mitzuwirken. Dies erfordert jedoch, 
dass die Gesetzesfolgenabschätzung schon in der Erar-
beitungsphase eines Gesetzes stattfindet und nicht erst, 
nachdem die Inhalte des Gesetzesentwurfs feststehen. 
In der Praxis ist dies jedoch regelmäßig nicht der Fall. 
Die Bundesregierung sollte deshalb die Folgenabschät-
zung schon auf Referentenentwürfe anwenden. Mittel-
fristig sollte die Gesetzesfolgenabschätzung nach dem 
Vorbild des Impact-Assessment-Verfahrens der EU 
weiterentwickelt werden.

Synergien zwischen Naturschutz 
und Gesundheit besser nutzen

641.	 Die Gesundheitsressourcen der Natur stehen nur 
dauerhaft zur Verfügung, wenn Naturschutzziele auf 
globaler, europäischer und nationaler Ebene konsequent 
umgesetzt werden (Tz. 303 ff.). Auf vielfältige Weise 
kann die Natur die physische, mentale und soziale 
Dimension der menschlichen Gesundheit günstig be-
einflussen. Unter anderem versorgen Ökosysteme den 
Menschen mit lebensnotwendigen und somit gesund
erhaltenden Gütern und erbringen essenzielle Regulie-
rungsleistungen. Natur kann zudem vor schädlichen 
Umwelteinflüssen durch menschliche Aktivitäten schüt-
zen, positive Emotionen hervorrufen und soziale Inter-
aktionen stärken. Um die positiven Gesundheitswirkun-
gen der Natur zu sichern, ist es notwendig, naturnahe 
Lebensräume zu erhalten und degradierte Ökosysteme 
wiederherzustellen. Für die Umsetzung entsprechender 
Ziele auf globaler, europäischer und nationaler Ebene 
ist das EU-Naturschutzrecht ein wesentlicher Motor. 
Daher sollte sich die Bundesregierung aus Sicht des SRU 
entschieden dafür einsetzen, dass es effektiv umgesetzt 
und vollzogen wird. Damit degradierte Ökosysteme 
renaturiert werden können, wie es der Vorschlag der 

Europäischen Kommission für eine Verordnung über 
die Wiederherstellung der Natur vorsieht, sind häufig 
langfristige und großflächig angelegte Maßnahmen not-
wendig. Eine der dringendsten Aufgaben der Bundes
regierung ist es nach Ansicht des SRU daher, gemein-
sam mit den Bundesländern die rechtlichen, finanziellen 
und administrativen Rahmenbedingungen zur Wie
derherstellung von Ökosystemen entsprechend zu 
gestalten. Hierzu gehört unter anderem, Flächen zur 
Verfügung zu stellen, getroffene Maßnahmen dauerhaft 
rechtlich abzusichern und Eingriffe in bestehende 
Nutzungsrechte finanziell auszugleichen, soweit nur auf 
diese Weise die Zumutbarkeit des Eingriffs gewährleis-
tet werden kann. Sowohl im Naturschutz als auch im 
Themenfeld „Natur als Gesundheitsressource“ sind 
außerdem ausreichend Fachpersonal und zusätzliche 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten nötig. Fi-
nanzielle Ressourcen für einen effektiveren Naturschutz 
auf internationaler, europäischer und nationaler Ebene 
könnten durch einen Abbau umweltschädigender Sub-
ventionen erschlossen werden.

642.	 Um die positiven Gesundheitswirkungen der Natur 
in allen relevanten Sektoren stärker zu berücksichtigen, 
ist die strategische und konzeptionelle Verankerung des 
Naturschutzes und seine Verknüpfung mit Gesund
heitsbelangen sowohl in internationalen Initiativen und 
Strategien, als auch in Ressorts und Querschnittsbe
reichen auf nationaler Ebene notwendig (Tz. 307 ff.). 
Dabei gilt es, national wie international insbesondere 
die Themen Naturschutz, Klimaschutz und Klimaan-
passung außerhalb des Umweltsektors effektiv zusam-
menzubringen – zum Beispiel in der Stadt- und Land-
schaftsplanung, der Land- und Forstwirtschaft, der 
Wasserwirtschaft sowie dem vorbeugenden Hochwasser- 
und Katastrophenschutz. Auch sollte neben bewährten 
Strategien zur Infektions- und Krankheitsvorbeugung 
(z. B. Hygiene, Bekämpfung von tierischen Vektoren und 
Einschränkung des Wildtierhandels) der Naturschutz 
und die damit verbundene Erhaltung der Biodiversität 
als eine weitere Säule der Pandemieprävention etabliert 
werden. Auf EU-Ebene ist es für die Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt und ihres gesundheitsförderlichen 
Potenzials unerlässlich, die GAP stärker ökologisch aus-
zurichten und den begonnenen Weg hin zu einer Hono-
rierung von öffentlichen Klima- und Umweltleistungen 
fortzusetzen. Die Bundesregierung sollte hierfür die neu 
ermöglichten nationalen Spielräume für eine weiter
gehende Ökologisierung ausschöpfen. Die GAP sollte 
künftig auch genutzt werden, um die großflächige Re-
naturierung auf landwirtschaftlichen Flächen finanziell 
zu honorieren bzw. zu kompensieren.
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643. Der Kontakt der Menschen mit der Natur sollte
in jedem Lebensalter intensiver als bisher gefördert
werden, zum Beispiel durch Erhaltung bzw. Schaffung
von Naturerfahrungsräumen, deren qualitative Auf
wertung sowie entsprechende Bildungs-, Freizeit- und
Erholungsangebote (Tz. 313 ff.). Viele positive Gesund-
heitswirkungen der Natur setzen das Erleben von Natur 
voraus. Damit Naturerlebnisse potenziell allen zugute-
kommen, sind wohnortnahe Grünräume und Gewässer 
in allen Stadtquartieren in ausreichender Menge und
Qualität erforderlich. Außerhalb von Städten sind natur-
nahe Ökosysteme und vielfältige Kulturlandschaften von 
überregionaler Bedeutung für das Naturerleben. Sie soll-
ten auch im Sinne der menschlichen Gesundheit erhalten 
bzw. biodiversitätsfördernd bewirtschaftet werden.

Den Weg zu einer schadstofffreien 
Umwelt konsequent verfolgen:  
Die Überarbeitung der 
EU-Chemikalienverordnung

644. Mit ihrer Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 
schlägt die EU den richtigen Weg ein, um zukünftig nur 
noch sichere und nachhaltige Chemikalien herzustellen 
und zu verwenden. Für eine nachhaltige und gesund-
heitsförderliche Umwelt ist es notwendig, die Einträge
von Schadstoffen zu reduzieren. Dabei spielt die euro-
päische Regulierung von Chemikalien eine wichtige
Rolle. Sie hat durch die Neuorientierung der europäi-
schen Schadstoffpolitik, insbesondere durch den Ak
tionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und
Boden“ (Zero Pollution Action Plan – ZPAP) und die
Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit, entscheiden-
de Impulse zur Weiterentwicklung bekommen, denn mit 
dem ZPAP wird der Schutz vor Umweltverschmutzung
(Null-Schadstoff-Ziel) gleichrangig neben dem Schutz
vor Klimawandel und Biodiversitätsverlust betrachtet
(Kap. 6.1). In der Chemikalienstrategie für Nachhaltig-
keit wird zudem eine neue Hierarchie der Schadstoff-
freiheit vorgeschlagen (Kap. 6.2). Diese setzt primär auf 
inhärent sichere sowie nachhaltige Chemikalien und
verfolgt konsequent das Ziel, die Verwendung von ge-
sundheits- und umweltgefährlichen Stoffen zu minimie-
ren. Dieser Ansatz ist auch eine wichtige Grundlage für 
die Kreislaufwirtschaftspolitik der EU. Der SRU be-
grüßt diese Neuorientierung. Ein entsprechender Rah-
men für die Entwicklung von inhärent sicheren und
nachhaltigen Chemikalien ist gerade für Deutschland
als ein Land mit einer starken chemischen Industrie
wichtig, damit die notwendigen Anreize für eine nach-

haltige Chemie gesetzt werden. Das Beispiel der PFAS 
zeigt deutlich, wie wichtig eine Vorsorgestrategie ist, 
um das Ziel einer schadstofffreien Umwelt zu erreichen.

645. Der SRU empfiehlt der Bundesregierung, sich für
eine zügige und ambitionierte Überarbeitung der EU-
Chemikalienverordnung REACH einzusetzen. Ein Ziel
der Überarbeitung ist es, die sehr großen Informations-
defizite bei der Registrierung von Chemikalien zu be-
wältigen und die vorsorgende und effiziente Bewertung 
von Chemikalien sowie die Abschätzung des Umwelt- 
und Gesundheitsrisikos durch Chemikalienmischungen 
zu verbessern (Kap. 6.3). In diesem Sinne unterstützt
der SRU entsprechende, in der Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit vorgesehene Maßnahmen: Dies ist zum
einen eine Empfehlung zur Verbesserung der Sanktions-
möglichkeiten für den Fall, dass Unternehmen die erfor
derlichen Registrierungsdossiers nicht regelkonform
abliefern. Zum anderen wird empfohlen, den sogenann-
ten generischen Ansatz auf weitere Stoffgruppen mit
gesundheits- und umweltgefährlichen Eigenschaften
auszuweiten. Das bedeutet, dass die Verfahren zur Ver-
wendungsbeschränkung für diese Stoffe schneller und
einfacher durchgeführt werden können. Für wesentliche 
Verwendungen, die für die Gesundheit, die Sicherheit
oder das Funktionieren der Gesellschaft notwendig
sind, soll es Ausnahmen von den Verwendungsbeschrän
kungen geben. Außerdem sollen die Kriterien für die
Gruppe der SVHC, die einer Zulassungspflicht un
terworfen werden können, um weitere gefährliche
Eigenschaften erweitert werden. Schließlich wird vor-
geschlagen, bei der Bewertung von Chemikalien einen
zusätzlichen Bewertungsfaktor einzuführen, der die
Umwelt- und Gesundheitsgefahren durch das Auftreten 
von Chemikalienmischungen in der Umwelt stärker
berücksichtigt. 

Städte gesund, umweltgerecht und 
damit zukunftsfähig gestalten

646. Städte sind Knotenpunkte einer ökosaluten Politik
und sollten darin unterstützt werden, die Gesundheit
ihrer gesamten Bevölkerung zu verbessern und die
gesundheitliche Chancengleichheit zu stärken. Vor allem 
in großen Städten verdichten sich umweltbezogene
Gesundheitsbelastungen wie Hitze, Lärm, Luftschad-
stoffe oder fehlende Grünräume. Städte sind aber auch
zentral für eine nachhaltige Entwicklung und bieten
Chancen, gesundheitsfördernde und auf Umweltge
rechtigkeit bedachte Lebenswelten zu schaffen. Um dies 
zu erreichen, ist ein integriertes und kooperatives Han-
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deln zwischen den relevanten städtischen Planungs
behörden notwendig. Bund und Länder können die 
Städte mit entsprechenden Rahmenbedingungen unter-
stützen: Größere Kommunen sollten dazu verpflichtet 
und dabei unterstützt werden, ein räumlich differen-
ziertes und integriertes, handlungsorientiertes Moni
toring zu Umwelt, Gesundheit und sozialer Lage auf
zustellen (Abschn. 7.1.2). Zudem wäre es sinnvoll, die 
Unterstützung des Bundes und der Länder für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst (Pakt für den ÖGD) so 
auszuweiten und zu verstetigen, dass den Gesundheits-
ämtern vor Ort langfristig ausreichend Ressourcen be-
reitstellt werden, um eine aktivere Rolle bei den städti-
schen Planungsprozessen ausüben zu können. Dazu 
gehört auch, einen Fachplan Gesundheit zu erstellen 
(Abschn. 7.1.3). Partizipation ist ein wesentliches 
Element der integrierten Stadtentwicklungsplanung. 
Dabei sollte die formelle und informelle Öffentlichkeits-
beteiligung alle Bevölkerungsgruppen einbeziehen 
(Abschn. 7.1.4). Weitere Empfehlungen des SRU be
ziehen sich darauf, den Aspekt Umweltgerechtigkeit in 
der Bauleitplanung, im „Besonderen Städtebaurecht“, 
in den Instrumenten des planerischen Umweltschutzes 
und bei Umweltprüfungen stärker zu verankern. Für 
den Gesundheitsschutz ist es wichtig, die bundesweiten 
Vorgaben zum Lärmschutz zu stärken. Zudem empfiehlt 
der SRU eine Verbesserung der Organisation und Ko-
operation auf Bundes- und Länderebene zum Thema 
„Umwelt und Gesundheit unter Berücksichtigung so
zialer Belange“. Die Städtebauförderung ist von großer 
Bedeutung für die Förderung von Umwelt und Gesund-
heit in Städten, hier gilt es aber, einige bestehende struk-
turelle Probleme zu beseitigen (Abschn. 7.1.5).

647.	 Um innerstädtische Grünräume zu erhalten und 
auszubauen, spielt das Planungsrecht eine besondere 
Rolle. Der Bund sollte hier grundlegende Anpassungen 
vornehmen, um die Städte bei der Begrünung ihres 
Stadtgebiets bestmöglich zu unterstützen. Dazu sollte 
er zunächst eine Grünraumverordnung erlassen und 
darin Orientierungswerte für die Qualität und die Er-
reichbarkeit von innerstädtischen Grünräumen vor
geben. Um bestehende Grünflächen zu erhalten und 
weiter auszubauen, sollte der Gesetzgeber dafür sorgen, 
dass Bauleitpläne, die der Grünraumentwicklung die-
nen, leichter und schneller aufgestellt werden können. 
Insbesondere bietet es sich an, dem bisherigen Instru-
ment des „Bebauungsplans zur Innenentwicklung“ 
einen speziellen „Bebauungsplan zur Grünraument-
wicklung“ an die Seite zu stellen. Das würde dem Kon-
zept der doppelten Innenentwicklung entsprechen, 
wonach die bauliche und die grüne Infrastruktur einer 

Stadt gleichermaßen entwickelt werden sollen. Ob ein 
Grundstück im unbeplanten Innenbereich bebaut 
werden darf, sollte – soweit kein begründeter Ausnah-
mefall vorliegt – nur noch dann möglich sein, wenn 
weiterhin eine ausreichende Versorgung der Umgebung 
mit Grünräumen sichergestellt ist.

648.	Nicht jede Grün- und Freifläche kann von Bebauung 
freigehalten werden. Doch auch wenn ein Grundstück 
bebaut wird, kann es noch wertvolle Ökosystemdienst-
leistungen erbringen. Dazu muss jedoch sichergestellt 
sein, dass es ausreichend begrünt ist. Zu diesem Zweck 
sollte zum einen die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
um einen sogenannten Grünflächenfaktor ergänzt 
werden. Werden Grundstücke neu bebaut, müssen die 
Grundstückseigentümer:innen sicherstellen, dass ihr 
Grundstück weiterhin ausreichend Ökosystemleis
tungen erbringt, um diesen Grünflächenfaktor zu 
erreichen. Auf welche Weise dieses Minimum erfüllt 
wird – ob durch Bäume, unversiegelte Flächen, Fassaden- 
oder Dachbegrünung – bleibt den Grundstücks
eigentümer:innen überlassen. Außerdem sollte der Ge-
setzgeber dafür sorgen, dass bauliche Eingriffe in die 
grüne Infrastruktur einer Stadt stets innerstädtisch 
ausgeglichen werden. Wird die grüne Infrastruktur also 
an einer Stelle beschnitten, sollte sie an anderer Stelle 
im gleichen Ausmaß und Niveau erweitert werden. 
Insbesondere für Vorhaben, die im unbeplanten Innen-
bereich errichtet werden, besteht eine solche Ausgleichs-
pflicht bislang nur unzureichend. Schließlich sollte der 
Bund mithilfe der beschriebenen Grünraumverordnung 
(Abschn. 7.2.2) konkretisieren, welches Maß an quali-
tätsvollen Grünräumen vorhanden sein muss, damit die 
Kommune ihre Erschließungspflicht erfüllt.

649.	 Entwicklung und Erhalt von Grünräumen kosten 
eine Kommune viel Geld. Zugleich gewinnen anliegende 
Grundstücke häufig an Wert. Diese Zugewinne könnten 
abgeschöpft werden. Sie basieren nicht auf Leistungen 
der Grundstückseigentümer:innen, sondern resultieren 
allein aus den Investitionen der öffentlichen Hand. Sie 
könnten deshalb der Allgemeinheit zugeführt werden, 
wie es etwa bei städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen 
schon heute der Fall ist. So könnte die öffentliche Hand 
einen Teil ihrer Kosten refinanzieren. Der Bund sollte 
prüfen, ob eine solche Gewinnabschöpfung zweckmäßig 
wäre.

650.	 Kommunen sollten vom Bund auch für die He
rausforderung der Klimaanpassung unterstützt wer-
den. Für die Finanzierung von Klimaanpassungs
maßnahmen durch die Kommunen hat der Bund 
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erfreulicherweise inzwischen eine ganze Reihe von För-
derprogrammen und -optionen auf den Weg gebracht. 
Diese weisen allerdings noch einige Defizite auf. Ins
besondere bedarf es einer langfristigen Sicherung von 
Finanzmitteln. Eine Option, die finanzielle Unterstüt-
zung durch den Bund zu verstetigen, ist es, eine neue 
Gemeinschaftsaufgabe „Klimaschutz und Klimaan
passung“ zu schaffen (Abschn. 7.3.2). Um die Grün- und 
Blauraumversorgung zu verbessern, sind nicht nur 
Mittel für die Schaffung, sondern auch für den Erhalt 
dieser Flächen erforderlich. 

651.	 Die Verhältnisprävention, die dazu beiträgt, das 
Entstehen von umweltbezogenen Krankheiten zu ver-
hindern, sollte gestärkt werden. Übertragbare und nicht 
übertragbare Erkrankungen werden durch eine Reihe 
von Faktoren bestimmt, die vom Menschen beeinflusst 
werden können. Zu diesen zählen auch die Umwelt
bedingungen wie der Zustand von Luft, Wasser, Boden 
und Biodiversität. Das Präventionsgesetz (PrävG) ver-
folgt das Ziel, Krankheitsprävention und Gesundheits-
förderung zu stärken. Damit wurden die Sozialkassen 
verpflichtet, sich stärker bei der Prävention in den Le-
benswelten zu engagieren – also dort, wo die Menschen 
wohnen, lernen und arbeiten. Das Präventionsgesetz ist 
ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung (Kap. 7.4). 
Allerdings ist es erforderlich, bei der Arbeit an der damit 
verbundenen Präventionsstrategie den HiAP-Ansatz in 
den Fokus zu stellen. Dafür müssen möglichst alle 
Verantwortlichen einbezogen und zum gemeinsamen 
Handeln verpflichtet werden. Beispielsweise sollten 
Akteure aus den Bereichen Umweltschutz und Stadt
planung bei der Fortentwicklung der Präventionsstra-
tegie stärker eingebunden werden.

Koordination und Integration 
ausbauen

652.	Der gesundheitsbezogene Umweltschutz erfor-
dert integriertes Handeln über Sektoren- und Ressort-
grenzen hinweg (Kap. 8). Politikintegration steht in der 
Verwaltungspraxis jedoch vor mehreren Herausfor
derungen. So können die starke institutionelle Ausdif-
ferenzierung über unterschiedliche Politikebenen und 

Politikfelder hinweg und das Eigeninteresse jeder Ins-
titution zu Silodenken und bürokratischer Konkurrenz 
führen. Ökosalute Politik als Querschnittsaufgabe be-
darf daher der Bewusstseinsbildung in allen relevanten 
Institutionen – gerade auch in den „Verursacherres-
sorts“. Hierzu können drei Faktoren positiv beitragen: 
Erstens fördert ein klares Commitment zu umweltbe-
zogenem Gesundheitsschutz auf politischer Führungs-
ebene integrative Ansätze auch auf den unteren Politik
ebenen. Hier empfiehlt der SRU insbesondere, das APUG 
deutlich zu stärken (s. Tz. 631 ff.). Zweitens können 
angepasste institutionelle Verantwortlichkeiten zuguns-
ten des Umwelt- und Gesundheitsschutzes wirken. So 
sollte die Einhaltung von Umweltauflagen nicht aus-
schließlich bei Behörden des verursachenden Sektors 
liegen, sondern auch bei Umweltbehörden, wie beispiels-
weise der Dieselskandal gezeigt hat. Drittens unterstützt 
politischer Druck aus der Zivilgesellschaft die Politik-
integration. Der SRU empfiehlt daher, die umweltrecht-
lichen Verbandsklagerechte auch auf Verbände auszu-
weiten, die sich für den Schutz der öffentlichen 
Gesundheit einsetzen.

653.	 Das APUG fungiert als zentrales Scharnier, um 
Politikintegration über unterschiedliche Sektoren und 
Ressorts hinweg zu koordinieren, und sollte deutlich 
gestärkt werden. Bislang stehen den am APUG beteilig-
ten Institutionen keine eigens dafür ausgewiesenen 
Ressourcen zur Verfügung. Ein klares Bekenntnis der 
Bundesregierung zum APUG ist daher notwendig. Der 
SRU empfiehlt, das APUG durch eigens ausgewiesene 
finanzielle und personelle Ressourcen substanziell zu 
unterfüttern (Tz. 632). Zudem sollte das im Rahmen der 
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie neu geschaffene 
ressortübergreifende Transformationsteam „Mensch-
liches Wohlbefinden und Fähigkeiten; soziale Gerech-
tigkeit“ die Integration der Themenfelder Umwelt und 
Gesundheit unterstützen. So könnten Synergien weitaus 
besser als bisher genutzt werden. Schließlich leisten die 
Kommunikationsaktivitäten des APUG einen wichtigen 
Beitrag, um das öffentliche Wissen über die elementaren 
Zusammenhänge von Umwelt und Gesundheit zu ver-
bessern. Der SRU rät daher, die Informationsangebote 
zu erweitern und die Öffentlichkeitsarbeit des APUG 
gerade im digitalen Bereich auszubauen.
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Abkürzungsverzeichnis
°C = Grad Celsius

µg = Mikrogramm

µm = Mikrometer

a = annus – Jahr

AbfKlärV = Klärschlammverordnung

Abs. = Absatz

AEUV = Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

AMG = Arzneimittelgesetz

AOK = Allgemeine Ortskrankenkasse

APA = Aktionsplan Anpassung 

APUG = Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit

Art. = Artikel

BÄK = Bundesärztekammer

BauGB = Baugesetzbuch

BauNVO = Baunutzungsverordnung

bdla = Bund Deutscher Landschaftsarchitekt:innen

Beschl. = Beschluss

BFF = Biotopflächenfaktor

BfN = Bundesamt für Naturschutz

BfR = Bundesinstitut für Risikobewertung

BfS = Bundesamt für Strahlenschutz

Bill. = Billion(en)

BImSchG = Bundes-Immissionsschutzgesetz

BMBF = Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMEL = Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

BMG = Bundesministerium für Gesundheit

BMI = Body-Mass-Index

BMU = Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(14.03.2018–07.12.2021, seit 08.12.2021 BMUV)

BMUB = Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
(17.12.2013–13.03.2018, seit 08.12.2021 BMUV)
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BMUV = Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

BMWK = Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz

BMWSB = Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen

BNatSchG = Bundesnaturschutzgesetz

BSG = Bundessozialgericht

BVerfG = Bundesverfassungsgericht

BVerfGE = Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

BVerwG = Bundesverwaltungsgericht

BVL = Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit

C9-C14 PFCAs = perfluorierte Carbonsäuren (perfluorocarboxylic acid) mit neun bis vierzehn 
Kohlenstoffatomen

ChemG = Chemikaliengesetz

CLRTAP = Convention on Long-range Transboundary Air Pollution – Übereinkommen über 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung

cm3 = Kubikzentimeter

CMR-Stoffe = cancerogen, mutagen, reprotoxic substances – kanzerogene, mutagene oder 
reproduktionstoxische Stoffe

CO = Kohlenstoffmonoxid

CO2 = Kohlenstoffdioxid

COPD = Chronic Obstructive Pulmonary Disease – chronisch obstruktive Lungenerkrankung

DALY = disability-adjusted life years – verlorene gesunde Lebensjahre

DART = Deutsche Antibiotika-Resistenzstrategie

DAS = Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel

dB = Dezibel

DEHP = Di(2ethylhexyl)phthalat

Difu = Deutsches Institut für Urbanistik gGmbH

DIN = Deutsches Institut für Normung e. V.

DStGB = Deutscher Städte- und Gemeindebund

DUH = Deutsche Umwelthilfe e. V.

DWA = Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V.

DWD = Deutscher Wetterdienst

E = Elektro

EBD = environmental burden of disease – umweltbedingte Krankheitslast
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ECDC = European Centre for Disease Prevention and Control – Europäisches Zentrum für die 
Prävention und die Kontrolle von Krankheiten

ECHA = European Chemicals Agency – Europäische Chemikalienagentur

EEA (dt. EUA) = European Environment Agency – Europäische Umweltagentur

EFSA = European Food Safety Authority – Europäische Lebensmittelagentur

EIONET = European Environment Information and Observation NETwork – Europäisches 
Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetz

EJScreen = Environmental Justice Screening and Mapping Tool

EPI = Institut für Epidemiologie

ErgVV = Ergänzende Verwaltungsvereinbarung

ETC HE = European Topic Centre Human health and the environment – Europäisches 
Themenzentrum „Human Health and the Environment“

EU = Europäische Union

EUA = Europäische Umweltagentur, s. EEA

EWG = Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

FAO = Food and Agriculture Organization of the United Nations – Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (auch Welternährungsorganisation)

FLI = Friedrich-Loeffler-Institut

Fn. = Fußnote

g = Gramm

GAK = Gesundheitliche Anpassung an die Folgen des Klimawandels

GALK = Gartenamtsleiterkonferenz

GAP = Gemeinsame Agrarpolitik

GDI = Gasoline Direct Injection

GerES = German Environmental Survey – Deutsche Umweltstudie zur Gesundheit

GFS-Werte = Geringfügigkeitsschwellenwerte

GG = Grundgesetz

GGO = Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien 

GIS = geografisches Informationssystem

GMK = Gesundheitsministerkonferenz

GOHI = German One Health Initiative

GOW = gesundheitlicher Orientierungswert

GrünFZ = Grünflächenzahl

GYF = grönytefaktor

ha = Hektar
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HBM = Human-Biomonitoring

HBM4EU = European Human Biomonitoring Initiative – Europäische Human-Biomonitoring 
Initiative

HBM-I = Human-Biomonitoring-(Leit-)Wert I

HIA = Health Impact Assessment

HiAP = Health in All Policies – Gesundheit in allen Politikfeldern

i. V. m. = in Verbindung mit

IARC = International Agency for Research on Cancer – Internationale Agentur für 
Krebsforschung

IPCHEM = Information Platform for Chemical Monitoring – Informationsplattform für das 
chemische Monitoring

ISEK = integriertes Stadtentwicklungskonzept

KFT = Klima- und Transformationsfonds

kg = Kilogramm

km/h = Stundenkilometer

km2 = Quadratkilometer

KomPass = Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpassung

kW = Kilowatt

l = Liter

LABO = Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz

LAI = Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz

LA-MRSA = Livestock-assoziierte (auf landwirtschaftlichen Nutztieren vorkommende) 
Methicillin-resistente Staphylococcus aureus

LAWA = Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser

lit. = Litera – Buchstabe

m3 = Kubikmeter

MAF = Mixture Assessment Factor – Allokationsfaktor für Mischungen

mg = Milligramm

Mio. = Million(en)

Mrd. = Milliarde(n)

MRE = multiresistente Erreger

MRSA = Methicillin-resistenter Staphylococcus aureus

NCDs = Noncommunicable Diseases – nicht übertragbare Krankheiten

ng = Nanogramm

NGOs = Non-Governmental Organisations – Nichtregierungsorganisationen
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nm = Nanometer

NMVOC = non-methane volatile organic compounds – flüchtige organische Verbindungen ohne 
Methan

NMZB = Nationales Monitoringzentrum zur Biodiversität

NO2 = Stickstoffdioxid

NOx = Stickstoffoxide

NPK = Nationale Präventionskonferenz

Nr. = Nummer

NSP = Nationale Stadtentwicklungspolitik

NTS = Non-Target Screening

OECD = Organisation for Economic Co-operation and Development – Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

ÖGD = Öffentlicher Gesundheitsdienst

ÖGDG NRW = Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen

ÖPNV = öffentlicher Personennahverkehr

OVG = Oberverwaltungsgericht

PAK = polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 

PARC = European Partnership for the Assessment of Risks from Chemicals –Europäische 
Partnerschaft für die Bewertung von Risiken durch Chemikalien

PBT-Stoffe = persistent, bioaccumulative and toxic substances – persistente, bioakkumulierbare und 
toxische Stoffe

PEI = Paul-Ehrlich-Institut

PFAS = per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen

PFHxA = Perfluorhexansäure, CAS-Nr. 307-24-4

PFHxS = Perfluorhexansulfonsäure, CAS-Nr.355-46-4

PFNA = Perfluornonansäure, CAS-Nr. 375-95-1

PFOA = Perfluoroctansäure, CAS-Nr. 335-67-1

PFOS = Perfluoroctansulfonsäure, CAS-Nr. 1763-23-1

PIK = Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung

Pkw = Personenkraftwagen

PM0,1 = Particulate Matter – Partikel mit einem aerodynamischen Durchmesser kleiner als  
0,1 µm (Ultrafeinstaub)

PM10 = Particulate Matter – Partikel mit einem aerodynamischen Durchmesser kleiner als  
10 µm (Feinstaub)

PM2,5 = Particulate Matter – Partikel mit einem aerodynamischen Durchmesser kleiner als  
2,5 µm (Feinstaub)
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PMT-Stoffe = persistent, mobile and toxic substances – persistente (schlecht abbaubare), mobile 
und toxische Stoffe

POP = Persistent Organic Pollutants – persistente organische Schadstoffe

PrävG = Präventionsgesetz

PSM = Pflanzenschutzmittel

PTFE = Polytetrafluorethylen, CAS-Nr. 9002-84-0

REACH = Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of Chemicals – Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung von Chemikalien

REACH(-Verord-
nung)

= Chemikalienverordnung (Registration, Evaluation, Authorisation and Restriction of 
Chemicals) 

RKI = Robert Koch-Institut

Rn. = Randnummer

S. = Satz, Seite

SDGs = Sustainable Development Goals – Ziele für nachhaltige Entwicklung

SEA = socio-economic analysis – sozioökonomische Analyse

SGB = Sozialgesetzbuch

SK:KK = Service- und Kompetenzzentrum: Kommunaler Klimaschutz

SO2 = Schwefeldioxid

SRU = Sachverständigenrat für Umweltfragen 

SSbD = Safe and Sustainable by Design

SUHEI = Spatial Urban Health Equity Indicators

SUP = Strategische Umweltprüfung

SVHC = Substances of Very High Concern – besonders besorgniserregende Stoffe

t = Tonne(n)

TÄHAV = Tierärztliche Hausapothekenverordnung

TAMG = Tierarzneimittelgesetz

TrinkwV = Trinkwasserverordnung

TSP = total suspended particles – Gesamtstaub

TWI = Tolerable Weekly Intake – tolerierbare wöchentliche Aufnahmedodis

TWLW = Trinkwasser-Leitwerte

UBA = Umweltbundesamt

UGB = Umweltgesetzbuch 

UMK = Umweltministerkonferenz

UmwRG = Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz

UN = United Nations
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UNEP = United Nations Environment Programme – Umweltprogramm der Vereinten Nationen

Urt. = Urteil

US = United States

US EPA = United States Environmental Protection Agency – US-amerikanische 
Umweltschutzbehörde

USA = United States of America

USD = US-Dollar

UV = ultraviolett

UVP = Umweltverträglichkeitsprüfung

UVPG = Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung

VCI = Verband der Chemischen Industrie e. V.

VDI = Verein Deutscher Ingenieure e. V.

Vorb. = Vorbemerkung

vPvB-Stoffe = very persistent and very bioaccumulative substances – sehr persistente und sehr 
bioakkumulierbare Stoffe

vPvM = very persistent and very mobile substances – sehr persistente und sehr mobile Stoffe

VRE = Vancomycin-resistenter Enterococcus faecium 

WHG = Wasserhaushaltsgesetz

WHO = World Health Organization – Weltgesundheitsorganisation

WOAH = World Organisation for Animal Health – Weltorganisation für Tiergesundheit

WTP = Willingness to pay – Zahlungsbereitschaft

YLD = years lived with disability – Lebensjahre gelebt in eingeschränkter Gesundheit

YLL = years of life lost due to mortality – Lebensjahre verloren durch vorzeitiges Versterben

Ziff. = Ziffer

ZKA = Zentrum KlimaAnpasssung

ZPAP = Zero Pollution Action Plan – Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und 
Boden“

ZUG = Zukunft – Umwelt – Gesellschaft gGmbH
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Rechtsquellenverzeichnis
Arzneimittelgesetz – AMG Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln

Baugesetzbuch – BauGB Baugesetzbuch

Baunutzungsverordnung – BauNVO Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke

Bauvorlagenerlass Hessen Bauvorlagenerlass Hessen (Verwaltungsvorschrift)

Bauvorlagenverordnung Bremen Bremische Bauvorlagenverordnung

Bauvorlagenverordnung des Saarlands Bauvorlagenverordnung des Saarlands

1. BImSchV – Kleinfeuerungsanlagen-
verordnung

Erste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes – Verordnung über kleinere und mittlere 
Feuerungsanlagen

Biodiversitätskonvention Übereinkommen über die biologische Vielfalt (Convention on 
Biological Diversity – CBD)

Bundes-Immissionsschutzgesetz – 
BImSchG

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge

Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege

Chemikaliengesetz – ChemG Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen

Chemikalienverordnung (EG)  
Nr. 1907/2006 – REACH-Verordnung

Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe 
(REACH), zur Schaffung einer Europäischen Chemikalien
agentur, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur 
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der 
Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 
76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG,  
93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission

CLP-Verordnung Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen,  
zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG 
und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006

Delegierte Verordnung (EU) 2021/1760 Delegierte Verordnung (EU) 2021/1760 der Kommission vom 
26. Mai 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2019/6 des 
Europäischen Parlaments und des Rates durch die Festlegung der 
Kriterien für die Bestimmung antimikrobieller Wirkstoffe, die der 
Behandlung bestimmter Infektionen beim Menschen vorbehalten 
bleiben müssen
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Düngemittelverordnung Verordnung über das Inverkehrbringen von Düngemitteln, 
Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln

Durchführungsverordnung (EU) 
2022/1255

Durchführungsverordnung (EU) 2022/1255 der Kommission vom 
19. Juli 2022 zur Bestimmung von antimikrobiellen Wirkstoffen
oder von Gruppen antimikrobieller Wirkstoffe, die gemäß der
Verordnung (EU) 2019/6 des Europäischen Parlaments und des
Rates der Behandlung bestimmter Infektionen beim Menschen
vorbehalten bleiben müssen

Durchführungsverordnung (EU) 
2022/1428

Durchführungsverordnung (EU) 2022/1428 der Kommission vom 
24. August 2022 zur Festlegung der Probenahmeverfahren und
Analysemethoden für die Kontrolle auf Perfluoralkylsubstanzen in
bestimmten Lebensmitteln

Ergänzende Verwaltungsvereinbarung 
– ErgVV Städtebauförderung 2017

Ergänzende Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung 2017 
über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder 
nach Artikel 104b des Grundgesetzes zur Förderung städte
baulicher Maßnahmen

Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien – GGO 

Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien

Gesetz über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen – ÖGDG NRW

Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen

Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“

Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAKG)

Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung – UVPG

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Grundgesetz – GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

Grundwasserrichtlinie Richtlinie 2006/118/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 zum Schutz des Grundwassers vor 
Verschmutzung und Verschlechterung

Klärschlammverordnung – AbfKlärV Verordnung über die Verwertung von Klärschlamm, Klärschlamm-
gemisch und Klärschlammkompost

Klimaabkommen von Paris Übereinkommen von Paris (Paris Agreement)

Klimarahmenkonvention Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klima
änderungen (United Nations Framework Convention on Climate 
Change – UNFCCC) 

Luftqualitätsrichtlinie Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für 
Europa
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Montreal-Protokoll Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem Abbau der 
Ozonschicht führen (Montreal Protocol on Substances that 
Deplete the Ozone Layer) 

NEC-Richtlinie Richtlinie (EU) 2016/2284 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 14. Dezember 2016 über die Reduktion der 
nationalen Emissionen bestimmter Luftschadstoffe, zur Änderung 
der Richtlinie 2003/35/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 
2001/81/EG

POP-Protokoll Protokoll über persistente organische Schadstoffe (Protocol on 
Persistent Organic Pollutants – POPs Protocol) auf Grundlage 
des Übereinkommens über weiträumige grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung (Convention on Long-range Transboundary 
Air Pollution – CLRTAP)

Protokoll von Kyoto Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen (Kyoto Protocol to the United 
Nations Framework Convention on Climate Change)

Richtlinie 2003/35/EG über die 
Öffentlichkeitsbeteiligung

Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit 
bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und 
Programme und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 
96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung 
und den Zugang zu Gerichten

Sozialgesetzbuch Zweites Buch – SGB II Sozialgesetzbuch Zweites Buch (II) – Bürgergeld, Grund
sicherung für Arbeitssuchende

Sozialgesetzbuch Fünftes Buch – SGB V Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (V) – Gesetzliche Kranken
versicherung

Stockholmer Übereinkommen über 
persistente organische Schadstoffe

Stockholmer Übereinkommen über persistente organische Schad-
stoffe (Stockholm Convention on Persistent Organic Pollutants)

Tierarzneimittelgesetz – TAMG Gesetz über den Verkehr mit Tierarzneimitteln und zur 
Durchführung unionsrechtlicher Vorschriften betreffend 
Tierarzneimittel

Tierärztliche Hausapotheken
verordnung – TÄHAV

Verordnung über tierärztliche Hausapotheken

Trinkwasserrichtlinie Richtlinie (EU) 2020/2184 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 2020 über die Qualität von Wasser für 
den menschlichen Gebrauch

Trinkwasserverordnung – TrinkwV Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen 
Gebrauch

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz – UmwRG Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG
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UVP-Richtlinie Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten

Verordnung (EU) 2018/848 Verordnung (EU) 2018/848 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 30. Mai 2018 über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen 
Erzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 des Rates

Verordnung (EU) 2022/2388 Verordnung (EU) 2022/2388 der Kommission vom 7. Dezem-
ber 2022 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 
hinsichtlich der Höchstgehalte an Perfluoralkylsubstanzen in 
bestimmten Lebensmitteln

Verordnung über Tierarzneimittel (EU) 
2019/6

Verordnung (EU) 2019/6 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2018 über Tierarzneimittel und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2001/82/EG

Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union – AEUV

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

Wasserhaushaltsgesetz – WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 

Wiener Übereinkommen zum Schutz 
der Ozonschicht

Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht (Vienna 
Convention for the Protection of the Ozone Layer)
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Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit
Erlass über die Einrichtung eines Sachverständigenrates für Umweltfragen bei dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Vom 24. November 2021

§ 1 Einrichtung und Sitz

(1) Zur periodischen Begutachtung der Umweltsituati-
on und Umweltbedingungen der Bundesrepublik
Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbildung
bei allen umweltpolitisch verantwortlichen Instanzen
sowie in der Öffentlichkeit wird ein Sachverständigen-
rat für Umweltfragen gebildet.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat sei-
nen Sitz in Berlin.

§ 2 Mitglieder und Unvereinbarkeit von Ämtern

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen besteht
aus sieben Mitgliedern, die über besondere wissen-
schaftliche Kenntnisse und Erfahrungen im Umwelt-
schutz verfügen müssen.

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Um-
weltfragen dürfen weder der Regierung oder einer ge-
setzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Lan-
des noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines
Landes oder einer sonstigen juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts, es sei denn als Hochschullehrer oder
-lehrerin oder als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin eines
wissenschaftlichen Instituts, angehören. Sie dürfen fer-
ner nicht Repräsentant oder Repräsentantin eines Wirt-
schaftsverbandes oder einer Arbeitgeber- oder Arbeit-
nehmerorganisation sein oder zu diesen in einem
ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis 
stehen; sie dürfen auch nicht während des letzten Jah-
res vor der Berufung zum Mitglied des Sachverständi-
genrates für Umweltfragen eine derartige Stellung in-
negehabt haben.

§ 3 Auftrag

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen soll die je-
weilige Situation der Umwelt und deren Entwicklungs-
tendenzen sowie umweltrelevante politische, wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Aktivitäten 
begutachten. Er soll Fehlentwicklungen benennen und 
Möglichkeiten zur Vermeidung oder Beseitigung von 
Umweltproblemen aufzeigen.

§ 4 Unabhängigkeit des Rates

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen ist nur an 
den durch diesen Erlass begründeten Auftrag gebunden 
und in seiner Tätigkeit unabhängig.

§ 5 Beteiligung von Behörden und Sachverständigen

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt wäh-
rend der Abfassung seiner Gutachten den jeweils fach-
lich betroffenen Bundesministerien oder ihren Beauf-
tragten Gelegenheit, zu wesentlichen sich aus seinem
Auftrag ergebenden Fragen schriftlich Stellung zu neh-
men.

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen kann auf 
Bitten der Bundesministerien oder ihrer Beauftragten
diese zu ihren jeweiligen Fachangelegenheiten hören.
In Abstimmung mit dem Sachverständigenrat für Um-
weltfragen können die Bundesministerien als stimmlo-
se Gäste an Fachgesprächen teilnehmen.

(3) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen kann zu
einzelnen Beratungsthemen weitere Behörden des Bun-
des und der Länder hören sowie Sachverständigen, ins-
besondere Vertretern und Vertreterinnen von Organi-
sationen der Wirtschaft und der Umweltverbände,
Gelegenheit zur Äußerung geben.
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§ 6 Beratungsergebnisse und Veröffentlichung 

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen erstellt 
in regelmäßigen Abständen, mindestens alle zwei Jahre, 
Gutachten, Stellungnahmen und sonstige schriftliche 
Äußerungen. 

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen trägt 
Wünschen des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit nach Beratung zu be-
stimmten Themen oder Einzelfragen Rechnung. 

(3) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen leitet 
seine Beratungsergebnisse in Form von Gutachten, Stel-
lungnahmen oder sonstigen schriftlichen Äußerungen 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit und weiteren fachlich betroffenen 
Bundesministerien zu. 

(4) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen veröf-
fentlicht seine Gutachten, Stellungnahmen und sonsti-
gen schriftlichen Äußerungen im Internet.

§ 7 Berufung und Ausscheiden von Mitgliedern, Gast-
gutachter

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Um-
weltfragen werden vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit nach Zustimmung 
des Bundeskabinetts für die Dauer von vier Jahren be-
rufen. Dabei wird auf die paritätische Teilhabe von Frau-
en und Männern nach Maßgabe des Bundesgremienbe-
setzungsgesetzes hingewirkt. Wiederberufung ist 
möglich.

(2) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nuklea-
re Sicherheit gegenüber ihr Ausscheiden aus dem Rat er-
klären.

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein neues 
Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausgeschiede-
nen Mitglieds berufen. Wiederberufung ist möglich.

(4) Für einen begrenzten Zeitraum und ausgewählte 
Fragestellungen sowie zu spezifischen Themen können 
weitere im Sinne von § 2 Absatz 2 qualifizierte Sachver-
ständige (Gastgutachter und Gastgutachterinnen) hin-
zugezogen werden. Dies bedarf der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nu-
kleare Sicherheit.

§ 8 Vorsitzwahl, Geschäftsordnung, 
Minderheitsvoten, Streitschlichtungsverfahren

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wählt in 
geheimer Wahl aus seiner Mitte einen Vorsitzenden oder 
eine Vorsitzende für die Dauer von vier Jahren. Wieder-
wahl ist möglich. Der Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen kann vor Ablauf der Amtszeit mit einer Mehrheit 
von fünf Stimmen einen neuen Vorsitzenden bestim-
men. 

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt sich 
eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der Genehmigung 
des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit.

(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der Gut-
achten zu einzelnen Fragen eine abweichende Auffas-
sung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den Gutachten 
zum Ausdruck zu bringen.

(4) Zur Klärung von Streitigkeiten der Mitglieder unter-
einander können Streitschlichtungsverfahren (wie z. B. 
Mediations- bzw. schiedsrichterliche Verfahren) durch-
geführt werden. Nähere Einzelheiten regelt der Sach-
verständigenrat für Umweltfragen in der Geschäftsord-
nung. 

§ 9 Geschäftsstelle

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wird bei der 
Durchführung seiner Arbeit von einer Geschäftsstelle 
beim Umweltbundesamt unterstützt.

§ 10 Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umwelt-
fragen, die Gastgutachter und die Angehörigen der Ge-
schäftsstelle sind zur Verschwiegenheit über die Bera-
tungen und als vertraulich bezeichnete Informationen 
verpflichtet.
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§ 11 Aufwandsentschädigung, Reisekostenerstattung 
und Finanzierung durch den Bund

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Um-
weltfragen sind ehrenamtlich tätig.

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Um-
weltfragen erhalten eine pauschale Aufwandsentschä-
digung. Diese wird vom Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat und dem Bundesministerium der 
Finanzen festgesetzt. Den Mitgliedern und Gastgutach-
tern werden die Reisekosten nach dem Bundesreisekos-
tengesetz erstattet. 

 (3) Die Kosten des Sachverständigenrates für Umwelt-
fragen trägt der Bund.

§ 12 Aufhebung des bisher gültigen Erlasses

Der Erlass über die Einrichtung eines Sachverständi-
genrates für Umweltfragen bei dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 
1. März 2005 (GMBl. 2005, Nr. 31, S. 662 f.) wird hier-
mit aufgehoben.

Berlin, den 24. November 2021

G I 1 – 4812/000-2021.0003

Die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
Svenja Schulze
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Sachverständigenrat 
für Umweltfragen

Luisenstraße 46 
10117 Berlin
+ 49 30 263696 0
info @ umweltrat.de
www.umweltrat.de

Eine intakte Umwelt ist eine Grundvoraussetzung für die Gesundheit der Menschen. Wenn 
ökologische Belastungsgrenzen überschritten werden, hat dies erhebliche gesundheit-
liche Auswirkungen. Trotz der jüngsten Hitzewellen, Dürren, Starkregenereignisse und 
der COVID-19-Pandemie nehmen Politik und Gesellschaft diesen Zusammenhang noch 
immer nicht ernst genug. Etwa 15 % der Todesfälle in Europa sind auf umweltbedingte 
Risikofaktoren zurückzuführen. Dabei sind die Belastungen und die daraus resultieren-
den Krankheiten sozial ungleich verteilt. Das gilt auch für den Zugang zur Natur, die eine 
unterschätzte Ressource für Gesundheit und Wohlbefinden der Menschen darstellt.

Vor diesem Hintergrund analysiert der SRU in seinem aktuellen Gutachten Strategien, 
um gesunde Lebensverhältnisse für alle zu schaffen. Bekannte Risiken − beispielsweise 
Feinstaub, Antibiotikaresistenzen sowie langlebige und bioakkumulierende Chemikalien 
wie PFAS − sollten konsequent angegangen werden. Der SRU spricht sich dafür aus, den 
gesundheitsbezogenen Umweltschutz in allen Ressorts sowie auf Ebene von Bund, 
Ländern und Kommunen stärker zu berücksichtigen. Um hierfür wichtige Konzepte und 
Prinzipien miteinander zu verknüpfen, formuliert der SRU das Leitbild Ökosalute Politik. 
Zudem empfiehlt der SRU, etablierte Instrumente wie Monitoring, Grenzwerte und 
Umweltprüfungen an neue Herausforderungen anzupassen. 

Bei den anstehenden Transformationen der Energie-, Verkehrs-, Agrar- und Ernährungs-
systeme sollten die Gesundheitsdimensionen systematisch mitgedacht werden. Bei der 
Entwicklung der Städte ist es wichtig, einen stärkeren Fokus auf Gesundheitsschutz und 
Gesundheitsförderung zu legen. Städtische Grünräume sind zu erhalten und auszubauen, 
denn sie haben für menschliche Erholung und Klimaanpassung eine große Bedeutung. 
Insgesamt leistet auch der Naturschutz wichtige Beiträge, die menschliche Gesundheit 
zu fördern.

Drucksache 20/7718 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 284 –

Umwelt und Gesundheit 
konsequent  
zusammendenken

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333


	Kasten 2-1
	Gesundheit im Wechselspiel lokaler und planetarer Umweltprozesse
	Kasten 2-2
	Soziale Lage und soziale Ungleichheit

	Kasten 3-1
	Größenbestimmung von Feinstäuben

	Kasten 3-2
	Beispiel Colistin

	Kasten 3-3
	Direkte vs. indirekte Gesundheitswirkungen der Klimakrise

	Kasten 3-4
	Ultraviolette Strahlung, Klima und ­Gesundheit

	Kasten 5-1
	Umwelt und Gesundheit in der Agenda 2030 und den globalen Nachhaltigkeitszielen

	Kasten 5-2
	Die Umweltprobenbank – ein Fenster in die Vergangenheit

	Kasten 6-1
	Die im ZPAP aufgeführten Ziele für 2030

	Kasten 6-2
	Besonders besorgniserregende Stoffe (SVHC)

	Kasten 7-1
	„Nachhaltige StadtGesundheit“

	Kasten 7-2
	Das SUHEI-Modell

	Kasten 7-3
	Environmental Justice Screening and Mapping Tool

	Kasten 7-4
	Setting- oder Lebensweltenansatz


		Tabelle 2-1
	Der Anteil der Luftbelastung an der Sterberate durch nicht übertragbare Krankheiten in Europa und weltweit

	Tabelle 3-1
	Aktuelle und von der Europäischen Kommission vorgeschlagene neue Grenzwerte für Feinstaub sowie Richtwerte der WHO (PM2,5 und PM10)

	Tabelle 3-2
	Resistenzsituation in Deutschland 2016 bis 2020 im europäischen Vergleich

	Tabelle 4-1
	Indikatoren des DAS-Monitoringsystems mit engem Bezug zum Gesundheitsschutz

	Tabelle 7-1
	Beispiele für Instrumente zur Verwirklichung von gesundheitsbezogenem Umweltschutz und ­Umweltgerechtigkeit in Städten

	Tabelle 7-2
	Beispiele für Programme, über die kommunale Maßnahmen zur Klimaanpassung gefördert werden können

	Abbildung 1
	Überblick über die Empfehlungen für eine ökosalute Politik  

	Abbildung 2
	Kernelemente der WHO-Empfehlungen zur Erstellung von Hitzeaktionsplänen


	Ab0bildung 3
	Positive Gesundheitswirkungen der Natur


		Abbildung 4
	Die neue Hierarchie der Schadstofffreiheit beim Chemikalienmanagement


		Abbildung 1-1
	Ausgewählte Auswirkungen der Umwelt auf die menschliche Gesundheit


		Abbildung 2-1
	Die Gesundheitswirkungen der lokalen und planetaren Umwelt


		Abbildung 2-2
	Umweltschutz, Gesundheitsschutz und Gesundheitsförderung 

		Abbildung 2-3
	Lineare und nicht-lineare Wirkungszusammenhänge zwischen Umweltexposition und Gesundheitsrisiko

		Abbildung 2-4
	Integrative Darstellung der Expositions-Wirkungszusammenhänge zwischen Risiko- bzw. ­Schutzfaktoren und Gesundheitsrisiken bzw. -chancen

		Abbildung 2-5
	Effektmodifikation: Expositions-Wirkungszusammenhang in Abhängigkeit der individuellen Anfälligkeit und Resilienz

		Abbildung 2-7
	Berechnung der umweltbedingten Krankheitslast


	Abbildung 3-1
	Aufnahme von Feinstaub in die Atemwege getrennt nach Fraktionen


		Abbildung 3-2
	Feinstaub-(PM10-)Emissionen differenziert nach Quellkategorien in den Jahren 1995 bis 2020


		Abbildung 3-3
	Aufschlüsselung der Feinstaubimmissionen nach Quellen an der verkehrsnahen Messstelle Stuttgart – Am Neckartor (Bezugsjahr 2016)


		Abbildung 3-4
	Entwicklung der Feinstaubbelastungen (PM2,5-Jahresmittelwerte) an den 3 Messstellenkategorien in den Jahren 2010 bis 2021


		Abbildung 3-5
	Entwicklung von Antibiotikaresistenzen


		Abbildung 3-6
	Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung in Deutschland in den Jahren 2011 bis 2021 nach ­Wirkstoffgruppen


		Abbildung 3-7
	Eintragspfade von Tierarzneimitteln in die Umwelt


		Abbildung 3-8
	Typische Expositionspfade für PFAS


		Abbildung 3-9
	Belastung von menschlichem Blutplasma aus der Umweltprobenbank mit PFOS und PFOA


		Abbildung 3-10
	Mögliche Wirkungen von PFAS auf den Menschen


		Abbildung 3-11
	Geschätzte Anzahl hitzebedingter Sterbefälle in Deutschland zwischen 1992 und 2021


		Abbildung 3-12
	Anzahl heißer Tage und Tropennächte im Gebietsmittel in Deutschland zwischen 1951 und 2022


		Abbildung 3-13
	Anzahl Tropennächte an Messstationen in Berlin und Dresden zwischen 1961 und 2022


		Abbildung 3-14
	Kernelemente der WHO-Empfehlungen zur Erstellung von Hitzeaktionsplänen

		Abbildung 3-15
	Hitzeaktionspläne in Deutschland nach Verwaltungsebene

		Abbildung 3-16
	Benötigte Unterstützung in Ländern und Kommunen bei der Entwicklung und Implementierung eines Hitzeaktionsplans

		Abbildung 4-1
	Positive Gesundheitswirkungen der Natur

		Abbildung 4-2
	Die Biodiversitätshypothese


		Abbildung 6-1
	Die neue Hierarchie der Schadstofffreiheit beim Chemikalienmanagement

		Abbildung 6-2
	Das unbekannte Terrain chemischer Risiken

		Abbildung 6-3
	Wie entstehen Chemikalienmischungen in der Umwelt?

		Abbildung 7-1
	Mehrfachbelastungskarte der Stadt Herne nach dem SUHEI-Modell



		Abbildung 9-1
	Überblick über die Empfehlungen für eine ökosalute Politik


	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite
	Leere Seite



